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ERKLARUNG DES MINISTERRATS VON SOFIA
ZUR VERHUTUNG UND BEKAMPFUNG DES TERRORISMUS

1. Wir, die Mitglieder des Ministerrats der OSZE, sind in Sofia zusammengetreten und
erkldren unsere entschiedene und vorbehaltlose Verurteilung von Akten des Terrorismus,
insbesondere derjenigen, die 2004 in Spanien, Usbekistan, der Tiirkei und Russland vertiibt
wurden, wo in der Stadt Beslan unschuldige und wehrlose Kinder von Terroristen brutal und
kaltbliitig ermordet wurden. Wir trauern um die Hunderten Toten und erkldren unsere tief
empfundene Solidaritidt mit den Opfern der Akte des Terrorismus und deren Familien. Diese
Anschldge haben den Terrorismus in seiner ganzen Unmenschlichkeit gezeigt. Wir erklidren
uns mit den Staaten solidarisch, die nicht Teilnehmerstaaten unserer Organisation sind und
ebenfalls Zielscheibe terroristischer Anschldge wurden.

Mit dem erneuten Hinweis, dass der Terrorismus eine der schwersten Bedrohungen
des Friedens und der Sicherheit darstellt, und in der Erwdgung, dass Akte des Terrorismus die
Wahrnehmung der Menschenrechte ernsthaft behindern, erneuern wir unsere Verpflichtung,
die Wahrnehmung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, insbesondere des Rechts auf
Leben, eines jeden Menschen innerhalb unseres Hoheitsbereichs gegen Akte des Terrorismus
zu schiitzen. Wir betonen erneut unsere Entschlossenheit, den Terrorismus in allen seinen
Arten und Erscheinungsformen als Verbrechen zu bekdmpfen, fiir das es, was auch immer
seine Motivation oder Ursache sein mag, keine Rechtfertigung gibt, und diesen Kampf unter
Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit und im Einklang mit unseren Verpflichtungen nach dem
Volkerrecht, insbesondere den internationalen Menschenrechtsnormen, dem Fliichtlingsrecht
und dem humanitiren Voélkerrecht, zu fiihren.

2. Wir unterstreichen die fiihrende Rolle der Vereinten Nationen im umfassenden Kampf
gegen den Terrorismus.

Wir bekriftigen die von unseren Staaten im Bereich der Terrorismusbekdmpfung im
Rahmen der Vereinten Nationen verabschiedeten Verpflichtungen, einschlieBlich der
Resolutionen 1267 (1999), 1373 (2001), 1456 (2003), 1535 (2004), 1540 (2004) und 1566
(2004) des VN-Sicherheitsrats sowie der Resolution 58/187 der Generalversammlung der
Vereinten Nationen, und wir unterstiitzen die Resolution 2004/87 der Menschenrechts-
kommission der Vereinten Nationen. Wir bekriftigen ferner die im Rahmen anderer
internationaler Organisationen, denen wir angehdren, verabschiedeten Verpflichtungen.

Wir begriiflen die wichtige Rolle, die die Resolution 1566 (2004) des VN-Sicherheits-
rats den einschldgigen internationalen, regionalen und subregionalen Organisationen bei der
Starkung der internationalen Zusammenarbeit im Kampf gegen den Terrorismus zuweist, und
den Aufruf zu einem verstirkten Zusammenwirken mit den Vereinten Nationen.

Wir unterstreichen unsere Entschlossenheit, die wichtigen Bemiihungen des
Ausschusses des VN-Sicherheitsrats zur Bekdmpfung des Terrorismus und seines Exekutiv-
direktoriums zu unterstiitzen. Wir verpflichten uns, bei der Durchfiihrung der 12 Uberein-
kommen und Protokolle der Vereinten Nationen zum Thema Terrorismus die hochstmog-
lichen Standards einzuhalten. Wir erneuern ferner unseren Aufruf zu rascher Zusammenarbeit
an der Losung aller offenen Fragen mit dem Ziel, auf dem Konsensweg den Entwurf fiir ein
umfassendes Ubereinkommen zum internationalen Terrorismus und den Entwurf fiir ein
Ubereinkommen zur Unterbindung von Akten des Nuklearterrorismus zu verabschieden.
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Wir bekennen uns nach wie vor zu den OSZE-Beschliissen gegen Terrorismus, insbe-
sondere zu den Verpflichtungen im Bukarester Aktionsplan zur Bekdmpfung des Terrorismus,
in der OSZE-Charta zur Verhiitung und Bekdmpfung des Terrorismus und der OSZE-Strategie
gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitdt im einundzwanzigsten Jahrhundert.

Unsere Lénder bekriftigen ihre Verpflichtung zur raschen und vollinhaltlichen
Umsetzung dieser Beschliisse und Vereinbarungen im gesamten OSZE-Gebiet.

3. Wir begriilen die Bemiihungen der OSZE im Bereich der Terrorismusbekdmpfung
einschlieBlich der 2004 verabschiedeten Beschliisse und unterstiitzen die Arbeit der Gruppe
Terrorismusbekdmpfung im OSZE-Sekretariat.

Wir sind der Uberzeugung, dass das Paket praktischer Beschliisse, das wir heute
verabschieden und begrﬁﬁenl, und deren weitere Durchfiihrung das Niveau von Sicherheit
und Stabilitdt im OSZE-Gebiet heben werden. Diese Beschliisse werden die Umsetzung
unserer Verpflichtungen nach dem Volkerrecht zur Verhiitung und Bekdmpfung des
Terrorismus sicherstellen helfen.

4. Wir beabsichtigen, die OSZE-Aktivititen und -MaBBnahmen zur Verhiitung und
Bekdmpfung des Terrorismus zu verstiarken und uns mit allen Faktoren auseinanderzusetzen,
die Verhiéltnisse entstehen lassen, unter denen terroristische Organisationen Anhédnger
anwerben und Unterstlitzung gewinnen kdnnen.

Wir bekriftigen, dass die OSZE-Bemiihungen zur Bekdmpfung terroristischer
Bedrohungen alle OSZE-Dimensionen erfassen sollten, die Sicherheitsdimension unter
Einschluss des politisch-militirischen Bereichs, die Wirtschafts- und Umweltdimension
sowie die menschliche Dimension. Auf Grundlage des gemeinsamen, umfassenden und
unteilbaren Sicherheitskonzepts konnte unsere Organisation weitere wesentliche Beitrage zu
den weltweiten Bemiihungen im Kampf gegen den Terrorismus leisten.

Wir sind davon tiberzeugt, dass die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten
ein wichtiges Element der Sicherung von Frieden und Stabilitdt und der Verhiitung von Terro-
rismus ist. Wir sind uns dessen bewusst, dass fiir die wirksame Verhiitung und Bekdmpfung des
Terrorismus die Zivilgesellschaft in unseren Landern eingebunden werden muss.

Wir sind entschlossen, unser Zusammenwirken sowohl auf bilateraler als auch auf
multilateraler Ebene in verschiedenen Formaten zu verstdrken, um der Bedrohung durch den
Terrorismus im OSZE-Gebiet und weltweit zu begegnen. Wir werden aktiv zusammen-
arbeiten, um die Téter, Organisatoren, Unterstiitzer und Forderer von Akten des Terrorismus
zu finden und vor Gericht zu bringen.

1 Beschluss Nr. 617 des Stiandigen Rates ,,Weitere Mafinahmen zur Unterbindung der Finanzierung des
Terrorismus® (1. Juli 2004)
Beschluss Nr. 618 des Stindigen Rates ,,Solidaritdt mit den Opfern des Terrorismus* (1. Juli 2004)
Beschluss des Ministerrats ,,Bekdmpfung der Nutzung des Internets zu terroristischen Zwecken®
Beschluss des Ministerrats ,,Erh6hung der Containersicherheit™
Beschluss des Ministerrats ,,Meldung verlorener/gestohlener Reisepisse an das automatisierte
Fahndungssystem/die Datenbank fiir gestohlene Reisedokumente (ASF-STD) von Interpol*
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Wir werden das Zusammenwirken und den Dialog zu Fragen der Terrorismus-
verhiitung und -bekdmpfung mit den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und in Asien
ebenfalls weiterentwickeln.
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ERKLARUNG DES MINISTERRATS
ZUM SECHZIGSTEN JAHRESTAG
DES ENDES DES ZWEITEN WELTKRIEGS

Im Jahr 2005 begehen wir den sechzigsten Jahrestag der Beendigung der Kémpfe des
Zweiten Weltkriegs. Wir trauern um die Abermillionen Opfer, die infolge des Krieges, des
Holocausts, von Besatzung und Unterdriickung ums Leben kamen. Wir ehren all jene, die fiir
den Sieg der Menschlichkeit iiber Diktatur, Unterdriickung und Aggression kimpften. Die
Bedeutung ihres Opfers hilt der Zeit stand. Wir begriilen die Resolution der General-
versammlung der Vereinten Nationen anldsslich des Gedenkens an den sechzigsten Jahrestag
des Endes des Zweiten Weltkriegs.

Als Ausdruck unseres Wunsches, die Wiederholung einer derartigen européischen
und weltweiten Katastrophe zu verhindern, begriiBen wir erfreut die Fortschritte der letzten
sechzig Jahre im Hinblick auf die Bewiltigung des tragischen Verméchtnisses des Zweiten
Weltkriegs auf dem Weg zu weltweitem Frieden und internationaler Sicherheit, zu Versoh-
nung, internationaler und regionaler Zusammenarbeit und zur Férderung demokratischer
Werte, der Menschenrechte und Grundfreiheiten, insbesondere durch die Vereinten Nationen
und die Schaffung regionaler Organisationen. Wir unterstreichen die wichtige Rolle, die
KSZE und OSZE diesbeziiglich in den letzten dreilig Jahren gespielt haben.

In Erinnerung an die Schlussakte von Helsinki, die Charta von Paris fiir ein neues
Europa, die Europiische Sicherheitscharta und andere vereinbarte OSZE-Dokumente werden
wir keine Anstrengung scheuen, um die Entstehung neuer Trennlinien im OSZE-Gebiet zu
verhindern und Ursachen fiir Feindseligkeit, Spannungen und Konfrontation zu beseitigen.
Wir sind entschlossen, unsere gemeinsamen Bemiihungen zur Schaffung eines gemeinsamen
und unteilbaren Sicherheitsraums im OSZE-Gebiet fortzusetzen, gegriindet auf Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit, wirtschaftlichem Wohlstand, sozialer Gerechtigkeit und der Achtung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten einschlieBlich der Rechte von Angehorigen nationaler
Minderheiten.

Aus der Geschichte wissen wir um die Gefahren von Intoleranz, Diskriminierung,
Extremismus und Hass aus ethnischen, rassischen und religiosen Motiven. Wir sind
entschlossen, diese Bedrohungen zu bekdmpfen, auch durch die OSZE, und weisen alle
Versuche, sie zu rechtfertigen, mit Nachdruck zurtick.

Wir verurteilen aufs schirfste jegliche Leugnung des Holocausts. Wir verurteilen alle
Formen der ethnischen Sdauberung. Wir bekréftigen unser Bekenntnis zur Konvention der
Vereinten Nationen iiber die Verhiitung und Bestrafung des Volkermords vom 9. Dezem-
ber 1948. Wir appellieren an die Teilnehmerstaaten, alles nur Mégliche zu tun, um dafiir zu
sorgen, dass heute und in aller Zukunft jeder Versuch eines Volkermords verhindert wird.
Wer sich solcher Verbrechen schuldig macht, sollte vor Gericht gestellt werden.

Die neuen Zeiten brachten neue Bedrohungen und Herausforderungen mit sich, unter
denen der Terrorismus eine der gefahrlichsten ist. Gemeinsam werden wir den Kampf gegen
diese Bedrohung aufnehmen, mit vereinten Kréften und gemeinsamen Mitteln und in
Verteidigung gemeinsamer Grundsétze. Wir werden unter anderem durch die OSZE darauf
hinarbeiten, den Terrorismus und andere Bedrohungen und Herausforderungen fiir die
Sicherheit zu bekdmpfen.
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Wir sind der Uberzeugung, dass die friedliche Losung aller bestehenden Konflikte,
die Einhaltung der Voélkerrechtsnormen, die Ziele und Grundsitze der Charta der Vereinten
Nationen, die Erflillung der in der Schlussakte von Helsinki und den anderen vereinbarten
OSZE-Dokumenten enthaltenen Verpflichtungen der beste Weg ist, um jenen die Ehre zu
erweisen, die flir Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenwiirde gekdmpft haben, um
aller Opfer des Zweiten Weltkriegs zu gedenken, die Vergangenheit zu bewéltigen und die
heutige Generation und die kommenden Generationen vor der Geillel des Krieges und der
Gewalt zu bewahren.
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ERKLARUNG DES MINISTERRATS
ZUM BERG-KARABACH-KONFLIKT

Wir wiirdigen die 2004 zur Beilegung des Berg-Karabach-Konflikts erzielten
Fortschritte, insbesondere die drei Treffen der Prasidenten Armeniens und Aserbaidschans
unter der Schirmherrschaft der Ko-Vorsitzenden der Minsk-Gruppe der OSZE. Wir begriilen
auch die Einrichtung des so genannten ,,Prager Prozesses®, in dessen Rahmen vier Treffen
zwischen den Auflenministern beider Lander die neuerliche systematische Priifung aller
Parameter fiir eine kiinftige Konfliktbeilegung ermdglichten. Wir nehmen zur Kenntnis, dass
die Ko-Vorsitzenden der Minsk-Gruppe der OSZE, ausgehend von den Ergebnissen des
,Prager Prozesses®, beiden Prasidenten im September in Astana einen Rahmen unter-
breiteten, der als Grundlage fiir eine Konfliktbeilegung dienen kdnnte. Wir laden die
Prasidenten Armeniens und Aserbaidschans ein, diesen Rahmen in Betracht zu ziehen und
davon ausgehend weitere Schritte zu setzen. Wir fordern die Parteien mit Nachdruck auf, ihre
Anstrengungen im Hinblick auf die rasche Beilegung des Berg-Karabach-Konflikts im
Rahmen der Minsk-Gruppe der OSZE zu verdoppeln.






V. BESCHLUSSE DES MINISTERRATS
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BESCHLUSS NR. 1/04
VERLANGERUNG DES MANDATS DES
HOHEN KOMMISSARS DER OSZE FUR NATIONALE

MINDERHEITEN
(MC.DEC/1/04 vom 25. Juni 2004)

Der Ministerrat —

unter Hinweis auf den Beschluss des OSZE-Gipfeltreffens von Helsinki 1992, einen
Hohen Kommissar fiir nationale Minderheiten einzusetzen,

in der Erwidgung, dass das Mandat von Rolf Ekéus als Hoher Kommissar der OSZE
fiir nationale Minderheiten laut Beschluss Nr. 2 des Achten Treffens des OSZE-Ministerrats
am 30. Juni 2004 auslauft,

unter Berticksichtigung der Empfehlung des Stidndigen Rates —

beschliefit, das Mandat von Rolf Ekéus als Hoher Kommissar der OSZE fiir nationale
Minderheiten mit Wirkung vom 1. Juli 2004 um drei Jahre zu verlédngern.
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BESCHLUSS Nr. 2/04
AUSARBEITUNG EINES OSZE-KONZEPTS UBER

GRENZSICHERUNG UND -MANAGEMENT
(MC.DEC/2/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

geleitet von der OSZE-Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitét im
einundzwanzigsten Jahrhundert und insbesondere ihrem Absatz 35,

der Forderung offener und sicherer Grenzen in einem freien, demokratischen und
integrierteren OSZE-Gebiet ohne Trennlinien verpflichtet,

unter Hinweis auf die Prinzipien und Verpflichtungen der Schlussakte von Helsinki,
die alle gleichermaB3en und ohne Vorbehalt gelten und jeweils unter Beriicksichtigung aller
anderen auszulegen sind,

unter Hinweis auf die im Helsinki-Dokument 1992 und in der Européischen
Sicherheitscharta 1999 enthaltenen Prinzipien und Verpflichtungen,

unter Hinweis auf die Aktionspldne, Beschliisse und sonstigen maf3geblichen
vereinbarten OSZE-Dokumente, einschlieBlich der Dokumente zur politisch-militdrischen
Dimension, zur Wirtschafts- und Umweltdimension sowie zur menschlichen Dimension, die
sich unter anderem mit Grenzangelegenheiten befassen,

in Bekréftigung der Tatsache, dass Grenzsicherung und -management eine
Angelegenheit der staatlichen Hoheitsgewalt ist und im Einklang mit dem Voélkerrecht,
insbesondere den internationalen Menschenrechtsnormen, dem Fliichtlingsrecht und dem
humanitdren Volkerrecht, und einschldagigen OSZE-Verpflichtungen als Voraussetzung fiir
gutnachbarliche Beziehungen erfolgen sollte,

die von der informellen Arbeitsgruppe ,,Grenzen* des Stéindigen Rates 2004 geleistete
Arbeit begriilend —

beschliefit,

— dass der Stindige Rat seine Arbeit an der Ausarbeitung eines OSZE-Konzepts iiber
Grenzsicherung und -management mit der festen Absicht fortsetzen wird, sie bis zum
Ministerrat 2005 abzuschlief3en;

— dass sich die OSZE-Teilnehmerstaaten bei der Entwicklung des Konzepts unter
anderem von folgenden Zielen leiten lassen:

— Forderung des freien und sicheren Verkehrs von Personen, Waren, Dienst-
leistungen und Investitionen iiber Grenzen hinweg im Einklang mit dem
jeweiligen rechtlichen Rahmen, dem Volkerrecht und OSZE-Verpflichtungen;

— Verringerung der terroristischen Bedrohung, auch durch die Verhinderung
grenziiberschreitender Personen-, Waffen- und Kapitalbewegungen, die mit
terroristischen und sonstigen kriminellen Aktivitdten im Zusammenhang
stehen;
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— Verhiitung und Unterbindung der organisierten Kriminalitét, der illegalen
Migration, der Korruption, des Schmuggels sowie des illegalen Waffen- und
Drogenhandels und des Menschenhandels;

— Forderung der Zusammenarbeit zwischen Grenzschutzdiensten sowie
zwischen fachlich zustindigen nationalen Behorden und Dienststellen der
Teilnehmerstaaten;

— Ermutigung zur Hebung des Standards ihrer Grenzschutzdienste und der
Strukturen ihrer fachlich zustdndigen nationalen Behorden und Dienststellen;

— Gewihrleistung einer respektvollen Behandlung aller Personen, die eine
Grenze iiberschreiten mochten, im Einklang mit dem jeweiligen nationalen
Rechtsrahmen, dem Volkerrecht, insbesondere den Menschenrechten, dem
Fliichtlingsrecht und dem humanitdrem Vdélkerrecht, und einschldgigen OSZE-
Verpflichtungen;

— dass die Arbeit am Konzept in einer eigens dafiir eingerichteten Arbeitsgruppe des
Stidndigen Rates durchgefiihrt wird. Das Forum fiir Sicherheitskooperation wird
seinen eigenen Beitrag zu dieser Arbeit im Rahmen seiner Kompetenzen und seines
Mandats und im Einklang mit Beschluss Nr. 3 des Ministerrats von Bukarest {iber die
Forderung der Rolle der OSZE als Forum fiir den politischen Dialog leisten. Der
Fortschritt der Arbeit wird nach Bedarf in gemeinsamen Sitzungen des Stindigen
Rates und des Forums fiir Sicherheitskooperation iiberpriift;

— dass die von der eigens dafiir eingerichteten Arbeitsgruppe durchzufiihrende Arbeit an
der Entwicklung des Konzepts sich an den im Anhang zu diesem Beschluss
enthaltenen allgemeinen Uberlegungen orientieren wird.

Anhang zu Beschluss Nr. 2/04

GEMEINSAME UBERLEGUNGEN
DER INFORMELLEN ARBEITSGRUPPE ,,GRENZEN*
ZUR ENTWICKLUNG EINES OSZE-KONZEPTS
UBER GRENZSICHERUNG UND -MANAGEMENT

Die Teilnehmerstaaten sind sich iiber die gemeinsamen Zielsetzungen fiir die
Forderung des freien Verkehrs von Personen, Waren, Dienstleistungen und Investitionen
einig und kommen iiberein, sich den mit diesem freien Verkehr verbundenen Problemen
gemeinsam zu stellen.

Die Grenzschutzdienste der Teilnehmerstaaten, die mit ihren jeweiligen fachlich
zustindigen nationalen Behdrden und Dienststellen Verbindung halten, werden zu diesem
Zweck zusammenarbeiten.

Grundsitzliche Fragen rechtlicher Art, die sich aus dem grenziiberschreitenden
Verkehr ergeben, konnen durch direkte Zusammenarbeit zwischen den fachlich zustéindigen
nationalen Behorden und Dienststellen der Teilnehmerstaaten auf der Grundlage bilateraler
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Abkommen geregelt werden. Insbesondere soll zur Schaffung der Voraussetzungen fiir eine
Liberalisierung von Visabestimmungen ermutigt werden.

Direkte Kontakte zwischen Grenzschutzdiensten und zwischen fachlich zustdndigen
Behorden und Dienststellen der Teilnehmerstaaten konnen bilateral oder multilateral
erfolgen, auch auf regionaler Ebene, je nach konkreten grenzbezogenen Fragen.

Ein Grenzmanagement anhand dieser Vorgaben kann die Aussichten auf eine
gemeinsame wirtschaftliche Entwicklung verbessern. Es wiirde auch zur Schaffung
gemeinsamer Freiheits-, Sicherheits- und Rechtsrdume beitragen, in denen die Vorteile der
Integrationsprozesse im OSZE-Gebiet den Teilnehmerstaaten zugute kommen konnen.

Souverine nationale Behorden und insbesondere die diesseits und jenseits der Grenze
zustindigen Grenzschutzdienste verfiigen iiber die besten Kenntnisse in anstehenden Fragen.
Dialog, Transparenz und Vertrauensbildung iiber Grenzen hinweg sind der erste Schritt, der
zur Entwicklung von Losungen notwendig ist, die einen Wertzuwachs zum Nutzen aller
schaffen.

Die Grenzen in der OSZE sind nicht gleichartig. Jede Grenze hat ihre Besonderheit
und kann spezifische politische Entscheidungen verlangen. Jeder Teilnehmerstaat hat das
souverdne Recht, selbst iiber seine Grenzsicherung und sein Grenzmanagement unter
Beriicksichtigung einschlidgiger politischer, militdrischer, wirtschaftlicher und sozialer
Uberlegungen zu entscheiden.

Im Einklang mit ihrem Konzept der gemeinsamen, umfassenden, kooperativen und
unteilbaren Sicherheit stellt die OSZE einen geeigneten politischen Rahmen dar und bietet
die Dienste ihrer Strukturen und Institutionen fiir Leistungen an, wenn die Teilnehmerstaaten
darum ersuchen.

Ein zielorientierteres und koordinierteres Vorgehen konnte fiir die internationale Hilfe
und Zusammenarbeit von Vorteil sein. Daher sollte die OSZE zur politischen und operativen
Koordination mit anderen internationalen Organisationen und Institutionen, die offene und
sichere Grenzen fordern, beitragen.

Als regionale Abmachung im Sinne von Kapitel VIII der Charta der Vereinten
Nationen ist die OSZE auch ein Forum fiir die Kooperation mit anderen regionalen
Organisationen in ihrem Gebiet. Eine verstirkte Koordination zwischen Staaten im Bereich
Grenzsicherung und -management auf regionaler Ebene kann ein Sprungbrett zur Schaffung
offener und sicherer Grenzen im gesamten OSZE-Gebiet sein.

Auch die Kooperationspartner konnen sich auf freiwilliger Basis den Verpflichtungen
der OSZE-Teilnehmerstaaten in Bezug auf Grenzsicherung und -management anschliefen.
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BESCHLUSS Nr. 3/04
BEKAMPFUNG DER NUTZUNG DES INTERNETS

ZU TERRORISTISCHEN ZWECKEN
(MC.DEC/3/04 vom 7. Dzember 2004)

Der Ministerrat —

in Anerkennung der Resolutionen 1373 (2001) und 1566 (2004) des VN-Sicherheits-
rats als Meilensteine eines internationalen Rechtsrahmens fiir den Kampf gegen den
Terrorismus,

entschlossen, die Bemiithungen zur Umsetzung bestehender OSZE-Verpflichtungen
zur Bekdmpfung des Terrorismus, die in der OSZE-Charta zur Verhiitung und Bekdmpfung
des Terrorismus, dem Beschluss Nr. 1 des Ministerratstreffens von Porto iiber die Umsetzung
der OSZE-Verpflichtungen und -Aktivititen zur Bekdmpfung des Terrorismus, dem
Bukarester Aktionsplan zur Bekdmpfung des Terrorismus und der OSZE-Strategie gegen
Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitdt im einundzwanzigsten Jahrhundert enthalten sind,
weiter zu intensivieren,

unter Hinweis auf das Ubereinkommen des Europarats iiber Datennetzkriminalitit
(November 2001) und andere einschldgige Arbeiten in diesem Forum sowie auf die Ergeb-
nisse der Konferenz des Europarats iiber die Herausforderung der Datennetzkriminalitét,

unter Hinweis auf die OSZE-Tagung iiber die Zusammenhdnge zwischen rassisti-
scher, fremdenfeindlicher und antisemitischer Propaganda im Internet und Hassdelikten
(Paris, 15. und 16. Juni 2004),

besorgt iiber das Ausmal, in dem das Internet von terroristischen Organisationen
genutzt wird, um

— potenzielle Mitglieder ausfindig zu machen und anzuwerben,
— Geldmittel zu sammeln und zu iiberweisen,
— terroristische Anschldge zu organisieren und

— insbesondere durch den Einsatz von Propaganda zu Akten des Terrorismus
aufzurufen, —

beschliefit, dass die Teilnehmerstaaten Informationen tiber die Nutzung des Internets
zu terroristischen Zwecken austauschen und moégliche Strategien zur Bekdampfung dieser
Bedrohung identifizieren werden, wobei gleichzeitig die Einhaltung internationaler
Menschenrechtsverpflichtungen und -normen, auch in Bezug auf das Recht auf Privatsphire
sowie auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsauflerung, zu gewéhrleisten ist;

beauftragt den Generalsekretdr, in Zusammenarbeit mit Interpol und anderen
interessierten internationalen Organisationen 2005 eine Fachtagung zu veranstalten, auf der
Informationen iiber das Ausmal} dieser Bedrohung sowie iiber den vorhandenen Rechts-
rahmen und das vorhandene institutionelle Instrumentarium ausgetauscht und konkrete
Maflnahmen zur Verstiarkung der internationalen Zusammenarbeit in dieser Frage gepriift
werden sollen.
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BESCHLUSS Nr. 4/04
MELDUNG VERLORENER/GESTOHLENER REISEPASSE AN DAS
AUTOMATISIERTE FAHNDUNGSSYSTEM/DIE DATENBANK
FUR GESTOHLENE REISEDOKUMENTE

(ASF-STD) VON INTERPOL
(MC.DEC/4/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

unter Hinweis darauf, dass sich die OSZE-Teilnechmerstaaten im Bukarester Aktions-
plan zur Bekdmpfung des Terrorismus und im Beschluss des Ministerrats von Maastricht
iiber die Sicherheit von Reisedokumenten (MC.DEC/7/03) verpflichtet haben, den
Terrorismus zu verhindern und zu bekdmpfen und insbesondere die Sicherheit von Reise-
dokumenten zu erh6hen,

in Anerkennung der Bedeutung des grenziiberschreitenden Nachrichtenaustauschs
und der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung der weltweiten
organisierten Kriminalitdt und des Terrorismus,

in Bekriftigung seiner Verpflichtung, wirksame und entschlossene Maflnahmen gegen
den Terrorismus zu ergreifen und die Bewegungsfreiheit einzelner Terroristen und terro-
ristischer Gruppierungen durch wirksame Grenzkontrollen und die kontrollierte Ausstellung
von Ausweisen und Reisedokumenten einzuschranken —

beschliefit, dass die OSZE-Teilnehmerstaaten alle Félle verlorener und gestohlener
internationaler Reisedokumente* unabhingig davon, ob es sich um Dokumente mit indivi-
duellen Personaldaten oder um (keiner Person zugeordnete) Vordrucke handelt, entsprechend
den Datenschutzrichtlinien von Interpol und den Abkommen zwischen Interpol und den
betreffenden Teilnehmerstaaten rasch an das automatisierte Fahndungssystem/die Datenbank
fiir gestohlene Reisedokumente (ASF/STD) von Interpol melden.

* Mit Ausnahme der Inlandspidsse Usbekistans und der Russischen Foderation.
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BESCHLUSS Nr. 5/04
WEITERE UMSETZUNG DES OSZE-DOKUMENTS
UBER LAGERBESTANDE KONVENTIONELLER

MUNITION
(MC.DEC/5/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

in Anerkennung der Notwendigkeit, im gesamten OSZE-Gebiet das Bewusstsein flir
die Probleme im Zusammenhang mit der Verwaltung, Sicherung und Entsorgung von
Lagerbestdnden iiberschiissiger bzw. zur Vernichtung anstehender konventioneller
Munition, Sprengstoffe und Ziindmittel zu stérken,

in Bekréftigung der von den OSZE-Teilnehmerstaaten im OSZE-Dokument tiber
Lagerbestande konventioneller Munition (FSC.DOC/1/03 vom 19. November 2003)
vereinbarten Grundsitze und Verfahren,

in Anbetracht der Gefahr einer Umlenkung und der Risiken und Herausforderungen in
Bezug auf die menschliche Sicherheit und die Umwelt, die durch das Vorhandensein
dieser Lagerbestinde im OSZE-Gebiet verursacht werden,

mit Interesse Kenntnis nehmend vom Beschluss des Ersten Ausschusses der

59. Generalversammlung der Vereinten Nationen, die aus iiberschiissigen Lagerbe-
stinden konventioneller Munition resultierenden Probleme auf die vorldufige
Tagesordnung ihrer 60. Tagung zu setzen,

die bisher im Rahmen der OSZE unternommenen konkreten Schritte zur Umsetzung
des OSZE-Dokuments {iber Lagerbestande konventioneller Munition begriiflend,

die Teilnehmerstaaten zur Fortsetzung ihrer Bemiihungen um Auseinandersetzung mit
dieser Frage unter anderem durch ein kooperatives Zusammenarbeiten mit anderen
internationalen Gremien ermutigend —

beschlief3t,

das Forum fiir Sicherheitskooperation (FSK) zu beauftragen, dem Dreizehnten Treffen
des Ministerrats 2005 durch den FSK-Vorsitz einen Fortschrittsbericht tiber die
weitere Umsetzung des OSZE-Dokuments iiber Lagerbestéinde konventioneller
Munition zu unterbreiten.
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BESCHLUSS Nr. 6/04
OSZE-STANDARDELEMENTE VON
ENDABNEHMERZERTIFIKATEN UND
OSZE-VERIFIKATIONSVERFAHREN FUR

SALW-AUSFUHREN
(MC.DEC/6/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

gewillt, die Umsetzung des OSZE-Dokuments iiber Kleinwaffen und leichte Waffen
(SALW), insbesondere im Hinblick auf die Ausfuhrunterlagen, zu ergdnzen und zu
verstirken,

entschlossen, zur Minderung des Risikos der Umlenkung von SALW auf den illegalen
Markt beizutragen,

in Anerkennung der Notwendigkeit strenger Ausfuhrkontrollen zur Verhinderung der
destabilisierenden Anhdufung und unkontrollierten Verbreitung von SALW und in der
Erkenntnis, dass es zweckmiBig ist, wenn die Teilnehmerstaaten gemeinsam Standard-
elemente fiir Endabnehmerzertifikate entwickeln, die anderen Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen von Nutzen sein konnten —

billigt und unterstreicht die Bedeutung von FSK-Beschluss Nr. 5/04 vom
17. November 2004 iiber Standardelemente von Endabnehmerzertifikaten und Verifikations-
verfahren fir SALW-Ausfuhren.
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BESCHLUSS Nr. 7/04
OSZE-PRINZIPIEN FUR DIE KONTROLLE UBER
VERMITTLUNGSGESCHAFTE MIT

KLEINWAFFEN UND LEICHTEN WAFFEN
(MC.DEC/7/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

gewillt, auf dem OSZE-Dokument iiber Kleinwaffen und leichte Waffen (SALW),
insbesondere im Hinblick auf die Kontrolle iiber Waffenvermittlungsgeschifte, aufzubauen
und dessen Umsetzung zu verstéirken,

entschlossen, die Kontrolle iiber Waffenvermittlungsgeschifte zu verbessern, um die
Umgehung der vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen verhdngten Sanktionen, der von
der OSZE gefassten Beschliisse, anderer Ubereinkommen iiber Kleinwaffen und leichte
Waffen bzw. anderer Riistungskontroll- und Abriistungsiibereinkommen zu verhindern, die
Gefahr der Umlenkung von SALW auf illegale Mirkte, unter anderem in die Hénde von
Terroristen und anderer krimineller Gruppen, moglichst gering zu halten und die Ausfuhr-
kontrolle fiir SALW zu verstérken —

billigt und unterstreicht die Bedeutung von FSK-Beschluss Nr. 8/04 vom
24. November 2004 tiber OSZE-Prinzipien fiir die Kontrolle iiber Vermittlungsgeschifte mit
Kleinwaffen und leichten Waffen.
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BESCHLUSS Nr. 8/04
OSZE-PRINZIPIEN FUR DIE AUSFUHRKONTROLLE

SCHULTERGESTUTZTER FLUGABWEHRRAKETENSYSTEME
(MC.DEC/8/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

in Anbetracht der Bedrohung, die die illegale Verbreitung und der illegale Einsatz
schultergestiitzter Flugabwehrraketensysteme (MANPADS) insbesondere fiir die Zivil-
luftfahrt, die Friedenserhaltung, das Krisenmanagement und fiir Einsédtze zur Bekdmpfung
des Terrorismus darstellt,

mit der Bereitschaft, das OSZE-Dokument iiber Kleinwaffen und leichte Waffen
(SALW) zu ergidnzen und dadurch seine Umsetzung zu verstirken, um die Kontrolle der
Ausfuhr von SALW im OSZE-Raum wirksamer zu gestalten,

eingedenk dessen, dass die im Dezember 2003 in Maastricht verabschiedete OSZE-
Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitdt im einundzwanzigsten Jahrhundert
festhalt, dass die OSZE alle ihr zur Verfligung stehenden Instrumente zur Einddmmung der
Verbreitung von MANPADS nutzt,

entschlossen, durch die Anwendung strenger Ausfuhrkontrollen zur Verminderung
der Gefahr einer Umlenkung von MANPADS auf den illegalen Markt beizutragen —

billigt und unterstreicht die Bedeutung des FSK-Beschlusses Nr. 3/04 vom
26. Mai 2004 iiber OSZE-Prinzipien fiir die Ausfuhrkontrolle schultergestiitzter Flugabwehr-
raketensysteme (MANPADS).
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BESCHLUSS Nr. 9/04

ERHOHUNG DER CONTAINERSICHERHEIT
(MC.DEC/9/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

in Bekréftigung der Verpflichtung der OSZE-Teilnehmerstaaten zur Verhiitung und
Bekdmpfung des Terrorismus,

unter Hinweis auf die Verpflichtungen der Teilnehmerstaaten aus den Resolutionen
des VN-Sicherheitsrats Nr. 1373 (2001) und Nr. 1566 (2004) sowie auf die Verpflichtungen
im Bukarester Aktionsplan zur Bekdmpfung des Terrorismus und in der OSZE-Charta zur
Verhiitung und Bekédmpfung des Terrorismus,

in Anerkennung der Anfilligkeit von Verkehrsnetzen, der wichtigen Rolle, die
Containertransporte in der Weltwirtschaft spielen, der Fahigkeit der OSZE, mit Regierungen
sowie Vertretern der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft effizient zusammenzuarbeiten,
sowie der Bedeutung der Erh6hung der Containersicherheit,

in Anerkennung der Notwendigkeit, etwaige nachteilige Auswirkungen der Erh6hung
der Containersicherheit auf den freien Handelsverkehr so gering wie méglich zu halten, und
in dem Bewusstsein, dass die Erhohung der Containersicherheit den internationalen Handel
und die wirtschaftliche Zusammenarbeit fordern wird —

beschlieft, dass die OSZE-Teilnehmerstaaten unverziiglich im Einklang mit ihren
inldndischen Rechtsvorschriften und nach Mal3gabe der Verfiigbarkeit notwendiger
Ressourcen tdtig werden, um auf Grundlage bewidhrter Praktiken und international zu
vereinbarender Normen und Standards die Containersicherheit zu erh6hen;

beauftragt den Generalsekretdr, zu Beginn des Jahres 2005 eine Experten-Fachtagung
zu veranstalten, die Entwicklungen in Bezug auf die Containersicherheit erdrtern, bewusst-
seinsbildend wirken, einen Informationsaustausch iiber bewéhrte Praktiken vornehmen und
Moglichkeiten erkunden soll, wie die OSZE-Teilnehmerstaaten in Zusammenarbeit mit
anderen einschldgigen internationalen Organisationen die Containersicherheit fordern und
erhohen konnen;

beauftragt den Stindigen Rat, den Ergebnissen der Experten-Fachtagung Empfeh-
lungen fiir das weitere Vorgehen folgen zu lassen, gegebenenfalls in Koordination mit der
Internationalen Seeschifffahrtsorganisation, der Weltzollorganisation, dem Internationalen
Lufttransportverband und der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation und anderen ein-
schldgigen internationalen Organisationen, und dem Ministerratstreffen 2005 Bericht zu
erstatten.
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BESCHLUSS Nr. 10/04
VERBESSERUNG DER EFFIZIENZ UND

WIRKSAMKEIT DES WIRTSCHAFTSFORUMS
(MC.DEC/10/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

in Bekréftigung seiner Verpflichtung, die Wirtschafts- und Umweltdimension der
OSZE zu stirken,

unter Hinweis auf die einschldgigen Bestimmungen des Strategiedokuments fiir die
Wirtschafts- und Umweltdimension (Strategiedokument) —

begriifit die im fortlaufenden Prozess zur Verbesserung der Effizienz und Wirk-
samkeit des Wirtschaftsforums erzielten Fortschritte laut Anhang;

beauftragt den Stindigen Rat, {iber seinen Unterausschuss fiir Wirtschaft und Umwelt
und mit Unterstiitzung des Biiros des Koordinators fiir 6konomische und 6kologische
Aktivitiaten der OSZE (OCEEA) seine Arbeit zur Starkung der Wirtschafts- und Umwelt-
dimension der OSZE fortzusetzen und regelméBig die erzielten Fortschritte zu priifen.
Insbesondere sollte dem Stdndigen Rat, vorzugsweise bis spétestens Juni 2005, ein Bericht
des Unterausschusses fiir Wirtschaft und Umwelt vorgelegt werden, der Fragen der weiteren
Verbesserung der Effizienz und Wirksamkeit des Wirtschaftsforums gewidmet ist.

Anhang zu Beschluss Nr. 10/04

Das Wirtschaftsforum sollte ein wirksameres Instrument zur Férderung der Um-
setzung des Strategiedokuments und anderer Dokumente zur Wirtschafts- und Umwelt-
dimension werden. Struktur, Format und Inhalt des Wirtschaftsforums sollten dem Strategie-
dokument und anderen Dokumenten zur Wirtschafts- und Umweltdimension gerecht werden.

Jedes Treffen des Wirtschaftsforums sollte sich mit seinem (seinen) Thema (Themen)
auf Fragen konzentrieren, zu denen die OSZE zusétzlichen Wert einbringen kann, und sollte
es (sie) aus den im Strategiedokument als vorrangig festgelegten Bereichen auswéhlen, um so
intensivere und umfassendere, eingehendere, zielgerichtetere und ergebnisorientiertere
Diskussionen zu ermoglichen. Das Wirtschaftsforum wird bemiiht sein, Wirtschafts- und
Umweltthemen in ausgewogener Weise zu behandeln.

Das Wirtschaftsforum sollte seine Rolle als Rahmen fiir den politischen Dialog
zwischen den Teilnehmerstaaten {iber zentrale Fragen der Umwelt- und Wirtschafts-
dimension der OSZE verstérken, strategieorientierter werden, sich auf praktische Vorschldge
konzentrieren und dabei auf der Arbeit der Vorbereitungsphase autbauen.

Das Wirtschaftsforum sollte den Rahmen fiir eine wirksamere Teilnahme von
Beamten und Experten aus den Teilnehmerstaaten, mafigeblichen internationalen, regionalen
und subregionalen Organisationen, Finanzinstitutionen, Vertretern aus der Welt der
Wissenschaft und Wirtschaft sowie von NROs zur Verfiigung stellen.
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Der Zusammenhang zwischen dem Forum und den Vorbereitungsseminaren muss
verbessert werden, wobei der Anzahl, dem Veranstaltungsort und dem Format der Seminare
gebilihrendes Augenmerk zukommen sollte. Besondere Aufmerksamkeit sollte der Umsetzung
in die Praxis der auf dem Forum geduBerten Ideen und Vorschldge gewidmet werden.

Dem Unterausschuss fiir Wirtschaft und Umwelt kommt unter Anleitung durch den
Standigen Rat eine fiihrende Rolle bei der inhaltlichen Vorbereitung des Forums sowie fiir
Anschlussaktivititen zu.

Die Uberpriifung der Umsetzung der OSZE-Verpflichtungen sollte wesentlich
aktualisiert und verbessert werden. Einschlégige Bestimmungen des Strategiedokuments und
anderer Dokumente zur Wirtschafts- und Umweltdimension sollten Anwendung finden. Die
Uberpriifung der Verpflichtungen sollte, wo angebracht, in Zusammenarbeit mit anderen
internationalen Organisationen und insbesondere mit der Wirtschaftskommission der
Vereinten Nationen fiir Europa im Einklang mit dem OSZE/UNECE-Memorandum of
Understanding erfolgen. Es sollte ein umfassenderer und zukunftsorientierterer Bericht
erstellt und zeitgerecht vor dem Forum verteilt werden. Der Bericht sollte auf den Stand der
Umsetzung eines konkreten Biindels von Verpflichtungen, die dabei festgestellten Hinder-
nisse, die ermittelten bewéhrten Praktiken, die notwendige Nachsorge und die mogliche
Hilfestellung der OSZE fiir die Teilnehmerstaaten eingehen. In Anbetracht der Bedeutung
dieser Tagung sollte die dem Uberpriifungsteil des Forums zugedachte Zeit auf bis zu zwei
Arbeitstage verldngert werden.

Bei der Planung und Durchfiihrung der Tagungen des Wirtschaftsforums sowie der
Vorbereitungsseminare werden der Vorsitz und das OCEEA nach Anleitung durch den
Unterausschuss fiir Wirtschaft und Umwelt der weiteren Verbesserung der Qualitét der
Erorterungen entsprechende Beachtung schenken.



-30 -

BESCHLUSS Nr. 11/04

BEKAMPFUNG DER KORRUPTION
(MC.DEC/11/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

erneut feststellend, dass die Korruption eines der Haupthindernisse fiir den Wohlstand
und die nachhaltige Entwicklung in den Teilnehmerstaaten ist, das deren Stabilitdt und
Sicherheit untergrébt und die gemeinsamen Werte der OSZE bedroht,

entschlossen, die Bemiihungen zur Umsetzung der bestehenden OSZE-Verpflich-
tungen zur Bekdmpfung der Korruption, wie sie in der auf dem OSZE-Gipfeltreffen von
Istanbul 1999 verabschiedeten Européischen Sicherheitscharta und dem in Maastricht 2003
verabschiedeten OSZE-Strategiedokument fiir die Wirtschafts- und Umweltdimension
enthalten sind, weiter zu verstiarken,

in Bekréftigung seiner Verpflichtung, die Beseitigung aller Formen von Korruption zu
einer vorrangigen Angelegenheit zu machen sowie wirksame und entschlossene Maflnahmen
gegen die Korruption zu ergreifen, unter anderem durch die Umsetzung einschlégiger
innerstaatlicher Rechtsvorschriften und Programme,

unter Hinweis darauf, dass der Kampf gegen die Korruption es erfordert, dass die
Teilnehmerstaaten eine umfassende und langfristige Antikorruptionsstrategie beschlieen,

in Anerkennung der wichtigen Arbeit, die andere internationale Organisationen
diesbeziiglich leisten, insbesondere das Biiro der Vereinten Nationen fiir Drogen- und
Verbrechensbekdmpfung (UNODC), der Europarat und die Organisation fiir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD),

in Anerkennung der Tatsache, dass das von der Generalversammlung der Vereinten
Nationen am 31. Oktober 2003 in New York verabschiedete Ubereinkommen der Vereinten
Nationen gegen Korruption ein wichtiger Schritt in der internationalen Zusammenarbeit zur
Bekdmpfung der Korruption ist und die Moglichkeit bietet, weltweit gegen dieses Problem
vorzugehen —

legt den OSZE-Teilnehmerstaaten, die dies noch nicht getan haben, nahe, das Uber-
einkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption so rasch wie moglich zu unterzeichnen
und zu ratifizieren, um dessen baldiges Inkrafttreten und vollstindige Umsetzung zu gewéhr-
leisten;

beauftragt das OSZE-Sekretariat, insbesondere das Biiro des Koordinators fiir
okonomische und 6kologische Aktivitidten der OSZE (OCEEA), auf Ersuchen der
OSZE-Teilnehmerstaaten Unterstiitzung bei der Mobilisierung technischer Hilfe,
einschlieBlich des notwendigen Fachwissens und der erforderlichen Ressourcen, fiir die
Ratifikation bzw. Umsetzung des Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen
Korruption durch die jeweils zustdndigen internationalen Organisationen — unter gebiihrender
Beachtung ihres jeweiligen Mandats — zu leisten.
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BESCHLUSS Nr. 12/04

TOLERANZ UND NICHTDISKRIMINIERUNG
(MC.DEC/12/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

in der Erkenntnis, dass die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zum Kernbereich des umfassenden Sicherheitskonzepts der
OSZE gehoren,

unter Hinweis auf ihre in der Schlussakte von Helsinki, der Charta von Paris fiir ein
neues Europa, der Européischen Sicherheitscharta (Gipfeltreffen von Istanbul 1999) und allen
anderen einschldgigen OSZE-Dokumenten und -Beschliissen enthaltenen Verpflichtungen auf
dem Gebiet der menschlichen Dimension,

unter Hinweis auf den vom Elften Treffen des Ministerrats in Maastricht am 2. Dezember
2003 verabschiedeten Beschluss Nr. 4/03 {iber Toleranz und Nichtdiskriminierung,

die von der OSZE 2004 zur Forderung von Toleranz und Nichtdiskriminierung geleistete
Arbeit begriiBend —

1. wiirdigt die vom Amtierenden Vorsitzenden der OSZE auf der OSZE-Konferenz iiber
Antisemitismus in Berlin vom 28. und 29. April 2004 abgegebene Erklarung — ,,Berliner
Erklarung* — und die vom Amtierenden Vorsitzenden der OSZE auf der OSZE-Konferenz iiber
Toleranz und den Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung vom
13. und 14. September 2004 in Briissel abgegebene Erklarung — ,,Briisseler Erklarung®;

2. billigt die Beschliisse des Stéindigen Rates iiber die Bekdmpfung des Antisemitismus
(PC.DEC/607), tiber Toleranz und den Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und
Diskriminierung (PC.DEC/621) und iiber die Férderung von Toleranz und Medienfreiheit im
Internet (PC.DEC/633), die diesem Beschluss beigefiigt sind;

3. beschlie3t ferner, die Bemiihungen zur Umsetzung dieser drei Beschliisse, die Ver-
pflichtungen unter anderem in den Bereichen Bildung, Medien, Gesetzgebung, Rechts-
durchsetzung, Migration und Religionsfreiheit enthalten, zu verstérken;

4, beschlieBt, die Arbeit, die 2003 begonnen und mit der OSZE-Konferenz {iber
Antisemitismus (Berlin, 28. und 29. April 2004), mit der am 16. und 17. Juni 2004 in Paris
abgehaltenen OSZE-Tagung iiber die Zusammenhénge zwischen rassistischer, fremden-
feindlicher und antisemitischer Propaganda im Internet und Hassdelikten und mit der OSZE-
Konferenz tiber Toleranz und den Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und
Diskriminierung (Briissel, 13. und 14. September 2004) fortgesetzt wurde, weiter zu verfolgen;
begriiBit ferner das Angebot Spaniens, die OSZE-Konferenz iiber Antisemitismus und andere
Formen der Intoleranz im Juni 2005 in Cordoba abzuhalten;

5. begriiit die Absicht des Amtierenden Vorsitzenden, im Einklang mit Beschluss Nr. 8 des
Ministerratstreffens von Porto als Teil des allumfassenden Kampfes der OSZE gegen
Diskriminierung und fiir mehr Toleranz drei personliche Beauftragte zu bestellen. Die Kosten
der personlichen Beauftragten werden aus aullerbudgetédren Beitrdgen bestritten.
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Anhang zu Beschluss Nr. 12/04

BESCHLUSS Nr. 607 DES STANDIGEN RATES

BEKAMPFUNG DES ANTISEMITISMUS
(PC.DEC/607 vom 22. April 2004)

Der Sténdige Rat —

in Anbetracht der bevorstehenden OSZE-Konferenz iiber Antisemitismus in Berlin am
28. und 29. April 2004,

in Bekriftigung der bestehenden Verpflichtungen der Teilnehmerstaaten betreffend die
Bekdmpfung des Antisemitismus und

zur Verstiarkung unserer gemeinsamen Bemiithungen um Bekdmpfung des Antisemitis-
mus in der gesamten OSZE-Region —

beschlie3t Folgendes:
1. Die Teilnehmerstaaten verpflichten sich,

— danach zu trachten, dass ihre Rechtsordnung fiir ein sicheres Umfeld sorgt, in dem alle
Lebensbereiche frei von antisemitischen Ubergriffen und frei von antisemitischer Gewalt
und Diskriminierung sind;

— gegebenenfalls Bildungsprogramme zur Bekdmpfung des Antisemitismus zu fordern;

— die Erinnerung an die Tragddie des Holocausts wach zu halten, deren Vermittlung im
Unterricht gegebenenfalls zu fordern und sich fiir die Achtung aller ethnischen und
religiosen Gruppen einzusetzen;

— gegen Hassdelikte vorzugehen, zu denen durch rassistische, fremdenfeindliche und
antisemitische Propaganda in den Medien und im Internet angestiftet werden kann;

— zu diesbeziiglichen Bemiihungen internationaler Organisationen und NROs zu ermutigen
und diese zu unterstiitzen;

— verléssliche Informationen und Statistiken iiber antisemitisch motivierte Straftaten und
andere Hassdelikte, die in ihrem Hoheitsgebiet begangen werden, zusammenzutragen
und auf dem neuesten Stand zu halten, diese Informationen regelméfig an das OSZE-
Biiro fiir demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) weiterzuleiten und
offentlich zugéinglich zu machen;

— sich zu bemiihen, das BDIMR mit den entsprechenden Mitteln auszustatten, damit es die
Aufgaben aus dem Maastrichter Ministerratsbeschluss iiber Toleranz und
Nichtdiskriminierung erfiillen kann;

— mit der Parlamentarischen Versammlung der OSZE zusammenzuarbeiten, um Verfahren
zur regelmifigen Priifung des Problems Antisemitismus zu ermitteln;
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— zur Entwicklung eines Austauschs zwischen Experten auf informeller Ebene tiber
bewdhrte Praktiken und Erfahrungen bei der Strafverfolgung und bei erzieherischen
MaBnahmen in geeigneten Foren zu ermutigen.

2. Das BDIMR wird beauftragt,

— in uneingeschrinkter Zusammenarbeit mit anderen OSZE-Institutionen sowie mit dem
Ausschuss der Vereinten Nationen fiir die Beseitigung der Rassendiskriminierung
(UNCERD), der Europédischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI), der
Europdischen Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit (EUMC)
und anderen einschlégigen internationalen Institutionen und NROs antisemitische
Vorkommnisse im OSZE-Raum genau zu verfolgen und dafiir alle verfiigbaren
verldsslichen Informationen heranzuziehen;

— iiber seine Erkenntnisse dem Sténdigen Rat und dem Implementierungstreffen zur
menschlichen Dimension Bericht zu erstatten und diese Erkenntnisse zu verdffentlichen.
Diese Berichte sollten auch bei Entscheidungen tiber Priorititen fiir die Arbeit der OSZE
zu Fragen der Intoleranz beriicksichtigt werden;

— im gesamten OSZE-Raum Informationen iiber bewahrte Praktiken, die eingesetzt
werden, um Antisemitismus zu verhindern und auf ihn zu reagieren, systematisch zu
sammeln und zu verbreiten und die Teilnehmerstaaten auf Ersuchen bei ihren
Bemiihungen im Kampf gegen den Antisemitismus zu beraten.

3. Der Amtierende Vorsitzende wird ersucht, diesen Beschluss den Teilnehmern der
bevorstehenden Konferenz in Berlin zur Kenntnis zu bringen und ihn in seine Erkldrung am
Schluss der Konferenz aufzunehmen.

4. Dieser Beschluss ist dem Ministerrat zur Billigung auf seinem Zwélften Treffen
zuzuleiten.

Anhang zu Beschluss Nr. 12/04

BESCHLUSS Nr. 621 DES STANDIGEN RATES
TOLERANZ UND DER KAMPF GEGEN RASSISMUS,

FREMDENFEINDLICHKEIT UND DISKRIMINIERUNG
(PC.DEC/621 vom 29. Juli 2004)

Der Sténdige Rat —

im Hinblick auf die bevorstehende OSZE-Konferenz ,,Toleranz und der Kampf gegen
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung* am 13. und 14. September 2004 in
Briissel,

unter Hinweis auf den Beschluss des Maastrichter Ministerrats tiber Toleranz und
Nichtdiskriminierung (MC.DEC/4/03), auf die Antisemitismuskonferenz der OSZE am 28. und
29. April 2004 in Berlin und auf die OSZE-Tagung iiber die Zusammenhinge zwischen
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rassistischer, fremdenfeindlicher und antisemitischer Propaganda im Internet und Hassdelikten
am 16. und 17. Juni 2004 in Paris sowie auf die Ergebnisse dieser Veranstaltungen,

in Bekréftigung der bestehenden Verpflichtungen der Teilnehmerstaaten betreffend die

Forderung von Toleranz und Nichtdiskriminierung, und

zur Verstarkung unserer gemeinsamen Bemiithungen im Kampf gegen Erscheinungs-

formen der Intoleranz in der gesamten OSZE-Region —

beschlief3t,
dass sich die Teilnehmerstaaten verpflichten,

zu erwégen, Gesetze zu erlassen oder gegebenenfalls zu verschérfen, die Diskriminierung
nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger
Gesinnung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermdgensverhéltnissen, Geburt oder
sonstigen Umstdnden bzw. die Anstiftung zu derart motivierten Hassdelikten verbieten;

Bildungsprogramme fiir mehr Toleranz und gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und
Diskriminierung zu férdern und gegebenenfalls zu verstirken;

einen offenen und transparenten Dialog sowie Partnerschaften zwischen den Glaubens-
bekenntnissen und Kulturen zur Stirkung von Toleranz, Achtung und gegenseitigem
Verstiandnis zu fordern und zu erleichtern und die Freiheit des Individuums, sich allein
oder in Gemeinschaft mit anderen zu einer Religion oder einer Uberzeugung zu
bekennen und sie auszuiiben, zu gewéhrleisten und zu erleichtern, unter anderem durch
transparente und nichtdiskriminierende Gesetze, Verordnungen, Praktiken und politische
Richtlinien;

MaBnahmen zur Bekdmpfung diskriminierender Handlungen und von Gewalttaten gegen
Muslime im OSZE-Raum zu ergreifen;

im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften und internationalen Ver-
pflichtungen Mafinahmen gegen Diskriminierung, Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit
gegeniiber Migranten und Wanderarbeitnehmern zu ergreifen;

zu erwigen, die Offentlichkeit durch entsprechende Aktivititen auf die Bereicherung
aufmerksam zu machen, die Migranten und Wanderarbeitnehmern fiir die Gesellschaft
darstellen;

Hassdelikte zu bekdmpfen, die durch rassistische, fremdenfeindliche und antisemitische
Propaganda in den Medien und im Internet ausgelost werden konnen, und derartige
Straftaten 6ffentlich zu verurteilen, wenn sie vorkommen;

zu erwigen, Schulungsprogramme fiir Strafverfolgungs- und Justizbeamte iiber die
Gesetzeslage und die Durchsetzung der Rechtsvorschriften in Bezug auf Hassdelikte
einzufiihren;

zur Forderung von Toleranz, Dialog, Achtung und gegenseitigem Verstdndnis iiber die
Medien, auch iiber das Internet, zu ermutigen;
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die Bemiihungen internationaler Organisationen und NROs in diesen Bereichen zu
fordern und zu unterstiitzen;

verldssliche Informationen und Statistiken tiber durch Rassismus, Fremdenfeindlichkeit
und damit verbundene Diskriminierung und Intoleranz motivierte Hassdelikte in ihrem
Hoheitsgebiet zu sammeln und zu fithren und diese Informationen regelméfig dem
OSZE-Biiro fiir demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) zuzuleiten
und der Offentlichkeit zuginglich zu machen;

die Moglichkeit zu priifen, innerhalb der Lander geeignete Stellen zur Férderung von
Toleranz und zur Bekdmpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Diskriminierung
oder damit verbundener Intoleranz, einschlieBlich gegen Muslime, und von
Antisemitismus einzurichten;

sich zu bemiihen, das BDIMR mit den nétigen Ressourcen zur Erfiillung der ihm durch
den Maastrichter Ministerbeschluss iiber Toleranz und Nichtdiskriminierung
iibertragenen Aufgaben auszustatten;

mit der Parlamentarischen Versammlung der OSZE geeignete Vorgehensweisen im
Hinblick auf eine periodische Uberpriifung des Problemkreises Rassismus, Fremden-
feindlichkeit und Diskriminierung zu erarbeiten;

zur Einflihrung eines informellen Austauschs zwischen Experten in geeigneten Foren
iiber bewéhrte Praktiken und Erfahrungen in den Bereichen Strafverfolgung und
Erziehung zu ermutigen;

das BDIMR zu beauftragen,

in enger Zusammenarbeit mit anderen OSZE-Institutionen sowie mit dem Ausschuss der
Vereinten Nationen fiir die Beseitigung der Rassendiskriminierung (UNCERD), dem
Biiro des Hohen Kommissars Vereinten Nationen fiir Menschenrechte (UNHCHR), der
Europidischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI), der Europédischen
Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit (EUMC) und anderen
einschligigen internationalen Institutionen und NROs durch Rassismus, Fremden-
feindlichkeit oder damit verbundene Intoleranz, einschlieBlich gegen Muslime, und durch
Antisemitismus motivierte Ausschreitungen im OSZE-Raum unter Verwendung aller
verfligbaren verldsslichen Informationen aufmerksam zu verfolgen;

dem Sténdigen Rat und dem Implementierungstreffen zur menschlichen Dimension iiber
seine Erkenntnisse zu berichten und diese Erkenntnisse zu veroffentlichen; diese Berichte
sollten auch bei der Festlegung der Arbeitsschwerpunkte der OSZE zum Thema
Intoleranz Beriicksichtigung finden;

im gesamten OSZE-Raum systematisch Informationen iiber bewéhrte Praktiken zur
Verhiitung und Bekdmpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung
zu sammeln und zu verbreiten und den Teilnehmerstaaten auf Ersuchen Beratung bei
ihren Bemiihungen im Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und
Diskriminierung anzubieten;

die Zivilgesellschaft in ihrer Fahigkeit zu unterstiitzen, sich mit Rassismus, Fremden-
feindlichkeit und Diskriminierung oder damit verbundener Intoleranz, einschlieBlich
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gegen Muslime, und mit Antisemitismus auseinanderzusetzen, und sich fiir die Bildung
von Partnerschaften einzusetzen;

3. den Amtierenden Vorsitzenden zu ersuchen, diesen Beschluss den Teilnehmern der
bevorstehenden Konferenz in Briissel zur Kenntnis zu bringen und in seine Erkldrung zum
Abschluss der Konferenz aufzunehmen;

4. diesen Beschluss dem Ministerrat zur Billigung auf seinem Zwdlften Treffen zuzuleiten.

Anhang zu Beschluss Nr. 12/04

BESCHLUSS Nr. 633 DES STANDIGEN RATES
FORDERUNG VON TOLERANZ UND

MEDIENFREIHEIT IM INTERNET
(PC.DEC/633 vom 11. November 2004)

Der Sténdige Rat —

in Bekriftigung der auf dem Ministerratstreffen von Maastricht eingegangenen
Verpflichtung, Hassdelikte, die durch rassistische, fremdenfeindliche und antisemitische
Propaganda im Internet ausgelost werden konnen, zu bekdampfen,

in Bekréftigung der Bedeutung der vollen Achtung des fiir die Demokratie unerlédsslichen
und durch das Internet sogar gestirkten Rechts auf Meinungsfreiheit und freie Meinungs-
duBerung, das auch die Freiheit umfasst, Informationen zu suchen, zu erhalten und
weiterzugeben,

eingedenk der Verpflichtung, verléssliche Informationen und Statistiken {iber rassistisch,
fremdenfeindlich, antisemitisch und durch damit zusammenhéngende Diskriminierung und
Intoleranz motivierte Hassdelikte zu sammeln und zu fithren, diese Informationen dem Biiro fiir
demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) regelméfig zu melden und der
Offentlichkeit zuginglich zu machen, wie dies in den Beschliissen des Stéindigen Rates iiber die
Bekdmpfung des Antisemitismus (PC.DEC/607) und {iber Toleranz und den Kampf gegen
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung (PC.DEC/621) enthalten ist,

unter Betonung der Bedeutung der Férderung von Toleranz, gegenseitiger Achtung,
Dialog und Verstdandigung auch iiber die Medien und das Internet im Rahmen von Strategien,
die auf vielfaltigen Maflnahmen beruhen, —

beschlief3t, dass

1. die Teilnehmerstaaten MaBBnahmen treffen sollen, die sicherstellen, dass das Internet ein
offenes und 6ffentliches Forum fiir Meinungsfreiheit und freie Meinungséduferung bleibt, wie
dies in der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte verankert ist, und die den Zugang zum
Internet sowohl fiir Privathaushalte als auch Schulen begiinstigen;

2. die Teilnehmerstaaten gegen rassistisch, fremdenfeindlich, antisemitisch oder
durch andere damit zusammenhéngende Vorurteile motivierte Gewalt und strafbare
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Gewaltandrohungen im Internet ermitteln und diese gegebenenfalls uneingeschrankt gerichtlich
verfolgen sollen;

3. die Teilnehmerstaaten Strafverfolgungsbeamte und Staatsanwilte fiir den Umgang mit
rassistisch, fremdenfeindlich, antisemitisch oder durch andere damit zusammenhingende
Vorurteile motivierten Verbrechen im Internet aus- und fortbilden und Informationen iiber
erfolgreiche Aus- und Fortbildungsprogramme als Teil des Austauschs bewihrter Praktiken
weitergeben sollen;

4. der OSZE-Beauftragte fiir Medienfreiheit sich weiterhin aktiv fiir die Férderung sowohl
der freien MeinungsduBerung als auch des Zugangs zum Internet einsetzen und auch in Zukunft
die einschliagigen Entwicklungen in allen Teilnehmerstaaten beobachten wird. Der Beauftragte
wird fiir OSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen eintreten und diese fordern. Dazu zihlt auch die
Frithwarnung, sobald Rechtsvorschriften oder andere MaBBnahmen zum Verbot von rassistisch,
fremdenfeindlich, antisemitisch oder durch andere damit zusammenhéngende Vorurteile
motivierten AuBerungen zu politischen Zwecken diskriminierend oder selektiv umgesetzt
werden, was eine Behinderung der AuBerung anderer Standpunkte und Meinungen bewirken
kann;

5. die Teilnehmerstaaten die Wirksamkeit von Rechtsvorschriften und anderen Mafnahmen
zur Regelung der liber Internet verbreiteten Inhalte untersuchen sollen, insbesondere im Hinblick
auf ihre Auswirkung auf die Héufigkeit rassistischer, fremdenfeindlicher und antisemitischer
Verbrechen;

6. die Teilnehmerstaaten genaue analytische Untersuchungen des mdglichen Zusammen-
hangs zwischen rassistischen, fremdenfeindlichen und antisemitischen AuBerungen iiber Internet
und der Veriibung von rassistisch, fremdenfeindlich, antisemitisch oder durch andere damit
zusammenhdngende Vorurteile motivierten Verbrechen fordern und unterstiitzen sollen;

7. die OSZE einen Austausch zur Feststellung wirksamer Ansdtze im Umgang mit der
Frage rassistischer, fremdenfeindlicher und antisemitischer Propaganda im Internet fordern wird,
die die Informations- und Meinungsfreiheit nicht gefdhrden. Die OSZE wird Moglichkeiten fiir
die Forderung des Austauschs bewihrter Praktiken schaffen, unter anderem auf dem jahrlichen
Implementierungstreffen zur menschlichen Dimension;

8. die Teilnehmerstaaten die Einrichtung von Programmen zur Erziehung von Kindern und
Jugendlichen im Hinblick auf rassistisch, fremdenfeindlich, antisemitisch oder durch andere
damit zusammenhingende Vorurteile motivierte Aussagen fordern sollen, denen diese im
Internet begegnen konnen. Auch sollen die Teilnehmerstaaten und Anbieter von Internetdiensten
gegebenenfalls MaBBnahmen treffen, um die Eltern verstéirkt auf weitgehend verfiigbare Filter-
software aufmerksam zu machen, die den Eltern mehr Aufsicht und Kontrolle dariiber
ermOglicht, wie ihre Kinder das Internet niitzen. Unterlagen iiber erfolgreiche Unterrichts-
programme und Filtersoftware sollten als Teil des Austauschs bewéhrter Praktiken weit
verbreitet werden;

0. die Teilnehmerstaaten die anhaltenden und verstarkten Bemithungen von NROs
begriiBen sollen, das Internet im Hinblick auf rassistische, fremdenfeindliche und antisemitische
Inhalte laufend zu kontrollieren, ebenso wie die Bemiihungen von NROs, ihre Erkenntnisse
weiterzugeben und 6ffentlich zugéinglich zu machen.
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BESCHLUSS Nr. 13/04
DIE BESONDERE SCHUTZ- UND
HILFSBEDURFTIGKEIT VON KINDERN

ALS OPFER VON MENSCHENHANDEL
(MC.DEC/13/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

in Bekriftigung der festen Verpflichtungen der Teilnehmerstaaten im Bereich der
Bekidmpfung des Menschenhandels, insbesondere des Beschlusses Nr. 1 des Ministerratstreffens
von Wien 2000, der Erkldarung des Ministerrats von Porto 2002 iiber den Menschenhandel und
des Beschlusses Nr. 2/03 des Ministerrats von Maastricht 2003, mit dem der Aktionsplan der
OSZE zur Bekdampfung des Menschenhandels gebilligt und unter der Fiihrung des Stindigen
Rates ein OSZE-Mechanismus eingerichtet wird, der die Teilnehmerstaaten im Kampf gegen
den Menschenhandel unterstiitzt und aus einem vom Amtierenden Vorsitzenden ernannten
Sonderbeauftragten und einer Sondergruppe im Sekretariat besteht,

unter Hinweis auf die Konferenz iiber die Menschliche Dimension der OSZE in
Kopenhagen 1990, auf der unter anderem erklart wurde: ,,Die Teilnehmerstaaten beschlief3en,
der Anerkennung der Rechte des Kindes, seiner biirgerlichen Rechte und seiner individuellen
Freiheiten, seiner wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte und seines Rechts auf
besonderen Schutz gegen jede Form von Gewalt und Ausbeutung besondere Aufmerksamkeit zu
schenken®,

unter Hinweis auf die Grundsétze des Schutzes und der Achtung der Menschenrechte im
Ubereinkommen der Vereinten Nationen von 1989 iiber die Rechte des Kindes und in dessen
Fakultativprotokoll von 2000 betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und
die Kinderpornografie, im Protokoll der Vereinten Nationen von 2000 zur Verhiitung, Bekdmp-
fung und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, zum
Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte
Kriminalitit, sowie im Haager Ubereinkommen von 1993 iiber den Schutz von Kindern und die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption,

eingedenk der Tatsache, dass die Hauptverantwortung fiir die Bekdampfung des
Menschenhandels bei den Teilnehmerstaaten liegt, gestiitzt auf einen ganzheitlichen und
koordinierten Losungsansatz, der die Verhiitung des Menschenhandels, den Schutz der Opfer
und die Verfolgung der Téter und ihrer Komplizen einschlief3t,

in Bekréftigung der Tatsache, dass die allgemeinen Grundsétze, unter anderem das
Kindeswohl, das Diskriminierungsverbot, die Mitsprache sowie das Uberleben und die
Entwicklung, den Rahmen fiir alle MaBBnahmen, die Kinder betreffen, bilden,

in dem Wunsch, die Bemiithungen der OSZE zur Bekdmpfung des Menschenhandels
weiter zu verstarken, die aktive Umsetzung des Aktionsplans zur Bekdmpfung des Menschen-
handels fortzusetzen und die Teilnehmerstaaten auf deren Ersuchen bei der Durchfiihrung ihrer
jeweiligen nationalen Aktivitdten in diesem Bereich durch die Organisation zu unterstiitzen,

unter Berlicksichtigung insbesondere der im Aktionsplan der OSZE zur Bekdmpfung des
Menschenhandels enthaltenen Empfehlung, die OSZE moge der Frage des Kinderhandels
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besondere Aufmerksamkeit widmen, und ferner in Anerkennung der Schutzwiirdigkeit
unbegleiteter und von ihren Eltern getrennter Kinder,

eingedenk der Tatsache, dass die Teilnehmerstaaten verpflichtet sind, Kinder vor allen
Formen der Gewalt, einschlielich der sexuellen Ausbeutung von Kindern, zu schiitzen, sowie
unter Betonung der Tatsache, dass es wichtig ist, deren besondere Schutz- und Hilfsbediirftigkeit
zu beachten und dem Kind Gelegenheit zu geben, gehort zu werden,

unter Betonung der Tatsache, dass MaBBnahmen zur Bekdmpfung des Kinderhandels eine
Gleichbehandlungsperspektive enthalten und nicht diskriminierend sein sollten,

die Tatsache unterstreichend, dass in Entscheidungen betreffend Kinder, die Opfer von
Menschenhandel wurden, das Kindeswohl vorrangig zu beriicksichtigen ist, unter anderem durch
Bereitstellung einer entsprechenden Vertretung fiir die minderjéhrigen Opfer,

im Bewusstsein der Notwendigkeit, ein wirksames Hilfs- und Schutzsystem fiir Kinder
zu schaffen und Bewusstseinsbildung zu betreiben, um der Nachfrage entgegenzuwirken, die
alle Formen der Ausbeutung von Menschen, insbesondere von Frauen und Kindern, beglinstigt
und Kinder besonders leicht zu Opfern von Menschenhandel werden 14sst —

1. beschlie3t, die Bemiihungen der OSZE um Verhiitung des Kinderhandels, um Schutz und
Hilfe fiir Kinder, die Opfer von Menschenhandel wurden, und um Verfolgung der Téter unter
Beachtung des Aktionsplans der OSZE zur Bekdmpfung des Menschenhandels zu verstérken;

2. legt den Teilnehmerstaaten nahe, die einschligigen staatlichen Strukturen fiir Kinder zu
stiarken; legt den Teilnehmerstaaten ferner nahe, im Einklang mit den einschldgigen Empfeh-
lungen an die Teilnehmerstaaten im Aktionsplan der OSZE zur Bekdmpfung des Menschen-
handels gegebenenfalls verstirkt Mafinahmen zu ergreifen, um Faktoren entgegenzuwirken, die
Kinder besonders leicht zu Opfern von Menschenhandel werden lassen, darunter: Diskrimi-
nierung unter anderem aufgrund der Rasse, des Geschlechts, der Religion oder Uberzeugung, der
nationalen oder sozialen Herkunft, der Geburt oder sonstiger Umstéinde; Ausbeutung laut
Definition im Aktionsplan der OSZE zur Bekdmpfung des Menschenhandels; Armut; mangelnde
Schulbildung und Vertreibung;

3. kommt iiberein, der Nachfrage verstiarkt entgegenzuwirken, unter anderem durch
Bekdmpfung des Kindersextourismus; 14dt in diesem Zusammenhang die Teilnehmerstaaten
auch ein, unter anderem die Ausarbeitung gesetzlicher Maflnahmen in Erwégung zu ziehen, um
Biirger, die Kinder sexuell ausbeuten, strafrechtlich verfolgen zu konnen, auch wenn diese
Ausbeutung in einem anderen Land erfolgt ist;

4. beauftragt den Stindigen Rat, durch die informelle Arbeitsgruppe ,,Gleichstellungsfragen
und Bekdmpfung des Menschenhandels* mit Unterstlitzung unter anderem durch den
Sonderbeauftragten fiir die Bekampfung des Menschenhandels und andere einschlégige OSZE-
Strukturen als Beitrag zur Umsetzung des Aktionsplans der OSZE zur Bekdmpfung des
Menschenhandels im Hinblick auf weitere geeignete MaBnahmen bis 31. Juli einen Zusatz zu
diesem Aktionsplan auszuarbeiten, der auf die besondere Schutz- und Hilfsbediirftigkeit von
Kindern eingeht, die Opfer von Menschenhandel wurden, unter anderem in Form einer
Zusammenstellung bewdhrter Methoden;

5. 1adt die informelle Arbeitsgruppe ein, diese Arbeit aufzunehmen, gestiitzt auf die
Verpflichtungen, die die Teilnehmerstaaten im Rahmen bestehender internationaler
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Ubereinkiinfte, deren Vertragspartei sie sind, iibernommen haben, um der Notwendigkeit
besonderer SchutzmafBnahmen fiir Kinder unter Beriicksichtigung der Interessen und des Wohles
des Kindes entsprechend gerecht zu werden.
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BESCHLUSS Nr. 14/04
OSZE-AKTIONSPLAN 2004
ZUR FORDERUNG DER GLEICHSTELLUNG

VON FRAUEN UND MANNERN
(MC.DEC/14/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

unter Hinweis darauf, dass die Staats- und Regierungschefs auf dem Gipfeltreffen der
OSZE 1999 in Istanbul erklirt haben: ,,Frauen miissen ihre Menschenrechte in vollem
Umfang und gleichberechtigt ausiiben kdnnen, damit ein friedlicheres, wohlhabenderes und
demokratischeres OSZE-Gebiet entsteht. Wir sind entschlossen, die Gleichstellung von
Minnern und Frauen zum Bestandteil unserer Politik zu machen, sowohl in unseren Staaten

als auch innerhalb der Organisation“l,

unter Hinweis auf den OSZE-Aktionsplan zu Fragen der Gleichberechtigung von

Mann und Frauz, der erstellt wurde, ,,um dafiir zu sorgen, dass die OSZE-Verpflichtungen in
Bezug auf gleiche Rechte und gleiche Chancen fiir Frauen und Ménner von den Teilnehmer-
staaten in der praktischen Arbeit der OSZE-Institutionen und -Feldmissionen beriicksichtigt
werden®,

in Anerkennung der Tatsache, dass gleiche Rechte fiir Frauen und Ménner und der
Schutz ihrer Menschenrechte fiir Frieden, dauerhafte Demokratie, wirtschaftliche
Entwicklung und damit fiir Sicherheit und Stabilitét in der OSZE-Region unabdingbar sind,

unter Hinweis auf die von der Vierten Weltfrauenkonferenz verabschiedete Aktions-
plattform von Beijing und die Ergebnisse der 23. Sondertagung der Generalversammlung im
Jahr 2000 ,,Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung und Frieden fiir das 21. Jahrhundert®,

unter Hinweis auf Resolution 1325 (2000) des VN-SicherheitsratsS, die fordert, dass
Frauen in vollem Umfang und gleichberechtigt an den Entscheidungen im Hinblick auf die
Verhiitung und Beilegung von Konflikten mitwirken, und betonend, wie wichtig es ist, dass
sie gleichberechtigt und in vollem Umfang an allen Anstrengungen zur Wahrung und
Forderung von Frieden und Sicherheit teilhaben und mitwirken,

eingedenk der Notwendigkeit, dass in den unter der Schirmherrschaft der OSZE
durchgefiihrten Aktivitdten eine Geschlechterperspektive angemessen berticksichtigt wird
und die Teilnehmerstaaten alle erforderlichen MaBBnahmen treffen, um die verstirkte
Sensibilisierung fiir die Geschlechterproblematik zu unterstiitzen und gleiche Rechte und die
vollstédndige und gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Méannern in der Gesellschaft zu
fordern, mit dem Ziel, die praktische Anwendung der Gleichstellung der Geschlechter und

1 Europiische Sicherheitscharta, Absatz 23.
2 PC.DEC/353 vom 1. Juni 2000.
3 Vom Sicherheitsrat auf seiner 4213. Sitzung am 31. Oktober 2000 verabschiedet.
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der durchgingigen Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts4 im OSZE-Gebiet zu
fordern, was wesentlich fiir die umfassende Sicherheit ist,

unter Betonung der Notwendigkeit, dass die OSZE einen fortlaufenden und dauer-
haften Prozess der durchgéngigen Berticksichtigung des Gleichstellungsaspekts weiter
entwickelt und verstirkt, um ein geschlechterbewusstes und professionelles Arbeitsumfeld
und eine entsprechende Fiihrungskultur zu férdern, und von Bemiihungen um ein ausge-
wogenes Geschlechterverhiltnis bei der Einstellung von Personal insbesondere auf Ebene des
hoheren Dienstes im Einklang mit dem Personalstatut der OSZE —

beschlie3t, den Aktionsplan 2004 zur Férderung der Gleichstellung von Frauen und
Mainnern, der vom Stindigen Rat mit seinem Beschluss Nr. 638 vom 2. Dezember 2004
angenommen wurde und diesem Beschluss beigefligt ist, zu billigen.

Anhang zu Beschluss Nr. 14/04

OSZE-AKTIONSPLAN 2004
ZUR FORDERUNG DER GLEICHSTELLUNG
VON FRAUEN UND MANNERN

,.Die grofitmagliche und gleichberechtigte Mitwirkung der Frau in allen Bereichen ist
Voraussetzung fir den Frieden und das Wohlergehen der Welt.**

1. Die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Demokratie und die
Rechtsstaatlichkeit sind das Kernstiick des umfassenden Sicherheitskonzepts der OSZE. In
der Europdischen Sicherheitscharta, die auf dem Gipfeltreffen von Istanbul verabschiedet
wurde, heil3t es: ,,Frauen miissen ihre Menschenrechte in vollem Umfang und gleich-
berechtigt ausiiben konnen, damit ein friedlicheres, wohlhabenderes und demokratischeres
OSZE-Gebiet entsteht. Wir sind entschlossen, die Gleichstellung von Ménnern und Frauen
zum Bestandteil unserer Politik zu machen, sowohl in unseren Staaten als auch innerhalb der
Organisation.*

2. Als regionale Abmachung im Sinne von Kapitel VIII der Charta der Vereinten
Nationen ist die OSZE innerhalb ihrer Region eines der wichtigsten Instrumente fiir
Friihwarnung, Konfliktverhiitung, Krisenmanagement und Konfliktnachsorge. Im OSZE-

4 ,,Die durchgéngige Integration einer Gleichstellungsperspektive ist der Prozess der Beurteilung aller
geplanten Mafinahmen, einschlieBlich solcher rechtlicher Natur, Politiken und Programme in allen
Bereichen und auf allen Ebenen im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf Frauen und Ménner. Sie ist
eine Strategie, um die Anliegen und Erfahrungen von Frauen und Méannern zu einem festen Bestandteil
der Ausarbeitung, Umsetzung, Begleitung und Bewertung von Politiken und Programmen in allen
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bereichen zu machen, damit Frauen und Méanner daraus
gleichermaflen Nutzen ziehen und Ungleichheiten nicht fortgeschrieben werden. Letztes Ziel ist die
Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Méannern.* Siehe Offizielles Protokoll der
Generalversammlung, Zweiundfiinfzigste Tagung, Beilage 3 (A/52/3/Rev.1), Kapitel IV Ziffer 4.

1 Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen 34/180 vom 18. Dezember 1979,
Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW).
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Gebiet zeigt sich immer deutlicher, dass Sicherheit, Demokratie und Wohlstand eng
miteinander zusammenhangen. Ohne wirtschaftliche Freiheit, soziale Gerechtigkeit und
Verantwortungsbewusstsein fiir die Umwelt gibt es keinen Wohlstand. Will die Organisation
ihre Aufgaben verwirklichen und ihre Ziele erreichen, ist es ausschlaggebend, das sie in
Zusammenarbeit mit den Teilnehmerstaaten in ihr Humankapital investiert.

3. Eine wirksame durchgingige Beriicksichtigung des Gleichs‘[ellungsaspekts2 mit dem
Ziel der Gleichstellung von Frauen und Ménnern ist wichtig, wenn das Humankapital im
OSZE-Raum ausgeschopft werden soll. Die Gleichstellung von Frauen und Méannern tragt zur
umfassenden Sicherheit bei, die ein Ziel der OSZE-Aktivititen in allen drei Dimensionen ist.
Die durchgingige Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts ist ein Weg, um zur
Verwirklichung dieses Ziels beizutragen. Die Geschlechterperspektive sollte daher in den
Aktivitdten, Vorhaben und Programmen der Organisation beriicksichtigt werden, damit die
Organisation sowohl bei ihren eigenen Einsidtzen als auch in den Teilnehmerstaaten die
Gleichstellung der Geschlechter erreicht. Die Teilnehmerstaaten, der Amtierende Vorsitzende,
der Generalsekretdr und die Leitungen der Institutionen und Missionen sind gemeinsam fiir die
Forderung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern als fester Bestandteil der OSZE-Politik
und -Praxis verantwortlich. Bei diesem Bemiihen ist zu bedenken, dass — wenn die
Gleichstellung der Geschlechter in allen Bereichen und auf allen Ebenen der Gesellschaft
Wirklichkeit wird — sowohl Frauen als auch Méanner NutznieBer dieser Verdnderung sein
werden.

I. ALLGEMEINER ZUSAMMENHANG
Stand der Umsetzung des Aktionsplans 2000

4. Der OSZE-Aktionsplan 2000 zu Fragen der Gleichberechtigung von Mann und Frau®
forderte verstdrkte Bemithungen zur Verwirklichung der Gleichbehandlung von Frauen und
Mainnern innerhalb der Organisation in allen Bereichen, einschlieBlich der Einstellung von
Personal, und die Einbeziehung einer geschlechtsbezogenen Perspektive in die Aktivititen
der Organisation. Er bewirkte eine Hebung des Bewusstseins fiir die notwendige Forderung
der Gleichberechtigung der Geschlechter innerhalb der OSZE durch die Aktivitéten des
Sekretariats, der Institutionen und Feldeinsétze und der Teilnehmerstaaten.

Dennoch wies die Umsetzung des Aktionsplans 2000 Schwiéchen auf, insbesondere in
den Bereichen Schulung, Fiihrung und Personaleinstellung, und ganz allgemein bei der
durchgédngigen Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts in der gesamten OSZE wie auch
in den Teilnehmerstaaten.

2 ,,Die durchgéngige Integration einer Gleichstellungsperspektive ist der Prozess der Beurteilung aller
geplanten MaBBnahmen, einschlieBlich solcher rechtlicher Natur, Politiken und Programme in allen
Bereichen und auf allen Ebenen im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf Frauen und Ménner. Sie ist
eine Strategie, um die Anliegen und Erfahrungen von Frauen und Méannern zu einem festen Bestandteil
der Ausarbeitung, Umsetzung, Begleitung und Bewertung von Politiken und Programmen in allen
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bereichen zu machen, damit Frauen und Ménner daraus
gleichermaflen Nutzen ziehen und Ungleichheiten nicht fortgeschrieben werden. Letztes Ziel ist die
Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern.* Siehe Offizielles Protokoll der
Generalversammlung, Zweiundfiinfzigste Tagung, Beilage 3 (A/52/3/Rev.1), Kapitel IV Ziffer 4.

3 Beschluss Nr. 353 des Stindigen Rates vom 1. Juni 2000 (PC.DEC/353).
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5. Laut Aktionsplan 2000 sollten Frauen in der OSZE bessere Chancen erhalten, und ein
professionelles Arbeitsumfeld sollte gefordert werden. Der Amtierende Vorsitzende, die
Teilnehmerstaaten und das Sekretariat wurden aufgefordert, positive Maflnahmen zur
Forderung und Einstellung weiblicher Bewerber fiir OSZE-Institutionen und auch fiir Feld-
aktivitdten zu setzen, und es wurde an alle Teilnehmerstaaten appelliert, sich intensiv fiir die
Nominierung von Frauen, insbesondere fiir leitende Funktionen, einzusetzen.

Nach wie vor sind jedoch Frauen in der OSZE, insbesondere auf der Fithrungs- und
Entscheidungsebene, unterrepriasentiert, ja der Frauenanteil ging in den letzten Jahren sogar
zuriick. Nach wie vor sind Frauen aus bestimmten Lindern, insbesondere aus Teilnehmer-
staaten, die sich in einem Reformprozess befinden, nicht oder nur in geringem Ausmal
vertreten. Die Statistiken lassen vermuten, dass weibliche Bewerber im Vergleich zu
Mainnern geringere Chancen auf eine Anstellung bei der Organisation haben”. Die Zwei-
jahresstatistiken und Jahresberichte des Generalsekretérs iiber die Umsetzung des
Aktionsplans 2000 zu Fragen der Gleichberechtigung von Mann und Frau wurden vom
Stiandigen Rat nicht behandelt und die Umsetzung des Aktionsplans 2000 wurde nicht
entsprechend begleitet.

6. Eine weitere Prioritdt im Aktionsplan 2000 lautete, dass alle neuen Missionsmitarbeiter
und -mitarbeiterinnen eine Ausbildung zur Geschlechterproblematik erhalten und die OSZE-
Institutionen die Geschlechterperspektive in ihre Personalschulung einbeziehen sollten. Eine
allgemeine Schulung zur Hebung des Bewusstseins fiir die Geschlechterproblematik wurde
eingefiihrt und es gab auch Bemiihungen, ein professionelles Arbeitsumfeld zu schaffen. Seit
2000 ernennt jede Mission eine Mediatorin oder einen Mediator und das Sekretariat veranstaltet
fiir diese Personen jéhrliche Schulungen. Die Schulung und Sensibilisierung von Fiihrungs-
kréften fiir geschlechtsbezogene Fragen und fiir die diesbeziigliche Verantwortung des ganzen
Personals im Rahmen seiner Aufgaben und Themenbereiche erbrachte aber nicht die erhofften
Ergebnisse und auch das angestrebte professionelle Umfeld wurde nicht verwirklicht.

7. Dartiber hinaus forderte der Aktionsplan 2000 die Einrichtung eines umfassenden
Rahmens fiir Projekte zur durchgingigen Berticksichtigung des Gleichstellungsaspekts sowie
die Analyse von Daten und Forschungsergebnissen zu geschlechtsbezogenen Fragen und
deren Beriicksichtigung bei der Planung neuer Programme.

Dieser Prozess wurde nicht konsequent genug weiterentwickelt. Uberdies wurden die
Beraterinnen und Kontaktpersonen fiir Gleichbehandlungsfragen nicht ausreichend in die
Entwicklung neuer Politiken und Programme einbezogen.

4 Nach Geschlecht aufgeschliisselte Statistiken des Sekretariats, der Institutionen und Missionen der
OSZE, SEC.GAL/208/03 vom 21. November 2003. Bei den Planposten betrégt der Anteil der Frauen
im Inneren Dienst 44 Prozent und im Hoheren Dienst insgesamt 25 Prozent; er war in den letzten
Jahren sogar riickldufig. Von allen Bewerbungen fiir befristete Dienstposten im Zeitraum Januar 2003
bis September 2003 (9566) waren 69 Prozent Manner und 31 Prozent Frauen; im selben Zeitraum
waren von allen ausgewihlten Bewerbungen (50) 72 Prozent Ménner und nur 28 Prozent Frauen. Bei
den 34 ausgeschriebenen Posten der Laufbahngruppe Hoherer Dienst betrug der Anteil der Frauen
33 Prozent der Bewerbungen, 23 Prozent der zu einem Einstellungsgespréch eingeladenen und 12
Prozent der ausgewéhlten Bewerberbungen. Von allen fiir eine Entsendung nominierten Bewerbungen
im ersten Halbjahr 2003 (2135) waren 30 Prozent (641) Frauen und 70 Prozent (1494) Ménner. Aber
nur 10 Prozent (62) dieser Frauen wurden zu Missionen entsandt, wiahrend 18 Prozent (272) der
nominierten Ménner aufgenommen und entsandt wurden.
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8. Die durchgiingige Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts erfordert eine
konsequente und systematische Einbeziehung der Geschlechterperspektive in die Tatigkeit
der Organisation auf der Grundlage eines dimensioneniibergreifenden Ansatzes und auch
geeignete Begleit- und Uberpriifungsmechanismen. Es bedarf eines neuen, verbesserten
Aktionsplans, der Ziele und eindeutig zugeordnete Verantwortlichkeiten der Entscheidungs-
trager festlegt, um den entsprechenden Bemiihungen der Teilnehmerstaaten zur Umsetzung
ithrer Verpflichtungen Nachhaltigkeit zu verleihen.

Il. ZIELE

0. Mit dem Aktionsplan 2004 zur Forderung der Gleichstellung von Frauen und
Mainnern will sich die OSZE Priorititen flir die Férderung der Gleichstellung der
Geschlechter — in der Organisation und in allen Teilnehmerstaaten — setzen und fiir die
begleitende Kontrolle ihrer Verwirklichung sorgen.

Zur Verwirklichung dieser Ziele wird sich der Plan mit den Aktivititen, politischen
Konzepten, Vorhaben und Programmen der Organisation im Hinblick auf eine durchgéngige
Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts und mit der Hilfestellung der OSZE fiir die
Teilnehmerstaaten bei der Forderung der Gleichstellung der Geschlechter befassen. Diese
Hilfestellung konnte sich auf die Umsetzung internationaler Verpflichtungen in Bezug auf
Gleichstellungsfragen und auf die Entwicklung nationaler Programme und Politiken
beziehen.

10.  Folgende Zielsetzungen haben Vorrang:
(a) In der OSZE:

— Angebot von speziellen Schulungsprogrammen fiir OSZE-Personal zum
Thema Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung fiir die Gleichstellung der
Geschlechter am Arbeitsplatz, von Programmen zur Stirkung der
Bemiihungen um eine konsequente Beriicksichtigung des Gleichstellungs-
aspekts in der Politik und den Programmen und von Uberpriifungs- und
Evaluierungsmechanismen;

— Forderung einer professionellen und fiir Gleichstellungsfragen sensiblen
Fiihrungskultur und eines solchen Arbeitsumfelds;

— Anwendung einer verbesserten und neuen Einstellungspolitik in der OSZE,
um Chancengleichheit fiir alle zu fordern und dafiir zu sorgen, dass hoch
qualifizierte Frauen im Einklang mit dem Personalstatut (vgl. PC.DEC/550
vom 27. Juni 2003) ausfindig gemacht und gewonnen werden kénnen, mit
dem Ziel, in der OSZE den Anteil der Frauen in leitenden Positionen zu
erh6hen;

— Ermutigung der Teilnehmerstaaten, mehr Bewerberinnen fiir Posten in der
OSZE, insbesondere auf der Fiihrungs- und Entscheidungsebenes, zu

nominieren, mit dem Ziel, auf allen Ebenen eine laufende Verbesserung des
zahlenmifBigen Verhéltnisses zwischen Frauen und Ménnern zu bewirken;

5 P-5 und dartber.
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— durchgiingige Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts in den Aktivititen
und politischen Konzepten der OSZE und ebenso in den Aktivititen und
politischen Konzepten der Teilnehmerstaaten.

Hilfestellung fiir die Teilnehmerstaaten in folgender Form:

— Festlegung vorrangiger Bereiche, in denen OSZE-Strukturen den OSZE-
Staaten bei der Erfiillung ihrer jeweiligen Verpflichtungen helfen;

— Uberblick iiber einige bewihrte Methoden zur Férderung der Gleichstellung
von Frauen und Ménnern in den Teilnehmerstaaten;

— Betonung und Forderung der Rolle von Frauen bei der Konfliktverhiitung und
bei Prozessen zur Wiederherstellung des Friedens;

— Bereitstellung eines Rahmenwerks, das sicherstellt, dass geschlechtsbezogene
Fragen einschlieBlich der Umsetzung dieses Aktionsplans regelméBig erortert
und gepriift werden.

I11. FORDERUNG DER GLEICHSTELLUNG
VON FRAUEN UND MANNERN IN DER OSZE

Durchgéangige Berucksichtigung des Gleichstellungsaspekts in den
Strukturen und am Arbeitsplatz und bei der Personaleinstellung

Schulung

1.

Zur Verwirklichung der in diesem Aktionsplan dargestellten Zielsetzungen erweitert

die OSZE das bestehende Schulungsangebot und richtet neue Schulungsprogramme im
Einklang mit der OSZE-Schulungsstrategie fiir 2005 bis 2007° und dem OSZE-Aktionsplan
zur Bekdmpfung des Menschenhandels’ ein. Im Hinblick darauf werden das General
Orientation Programme im Sekretariat, der Human Dimension Induction Course im BDIMR
und zusétzliche Einfiihrungskurse oder Einfithrungsworkshops vor Ort zwei dem jeweiligen
Bedarf angepasste Schulungsbausteine enthalten:

Der erste Baustein betrifft die Schulung aller OSZE-Bediensteten im Hinblick auf die
Schérfung des Bewusstseins fiir die Geschlechterproblematik und die Beriicksichti-
gung einer Geschlechterperspektive im taglichen Arbeitsleben. Dieser Baustein, der
fiir jede Bedienstetenkategorie an ihre konkreten Bediirfnisse anzupassen ist, erklért
den Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und Ménnern, das zur Verwirklichung
dieses Ziels vorhandene Instrumentarium und die Griinde, weshalb die Organisation

SEC.GAL/118/04/Rev.5 vom 27. Juli 2004.

MC.DEC/2/03 Anhang, Aufklarung, Punkt 8.4: ,,Der Ausbildungskoordinator der OSZE, die leitende
Beraterin fiir Gleichbehandlungsfragen und der leitende Sicherheitskoordinator werden in
Zusammenarbeit mit dem BDIMR die Einfiihrungskurse auch weiterhin fiir die Entwicklung und
Durchfithrung von Schulungskursen fiir die Mitarbeiter in Genderfragen, Menschenhandelsfragen und
einschlidgigen Vorschriften und Richtlinien verwenden und eigene Workshops fiir diesen Bereich
abhalten. Die Leiter von Feldeinsétzen werden dafiir sorgen, dass die Teilnahme an diesen
Ausbildungskursen fiir alle Mitarbeiter verbindlich ist.*
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die durchgéngige Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts bei ihren Aktivititen
fiir wichtig hélt. Der Baustein soll handlungsorientiert und interaktiv sein und iiber die
in diesem Aktionsplan und in einschldgigen Bestimmungen — insbesondere zur
Rechenschaftspflicht des gesamten Personals — beschriebenen Aufgaben und
Verantwortlichkeiten informieren. Diese Schulung ist fiir alle Personalkategorien
vorzusehen. Die Schulung kann, wenn nétig, auch vor Ort angeboten werden, um
sicherzustellen, dass auch Ortskrifte daran teilnehmen koénnen.

(a) In die Ausbildungsprogramme, insbesondere fiir Polizei- und Grenzbeob-
achtungseinsdtze, werden spezielle Bausteine zur Bekdmpfung der Gewalt in
der Familie und des Menschenhandels eingefiigt.

(b) Die Leitungen von Institutionen und Missionen sowie die Direktoren und
Direktorinnen werden die Personalschulung von der leitenden Ebene aus
ermoglichen, um sicherzustellen, dass Frauen wie Ménner gleichermal3en
teilnehmen konnen. Sie werden auch Informationen tiber die OSZE-Politik in
Gleichstellungsfragen, insbesondere in Bezug auf Beschwerdeverfahren,
erhalten.

— Der zweite Baustein befasst sich mit der durchgéngigen Beriicksichtigung des
Gleichstellungsaspekts in Programmen, Vorhaben und Aktivititen betreffend die
technische Kooperation der OSZE, um die konsequente Integration einer
Geschlechterperspektive zu gewihrleisten. Das bedeutet die Uberpriifung und
Umsetzung von Grundsitzen und MafBnahmen, die ausschlieBlich den Zweck
verfolgen, Gleichstellung durch die aktive Beriicksichtigung der Geschlechter-
perspektive in der Planungs-, Berichterstattungs-, Umsetzungs- und Evaluierungs-
phase herzustellen.

12.  In alle Schulungsprogramme sind zur regelméBigen Beurteilung ihrer Wirksamkeit
Uberpriifungs- und Evaluierungsbestimmungen aufzunehmen.

13.  Der OSZE-Ausbildungskoordinator wird mit der Planung und Durchfiihrung aller
Aspekte dieses Aktionsplans, die die Personalschulung betreffen, in enger Zusammenarbeit
mit den fiir Gleichbehandlungsfragen zustindigen Dienst- und Kontaktstellen in der
Organisation und mit Unterstiitzung durch das fiir die Schulung zustindige Kontaktstellen-
netz beauftragt.

Fuhrungsebene

14.  Der Generalsekretéir und die Leitungen von Institutionen und Missionen werden von
ithrer Fithrungsposition nachdriicklich und aktiv Gebrauch machen, um innerhalb der
Organisation ein nachhaltiges Bewusstsein fiir Gleichstellungsfragen zu schaffen, und sie
werden ihre Bemiithungen zur Herstellung eines fiir Gleichstellungsfragen sensiblen und
professionellen Arbeitsumfelds und einer entsprechenden Fiihrungskultur verstirken. Ein
derartiges Arbeitsumfeld ist auch durch alle OSZE-Bediensteten, insbesondere Personal in
Aufsichtsfunktionen, zu fordern. Bei der Besetzung von Fiithrungspositionen sollte besonders
darauf geachtet werden, dass Personen ausgewihlt werden, die fiir die Gleichstellungs-
problematik sensibel sind und um die Bedeutung einer integrativen Organisationskultur
wissen. Die Direktorin der Hauptabteilung Personalressourcen ist fiir die Uberpriifung und
gegebenenfalls Intensivierung der OSZE-Strategie gegen Beldstigung am Arbeitsplatz
einschlieBlich sexueller Belédstigung verantwortlich. Sie wird Informationen verbreiten, die
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das Personal fiir das Problem der Beldstigung am Arbeitsplatz und die zu ihrer Bekdmpfung
und Verhiitung verfiigbaren Maflnahmen sensibilisieren und Opfer dazu ermutigen, ihre
Beschwerden vorzubringen.

15. Zur Leistungsbeurteilung von Fiihrungskriaften wird auch eine Beurteilung ihrer
Sensibilitdt fiir Gleichstellungsfragen gehoren. Dazu entwickelt die Hauptabteilung Personal-
ressourcen ein Scoreboard fiir Gleichstellungsfragen, an Hand dessen die Ma3nahmen im
Einzelnen zwischen allen Dienststellen verglichen werden konnen.

16. Die organisatorischen Vorschriften, Regeln, Richtlinien und Anweisungen der OSZE
werden, wenn gewiinscht, von den Teilnehmerstaaten bzw. dem Sekretariat im Hinblick auf
die durchgingige Beriicksichtigung von Gleichstellungsaspekten iiberpriift.

17. Die Leitungen der Institutionen und Missionen und die Direktoren und Direktorinnen
im Sekretariat werden regelméaflige Mitarbeitertreffen leiten, um zu priifen, ob und inwieweit
Gleichstellungsaspekte in die Arbeit in ihrem jeweiligen Zustdandigkeitsbereich Eingang
gefunden haben und um dem gesamten Personal nahe zu legen, den Gleichstellungsaspekt in
seiner Arbeit durchgéngig zu beriicksichtigen.

18. Das Sekretariat und das BDIMR werden den aktiven Informationsaustausch iiber
geschlechtersensible Fithrungskonzepte mit einschlidgigen internationalen, zwischen-
staatlichen und regionalen Organisationen fortfithren. Insbesondere das Sekretariat wird die
Zusammenarbeit mit der Parlamentarischen Versammlung der OSZE in Gleichstellungs-
fragen verstiarken. Das Sekretariat, die Institutionen und Missionen werden fiir Sichtbarkeit
des Aktionsplans sorgen.

Personaleinstellung

19.  Die Einstellung von Personal in der OSZE beruht auf einem transparenten Prozess
und erfolgt nach einem allgemeinen Auswahlverfahren unter Staatsangehdrigen der
Teilnehmerstaaten, wobei ein HochstmaR an Effizienz, Kompetenz und Integritét zu
gewahrleisten ist.

20.  Bei der Einstellung ist Bestimmung 3.01 des OSZE-Personalstatuts ohne Ein-
schriankung zu befolgen, einschlieSlich des Grundsatzes einer gerechten geographischen
Verteilung des eingestellten Personals auf alle OSZE-Teilnehmerstaaten.

21.  Die Teilnehmerstaaten werden dazu ermutigt, vermehrt Bewerberinnen fiir Positionen
in der OSZE zu nominieren, insbesondere auf hoherer Ebene, wo Frauen unterreprisentiert
sind; diesbeziigliche Mafinahmen umfassen auch die ErschlieBung zusitzlicher nationaler
Personalressourcen und die Vernetzung mit Berufsorganisationen, die bei der Suche nach
geeigneten Kandidatinnen behilflich sein werden. Eine grof3ere Zahl von Biirgern aus
Teilnehmerstaaten, insbesondere Frauen aus Teilnehmerstaaten, die sich in einem Reform-
prozess befinden, sollten auf freie Stellen in der OSZE aufmerksam gemacht und zur
Bewerbung ermutigt werden.

22. Den Teilnehmerstaaten wird nahe gelegt, eine Liste in Frage kommender
Kandidatinnen mit besonderer Beriicksichtigung der Fachgebiete anzulegen, in denen Frauen
unterreprésentiert sind.
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23. Der Amtierende Vorsitzende und das Sekretariat werden sich unter Beriicksichtigung
des OSZE-Personalstatuts bei der Forderung der Nominierung von Kandidatinnen insbe-
sondere fiir hdhere Positionen proaktiv verhalten.

24. Das Sekretariat wird bei der Formulierung seiner Stellenausschreibungen verstarkt
Frauen zur Bewerbung einladen.

25. Das Sekretariat wird dariiber hinaus seine Personalplanung dahingehend verbessern,
dass die Teilnehmerstaaten moglichst friihzeitig tiber frei werdende Posten informiert
werden, damit sie ausreichend Zeit fiir die Suche nach qualifizierten Kandidatinnen und fiir
deren Nominierung haben.

26. Der Amtierende Vorsitzende, der Generalsekretér, die Leitungen der Institutionen und
Missionen trachten danach, das Zahlenverhéltnis zwischen Frauen und Ménnern auf allen
Ebenen laufend zu verbessern. Dies wird — einschlieBlich der Statistik {iber die ausgewéhlten
Bewerberinnen — im jdhrlichen Evaluierungsbericht zu Gleichstellungsfragen in der OSZE
nachgepriift, der vom Generalsekretir geméll Absatz 47 vorzulegen ist.

27.  Die Hauptabteilung Personalressourcen iiberpriift die Einstellungsverfahren und
Postenbeschreibungen regelmifBig im Hinblick auf die durchgingige Berticksichtigung des
Gleichstellungsaspekts, um mogliche Voreingenommenheiten und Hindernisse gegeniiber
Bewerberinnen zu erkennen und nétigenfalls die Verfahren entsprechend zu iiberarbeiten.

28.  Die Hauptabteilung Personalressourcen wird sich bemiihen, dafiir zu sorgen, dass bei
der Einstellung von Fiihrungskriften, wenn moglich, sowohl weibliche als auch mannliche
Bewerber zu einem Einstellungsgesprich eingeladen werden und dass gegebenenfalls auf ein
ausgewogenes Geschlechterverhéltnis geachtet wird, wenn unter den Bewerbungen eine
engere Auswahl getroffen wird. Aus der Liste der Bewerbungen, die in die engere Auswahl
kommen und zu einem Einstellungsgespriach eingeladen werden, sollte auch hervorgehen,
wie viele Frauen bzw. Minner sich tatséchlich um den Posten beworben haben.

29. In den Auswahlausschiissen fiir Einstellungsgespriche sollten, wenn moglich, Frauen
und Minner in einem ausgewogenen Verhiltnis vertreten sein.

30.  Die Hauptabteilung Personalressourcen im Sekretariat wird ein jahrliches Koordi-
nierungstreffen mit Delegationen und Schulungs-/Einstellungsexpertinnen aus den Haupt-
stadten abhalten, zum Zweck eines Informationsaustauschs iiber die gesuchten Anforderungs-
profile und Kompetenzen und liber bewidhrte Praktiken fiir die Einschulung zur Vorbereitung
auf eine Mission. Bei diesen Treffen werden auch Bemiihungen zur Schaffung eines ausge-
wogenen Zahlenverhiltnisses zwischen Frauen und Méannern bei der Personaleinstellung
erortert werden.

31. Das Sekretariat wird auch in Zukunft eine Jahresstatistik erstellen, aus der die aktuelle
Verteilung von Frauen und Miannern aufgeschliisselt nach Postenkategorie fiir alle Ebenen
hervorgeht. Diese Statistik wird sowohl Institutionen und Missionen als auch alle Haupt-
abteilungen und Dienststellen im Sekretariat umfassen und dem in Absatz 47 erwihnten
jéhrlichen Evaluierungsbericht des Generalsekretirs zu Gleichstellungsfragen als Anhang
beigefiigt werden.
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(B) Durchgangige Berucksichtigung der Gleichstellung von Frauen und
Mannern in Aktivitaten, Politik, Programmen und VVorhaben der
OSZE

32. Die Teilnehmerstaaten, das Sekretariat, die Institutionen und Missionen sorgen dafiir,
dass alle Aktivitdten, Programme und Vorhaben der OSZE eine Geschlechterperspektive
beinhalten. Das Ziel ist die Forderung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern in der
Praxis im OSZE-Gebiet, was fiir die umfassende Sicherheit wesentlich ist; sie konzentrieren
sich insbesondere auf die Befahigung von Frauen zu eigenverantwortlichem Handeln und die
Beteiligung von Frauen wie Ménnern am 6ffentlichen, politischen und wirtschaftlichen
Leben im Rahmen demokratischer und wirtschaftlicher Prozesse in den Teilnehmerstaaten.
Der Prozess der durchgédngigen Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts zielt sowohl
darauf ab, negative Rollenklischees zu tiberwinden und Einstellungen zu dndern, als auch
Verhaltensweisen zu entwickeln, die den Boden fiir eine Gleichstellung von Frauen und
Mainnern in allen Teilnehmerstaaten bereiten.

33.  Die Beraterinnen fiir Gleichbehandlungsfragen im Sekretariat, in den Institutionen
und Feldeinsédtzen werden bei der Ausarbeitung neuer Richtlinien, Regeln und Vorschriften
friihzeitig eingebunden. In ihren regelméfBigen Berichten an den Stiandigen Rat unterrichten
die Missionen und Institutionen den Rat gegebenenfalls iiber Fortschritte in ihren
Bemiihungen und auch iiber etwaige Probleme.

34.  Das Konfliktverhiitungszentrum (KVZ) und insbesondere die Projektkoordinations-
einheit (PCC) werden dabei behilflich sein, sicherzustellen, dass die Gleichstellungsvertrag-
lichkeit von neuen Vorhaben, die in Missionen, Institutionen und Dienststellen im Sekretariat
ausgearbeitet werden, sowie von bestehenden Vorhaben im Zuge ihrer Evaluierung gepriift
wird.

35.  Das Sekretariat und die Institutionen beriicksichtigen die Geschlechterperspektive bei
der Entwicklung von Vorhaben und Programmen fiir Teilnehmerstaaten, in denen keine
OSZE-Mission tétig ist.

36.  Die durchgingige Berlicksichtigung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern in
Aktivitdten, Politik, Vorhaben und Programmen der OSZE in der politisch-militirischen
Dimension trigt auch den Verpflichtungen aus Resolution 1325 des Sicherheitsrats
Rechnung, in der eine verstirkte Einbindung von Frauen unter anderem in Konflikt-
verhiitungs- und Wiederaufbauprozesse nach Konflikten gefordert wird.

37. Unterstiitzt vom Vorsitz, vom Generalsekretdr und von den Leitungen der
Institutionen sorgen die Teilnehmerstaaten dafiir, dass bei der Planung von OSZE-
Konferenzen und -Seminaren in allen drei Dimensionen die Geschlechterperspektive einflief3t
und dass gegebenenfalls auch damit zusammenhidngende Themen einbezogen werden.

38. Um splirbare Fortschritte bei der durchgéngigen Beriicksichtigung des Gleich-
stellungsaspekts in Aktivitdten, Vorhaben und Programmen der OSZE herbeizufiihren,
sollten mit geschlechtsbezogenen Fragen befasste Institutionen und Missionen in
Zusammenarbeit mit den Teilnehmerstaaten konkrete Folgemechanismen entwickeln.

39. Wo angebracht, werden die Missionen interne Arbeitsgruppen fiir Gleichstellungs-
fragen unter der Leitung der Kontaktstelle fiir Gleichbehandlungsfragen einrichten, die
Strategien zur durchgédngigen Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts planen, deren



-51 -

Umsetzung begleitend kontrollieren und die Sichtbarkeit ihrer gleichstellungsrelevanten
Aktivitdten erhohen. Es obliegt den Missionsleitungen, die Kontaktstellen fiir Gleich-
behandlungsfragen auf entsprechend hoher Ebene einzurichten und dafiir zu sorgen, dass sie
uneingeschrankten Zugang zur leitenden Fiihrungsebene haben.

40. Die Abteilung Presse- und Offentlichkeitsarbeit des Sekretariats, die Institutionen und
Missionen werden eine ausgewogene Berichterstattung in Bezug auf die Gleichstellung von
Frauen und Minnern unterstiitzen und gegebenenfalls Tagungen, Seminare, Sonderveran-
staltungen, Berichte, Fallbeispiele und Entwicklungen hervorheben, die mit der Umsetzung
der OSZE-Verpflichtungen zur Gleichstellung der Geschlechter zu tun haben.

IV. FORDERUNG DER GLEICHSTELLUNG VON FRAUEN UND
MANNERN IN DEN TEILNEHMERSTAATEN

41. Die Teilnehmerstaaten tragen einzeln und gemeinsam die Hauptverantwortung fiir die
Umsetzung ihrer Verpflichtungen in Bezug auf gleiche Rechte und gleiche Chancen fiir
Frauen und Ménner und sind ihren Biirgerinnen gegeniiber diesbeziiglich rechenschafts-
pflichtig. Sie haben sich dazu verpflichtet, die Gleichstellung von Frauen und Méannern zu
einem festen Bestandteil ihrer Politik sowohl auf einzelstaatlicher als auch auf Organisations-
ebene zu machen. Sie werden dafiir sorgen, dass die entsprechenden OSZE-Gremien gentitzt
werden, um die Umsetzung von OSZE-Verpflichtungen betreffend die Gleichstellung von
Frauen und Ménnern zu iiberpriifen.

42. Daher wird den Teilnehmerstaaten empfohlen,

— dafiir Sorge zu tragen, dass die Organisation eine Politik entwickelt, die die Gleich-
stellung von Frauen und Ménnern wirksam fordert, und dass bei neuen Vorschligen
und Initiativen die Geschlechterperspektive beriicksichtigt wird;

— Mechanismen zur Gewahrleistung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern zu
schaffen bzw. bestehende Mechanismen zu stirken, unter anderem durch Bereit-
stellung der Dienste einer unparteiischen und unabhédngigen Person oder Einrichtung,
wie Volksanwaltschaft/Menschenrechtsbeauftragte(r), die sich mit der geschlechts-
spezifischen Diskriminierung einzelner Biirgerinnen befasst;

— die internationalen Normen und Verpflichtungen in Bezug auf die Gleichstellung und
Nichtdiskriminierung von Frauen und die Rechte von Frauen und Médchen, die sie
iibernommen haben, einzuhalten und vollstéindig umzusetzen;

— das Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
(CEDAW) einzuhalten, sofern sie Vertragsparteien sind, oder andernfalls die
Ratifikation bzw. den Beitritt zu diesem Ubereinkommen zu erwiigen. Staaten, die das
Ubereinkommen mit Vorbehalten ratifiziert haben oder ihm mit Vorbehalten
beigetreten sind, werden die Riicknahme dieser Vorbehalte erwigen. Die CEDAW-
Vertragsstaaten werden auch aufgefordert, die Ratifikation des Fakultativprotokolls
zum Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau zu
erwagen;

— regelmifig und zeitgerecht den jeweiligen Gremien Bericht zu erstatten, sofern sie
Vertragsparteien des Ubereinkommens zur Beseitigung jeder Form von
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Diskriminierung der Frau (CEDAW), des Internationalen Paktes iiber zivile und
politische Rechte (ICCPR) und/oder des Internationalen Paktes iiber wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte (ICESCR) sind, und Frauenorganisationen in die
Erstellung ihrer Berichte einzubinden;

wenn notwendig, weitere Mallnahmen zu ergreifen, um ein sicheres Umfeld fiir ihre
Biirgerinnen und das Recht auf gleichen rechtlichen Schutz zu gewahrleisten, ins-
besondere durch die Verstirkung von Aktivititen zur Beseitigung jeder Form von
Gewalt gegen Frauen, einschlieBlich Menschenhandelg, und denjenigen, die das noch
nicht getan haben, die Ratifikation und Umsetzung des Ubereinkommens der
Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte Kriminalitit und
seines Zusatzprotokolls zur Verhiitung, Bekampfung und Bestrafung des
Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, nahe zu legen;

nationale und internationale Bemiihungen zu unterstiitzen, um Téter, die Verbrechen
gegen Frauen begangen haben, die nach dem geltenden Volkerrecht als Kriegs-
verbrechen bzw. Verbrechen gegen die Menschlichkeit anerkannt sind, vor Gericht zu
bringen, und sicherzustellen, dass vorhandene innerstaatliche Rechtsvorschriften in
Bezug auf Gewalt gegen Frauen durchgesetzt und nétigenfalls neue Rechtsvor-
schriften erlassen werden;

falls sie dies noch nicht getan haben, in Befolgung der Empfehlungen in den Leit-
linien iiber den internationalen Schutz vor Verfolgung wegen des Geschlechts im
Rahmen von Artikel 1A Ziffer 2 des Abkommens von 1951 iiber die Rechtsstellung
der Fliichtlinge bzw. seines Protokolls von 1967 {iber die Rechtsstellung der
Fliichtlinge eine Verfahrenspraxis einzufiihren, die sicherstellt, dass Frauen, die
Fliichtlingsstatus beantragen, bei den Verfahren zur Feststellung desselben gebiihrend
beriicksichtigt werden, und dass Antrdge infolge Verfolgung wegen des Geschlechts
in ihrer ganzen Bandbreite gebiihrend anerkannt werden;

die Erfahrung der OSZE bei der Entwicklung dimensioneniibergreifender politischer
Konzepte und Strategien zur Gleichstellung von Frau und Mann zu niitzen und im
Anschluss an diese Politik unter anderem geschlechtsbezogene Analyse- und
Begleitmechanismen zur Beurteilung der Auswirkung gleichstellungsbezogener
Konzepte und Strategien anzuwenden, damit Hemmnisse fiir die vollstindige
Umsetzung festgestellt und abgebaut werden konnen.

V. UNTERSTUTZUNG DER OSZE-TEILNEHMERSTAATEN

BEI DER UMSETZUNG EINSCHLAGIGER VERPFLICHTUNGEN

ZUR FORDERUNG DER GLEICHSTELLUNG
VON FRAUEN UND MANNERN

Bereiche von besonderem Interesse fur alle OSZE-Teilnehmerstaaten

Die folgenden vorrangigen Bereiche werden als Grundlage fiir das Sekretariat, die

Institutionen und Missionen der OSZE festgelegt, und sollen bei der Ausarbeitung von

Siehe Beschluss des Stindigen Rates Nr. 557 vom 24. Juli 2003 betreffend die Verabschiedung des
Aktionsplans der OSZE zur Bekdmpfung des Menschenhandels.
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Pléanen und Programmen Anwendung finden, die den Teilnehmerstaaten auf ihr Ersuchen bei
der Umsetzung der einschldgigen Verpflichtungen helfen sollen. Alle OSZE-Strukturen
sollten sich um Einhaltung dieser Priorititen nach Maf3gabe ihres jeweiligen Mandats
bemiihen. Auch Lindern, in die keine Mission entsandt wurde, wird dringend nahe gelegt,
sich die fachliche Kompetenz der OSZE-Strukturen in vollem Umfang zu Nutze zu machen,
um sich bei der Forderung der Gleichstellung von Frauen und Méannern helfen zu lassen, da
bisher noch in keinem Land véllige Gleichstellung verwirklicht ist.

44. Priorititen

(a) Entwicklung von Projekten in OSZE-Staaten ohne Mission

In Landern ohne Mission wird das BDIMR Vorhaben identifizieren, die zur
Unterstiitzung von MaBnahmen in den Bereichen Verhiitung von Gewalt
gegen Frauen, Forderung von Frauen in Offentlichkeit, Politik und Wirtschaft
und Hilfestellung bei der durchgéingigen Beriicksichtigung des Gleich-
stellungsaspekts auf nationaler Ebene gedacht sind.

(b) Sicherstellung eines diskriminierungsfreien rechtlichen und politischen Rahmens

In Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen und ma@-
geblichen nationalen Gremien und Institutionen wird das BDIMR den OSZE-
Teilnehmerstaaten bei der Einhaltung internationaler Ubereinkiinfte zur
Forderung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern und der Frauenrechte
und bei der Uberpriifung ihrer Rechtsvorschriften helfen, um fiir entsprechende
gesetzliche Sicherstellungen fiir die Férderung der Gleichstellung von Frauen
und Ménnern im Einklang mit OSZE- und anderen Verpflichtungen zu sorgen;

das BDIMR wird bei der Entwicklung und Umsetzung konkreter Programme
und Aktivitdten zur Forderung der Rechte von Frauen, zur Stirkung der Rolle
der Frau auf allen Entscheidungsebenen und zur Forderung der Gleichstellung
von Frauen und Ménnern im gesamten OSZE-Gebiet behilflich sein, insbe-
sondere durch Bewusstseinsbildung in Bezug auf Gleichstellungsfragen;

das BDIMR wird bei der Umsetzung und Evaluierung nationaler Strategien
und Aktionspléne betreffend Maflnahmen zur Férderung der Gleichstellung
und zur durchgéingigen Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts behilflich
sein;

auch das Sekretariat, die Institutionen und die Feldeinsétze der OSZE werden
den Teilnehmerstaaten bei der Umsetzung der einschldgigen Bestimmungen
und Empfehlungen im OSZE-Aktionsplan zur Bekdmpfung des Menschen-
handels und im OSZE-Aktionsplan zur Verbesserung der Lage der Roma und
Sinti im OSZE-Gebiet helfen.
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Verhiitung von Gewalt gegen Frauen’

— Die OSZE-Strukturen werden den Teilnehmerstaaten bei der Entwicklung von
Programmen und Aktivitdten zur Verhiitung jeder Form von geschlechts-

bezogener Gewalt weiterhin behilflich seinlo;

— die OSZE-Strukturen werden den Teilnehmerstaaten bei Gesetzesinitiativen
zur Verhinderung von Gewalt gegen Frauen behilflich sein und den Aufbau
von Institutionen fordern, die die Koordinierung zwischen Regierungsinstitu-
tionen und der Zivilgesellschaft verstirken und ganz allgemein das Problem-
bewusstsein heben;

— die OSZE-Strukturen werden sich in Zusammenarbeit mit den Teilnehmer-
staaten mit der geschlechtsbezogenen Dimension der Proliferation von
Kleinwaffen und leichten Waffen (SALW) auseinander setzen. Die Pro-
liferation von SALW wirkt sich auf die Gewalt gegen Frauen erschwerend aus
und daher sollte bei einschldgigen Bemiihungen die Gleichstellungs-
perspektive beriicksichtigt werden;

— die Gruppe Strategische Polizeiangelegenheiten (SPMU) wird verstarkt
Projekte entwickeln, um die Teilnehmerstaaten im Umgang mit Straftaten im
Zusammenhang mit sexueller Gewalt und bei der Aufnahme bestimmter
Elemente — wie etwa eigene Ermittlungstechniken und Befragungsmethoden
fiir den Umgang mit Opfern sexueller Gewalt einschlielich Kindern sowie
Informationen iiber Leitsysteme fiir Opferhilfe — in die Lehrpline fiir die
Polizeiaus- und -fortbildung zu unterstiitzen;

— das Biiro des Koordinators flir konomische und dkologische Aktivititen der
OSZE (OCEEA) und die Unterstlitzungsgruppe Bekdmpfung des Menschen-
handels (ATAU) helfen in Koordination mit einschlidgigen OSZE-Institutionen
und -Strukturen den Teilnehmerstaaten dabei, sich mit der fehlenden Chancen-
gleichheit fiir Frauen, der Arbeitslosigkeit von Frauen und anderen
geschlechtsbezogenen Aspekten des Menschenhandels einschlielich der
Nachfrage nach sexueller und anderen Formen der Ausbeutung auseinander zu
setzen, wobei sie auf die tieferen Ursachen des Menschenhandels eingehen,;

— die Gruppe Terrorismusbekdmpfung (ATU) wird sich auf Ersuchen der Frage
der Ausbeutung von Frauen durch Terroristen fiir deren Zwecke und zur
Propagierung extremistischer Ideologien aktiv annehmen;

10

Artikel 2 (b) der Erkldrung der Vereinten Nationen iiber die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen
lautet: ,,Unter Gewalt gegen Frauen sind, ohne darauf beschrénkt zu sein, die folgenden Handlungen zu
verstehen: [...] korperliche, sexuelle und psychologische Gewalt im Umfeld der Gemeinschaft,
einschlieBlich Vergewaltigung, sexueller Missbrauch, sexuelle Beldstigung und Einschiichterung am
Arbeitsplatz, in Bildungseinrichtungen und andernorts, Frauenhandel und Zwangsprostitution.*

Die Resolution der Vereinten Nationen ,,Weitere MaBlnahmen und Initiativen zur Umsetzung der
Erklérung und Aktionsplattform von Beijing* (A/RES/S-23/3) vom 16. November 2000 hilt fest
(Absatz 59): “Geschlechtsbezogene Gewalt [...], wie etwa Misshandlungen oder andere Formen der
hiuslichen Gewalt, sexueller Missbrauch, sexuelle Versklavung und Ausbeutung, internationaler
Frauen- und Kinderhandel, Zwangsprostitution und sexuelle Beldstigung [...] sind mit der Wiirde und
dem Wert der menschlichen Person unvereinbar [...].
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— da negative Geschlechterklischees zum Fortbestand der Gewalttitigkeit gegen
Frauen beitragen, sollten die Programme, Vorhaben und Aktivititen der OSZE
darauf abzielen, Frauen zu eigenverantwortlichem Handeln zu befdhigen.

Sicherstellung von Chancengleichheit fiir die Beteiligung von Frauen am politischen
und 6ffentlichen Leben

— Das BDIMR wird den Teilnehmerstaaten bei der Entwicklung wirksamer
MaBnahmen zur Verwirklichung der gleichberechtigten Beteiligung von
Frauen an demokratischen Prozessen helfen und wird bei der Entwicklung
bewéhrter Methoden fiir deren Umsetzung behilflich sein;

— das BDIMR und gegebenenfalls OSZE-Feldeinsitze werden beim Aufbau
ortlicher Kompetenz und Sachkenntnis in Gleichstellungsfragen und bei der
Vernetzung fithrender Vertreter von Gemeinschaften und Politikern
Hilfestellung leisten;

— das BDIMR wird den Teilnehmerstaaten weiterhin bei der Forderung der
politischen Mitsprache von Frauen helfen. Im Rahmen seiner Wahl-
beobachtungsmissionen wird es auch in Zukunft die Teilnahme von Frauen an
Wahlprozessen beobachten und dariiber Bericht erstatten. Zusétzlich wird das
BDIMR, wenn moglich, Berichte in Auftrag geben und verdffentlichen, in
denen insbesondere die Situation von Frauen bei Wahlprozessen analysiert
wird;

— der Hohe Kommissar fiir nationale Minderheiten (HKNM) wird sich mit
konkreten Fragen im Zusammenhang mit der Teilnahme von Frauen, die
nationalen Minderheiten angehoren, am 6ffentlichen und privaten Leben
befassen und im Rahmen der von seinem Biiro entwickelten Konzepte und
Projekte die zur Bekdmpfung der doppelten Diskriminierung dieser Frauen
notwendigen Schritte ergreifen, wenn angebracht im Rahmen seines
Konfliktverhiitungsmandats;

- der OSZE-Beauftragte fiir Medienfreiheit (RFOM) wird im Einklang mit
Kapitel 6 seines Mandats auf Anzeichen fiir ernst zu nehmende Intoleranz
gegeniiber Frauen und Aufrufe zu geschlechtsbedingter Diskriminierung in
den Medien oder durch die Medien in den Teilnehmerstaaten achten. Der
Beauftragte wird die Teilnehmerstaaten in seinen regelmafBigen Berichten auf
diese Fille aufmerksam machen.

Ermutigung von Frauen zur Teilnahme an Konfliktverhiitung und Krisenmanagement
und am Wiederaufbau nach Konfliktende

— Die OSZE-Strukturen werden, wenn angebracht, im Rahmen ihres Mandats
die Umsetzung von Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats betreffend die
Rolle von Frauen unter anderem bei der Konfliktverhiitung und dem
Wiederaufbau nach Konfliktende fordern;

— die OSZE-Strukturen werden, wenn angebracht, den Teilnehmerstaaten bei der
Entwicklung von Programmen und Vorhaben helfen, deren Ziel es ist, Frauen
gleiche Chancen bei der Teilnahme an Bemiihungen zur Férderung von
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Frieden und Sicherheit einzurdumen, einschlieBlich jener an der Basis und auf
regionaler Ebene. Die Befahigung von Frauen zu eigenverantwortlicher
Teilnahme an der politisch-militdrischen Dimension ist auch wesentlich fiir
die umfassende Sicherheit.

Forderung gleicher Chancen fiir Frauen in der Wirtschaft

Das OCEEA wird Initiativen ergreifen, um das Bewusstsein fiir Frauenrechte
in der Wirtschaft im Sinne von Absatz 40.6 des Moskauer Dokuments zu
starken und gegebenenfalls Projekte zu seiner Umsetzung entwickeln;

das OCEEA sollte bei der Umsetzung seiner Aufgaben laut dem vom
Ministerrat in Maastricht 2003 verabschiedeten OSZE-Strategiedokument fiir
die Wirtschafts- und Umweltdimension und dem Dokument der Bonner
Konferenz iiber wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa die Gleich-
stellungsperspektive beriicksichtigen;

das OCEEA wird auf Ersuchen den Teilnehmerstaaten bei der Gestaltung ihrer
Wirtschaftspolitik auf Grundlage der im Bonner Dokument und im OSZE-
Strategiedokument fiir die Wirtschafts- und Umweltdimension festgelegten
Prinzipien behilflich sein. Im Hinblick darauf sollte die OSZE ihre
Zusammenarbeit mit der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fiir
Europa und anderen Organisationen fortsetzen und verstirken;

das OCEEA wird gemeinsam mit den Teilnehmerstaaten und Missionen die
Hindernisse untersuchen, die Frauen davon abhalten, in der Wirtschaft ihr
Potenzial auszuschopfen, und Projekte entwickeln, die die Rolle von Frauen in
der Wirtschaft starken und sicherstellen, dass sie in diesem Bereich keiner
Diskriminierung ausgesetzt sind, insbesondere was den Zugang zu wirt-
schaftlichen und finanziellen Ressourcen wie Kredite, Eigentums- und
Erbrechte betrifft;

das OCEEA und gegebenenfalls die Missionen sollten die Entwicklung
unternehmerischer und anderer berufsbezogener Fahigkeiten von Frauen
fordern, durch die Unterstiitzung von Ausbildungs-, Fortbildungs-,
Umschulungs- und Fachausbildungseinrichtungen und die Forderung der
Schulbildung und Ausbildung von Frauen und Ménnern in anderen als den
herkémmlichen Fachgebieten und Berufen;

das OCEEA wird internationale Geberorganisationen und Finanzierungs-
einrichtungen zur Unterstiitzung von Projekten ermutigen, die die Rolle von
Frauen in der Wirtschaft starken oder gleichberechtigten Zugang zum
Arbeitsmarkt sicherstellen sollen. Projekte zu Beschéftigungsfragen sollten
besonders den Grundsatz unterstreichen, dass Vereinbarungen betreffend
Mutterschutz und Vaterschutz ein Schliisselelement fiir die Forderung der
Chancengleichheit und der Aufgabenteilung von Frauen und Ménnern sind;

die OSZE-Strukturen werden den Teilnehmerstaaten dabei helfen, dafiir zu
sorgen, dass Midchen und Knaben ebenso wie Frauen und Ménner gleiche
Chancen im Hinblick auf Schulbildung und Ausbildung haben.
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(2) Aufbau nationaler Mechanismen fiir die Frauenférderung

— Das BDIMR wird auch in Zukunft technisches Fachwissen und Unterstiitzung
fiir den Aufbau demokratischer Institutionen zur Férderung der Gleichstellung
von Frauen und Ménnern, wie Volksanwaltschaften auf lokaler und
gegebenenfalls Landesebene, zur Verfligung stellen;

— das BDIMR wird den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen der Zivil-
gesellschaft, den Medien und der Regierung im Hinblick auf die Forderung
der durchgingigen Beriicksichtigung der Gleichstellung von Frauen und
Mainnern erleichtern.

(h) Der Parlamentarischen Versammlung wird nahe gelegt,

— die Frage der Chancengleichheit von Frauen und Méannern in nationalen
Parlamenten sowie in der OSZE und in der Parlamentarischen Versammlung
der OSZE auch in Zukunft auf ihr Programm zu setzen, nachdem sie die
Gleichstellung von Frauen und Ménnern in der Tagesordnung fiir die
Plenarsitzungen der Versammlung durchgidngig zum Thema gemacht hat;

— die bestehende Vernetzung zwischen Parlamentarierinnen durch die Arbeit der
Sonderbeauftragten der Parlamentarischen Versammlung der OSZE fiir
Gleichstellungsfragen weiter zu entwickeln, um die Beteiligung von Frauen
am politischen und 6ffentlichen Leben auf nationaler und internationaler
Ebene zu fordern;

— mit Hilfe der Sonderbeauftragten dafiir zu sorgen, dass sie in ihren jahrlichen
Erklarungen weiterhin Empfehlungen zur Gleichstellung der Geschlechter
abgibt;

— weiterhin liber die Dienststelle fiir Gleichstellungsfragen im Sekretariat der
Parlamentarischen Versammlung der OSZE Berichte iiber die Stellung der
Frau im OSZE-Gebiet vorzulegen und sich durch Ubermittlung dieser Unter-
lagen an alle teilnehmenden Parlamente um eine verstédrkte Sensibilisierung
fiir das Thema zu bemiihen.

V1. ALLGEMEINE FOLGEMASSNAHMEN

45.  Der Generalsekretéir und die Leitungen der Missionen und Institutionen sind gegen-
iiber dem Standigen Rat fiir die Umsetzung der entsprechenden Teile dieses Aktionsplans im
Einklang mit ihren jeweiligen Aufgabenbereichen verantwortlich.

46. Der Generalsekretir erstellt bis 1. Oktober 2005 einen Plan fiir die Durchfiihrung von
MaBnahmen zur Verwirklichung der Gesamtziele dieses Aktionsplans. Auch die Leitungen
der Institutionen erstellen bis dahin ihre eigenen Durchfiihrungspléne. Diese Plane enthalten
konkrete MaBBnahmen fiir die Verwirklichung des Aktionsplans 2004 zur Férderung der
Gleichstellung von Frauen und Méannern, Maflnahmen fiir Schulungsprogramme im Hinblick
auf die durchgingige Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts in der Arbeit von OSZE-
Bediensteten, Malnahmen zur dimensionentiibergreifenden durchgingigen Beriicksichtigung
des Gleichstellungsaspekts in Politik, Vorhaben und Programmen der OSZE und schlieBlich
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Fiihrungs- und Einstellungsstrategien zur Herstellung eines ausgewogenen Zahlenverhilt-
nisses zwischen Frauen und Ménnern auf allen Ebenen.

47. Der Generalsekretér berichtet im Jahresbericht 2004 iiber den Stand der Arbeit an
Gleichstellungsfragen. Danach legt der Generalsekretér einen jéhrlichen Evaluierungsbericht
zu Gleichstellungsfragen in der OSZE vor. Dieser Bericht wird dem Stéindigen Rat ab 2006
im Juni jedes Jahres unterbreitet. Der Evaluierungsbericht wird Beitrdge der Haupt-
abteilungen sowie der Institutionen und Missionen iiber Entwicklungen in Bezug auf die
Gleichstellung von Frauen und Méannern und die durchgéngige Beriicksichtigung des
Gleichstellungsaspekts in den OSZE-Strukturen enthalten, darunter Informationen iiber die in
Absatz 46 angefiihrten Pldne. Er wird auch eine Analyse des Erreichten im Lichte der
Anforderungen dieses Aktionsplans enthalten.

48. Ab Juni 2006 wird der Stindige Rat auf Grundlage des jdhrlichen Evaluierungs-
berichts des Generalsekretérs zu Gleichstellungsfragen eine jahrliche Aussprache abhalten,
die ausschlieBlich Gleichstellungsfragen gewidmet ist und die Uberpriifung und notigenfalls
Aktualisierung der Konzepte und Strategien zur durchgingigen Beriicksichtigung des
Gleichstellungsaspekts und zur Forderung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern
umfasst. Bei dieser Aussprache sollte auch die Umsetzung dieses Aktionsplans kontrolliert
werden.

49.  Zu gegebener Zeit und wenn angebracht kann die Notwendigkeit erwogen werden, in
das Mandat der jeweiligen Mission in Zusammenarbeit mit dem Gastland eine Gleich-
stellungsperspektive einzufligen.

50. Den Zeitpunkt fiir die nichste Uberpriifung des Aktionsplans 2004 zur Férderung der
Gleichstellung von Frauen und Ménnern beschlie3t der Standige Rat.

51. Fiir die Umsetzung dieses Aktionsplans ist die Bereitstellung entsprechender
Ressourcen erforderlich.
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BESCHLUSS Nr. 15/04

DIE ROLLE DES GENERALSEKRETARS DER OSZE
(MC.DEC/15/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

in Bestitigung des auf dem Ministerratstreffen in Stockholm 1992 beschlossenen
Mandats des Generalsekretirs,

in dem Wunsch, die Effizienz der OSZE zu verbessern und zu diesem Zweck die
Rolle und die Aufgaben des Generalsekretéirs der OSZE klarzustellen und zu stérken,

unter Hinweis darauf, dass der Generalsekretdr seine Autoritit aus den gemeinsamen
Beschliissen der Teilnehmerstaaten bezieht und unter Anleitung des Amtierenden
Vorsitzenden handelt,

unter Berlicksichtigung nachfolgender Beschliisse der Treffen der Staats- und
Regierungschefs, des Ministerrats und des Stindigen Rates, unter anderem MC(10).DEC/S,
MC.DEC/1/03 und die Beschliisse des Stindigen Rates Nr. 485, 486, 550, 552 und 553 —

bekriftigt, dass der Generalsekretir neben anderen Aufgaben
1. fiir die Durchfiihrung der Beschliisse der OSZE sorgt;

2. als Vertreter des Amtierenden Vorsitzenden handelt und diesen bei allen Aktivitdten
zur Erfiillung der Ziele der OSZE unterstiitzt, indem er unter anderem

— fachliche, beratende, materielle, technische und sonstige Unterstiitzung leistet, unter
anderem in Form von Hintergrundinformationen, Analysen, Beratung, Entwiirfen fiir
Beschliisse und Erkldrungen, zusammenfassenden Darstellungen und Archiv-
unterstiitzung;

— fiir die Darstellung der OSZE-Politik und -Praxis in der Offentlichkeit verantwortlich
und berechtigt ist, im Namen der gesamten Organisation 6ffentliche Erkldrungen
abzugeben,;

- fir wirksame und fortlaufende Arbeitskontakte mit anderen internationalen
Organisationen und Institutionen sorgt;

3. als hochster Amtstriager der OSZE

— den Stidndigen Rat unterstiitzt und ihm gegeniiber fiir den effizienten Einsatz der
Ressourcen der Organisation verantwortlich ist;

— fiir die ordnungsgeméfle Umsetzung der Finanzvorschriften und -regeln verant-
wortlich ist, die fiir die budgetdre und finanzielle Verwaltung der OSZE gelten. In
Verwaltungsangelegenheiten und in Bezug auf den effizienten Einsatz der Ressourcen
sind die Fondsverwalter dem Stidndigen Rat {iber den Generalsekretér zur
Rechenschaft verpflichtet;
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— dem Sténdigen Rat gegeniiber fiir die ordnungsgeméfle Anwendung des Personal-
statuts und der Dienstordnung verantwortlich und rechenschaftspflichtig ist. In diesem
Zusammenhang sind die Leiter der Institutionen und der Missionen dem Sténdigen
Rat gegeniiber in Bezug auf ihre Institutionen/Missionen iiber den Generalsekretér
verantwortlich;

beschlief3t ferner, dass der Generalsekretar

4. den politischen Dialog- und Verhandlungsprozess zwischen den Teilnehmerstaaten
unterstiitzt, insbesondere durch die Vorbereitung und Umsetzung von Beschliissen und durch
Hilfestellung fiir den Vorsitz bei der Vorbereitung und Abhaltung von Treffen;

5. den Beschlussfassungsgremien nach Riicksprache mit dem Vorsitz jede Angelegen-
heit zur Kenntnis bringen kann, die fiir sein Mandat von Belang ist;

6. zur Vorbereitung der Treffen der OSZE-Troika und der FSK-Troika beitrdgt und an
diesen Treffen teilnimmt;

7. die Gesamtaufsicht {iber die Leitung der OSZE-Feldeinsdtze hat und deren operative
Arbeit koordiniert;
8. als hochster Amtstrager der OSZE die Dienstvertridge der Missionsleiter gegen-

zeichnet und den bestellten Missionsleiter tiber die geltenden Vorschriften und
Bestimmungen informiert. Die Bestellung der Missionsleiter fallt in den Zustandigkeits-
bereich des Vorsitzes;

0. als Leiter des OSZE-Sekretariats fiir dessen wirksame und effiziente Fiihrung
verantwortlich ist;

10. mit Zustimmung des Vorsitzes die Direktoren im Sekretariat bestellt. Alle Mitarbeiter
des Sekretariats sind dem Generalsekretér gegeniiber rechenschaftspflichtig und dieser tragt
die Verantwortung fiir ihre Leistung;

11.  iber den Gesamthaushaltsprozess alle Fondsverwalter bei der Umsetzung der von den
Teilnehmerstaaten erteilten Mandate und politischen Vorgaben unterstiitzt. In diesem
Zusammenhang unterstiitzt er die koordinierte Planung, Umsetzung und Evaluierung der
Programmaktivititen der OSZE durch Erleichterung der Zusammenarbeit zwischen allen
OSZE-Fonds;

12.  als Anlaufstelle fiir die Koordination und fiir Konsultationen zwischen OSZE-Insti-
tutionen unter Beachtung ihrer Mandate fungiert. Die Leiter der Institutionen sind gegeniiber
dem Sténdigen Rat in allen Belangen verantwortlich und rechenschaftspflichtig;

ersucht ferner den Sténdigen Rat, die Bestimmungen 1.05, 3.04 (a) und 3.07 bis
spatestens 1. Mérz 2005 mit den Absétzen 3 (c), 8 und 10 dieses Ministerratsbeschlusses in
Einklang zu bringen.
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BESCHLUSS Nr. 16/04
SCHAFFUNG EINES WEISENRATS ZUR

STARKUNG DER WIRKSAMKEIT DER OSZE
(MC.DEC/16/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

entschlossen, die OSZE — einen Pfeiler der euroatlantischen Sicherheitsarchitektur —
in ihrer Féhigkeit zur Bewaltigung der Herausforderungen des einundzwanzigsten
Jahrhunderts zu stérken,

in Anbetracht dessen, dass der dreifligste Jahrestag der Schlussakte von Helsinki, der
fiinfzehnte Jahrestag der Charta von Paris fiir ein neues Europa und das zehnjihrige Bestehen
der OSZE eine einzigartige Gelegenheit bieten, {iber die Rolle der Organisation in einem sich
wandelnden Europa nachzudenken,

in der Erkenntnis, dass die Funktionsweise der Organisation sowie deren Fahigkeiten
zu kollektivem Handeln einer Verbesserung bediirfen, ohne dadurch ihre Stdrken und ihre
Flexibilitit zu mindern,

eingedenk der Notwendigkeit, die Arbeit daran 2005 mit Hilfe eines umfassenden und
zukunftsorientierten Ansatzes zur Stirkung der allgemeinen Féahigkeit der OSZE voranzu-
treiben —

1. beschlie3t, zur Starkung der Wirksamkeit der OSZE einen Weisenrat einzurichten, der
dem politischen Dialog einen neuen Ansto und der Organisation eine strategische Vision fiir
das einundzwanzigste Jahrhundert geben soll;

2. beschliefit ferner, dass der Weisenrat die Wirksamkeit der Organisation, ihrer Organe
und Strukturen liberpriifen und im Hinblick auf die kommenden Herausforderungen
beurteilen wird. Der Weisenrat wird Maflnahmen fiir den wirksamen Umgang mit diesen
Herausforderungen empfehlen;

3. beauftragt den Amtierenden Vorsitzenden, die Mitglieder des Weisenrats nach
Konsultation aller Teilnehmerstaaten zu ernennen. Bei der Zusammensetzung des
Weisenrats, der bis zu sieben namhafte Personlichkeiten umfassen soll, die mit der OSZE
vertraut sind, wird auf die Vielfalt der OSZE-Gemeinschaft, einschlieBlich der Teilnehmer-
staaten mit Feldprdsenzen, Bedacht genommen. Die Kosten fiir die Mitglieder des Weisenrats
werden aus aullerbudgetéren Beitrdgen gedeckt. Sekretariatsunterstiitzung wird vom OSZE-
Sekretariat aus vorhandenen Ressourcen zur Verfiigung gestellt. Der Amtierende Vorsitzende
fungiert als Anlaufstelle fiir den Weisenrat bei dessen Arbeit. Der Weisenrat legt den Teil-
nehmerstaaten bis spitestens Ende Juni 2005 {iber den Amtierenden Vorsitzenden seinen
Bericht mit Empfehlungen vor. In Nachbereitung dazu werden gesonderte OSZE-Konsul-
tationen auf hoher Ebene stattfinden. Der Stindige Rat fasst bis Ende Juli 2005 einen
Beschluss iiber die organisatorischen Modalitdten und den Zeitplan fiir eine derartige eigens
einberufene Zusammenkunft.
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4. Bei den Konsultationen werden der Bericht des Weisenrats sowie andere mogliche
Beitriage gepriift; ihre Schlussfolgerungen und Empfehlungen werden tiber den Stindigen Rat
dem Ministerratstreffen 2005 im Hinblick auf entsprechende Maflnahmen vorgelegt werden.

Der Ministerrat beauftragt ferner den Stindigen Rat, sich im Rahmen der Arbeits-
gruppe fiir Reformen und der informellen Gruppe der Freunde des Vorsitzes fiir die
Verbesserung der Funktionsweise und Effizienz von OSZE-Feldeinsédtzen weiterhin mit
Fragen im Zusammenhang mit der Verbesserung der Funktionsweise der Organisation zu
befassen. Die Vorsitzenden der Gruppen werden dem Weisenrat ndtigenfalls fiir Konsul-
tationen zur Verfiigung stehen.
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BESCHLUSS Nr. 17/04

DIE OSZE UND IHRE KOOPERATIONSPARTNER
(MC.DEC/17/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat —

in Anerkennung der wachsenden Bedeutung der bewéhrten Zusammenarbeit zwischen
der OSZE und ihren Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und in Asien,

unter Hinweis auf den Beschluss Nr. 571 des Stédndigen Rates, mit dem der Standige
Rat beschloss, dem Ministerratstreffen 2004 einen Bericht tiber die Fortsetzung des Dialogs
und der Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnern vorzulegen, der untersucht, in
welchem Umfang die umfassende Weitergabe der OSZE-Normen, -Prinzipien und
-Verpflichtungen an andere moglich ist, und in dem das Forum fiir Sicherheitskooperation
ersucht wurde, zu dieser Arbeit einen eigenen Beitrag zu leisten —

betont die Bedeutung des Berichts PC.DEL/366/04/Rev. 4, der auf einem Austausch
unterschiedlicher Ansichten — unter anderem mit den Kooperationspartnern der OSZE —
beruht;

beauftragt den Stindigen Rat und das Forum fiir Sicherheitskooperation, die
Angelegenheit weiter zu verfolgen.
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BESCHLUSS Nr. 18/04

OSZE-VORSITZ IM JAHR 2007
(MC.DEC/18/04 vom 7. Dezember 2004)

Der Ministerrat

beschlieBt, dass Spanien im Jahr 2007 die Funktion des OSZE-Vorsitzes wahrnehmen
wird.
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BESCHLUSS Nr. 19/04
DATUM UND ORT DES NACHSTEN TREFFENS

DES MINISTERRATS DER OSZE
(MC.DEC/19/04 vom 7. Dezember 2004)

Das Dreizehnte Treffen des Ministerrats der OSZE wird am 5. und 6. Dezember 2005
in Slowenien stattfinden.






V. ERKLARUNG DES VORSITZES UND
ERKLARUNGEN VON DELEGATIONEN
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ERKLARUNG VON DR. SOLOMON PASSY,
AMTIERENDER VORSITZENDER DER ORGANISATION
FUR SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT IN EUROPA,
IN DER DRITTEN PLENARSITZUNG DES
ZWOLFTEN TREFFENS DES MINISTERRATS

1. Die Minister fiir auswirtige Angelegenheiten der OSZE-Teilnehmerstaaten traten zu
einer Zeit in Sofia zusammen, als in Europa ein Umbruch von groBer Tragweite stattfand.
Durch diesen Umbruch entstanden neue Chancen und Herausforderungen. Gleichzeitig
brachten sie aber deutlich zum Ausdruck, dass die Teilnehmerstaaten mit gemeinsamen
Bedrohungen fiir ihre Sicherheit konfrontiert sind. Die Minister bekundeten ihre Entschlos-
senheit, solidarisch zu bleiben und Sicherheit durch Kooperation fiir Staaten ebenso wie fiir
die Menschen zu fordern. Aus dieser Eintracht kommt die Kraft fiir die Auseinandersetzung
mit den in der OSZE-Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitdt im einund-
zwanzigsten Jahrhundert angefiihrten Herausforderungen, gemeinsame Reaktionen und
innovative Ansétze zu beschlieBen und die Fahigkeit der Teilnehmerstaaten zur Einhaltung
gemeinsamer Grundsdtze zu verbessern.

2. In Erinnerung daran, dass die KSZE geschaffen wurde, um tiefe Griaben in Europa zu
iiberwinden, und dass der Helsinki-Prozess wesentlich zur Férderung von Sicherheit und
Zusammenarbeit von Vancouver bis Wladiwostok beitrug, bekennen sich die Minister nach
wie vor zu ihrer Verpflichtung, ein gemeinsames und unteilbares OSZE-Gebiet ohne Trenn-
linien und Zonen mit unterschiedlichem Sicherheitsniveau zu schaffen.

3. Die Minister erkannten die Notwendigkeit, auf ein gemeinsames Fundament aufzu-
bauen, um dem OSZE-Gebiet eine strategische Richtung fiir die kommenden Jahre zu geben.
Sie bekriftigten, dass sie keinerlei Miihe scheuen werden, um sicherzustellen, dass die OSZE
und ihre operativen Instrumente fiir die Bediirfnisse und Interessen aller Teilnehmerstaaten
relevant bleiben, unter Beriicksichtigung der unterschiedlichen Standpunkte beziiglich der
Mittel und Wege zur Verwirklichung dieser Aufgabe.

4. 2005 begehen wir den dreiBBigsten Jahrestag der Schlussakte von Helsinki und den
fiinfzehnten Jahrestag der Charta von Paris. Dies ist eine gilinstige Gelegenheit, uns in
Erinnerung zu rufen, welch wichtige Rolle die KSZE/OSZE fiir die Forderung von Dialog
und Vertrauensbildung, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Marktwirtschaft spielt. Die
Minister erachteten dies als Chance zur Starkung der 1990 in Paris vereinbarten
Verpflichtung, ein ungeteiltes und freies Europa zu schaffen.

5. Aus Anlass des sechzigsten Jahrestags des Endes des Zweiten Weltkriegs haben die
Minister eine Erkldrung des Ministerrats verabschiedet, um dieses Ereignis 2005 feierlich zu
begehen. Dann wollen wir der Grauel des Krieges gedenken, an die Gefahren des Extremis-
mus und aller Formen von Intoleranz sowie an die Notwendigkeit erinnern, dass man sich
unabléssig fiir Frieden und Sicherheit einsetzen muss, damit sich Leid und Vernichtung der
Vergangenheit nicht wiederholen. Es wurde die Uberzeugung zum Ausdruck gebracht, dass
die Einhaltung der Volkerrechtsnormen, der Ziele und Prinzipien der Charta der Vereinten
Nationen sowie der Grundsitze, denen sich die Teilnehmerstaaten im Rahmen der OSZE
verschrieben haben, der beste Weg sind, um die heutige Generation und kommende
Generationen vor der Geiflel von Krieg und Gewalt zu bewahren.
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6. Das starke Band, das die OSZE-Teilnehmerstaaten verbindet, ist das Einvernehmen
iiber gemeinsame Ziele, Prinzipien und Verpflichtungen. Auf diesem Fundament stehen die
Beziehungen zwischen den Teilnehmerstaaten, zwischen Menschen und ihren Regierungen
sowie zwischen den Organisationen, denen die Teilnehmerstaaten angehdren. Die Minister
erneuerten ihr Bekenntnis dazu, sie im gesamten OSZE-Gebiet gleichermafen und vorur-
teilslos einhalten zu wollen, und messen der Hilfe der OSZE bei ihrer Umsetzung — unter
anderem durch den wichtigen Beitrag ihrer Institutionen und Feldeinsitze — grolen Wert bei.

7. Die Minister unterstrichen ihr Bekenntnis zum Schutz der Menschenrechte. Alle
Teilnehmerstaaten werden die Bemiihungen zur Stiarkung der pluralistischen Demokratie, der
Zivilgesellschaft und der Rechtsstaatlichkeit intensivieren und die vollstindige Einhaltung
und den vollstandigen Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten sicherstellen. Die
Minister betonten die Bedeutung freier und fairer Wahlen. Sie bekréftigten das Bekenntnis zu
freien und unabhéngigen Medien. Sie rufen die Teilnehmerstaaten zu weiteren Schritten auf,
um die Rechte von Angehdrigen nationaler Minderheiten im Einklang mit internationalen
und volkerrechtlichen Verpflichtungen wirksam zu schiitzen, um den Bemiihungen zur
Sicherstellung gleicher Chancen fiir Angehorige nationaler Minderheiten Nachhaltigkeit zu
verleihen.

8. Die meisten Minister begriilten den Wunsch der ukrainischen Bevolkerung nach
einem Leben in einer freien, offenen und demokratischen Gesellschaft. Die Entwicklungen in
der Ukraine unterstreichen deren Rolle fiir den Aufbau eines sicheren und stabilen Europa auf
der Grundlage demokratischer Werte. Die meisten Minister appellierten an alle Parteien und
Institutionen in der Ukraine, bei der Umsetzung der Entscheidung des Obersten Gerichtshofs
vom 3. Dezember 2004 uneingeschrinkt zusammenzuarbeiten und dafiir Sorge zu tragen,
dass bei der Wiederholung des zweiten Durchgangs der Prasidentenwahlen der Wille der
ukrainischen Bevolkerung zum Ausdruck kommt. Sie wiirdigten das Bekenntnis aller Seiten
zu Gewaltverzicht. Sie nahmen Kenntnis von der wertvollen Hilfestellung durch die inter-
nationalen Mediatoren und riefen alle Teilnehmer am Runden Tisch dazu auf, die mit ihrer
Beteiligung zustande gekommenen Vereinbarungen vollstindig umzusetzen. Sie legten den
Teilnehmerstaaten nahe, dem BDIMR der OSZE alle notwendigen Ressourcen fiir den bevor-
stehenden Wahlgang zu den Priasidentenwahlen zur Verfiigung zu stellen. Mit Befriedigung
nahmen sie Kenntnis von der anhaltend guten Zusammenarbeit zwischen der Regierung der
Ukraine und der Wahlbeobachtungsmission der OSZE. Sie bekriftigten ihre Unterstiitzung
fiir die Unabhéngigkeit, Souverénitit, territoriale Integritit und Unverletzlichkeit der Grenzen
der Ukraine und sprachen sich gegen jeden Versuch der Einmischung in deren innere
Angelegenheiten aus.

9. Die Minister duflerten sich anerkennend iiber die zunehmenden Fachkenntnisse und
operativen Fihigkeiten der OSZE im Umgang mit neuen Bedrohungen und Heraus-
forderungen im Sicherheitsbereich, unter anderem bei der Terrorismusbekédmpfung, Polizei-
arbeit, Bekimpfung des Menschenhandels, dem Grenzmanagement und der Grenzsicherung
sowie durch die zunehmende Beachtung der politisch-militdrischen Dimension und der
Wirtschafts- und Umweltdimension. Sie unterstrichen die Bedeutung eines dimensionen-
iibergreifenden Ansatzes in der Arbeit der OSZE in diesen Bereichen.

10.  Die Minister kiindigten eine weitere Verstarkung der OSZE-Bemiihungen zur
Bekidmpfung des Terrorismus an. Die Terroranschlidge im OSZE-Gebiet machen auf schreckliche
Weise bewusst, dass der Terrorismus nach wie vor eine reale und unmittelbare Bedrohung fiir
alle Teilnehmerstaaten darstellt. Die Minister sprachen sich fiir die Verstarkung praktischer und
wirksamer Maflnahmen aus, unter anderem im Rahmen der Gruppe Terrorismusbekdmpfung.
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Die Minister verabschiedeten die Erklarung des Ministerrats von Sofia zur Verhiitung und
Bekdmpfung des Terrorismus und ein umfassendes Paket praktischer Beschliisse, die nicht nur
die Bemiithungen zur Terrorismusbekdmpfung vertiefen, sondern auch die Zusammenarbeit am
Prozess mit anderen internationalen, regionalen und subregionalen Organisationen verstirken.
Sie kiindigten an, dass die Bemiihungen zur Terrorismusbekdmpfung mit den Verpflichtungen
aus dem Volkerrecht, insbesondere internationalen Menschenrechtsnormen, dem Fliichtlings-
recht und dem humanitiren Volkerrecht, im Einklang stehen werden.

11. Die Minister erkannten an, dass die Bekdmpfung von Intoleranz und Diskriminierung
im gesamten OSZE-Gebiet fester Bestandteil des umfassenden Sicherheitskonzepts der OSZE
und von entscheidender Bedeutung fiir die Integration der Vielfalt ist. Sie erklarten sich daher
entschlossen zur Forderung des interkulturellen, interethnischen und interreligiosen Dialogs,
der Achtung und des gegenseitigen Verstdndnisses sowie zur Bekdmpfung von Hassdelikten,
einschlieBlich Hinweisen auf aggressiven Nationalismus, Rassismus, Chauvinismus, Fremden-
feindlichkeit, Diskriminierung, Antisemitismus, Intoleranz und Diskriminierung gegen
Christen, Muslime und andere Religionsangehdrige, sowie von anderen Formen der Intoleranz.
Sie waren entschlossen, auf den erfolgreichen Ergebnissen der 2004 in Berlin, Paris und
Briissel abgehaltenen OSZE-Veranstaltungen aufzubauen. Sie begriifiten die Absicht des
Amtierenden Vorsitzenden, als Teil des OSZE-weiten Kampfes gegen Diskriminierung und fiir
Toleranz drei personliche Beauftragte zu ernennen, begriilen ferner die verstirkten Aktivititen
des BDIMR zur Umsetzung seiner neuen Aufgaben im Bereich Toleranz und Nichtdiskrimi-
nierung und blicken der OSZE-Konferenz iiber Antisemitismus und andere Formen der
Intoleranz im Juni 2005 in Cordoba (Spanien) entgegen.

12.  Die Minister bekréftigten ihre feste Verpflichtung zur Verhiitung und Bekdmpfung
des Menschenhandels. Menschenhandel ist ein abscheuliches Verbrechen. Die Minister
kiindigten an, alles zu tun, um den OSZE-Aktionsplan zur Bekdmpfung des Menschen-
handels in einem Biindnis gegen den Menschenhandel, auf der Grundlage der Koordinierung
und Zusammenarbeit zwischen den Herkunfts-, Transit- und Ziellindern in Zusammenarbeit
mit dem Sonderbeauftragten aktiv umzusetzen. Sie erkannten die besondere Schutz- und
Hilfsbediirftigkeit von Kindern als Opfer von Menschenhandel an und beschlossen, den
Stidndigen Rat mit der Ausarbeitung eines Zusatzes zum OSZE-Aktionsplan zur Bekdmpfung
des Menschenhandels zu beauftragen, der zu dessen Umsetzung beitragen soll.

13.  Die Minister erneuerten ihre Verpflichtung zur Férderung offener und sicherer
Grenzen, unter anderem durch die Ausarbeitung eines OSZE-Konzepts iiber Grenzsicherung
und -management, das der Notwendigkeit Rechnung tragt, unter anderem auf die Be-
drohungen infolge grenziiberschreitender Bewegungen einzugehen, die mit terroristischen
und anderen kriminellen Aktivititen im Zusammenhang stehen. Sie begriifiten daher die
Arbeit der informellen Arbeitsgruppe ,,Grenzen* des Stindigen Rates im Jahr 2004 und den
Beschluss iiber die Ausarbeitung eines OSZE-Konzepts {iber Grenzsicherung und
-management.

14.  Die Polizeiarbeit setzt an der Schnittstelle zwischen Sicherheit und Menschenrechten
an. Die Minister ermutigten zur Weiterentwicklung der polizeibezogenen OSZE-Aktivititen
zum Zweck des Aufbaus von Kapazititen und Institutionen, die den Teilnehmerstaaten auf
ithr Ersuchen bei der Stirkung der Rechtsstaatlichkeit helfen sollen.

15.  Nach Auffassung der Minister beriihrt die Migration den zentralen Tétigkeitsbereich
der OSZE in den Bereichen Menschenrechte, Freiziigigkeit, Grenzen und Integration und in
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der wirtschaftlichen Dimension. Sie erklarten ihre Absicht, die Aktivitdten in diesem Bereich
auszubauen, einschlieBlich der Bekdmpfung der Schleusung von Migranten.

16.  Die Minister bekréftigten ihre Verpflichtungen in den Bereichen Riistungskontrolle
und vertrauens- und sicherheitsbildende MaBBnahmen aus der im Dezember 2003 verab-
schiedeten OSZE-Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitit im einund-
zwanzigsten Jahrhundert und anderen vereinbarten OSZE-Dokumenten. Sie begrii3ten die
Beschliisse des Forums fiir Sicherheitskooperation betreffend Kleinwaffen und leichte
Waften, durch die Grundsitze fiir die Kontrolle von Waffenvermittlungsgeschéiften, die
Verbesserung der Ausfuhrkontrolle fiir MANPADS und die Festsetzung von Standard-
elementen von Endabnehmerzertifikaten festgelegt werden. Sie sind ein wertvoller Beitrag
zur Verhiitung des Terrorismus. Sie begriifiten auch die Beschliisse des Forums zur
Verbesserung des Informationsaustauschs liber Antipersonenminen und explosive Kampf-
mittelriickstinde. Sie hielten fest, dass Ersuchen der Teilnehmerstaaten um Hilfe bei der
Erfiillung ihrer diesbeziiglichen Aufgaben nach den OSZE-Dokumenten iiber Kleinwaffen
und leichte Waffen sowie liber Lagerbestinde konventioneller Munition weiterhin
nachgekommen wird.

17.  Die Minister begriifiten die nach wie vor erfolgreiche Durchfiihrung des Vertrags iiber
den Offenen Himmel und erkannten dessen Beitrag zur Férderung von Offenheit,
Transparenz und Stabilitdt im OSZE-Gebiet an. Sie begriifiten ferner den Beitritt mehrerer
OSZE-Teilnehmerstaaten zum Vertrag und nahmen zur Kenntnis, dass Beitrittsgesuche
anderer bereits genechmigt wurden oder auf der Tagesordnung der Beratungskommission
,,Offener Himmel* stehen. Sie blicken der bevorstehenden Ersten Uberpriifungskonferenz des
Vertrags iiber den Offenen Himmel vom 14. bis 16. Februar 2005 entgegen.

18. Riistungskontrolle und vertrauens- und sicherheitsbildende MaBBnahmen sind nach wie
vor unverzichtbar fiir einen umfassenden Sicherheitsansatz. Der Vertrag liber konventionelle
Streitkrifte in Europa (KSE) leistet noch immer einen wesentlichen Beitrag zu Sicherheit und
Stabilitdt und bleibt ein Eckpfeiler der europdischen Sicherheit. Die meisten Minister
erinnerten daran, dass manche der auf dem Gipfeltreffen von Istanbul 1999 eingegangenen
Verpflichtungen betreffend Georgien und Moldau bisher noch nicht erfiillt wurden. Threr
Ansicht nach wird ihre unverziigliche Erfiillung die Voraussetzung dafiir schaffen, dass die
Ratifikation des angepassten KSE-Vertrags durch die Vertragsstaaten vorankommt.

19.  Die Minister begriiiten die verstirkten Aktivititen in der Wirtschafts- und Umwelt-
dimension. Ziel dieser Aktivititen sollte die vollstindige Umsetzung des OSZE-Strategie-
dokuments fiir die Wirtschafts- und Umweltdimension sein, zur Férderung von Zusammen-
arbeit, Good Governance, einer nachhaltigen Entwicklung und des Umweltschutzes. Sie
verpflichteten sich dazu, die Effizienz des Wirtschaftsforums weiter zu verbessern.

20.  Alsregionale Abmachung im Sinne von Kapitel VIII der VN-Charta ist die OSZE ein
zentrales Instrument fiir Friihwarnung, Konfliktverhiitung, Krisenmanagement und Konflikt-
nachsorge in ihrer Region. Die Minister sind nach wie vor besorgt {iber die anhaltenden
Konflikte in verschiedenen Regionen des OSZE-Gebiets, die die Einhaltung der OSZE-
Prinzipien gefdhrden und Frieden und Stabilitéit beeintrdchtigen. Die Minister erkldrten ihre
Entschlossenheit, die Anstrengungen zur Férderung von Verhandlungsldsungen fiir diese
Konflikte auf der Grundlage volkerrechtlicher Normen und Prinzipien, insbesondere der in
der VN-Charta und in der Schlussakte von Helsinki sowie anderen OSZE-Dokumenten
verankerten, verdoppeln zu wollen.



-73 -

21.  Die meisten Minister sind bereit dazu, einen neuen Anstof3 zur politischen Beilegung
des Transnistrienproblems in der Republik Moldau zu geben. Sie verurteilten transnistrische
Anschlédge auf die Freiziigigkeit, auf die moldauische Eisenbahn und auf moldauische
Schulen, deren Unterricht in lateinischer Schrift erfolgt, und wiirdigten die Bemiihungen der
OSZE-Mission um eine Losung fiir diese Fragen. Vor allem aber riefen sie beide Seiten dazu
auf, mit verstarkter Unterstiitzung durch die internationale Gemeinschaft zusétzliche An-
strengungen zu unternehmen, um in allen verfiigbaren Verhandlungsrahmen einen Arbeits-
dialog wiederaufzunehmen. Die Minister forderten weitere Schritte unter der Schirm-
herrschaft der OSZE zu mehr Stabilitit und Sicherheit und zu einer dauerhaften politischen
Regelung, bei der die Souverdnitit und territoriale Integritit der Republik Moldau unein-
geschriankt geachtet und zugleich Transnistrien ein Sonderstatus eingerdumt wird. Die
meisten Minister unterstiitzten die Weiterentwicklung der OSZE-Initiative fiir die Grenz- und
Zollbeobachtung an der Grenze zwischen Moldau und der Ukraine.

22. Die Minister bekriftigten ihr Bekenntnis zur Souverénitit und territorialen Integritdt
Georgiens. Die meisten Minister sprachen den jlingsten Bemiithungen der OSZE zum Abbau
der Spannungen in der Region Zchinwali/Siidossetien hochste Anerkennung aus und
begriiiten die jlingsten Treffen hochrangiger Vertreter der Parteien in Sotschi. Die Verein-
barung iiber eine schrittweise Entmilitarisierung der Region, die unter aktiver Beobachtung
durch die Gemeinsamen Friedenstruppen und die OSZE-Mission in Georgien durchzufiihren
ist, sollte eine Wiederherstellung des Vertrauens begiinstigen. Die meisten Minister sprachen
sich in diesem Zusammenhang fiir eine Verstirkung des OSZE-Beobachterteams aus. Sie
brachten ihre Hoffnung zum Ausdruck, dass die Zustimmung der Gemeinsamen Kontroll-
kommission, mit Hilfe der internationalen Gemeinschaft ein hochrangiges Treffen durch-
zufiihren, einen neuen Anstof3 zu einer dauerhaften friedlichen Beilegung dieses Konflikts in
Georgien geben wird. Die meisten Minister erkannten den ganz erheblichen Beitrag des
Grenzbeobachtungseinsatzes zu Stabilitidt und Vertrauen in der Region an und forderten die
Verldngerung seines Mandats. Eine weitere Zusammenarbeit zwischen der OSZE und den
Vereinten Nationen im Konfliktbeilegungsprozess in Abchasien (Georgien) unter VN-
Fithrung wurde nachdriicklich empfohlen.

23.  Die Minister wiirdigten das wichtige und langjéhrige Engagement der OSZE im
Kosovo (Serbien und Montenegro) und unterstrichen die Bedeutung der Rolle der OSZE als
fester Bestandteil der Bemiithungen unter VN-Fiihrung, im Kosovo (Serbien und Montenegro)
gemil Resolution 1244 des VN-Sicherheitsrats eine demokratische, multiethnische Gesell-
schaft insbesondere durch den Aufbau von Kapazititen herzustellen. Die Téatigkeit der OSZE
als wichtiger Pfeiler der UNMIK hat sich an den in den ,,Standards fiir Kosovo* verankerten
Grundsitzen fiir ein demokratisches und multiethnisches Leben zu orientieren und wird es
auch in Zukunft tun.

24.  Die Minister erklirten, dass sie sich der Notwendigkeit einer umfassenden und tief-
greifenden Debatte tliber die Stirkung der Rolle der OSZE bewusst sind. Threr Ansicht nach
konnte die OSZE effizienter sein. Sie beschlossen, einen Weisenrat zur Stiarkung der
Wirksamkeit der OSZE zu schaffen, gefolgt von gesonderten OSZE-Konsultationen auf
hoher Ebene im Jahr 2005, die der Organisation eine strategische Vision fiir das
einundzwanzigste Jahrhundert geben sollen.

25.  Die Minister begriiiten die Diskussion iiber eine Reform der OSZE und beauftragten
den Stindigen Rat, den Reformprozess durch Priifung und Verbesserung der Funktionsweise
der Organisation, der Effizienz der Feldmissionen und der Zusammenarbeit zwischen den

einzelnen Institutionen der Organisation fortzusetzen. Sie fassten einen Beschluss betreffend
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die Rolle des Generalsekretdrs. Zur Streuung der Veranstaltungsorte von OSZE-Treffen iiber
das gesamte OSZE-Gebiet werden die Teilnehmerstaaten eines der Treffen zur menschlichen
Dimension 2005 in Georgien abhalten und damit der Einladung der Regierung Georgiens
Folge leisten, das Implementierungstreffen zur menschlichen Dimension in Tiflis abzuhalten.
Die Minister sind auch erfreut dariiber, dass das Wirtschaftsforum der OSZE in Zukunft auch
an anderen Orten als Prag stattfinden soll und begriilen die diesbeziiglichen Einladungen aus
Tadschikistan und Turkmenistan.

26. Die Minister wiirdigten auch die immer wichtiger werdende Rolle der Parlamen-
tarischen Versammlung der OSZE, die auch die Sichtbarkeit unserer Organisation erhoht. Sie
begriifliten die enge Wechselbeziehung zur Parlamentarischen Versammlung der OSZE, die
sich in den letzten Jahren entwickelt hat.

27. Die Minister billigten den Aktionsplan 2004 zur Férderung der Gleichstellung von
Frauen und Minnern. Sie erkannten an, dass die Verwirklichung der Gleichstellung von
Frauen und Ménnern durch eine durchgingige Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts
fiir die vollstdndige Ausschopfung des Humankapitals im OSZE-Gebiet von zentraler
Bedeutung ist. In die OSZE-Aktivitéiten sollte eine Geschlechterperspektive Eingang finden,
damit die Organisation die Gleichstellung von Frauen und Miannern verwirklicht.

28. Die Minister bekraftigten, dass die Grundlage der Wechselbeziehung zwischen der
OSZE und anderen internationalen Organisationen und Institutionen die Plattform fiir
kooperative Sicherheit und die Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitdt im
einundzwanzigsten Jahrhundert sind. Sie ermutigten zu einem Ausbau der Kontakte und
einem weiteren Dialog zwischen der OSZE und internationalen, regionalen und sub-
regionalen Organisationen, zum Zweck des Informations- und Ideenaustauschs und um die
Erfahrungen und Fahigkeiten des jeweils anderen zu niitzen.

29.  Die Minister erkannten die Bedeutung der vielfiltigen Zusammenarbeit mit dem
Europarat an und billigten den Beschluss zur Starkung dieser Zusammenarbeit, damit sich
unsere beiden Organisationen bei der Verwirklichung des strategischen Ziels, einen
Kontinent ohne Trennlinien aufzubauen, gegenseitig ergidnzen und verstirken.

30.  Die Minister begriiiten den wertvollen Beitrag, den Nichtregierungsorganisationen
zur Arbeit der OSZE in ihren drei Dimensionen leisten.

31.  Die Minister wiirdigten die Beziehungen mit den Kooperationspartnern und den
Bericht tiber ,,Die OSZE und ihre Kooperationspartner® zur Umsetzung des Beschlusses

Nr. 571 des Stidndigen Rates. Die Teilnehmerstaaten werden weiterhin einen engeren Dialog
und eine engere Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnern in der politisch-militérischen,
der Wirtschafts- und Umwelt- sowie der menschlichen Dimension der OSZE f6rdern. Die
Unterstiitzung der OSZE fiir die Priasidentenwahlen in Afghanistan wurde als Beitrag zur
Stabilitdt dieses Landes begriifit. Die Minister sehen erwartungsvoll der weiteren Zusammen-
arbeit mit diesem Partner beim Aufbau eines demokratischen Afghanistan entgegen. Die
Minister hieBen die Mongolei als neuen Kooperationspartner willkommen.
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ERKLARUNG DER EUROPAISCHEN UNION

Trotz langwieriger Verhandlungen und intensiver Bemiihungen war es — wieder
einmal — nicht moglich, in einigen Schliisselfragen, mit denen die Organisation konfrontiert
ist, Einvernehmen zu erzielen. Die Européische Union (EU) bedauert, dass wir uns in dieser
Situation befinden und dass kein Hinweis auf regionale Fragen betreffend Moldau und
Georgien vereinbart werden konnte. Das ist zwar bedauerlich, macht aber zugleich deutlich,
dass dieses Jahr bei der Suche nach Losungen fiir die beiden regionalen Konflikte keine
Fortschritte gemacht wurden.

Andererseits sollten wir anerkennen, dass sich alle Minister in mehreren wichtigen
Fragen einigen konnten. Die Européische Union steht voll und ganz zu der vom Amtierenden
Vorsitzenden soeben abgegebenen Erklarung, sowohl in Bezug auf Fragen, iiber die Einver-
nehmen herrscht, als auch in jenen, zu denen kein Einvernehmen erzielt werden konnte. Im
Laufe des gesamten Konsultationsprozesses hat sich die EU nach Kréften bemiiht, einen
Konsens herbeizufiihren.

Die EU bekennt sich nach wie vor zur OSZE und hat einen Beurteilungsbericht iiber
die Rolle der EU in Bezug auf die OSZE ausgearbeitet, der am 13. Dezember vom Rat fiir
Allgemeine Angelegenheiten und Aullenbeziehungen gebilligt werden soll. Die EU ist nach
wie vor bereit, in die Organisation zu investieren.

Zu den wenigen offenen Fragen gibt die EU folgende Stellungnahme ab:

In Bezug auf Moldau bekréftigen wir unsere Unterstiitzung fiir die Rolle der OSZE
und anderer Mediatoren zur Losung dieses Konflikts unter vollstdndiger Achtung der
Souverénitit und territorialen Integritit von Moldau. Die EU ist nach wie vor bereit, mit allen
betroffenen Parteien Gespréche {liber eine Grundsatzerklarung zur Stabilitdt und Sicherheit
von Moldau aufzunehmen. Hinsichtlich des Abzugs der russischen Truppen und der
russischen Ausriistung ermahnen wir die Russische Foderation, unverziiglich den 1999 in
Istanbul eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen.

In Bezug auf Georgien hoffen wir, dass die Wiederauthahme des Dialogs iiber den
Stidossetien-Konflikt durch ein in néchster Zeit einzuberufendes hochrangiges Treffen der
Gemeinsamen Kontrollkommission mit Unterstiitzung der internationalen Gemeinschaft
wieder in Gang kommt. Wir erwarten eine baldige Entsendung zusétzlicher OSZE-
Beobachter, wie sie bereits grundsitzlich vereinbart wurde. Wir legen gro3en Wert auf die
Fortsetzung des Grenzbeobachtungseinsatzes, wenn auch in reduzierter Form. Abchasien
betreffend halten wir an unserer Uberzeugung fest, dass eine friedliche Losung durch den
Prozess unter VN-Fiihrung auf der Grundlage der Souveranitét und territorialen Integritét
Georgiens angestrebt werden sollte. Im Einklang mit den Verpflichtungen von Istanbul 1999
verweisen wir erneut auf die Notwendigkeit, dass sich die Parteien rasch iiber die Dauer und
die Modalitdten des Betriebs der russischen Militérstiitzpunkte einigen.

Die Europédische Union begliickwiinscht alle betroffenen Parteien in der Ukraine
dazu, dass es ihnen gelungen ist, in einer friedlichen und konstruktiven Atmosphére einen
Ausweg aus einer schwierigen und politisch angespannten Situation zu finden. Die Wieder-
holung des zweiten Durchgangs der Prasidentenwahlen ist fiir 26. Dezember geplant. Es ist
nach wie vor von grofiter Bedeutung, fiir einen fehlerfreien Wahlprozess zu sorgen. Die EU
appelliert an alle OSZE-Teilnehmerstaaten, dem Aufruf des BDIMR zur Entsendung von
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Wabhlbeobachtern zu folgen und die erforderlichen Ressourcen bereit zu stellen. Die EU ist
bereit, das Thre zu tun. Die Ereignisse seit dem 21. November haben aus EU-Sicht die
Bedeutung der Prinzipien von Helsinki und des acquis der OSZE, denen wir alle verpflichtet
sind, unterstrichen. Die EU bedauert zutiefst, dass auf diesem Ministerratstreffen keine
gemeinsame Erklarung zur Lage in der Ukraine verabschiedet werden konnte. Das ist umso
bedauerlicher, als die Regierung der Ukraine selbst die Formulierung einer solchen Erklarung
unterstiitzte. Herr Vorsitzender, die Bemiihungen der EU gelten nach wie vor der Suche nach
einem gewaltfreien Ausweg aus dieser Krise, wobei gewihrleistet sein muss, dass den
demokratischen Grundsitzen zum Durchbruch verholfen wird, die Souverénitit und die
territoriale Integritdt der Ukraine gewahrt bleiben und der Wille des ukrainischen Volkes zum
Ausdruck kommt.

Vom Vertrauen der Wahler getragene freie und faire Wahlen sind fiir die Entwicklung
und Festigung der Demokratie in jedem Land der OSZE-Region unerlésslich. Diesbeziiglich
beflirwortet die EU nachdriicklich die wahlbezogenen Aktivititen des BDIMR der OSZE im
Rahmen der Bestimmungen des Kopenhagener Dokuments von 1990.

Was die Zukunft betrifft, so ist die EU an der raschen Schaffung eines Weisenrats
interessiert, dessen Aufgabe es ist, sich der notwendigen Stirkung der Wirksamkeit der
Organisation anzunehmen. Wir erwarten eine kreative und konstruktive Diskussion iiber die
Empfehlungen dieses Weisenrats bis Mitte nichsten Jahres.

Die EU ruft alle Teilnehmerstaaten eindringlich dazu auf, alles in ihren Kraften
Stehende zu tun, um noch vor Ende dieses Jahres eine Losung in der Frage des Verteiler-
schliissels zu finden.

Herr Vorsitzender, ich ersuche, diese Erklarung dem Journal des Tages beizufligen.

Die Bewerberldnder Bulgarien, Ruménien, Tiirkei und Kroatien' schlieBen sich dieser
Erklarung an.

1 Kroatien ist weiterhin Teil des Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses.
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ERKLARUNG DER DELEGATION
GRIECHENLANDS

Mit Bezug auf die Erklarung des Vorsitzenden zur Frage der Verpflichtungen von
Istanbul 1999 mochte ich im Namen folgender Lander eine Erkldrung abgeben: Belgien,
Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Frankreich, Griechenland, Island, Italien,
Kanada, Lettland, Litauen, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Polen, Portugal, Ruménien,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Tiirkei, Ungarn, Vereinigtes Konig-
reich und Vereinigte Staaten von Amerika.

Die Erkldrung lautet wie folgt:

,» Wir bekennen uns nach wie vor zum KSE-Vertrag als einem Eckpfeiler der
europdischen Sicherheit und bekréftigen, dass uns ein rasches Inkrafttreten des
angepassten Vertrags unverdandert wichtig ist. Es ist wesentlich, dass die Russische
Foderation den Abzug ihrer Streitkréfte aus der Republik Moldau moglichst bald
abschliefft. Wir dringen auch auf eine rasche Regelung der offenen Fragen zwischen
Georgien und Russland entsprechend ihrer Gemeinsamen Erklarung von Istanbul vom
17. November 1999 und fordern zu diesem Zweck die Parteien auf, die Verhand-
lungen wieder aufzunehmen. Die Erfiillung dieser verbleibenden, 1999 eingegan-
genen Verpflichtungen von Istanbul in Bezug auf die Republik Georgien und die
Republik Moldau wird die Voraussetzung dafiir schaffen, dass die Ratifikation des
angepassten KSE-Vertrags durch die NATO-Verbiindeten und andere Vertragsstaaten
vorankommt. Wir werden diesen Prozess weiterhin begleiten.*

Die Lénder, die sich dieser Erkldrung anschlieen, ersuchen um Aufnahme der
Erkldrung in die offiziellen Dokumente dieses Treffens des Ministerrats.
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ERKLARUNG DER DELEGATION MOLDAUS

Die Delegation der Republik Moldau bedauert, dass es dem Zwdlften Treffen des
OSZE-Ministerrats nicht gelungen ist, einen Satz wichtiger Dokumente zu verabschieden,
darunter der Entwurf einer Erklérung des Ministerrats. Ungeachtet der Bedeutung aller
anderen Dokumente wére nach Ansicht unserer Delegation die Verabschiedung einer
Erklarung des Ministerrats hilfreich gewesen, um die Aktivititen der OSZE im abgelaufenen
Jahr objektiv zu beurteilen und unserer Arbeit fiir 2005 eine klare Ausrichtung zu geben. Die
Republik Moldau hat sich am Verhandlungsprozess konstruktiv beteiligt und ihren Beitrag
dazu geleistet, um in allen strittigen Fragen einvernehmliche Losungen zu finden. Wir
mochten allen Delegationen danken, die uns in unseren diesbeziiglichen Bemiithungen
unterstiitzt haben. Leider war jedoch der Mangel am entsprechenden politischen Willen
stirker als der liberwiltigende Einsatz fiir das Zustandekommen eines einvernehmlich
vereinbarten Textes.

Die Delegation der Republik Moldau hilt es fiir notwendig, einige Bestimmungen in
Erinnerung zu rufen, die es unserer Ansicht nach verdient hitten, in die Erklarung des
Ministerrats Eingang zu finden.

Es hat niemals eine frei zum Ausdruck gebrachte Zustimmung der verfassungs-
méiBigen moldauischen Behdrden zur Anwesenheit russischer Truppen auf dem Hoheitsgebiet
der Republik Moldau gegeben. Wir sind besorgt dariiber, dass es im vergangenen Jahr keine
Fortschritte im Abzugsprozess gab, und rufen die Russische Foderation dazu auf, deutlich
den politischen Willen zu bekunden, den Abzug innerhalb der kiirzestmoglichen Frist
abzuschlieBen. Der vollstdndige und bedingungslose Abzug der russischen Truppen aus der
Republik Moldau im Einklang mit den Verpflichtungen von Istanbul ist eine Voraussetzung
fiir Fortschritte bei der Ratifikation des angepassten KSE-Vertrags.

Wir halten es fiir wichtig, dass eine internationale Beurteilung der Riistungsbestdnde
der Russischen Foderation und jener der illegalen militérischen Verbénde in den dstlichen
Distrikten der Republik Moldau erfolgt.

Wir machen erneut darauf aufmerksam, dass fiir den Konflikt eine politische Losung
gefunden werden muss, die den Status der Ostlichen Regionen als fester Bestandteil des
souverdnen und territorial unversehrten Staates — der Republik Moldau — festlegt. Wir
appellieren an die internationale Gemeinschaft, insbesondere an die EU und die USA, sich
verstirkt am Prozess der Konfliktbeilegung zu beteiligen.

Die Republik Moldau bedauert, dass es nicht moglich war, am Rande des Minister-
ratstreffens von Sofia die Erkldrung zur Stabilitit und Sicherheit der Republik Moldau zu
billigen. Der Préisident der Republik Moldau hat diese Initiative in dem Bemiihen ergriffen,
die Stabilitét in dieser Region Europas zu festigen. Die Erklarung sollte die Souverinitét und
territoriale Integritdt der Republik Moldau sowie die Unverletzlichkeit ihrer Grenzen und
eine international anerkannte Kontrolle {iber diese gewéhrleisten. Sie sollte auch zur Achtung
der Grundsitze Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Marktwirtschaft im gesamten
Hobheitsgebiet der Republik Moldau aufrufen. Gleichzeitig hétte die Unterzeichnung der
Erklarung den Prozess der Beilegung des Transnistrien-Konflikts erheblich erleichtern
konnen, da durch sie die Bemiithungen aller in einem groferen Rahmen eingebundenen
Partner mobilisiert worden wiren. Wir rufen alle potenziellen Unterzeichner dazu auf, die
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Konsultationen mit dem Ziel fortzusetzen, die Erklérung so bald wie mdglich zu
unterzeichnen.

Die in der Erkldrung verankerten Grundprinzipien werden der Politik einer euro-
paischen Integration der Republik Moldau weiter forderlich sein.

Die Gewidhrleistung der ordnungsgeméfen Kontrolle und der Sicherheit an der
Grenze zwischen der Republik Moldau und der Ukraine wire ein wichtiger Schritt zur
Beilegung des Konflikts. Wir wiirdigen die OSZE-Initiative fiir einen Grenz- und Zoll-
beobachtungseinsatz entlang der moldauisch-ukrainischen Grenze und begriilen die weitere
Beteiligung der EU durch Hilfestellung fiir beide Lénder in Grenzangelegenheiten. Wir
erwarten eine konstruktive Zusammenarbeit vonseiten der ukrainischen Behorden, damit alle
offenen Grenzprobleme gelost werden kdnnen.

Die Republik Moldau bekennt sich zur Zusammenarbeit mit allen OSZE-Teilnehmer-
staaten bei der Reform der Organisation mit dem Ziel, ihre Fahigkeit zur Umsetzung unserer
gemeinsamen Beschliisse zu starken. Wir sind der Ansicht, dass die Glaubwiirdigkeit und das
Ansehen der OSZE vom politischen Willen aller Teilnehmerstaaten zur konstruktiven
Teilnahme an diesem Prozess abhéngen.
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ERKLARUNG DER DELEGATION NORWEGENS

Herr Vorsitzender,

mit der Annahme der vielen wichtigen Dokumente, die wir gerade vereinbart haben,
mdchte sich Norwegen der soeben von der EU abgegebenen Erklérung anschlieBen. Wir
bedauern zutiefst, dass auch in diesem Jahr kein Einvernehmen iiber Hinweise auf regionale
Fragen, mit denen diese Organisation konfrontiert ist, herzustellen war und dass wir keinen
Konsens tliber eine Erkldrung des Ministerrats erzielt haben.

Herr Vorsitzender,

wiéhrend wir hier sprechen, ist die Ukraine Schauplatz wichtiger Entwicklungen, die
zeigen, welche Rolle dieses Land fiir den Aufbau eines sicheren und stabilen Europa auf der
Grundlage demokratischer Werte spielt.

Zahlreiche Delegationen, unter ihnen auch die ukrainische Delegation, hétten eine
Erklarung zur Ukraine begriit. Wir bedauern, dass das nicht moglich war.

Ich bitte um Beifiigung dieser Erklarung zum Journal des Tages.
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ERKLARUNG DER DELEGATION
DER RUSSISCHEN FODERATION

Zu der vom Amtierenden Vorsitzenden abgegebenen Erkldrung nimmt die Russische
Foderation wie folgt Stellung:

1. Die Russische Foderation ist in vielen Punkten mit der genannten Erkldrung einver-
standen, auch hinsichtlich mehrerer heute von den Ministern verabschiedeter Dokumente
iiber die Tatigkeit der OSZE in allen drei Dimensionen. In erster Linie betriftt dies Maf3-
nahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus, militdrisch-politische Aspekte der Sicherheit,
praktische Fragen der OSZE-Reform und einige Fragen der wirtschaftlichen und der
menschlichen Dimension. Durch diese Beschliisse sollen die politischen Priorititen der
Organisation in der konkreten Praxis ihren Ausdruck finden.

2. Einige Einschédtzungen des Vorsitzes geben jedoch nicht den einvernehmlichen
Standpunkt wieder. Die Russische Foderation fiihlt sich nicht an diese Schlussfolgerungen
und Empfehlungen gebunden und hilt es nicht fiir moglich, sie in der Arbeit und den
Strukturen der OSZE zu beriicksichtigen.

Leider ist es nicht gelungen, in einer so aktuellen Frage wie der Verbesserung der
Wahlpraktiken Konsens zu erzielen. Dennoch hélt Russland diese Frage nicht fiir abge-
schlossen und hofft, dass es der OSZE im nichsten Jahr gelingen wird, eine umfassende
Analyse der Wahlordnungen in den Teilnehmerstaaten vorzunehmen und einheitliche
Standards, allgemeine Kriterien und eine Methodik fiir eine objektive Wahlbeobachtung und
unvoreingenommene Beurteilung der Wahlergebnisse auszuarbeiten. An den Ergebnissen
dieser Arbeit werden wir die Effizienz der Tatigkeit des Biiros fiir demokratische Institu-
tionen und Menschenrechte und der OSZE als Ganzes messen.

Aufgrund der Haltung einzelner Staaten konnte in mehreren regionalen Fragen kein
Einvernehmen erzielt werden, was dul3erst bedauerlich ist.

3. Die Russische Foderation ist enttduscht dariiber, dass mehrere Delegationen zur
Methode der kiinstlichen Junktimierung und des unwiirdigen politischen Feilschens gegriffen
und dadurch die Billigung objektiv reifer Initiativen wie etwa die Abhaltung eines Seminars
iiber Militdrdoktrinen und einer Energiekonferenz durch den Ministerrat verhindert haben.
Dadurch kann sich das Missverhéltnis zwischen den drei Dimensionen der OSZE nur
verstédrken.

4, Wir bedauern, dass im Laufe des Ministerratstreffens von Sofia die Initiativen der
GUS-Staaten zur Verbesserung des Zustands der Organisation, wie sie in der Moskauer
Erklarung vom 3. Juli 2004 und dem in Astana am 15. September 2004 an die OSZE-Partner
ergangenen Aufruf dargelegt sind, nicht entsprechend gewiirdigt wurden. Die russische Seite
betont, dass aufgrund des thematischen und geographischen Ungleichgewichts, das nach wie
vor in der Arbeit der Organisation besteht, und der verbreiteten Praxis des ,,Messens mit
zweierlei MaB3* sich dringender denn je die Frage stellt, ob Bedarf an der OSZE besteht und
ob sie in der Lage ist, auf die Herausforderungen unserer Zeit angemessen zu reagieren und
den realen Bediirfnissen und Interessen der Teilnehmerstaaten gerecht zu werden.



-82 -

5. In diesem Zusammenhang muss nach Ansicht der Russischen Foderation in der
Tatigkeit der OSZE im Jahr 2005 die umfassende Reform ihrer Strukturen, ihrer Fach-
institutionen, ihrer Feldeinsétze und ihres Finanzierungssystems Prioritdt haben.

6. Im Zusammenhang mit der von einigen Staaten vertretenen Position, die so genannten
Verpflichtungen von Istanbul mit der Ratifikation des Ubereinkommens iiber die Anpassung
des Vertrags iiber konventionelle Streitkrifte in Europa zu junktimieren, erklért die Russische
Foderation, dass sie dies fiir unzuldssig halt. Die im November 1999 zwischen Russland und
Georgien bzw. zwischen Russland und Moldau getroffenen Vereinbarungen sind bilateraler
Art und begriinden keinerlei Verpflichtungen Russlands gegeniiber Drittstaaten. Die
Russische Foderation hat alle darin enthaltenen Bestimmungen in Bezug auf den KSE-
Vertrag erfiillt und beabsichtigt, die Erflillung dieser Vereinbarungen bei Vorliegen der
erforderlichen Voraussetzungen fortzusetzen, sofern Georgien und Moldau ihren bei
Abschluss dieser Vereinbarungen eingegangenen Verpflichtungen nachkommen.

Staaten, die unter unhaltbaren Vorwinden die Ratifikation des Ubereinkommens iiber
die Anpassung des KSE-Vertrags hinauszdgern, verstolen gegen die von ihnen in Istanbul
iibernommene Verpflichtung, ,,die einzelstaatlichen Ratifikationsverfahren rasch in die Wege
zu leiten, damit das Anpassungsiibereinkommen so bald wie moglich in Kraft treten kann,*
und tragen die volle Verantwortung fiir das weitere Schicksal des Vertrags, jenes Eckpfeilers
der europdischen Sicherheit.

Ich ersuche, diese Erkldrung dem heutigen Sitzungsjournal beizufiigen.
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ERKLARUNG DER DELEGATION KANADAS

Herr Vorsitzender,
Kanada dankt dem Vorsitz, Aulenminister Passy, fiir all seine Bemiihungen.

Wir begriiBen die soeben verabschiedeten Beschliisse, die wichtige Fortschritte in
mehreren Bereichen darstellen und den Weg fiir das nachste Jahr vorzeichnen.

Zu unserem groflen Bedauern waren die Teilnehmerstaaten wieder nicht in der Lage, eine
gemeinsame Basis fiir die gemeinsame politische Erkldrung zu finden.

In einer Zeit, in der diese Gruppe von Staaten Briicken bauen sollte, um gemeinsamen
Herausforderungen gerecht zu werden, scheinen einige eher auf der Suche nach Trennendem
Zu sein.

Was viele von uns als Starke und Riickgrat dieser Organisation erachten, namlich
Wahlbeobachtung, Fragen der Staatsfithrung, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, sehen
andere als Problem.

Unsere festgefahrenen regionalen Konflikte bleiben festgefahren. Wir rufen Russland
erneut dazu auf, seine Verpflichtungen von Istanbul zu erfiillen.

Wir bedauern zutiefst, dass wir uns nicht auf eine eigene Erklarung des Ministerrats
von Sofia zur Ukraine einigen konnten.

Damit wurde eine grofe Chance vertan, zumal diese Initiative von der Ukraine ausging.

Dieses Ergebnis schmilert unsere gemeinsame Entschlossenheit, uns mit einem Kern-
bereich der OSZE-Arbeit zu befassen.

Kanada wird das BDIMR bei der Beobachtung der Wahl in der Ukraine am
26. Dezember unterstiitzen, um seinen Beitrag dazu zu leisten, dass der Wille des
ukrainischen Volkes respektiert wird.

Herr Vorsitzender,

Kanada ersucht, diese Erklarung in die offiziellen Dokumente dieser OSZE-
Konferenz aufzunehmen.
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ERKLARUNG DER DELEGATION GEORGIENS

Herr Vorsitzender,

ich mochte unserer grofen Enttduschung dariiber Ausdruck verleihen, dass es der
OSZE-Gemeinschaft nicht gelungen ist, eine gemeinsame Grundlage fiir die politische
Erklarung der Organisation zu finden, die das zentrale Dokument des Ministerrats gewesen
wire.

Die Tatsache, dass es nun schon das zweite Jahr in Folge keinen Konsens zu dem
Dokument gab, das die ureigensten Anliegen der OSZE zum Ausdruck bringen soll,
untergrabt zweifellos die Glaubwiirdigkeit unserer Organisation und ldsst ernsthafte
Besorgnis iiber ihre Zukunft aufkommen.

Meine Delegation hat ihr Bestes getan, um die Verabschiedung der politischen
Erkldrung zu ermdglichen, ohne zu wissen, dass deren Schicksal von vornherein besiegelt
war.

Herr Vorsitzender,

meine Delegation, die nach keinem vorgefertigten Plan handelt, mochte ihre
wichtigsten Anliegen erneut zum Ausdruck bringen:

Wir sind fest davon tliberzeugt, dass der Grenzbeobachtungseinsatz der OSZE in
Georgien eine der erfolgreichsten Missionen unserer Organisation ist, die gleichzeitig einen
enormen Beitrag zur Sicherheit an Georgiens Grenzen leistet, und zwar entlang der
brisantesten und strittigsten Abschnitte der georgisch-russischen Grenze. Daher sprechen wir
uns mit groem Nachdruck fiir eine Verldngerung des Grenzbeobachtungseinsatzes im
Interesse von Frieden und Stabilitdt in der Region aus.

Unser Dank gilt dem Amtierenden Vorsitzenden fiir seine Initiative, einige
Aktivititen der OSZE in verschiedene Subregionen des OSZE-Gebiets zu verlagern.
Insbesondere begriiBen wir den Vorschlag, das Implementierungstreffen zur menschlichen
Dimension — das grofte Forum in der menschlichen Dimension der OSZE — 2005 in Tiflis
(Georgien) abzuhalten. Die georgische Regierung hat zugesagt, alle notwendigen Schritte zu
unternehmen, damit diese Veranstaltung ein groB3er Erfolg wird.

Der Eckpfeiler unserer gemeinsamen Sicherheit ist zweifellos der Vertrag iiber
konventionelle Streitkréifte in Europa (KSE-Vertrag). Die rasche Ratifikation des angepassten
KSE-Vertrags und dessen Inkrafttreten werden ein wichtiger Schritt im euro-atlantischen
Sicherheitsgefiige sein. Wir haben wiederholt darauf hingewiesen, dass das grofite Hindernis
fiir den Ratifikationsprozess die unerfiillte internationale Verpflichtung der Russischen
Foderation ist, insbesondere der Abzug ihrer Streitkrafte aus Georgien und Moldau. Wir
mochten erneut unsere Zuversicht bekunden, dass die Russische Foderation durch sinnvolle
Verhandlungen und im Interesse unserer wechselseitigen Sicherheit ihren internationalen
Verpflichtungen nachkommen und dadurch den dauerhaften Frieden auf dem européischen
Kontinent férdern wird.
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Herr Vorsitzender,

trotz dieses Riickschlags hoffen wir, dass die OSZE-Teilnehmerstaaten ernsthaft iiber
die Griinde nachdenken werden, die das Einvernehmen iiber die wichtigsten Fragen unserer
Organisation gestort haben.

Georgien sieht in der OSZE die Hiiterin von Demokratie und Sicherheit auf dem
europdischen Kontinent und ist bereit, wo immer es dazu in der Lage ist, zum effizienten
Funktionieren der Organisation beizutragen.

Lassen Sie mich abschliefend den Veranstaltern des Zwolften Ministerratstreffens
danken und der Hoffnung Ausdruck verleihen, dass unserer Organisation in ihrer verant-
wortungsvollen Tétigkeit jeder nur denkbare Erfolg beschieden sein moge.

Ich danke Thnen.
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TATIGKEITSBERICHT DES
AMTIERENDEN VORSITZENDEN FUR 2004

1. Einleitung

Die Agenda der OSZE im Jahr 2004 war weitgehend von den Beschliissen des elften
Ministerratstreffens von Maastricht im Dezember 2003 geprigt, insbesondere durch die
OSZE-Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitit im einundzwanzigsten
Jahrhundert und das OSZE-Strategiedokument fiir die Wirtschafts- und Umweltdimension.
Der bulgarische Vorsitz beschloss daher, die Umsetzung in den Mittelpunkt der Arbeit in
diesem Jahr zu stellen.

Das elfte Ministerratstreffen hatte gezeigt, dass das Bewusstsein fiir das gemeinsame
Ziel in der Organisation gestiarkt werden muss. Der Vorsitz erklérte, er wiirde sich bei der
Formulierung der OSZE-Politik und bei konkreten Beschliissen um ein umfassenderes Ver-
standnis fiir das breite Spektrum der Standpunkte bemiihen.

Die Reform der OSZE war eines der Schwerpunktthemen des Jahres 2004, wobei es in erster
Linie um die Bedeutung der OSZE und um Moglichkeiten ihrer Umwandlung ging.

Bemiihungen um eine Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen der OSZE und
anderen internationalen Organisationen, die sich die Aufrechterhaltung der Sicherheit und
Stabilitdt im OSZE-Raum zum Ziel gesetzt haben, nahmen einen wichtigen Platz in den
Aktivititen des bulgarischen Vorsitzes ein.

Toleranz und Nichtdiskriminierung waren die Themen dreier viel beachteter
Tagungen des Jahres 2004. Die Teilnehmerstaaten fassten wichtige Beschliisse tliber die
Bekdmpfung des Antisemitismus, iiber Toleranz und den Kampf gegen Rassismus, Fremden-
feindlichkeit und Diskriminierung sowie iiber die Forderung von Toleranz und die Forderung
der Medienfreiheit im Internet. Es wurden Mallnahmen vereinbart, die eine wirksame Nach-
arbeit sicherstellen sollen.

Ein weiteres wichtiges Thema war die Offnung der OSZE. Mit der Entsendung eines
Wahlunterstiitzungsteams zu den Prisidentenwahlen in Afghanistan vom 9. Oktober fiihrte
die OSZE ihren ersten Einsatz au3erhalb ihres Anwendungsgebiets durch. Die Beziehungen
zu den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und in Asien wurden vertieft, und als
jiingster Partner wurde die Mongolei willkommen geheiflen. In den letzten Tagen des
bulgarischen Vorsitzes wurde der Besuch einer Expertengruppe aus dem OSZE-Sekretariat
und dem BDIMR zur Ermittlung des Ausbildungsbedarfs in den Paldstinensergebieten
organisiert, der mit den Prasidentenwahlen am 9. Januar zusammentfiel.

2. Die Reform der OSZE

Eine Reform steht schon seit einiger Zeit auf der Tagesordnung der OSZE, 2004
nahm die Debatte jedoch an Nachdruck und Bedeutung zu. Die EU- und NATO-Erweiterung
hat die politische Landkarte Europas verdndert, was nicht ohne Auswirkungen auf andere
Organisationen wie die OSZE blieb. Neue Bedrohungen und Herausforderungen fiir die
Sicherheit haben die strategischen Priorititen verdndert. Es wurde vorgeschlagen, die
Organisation zehn Jahre nach der Umwandlung der KSZE in die OSZE einer Neubewertung
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und Anpassung zu unterziehen und sie zu stirken. Einige Teilnehmerstaaten traten mit
besonderem Nachdruck fiir eine Verdnderung in der OSZE ein. Am 3. Juli 2004 gaben die
Prisidenten von neun GUS-Staaten eine Erklarung iiber die Notwendigkeit einer Reform der
OSZE ab, auf die am 15. September in Astana ein Appell von acht GUS-Auf3enministern
folgte.

Der Amtierende Vorsitzende schaltete sich personlich in die Reformdebatte ein, wie
insbesondere in seiner Rede auf der dreizehnten Jahrestagung der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE am 5. Juli 2004 in Edinburgh deutlich wurde. Bei diesem Anlass und
auch bei spiterer Gelegenheit unterstrich er die Notwendigkeit, die OSZE unbiirokratischer
zu machen, Ressourcen und Priorititen besser aufeinander abzustimmen, Ressourcen von
Stidosteuropa in den Kaukasus und nach Zentralasien zu verlagern, die Tagungsorte der
Treffen zur menschlichen Dimension und des Wirtschaftsforums zu verlegen, um der geo-
graphischen Vielfalt des OSZE-Raums besser Rechnung zu tragen, die Verfahrensregeln zu
aktualisieren, die Wirksamkeit der Feldaktivitidten zu erh6hen und die Rolle des General-
sekretirs zu stirken. Diese und andere Gedanken wurden in den Arbeitsgruppen ,,Reform*
bzw. ,,Verbesserung der Funktionsweise und Effizienz der OSZE-Feldeinsitze* diskutiert.

Zum ersten Mal seit 1993 wurde eine Uberarbeitung der Verfahrensregeln in Angriff
genommen, die gut vorankam. Auf dem zwolften Treffen des Ministerrats in Sofia wurde ein
Beschluss gefasst, der die Rolle des Generalsekretdrs genauer umreif3t.

Im Sinne der vorherrschenden Meinung, dass die OSZE durchschlagskriftiger sein
konnte, beschlossen die Minister in Sofia, einen Weisenrat zur Starkung der Wirksamkeit der
OSZE ins Leben zu rufen und 2005 gesonderte hochrangige OSZE-Konsultationen durchzu-
fithren, bei denen eine strategische Vision fiir die OSZE im einundzwanzigsten Jahrhundert
erarbeitet werden soll.

Dabei handelt es sich um einen fortlaufenden Prozess, der 2005 sicherlich Gegenstand
von Erorterungen sein wird, wenn mehrere OSZE-Jahrestage begangen werden und die
OSZE den Blick auf die Zukunft richtet.

3. Der Kampf gegen den Terrorismus

Der Terrorismus ist nach wie vor eine der grofiten Bedrohungen sowohl fiir die
Sicherheit des Einzelnen als auch fiir die gemeinsame Sicherheit der OSZE-Teilnehmer-
staaten. Die furchtbaren Anschldge von Beslan und Madrid 2004 machten einmal mehr
deutlich, dass der Terrorismus eine reale Gefahr im OSZE-Raum darstellt. Die verstiarkte
Rolle der Organisation im Kampf gegen den Terrorismus hatte fiir den bulgarischen Vorsitz
daher hohe Prioritét.

Der Vorsitz erweiterte das Mandat der 2003 geschaffenen informellen Freundes-
gruppe zu Fragen der Terrorismusbekdmpfung. Dadurch war die unter dem Vorsitz des
Botschafters Schwedens stehende Gruppe nicht nur in der Lage, die Umsetzung friiher
eingegangener Verpflichtungen zu iiberpriifen, sondern sie konnte sich auch mit anderen
vorhandenen und absehbaren terroristischen Bedrohungen auseinander setzen.

Welch gro3e Bedeutung die Teilnehmerstaaten Fragen des Terrorismus beimessen,
zeigte sich auch auf der zweiten Jahrlichen Sicherheitsiiberpriifungskonferenz.
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Das Forum fiir Sicherheitskooperation (FSK) leistete — im Rahmen seines konkreten
Mandats — einen bedeutenden Beitrag zur Stirkung der Rolle der OSZE bei der Einddmmung
der terroristischen Bedrohung.

Der Erfolg der Arbeit der informellen Freundesgruppe und des FSK zeigte sich auch
an Zahl und Umfang der auf dem zwolften Treffen des Ministerrats verabschiedeten Be-
schliisse zur Bekampfung des Terrorismus, die unter anderem folgenden Themen gewidmet
waren: Bekampfung der Nutzung des Internets zu terroristischen Zwecken, Erhohung der
Containersicherheit, Meldung verlorener/gestohlener Reisepésse an die Datenbank von
Interpol, Festlegung von Prinzipien fiir die Ausfuhrkontrolle schultergestiitzter Flugabwehr-
raketensysteme (MANPADS), Prinzipien fiir die Kontrolle iber Vermittlungsgeschéfte mit
Kleinwaffen und leichten Waffen, (OSZE-)Standardelemente von Endabnehmerzertifikaten
und (OSZE-)Verifikationsverfahren fiir SALW-Ausfuhren, weitere Umsetzung des OSZE—
Dokuments tiber Lagerbestinde konventioneller Munition und Unterstiitzung der PC—Be-
schliisse iiber weitere MaBBnahmen zur Unterbindung der Finanzierung des Terrorismus bzw.
iiber Solidaritdt mit Opfern des Terrorismus. Die Erkldrung des Ministerrats von Sofia {iber
die Verhiitung und Bekdmpfung des Terrorismus unterstrich die Entschlossenheit der Teil-
nehmerstaaten, den Terrorismus in all seinen Arten und Erscheinungsformen zu bekdmpfen.

Einen weiteren Beitrag zu den weltweiten Bemiihungen gegen den Terrorismus
leistete eine Reihe praxisbezogener OSZE-Konferenzen und -Workshops, die dem Aus—
tausch von Informationen, Erfahrungen und bewéhrten Methoden zur Bekdmpfung akuter
terroristischer Bedrohungen — wie etwa der Bedrohung der Zivilluftfahrt auf Flughédfen durch
MANPADS — zwischen einschlidgigen Fachleuten aus den OSZE-Teilnehmerstaaten dienten.

In dem Bemiihen, der OSZE Anleitungen fiir ihre Arbeit im Kampf gegen den
Terrorismus zu geben, konzentrierte sich der Vorsitz klar auf das Grundprinzip, dass der
Kampf gegen den Terrorismus nicht zu Lasten der Menschen- und Biirgerrechte gehen darf.

In eindeutiger Anerkennung der zunehmend wichtigen Rolle der OSZE bei der
Bekdmpfung des Terrorismus und ihres erfolgreichen Zusammenwirkens mit anderen
Organisationen war die OSZE gemeinsam mit dem VN-Biiro fiir Drogen- und Verbrechens-
bekdampfung (UNODC) im Mirz 2004 Gastgeber der dritten Sondertagung des Ausschusses
der Vereinten Nationen zur Bekdmpfung des Terrorismus (UNCTC) mit internationalen,
regionalen und subregionalen Organisationen.

4, Grenzsicherung und Grenzmanagement

Mit der Verabschiedung der OSZE-Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und
Stabilitdt im einundzwanzigsten Jahrhundert auf dem elften Ministerratstreffen in Maastricht
kamen die Teilnehmerstaaten iiberein, ein OSZE-Konzept Uber Grenzsicherung und
Grenzmanagement auszuarbeiten. Im Januar 2004 wurde unter dem Vorsitz des
Botschafters Belgiens eine informelle Freundesgruppe zu Grenzfragen gebildet. Die
informelle Gruppe begann einerseits, Informationen und Erfahrungen tiber alle bisher —
sowohl innerhalb als auch auflerhalb der OSZE — getroffenen Maflnahmen zu Grenzfragen
auszutauschen und andererseits eine sachbezogene Diskussion unter den Teilnehmerstaaten
zu fordern, um sich eine genaue Vorstellung von Ziel und Umfang eines solchen Konzepts zu
verschaffen. Zwischen Juni und Oktober 2004 wurde intensiv am Entwurf des Konzepts
gearbeitet. Angesichts der Komplexitéit des Themas waren einige Teilnehmerstaaten der
Ansicht, dass die Zeit noch nicht reif sei, um ein solches Konzept iiber Grenzfragen in der
OSZE zu beschlieBen. Auf dem zwolften Ministerratstreffen in Sofia beschlossen die
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Minister die politischen Ziele, Grundsitze und Uberlegungen, die bei der endgiiltigen
Ausarbeitung des Konzepts 2005 beriicksichtigt werden sollten.

Das Grenzibergreifende Kooperationsprogramm der OSZE in Stdosteuropa
(OSCCP) entstand aus dem Bekenntnis der OSZE zum Ohrid-Prozess und widmet sich
zivilen Aspekten der Aus- und Fortbildung und Beratung von Grenzbeamten, der Unter-
stiitzung und Forderung des Aufbaus von Institutionen sowie der Forderung der regionalen
Zusammenarbeit. Die erste Phase dieses Programms bestand aus sechs Seminaren, die alle
auf den Ergebnissen einer Bedarfsermittlungsmission vom Herbst 2003 aufbauten. Das Pro-
gramm wurde als Reaktion auf die dringendsten Bediirfnisse in diesem Bereich konzipiert
und richtete sich an die oberste und mittlere Fiihrungsebene im regionalen und subregionalen
Bereich. Es sollte den Prozess der regionalen grenziibergreifenden Zusammenarbeit zwischen
den einzelnen Grenzdiensten beschleunigen und die Grundlage fiir die Behandlung konkre-
terer Themen schaffen, die 2005 in der zweiten Phase des Programms folgen soll. Alle
Seminare waren gut besucht; die Teilnehmer kamen aus den Léndern der Region und den
angrenzenden Staaten. Sie stellten libereinstimmend fest, dass die Ziele voll und ganz erreicht
wurden, insbesondere durch sofort wirksame Problemldsungen (,,Quick impact* solutions),
wie sie das Programm verlangte.

Am 7. und 8. September 2004 veranstaltete der bulgarische Vorsitz eine Gemeinsame
Konferenz technischer Experten der OSZE und des UNODC zu Fragen des Grenz-
managements und der Grenzsicherung. Zweck der Konferenz war es, die Erfahrungen
internationaler Organisationen bei der Forderung eines wirksameren Grenzmanagements und
einer besseren Grenzsicherung auszutauschen und einen strategischeren und koordinierteren
Ansatz fiir die Bereitstellung internationaler Hilfe zu finden. An der Konferenz nahmen fast
200 Vertreter aus allen 55 Teilnehmerstaaten, der Kooperationspartner und internationaler
Organisationen teil, unter ihnen die NATO, die Europdische Kommission (EK), GUS, Euro-
pol, Interpol, das Amt des Hohen Fliichtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR),
die Internationale Organisation fiir Migration (IOM), die Wassenaar-Vereinbarung und der
Stabilititspakt fiir Stidosteuropa. Die Konferenz schuf unter anderem die Voraussetzungen
fiir eine bessere und engere Zusammenarbeit zwischen internationalen Organisationen, die
sich mit Fragen des Grenzmanagements und der Grenzsicherung befassen.

Ebenfalls zum Thema Grenzen entwickelten der Vorsitz, das Sekretariat und die
OSZE-Mission in Moldau 2004 Einsatzpline fiir einen OSZE-Grenz- und Zollbeobachtungs-
einsatz an der Grenze zwischen Moldau und der Ukraine. Bis Ende 2004 konnte dieser Ein-
satz jedoch nicht verwirklicht werden.

5. Bildung

Zu Beginn seiner Amtszeit nahm der bulgarische Vorsitz Bildung im weitesten Sinn
in seine Priorititenliste auf. Angesichts des weltweiten Interesses an Sicherheit in der zentral-
asiatischen Region machte es der bulgarische Vorsitz zu einer seiner Hauptaufgaben, die
Aufmerksamkeit der Teilnehmerstaaten ebenso wie die anderer internationaler Organisatio-
nen auf das Thema Bildung in Zentralasien zu lenken. Das wurde deshalb fiir wichtig
erachtet, weil ein hohes Ausbildungsniveau in dieser Region die Stabilitdt und Sicherheit in
dem Gebiet fordern und dem Reformprozess insgesamt weitere Impulse verleihen kann.

In diesem Sinne wurde am 5. April 2004 in Taschkent (Usbekistan) eine eintigige
Ministerkonferenz zum Thema ,,Bildung als Zukunftsinvestition* abgehalten. Gastgeber
der vom bulgarischen Vorsitz organisierten Konferenz war die usbekische Regierung. Zu
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der Konferenz versammelten sich die Bildungsminister der zentralasiatischen Staaten und
Afghanistans sowie in der Region titige Institutionen und internationale Organisationen
einschlieBlich internationaler Finanzinstitutionen und Entwicklungsagenturen sowie
Forschungsinstitute aus der Region und von au3erhalb. Der Amtierende Vorsitzende, der
bulgarische Aulenminister Passy, richtete das Wort an die Konferenz.

Die wichtigsten Ziele der Konferenz waren es, den Staaten der Region eine Plattform
fiir die Darstellung des von ihnen Erreichten zu bieten, die Zusammenarbeit und Synergien
mit allen Akteuren zu verstirken und eine Bestandsaufnahme laufender Unterstlitzungs-
aktivititen seitens internationaler Organisationen vorzunehmen. Die Konferenz erarbeitete
mehrere Empfehlungen, darunter zu folgenden Themen: (i) Internationalisierung der
Bildungssysteme, (ii) Verwirklichung von qualitativ hoch stehender Ausbildung fiir alle, (iii)
bessere Entlohnung der Lehrer, (iv) Verstarkung der Berufsausbildung, (v) Schulung der
Mitarbeiter in den Bildungsministerien, (vi) Entwicklung eines Finanzierungsrahmens fiir das
Unterrichtswesen auf der Grundlage mittelfristiger Zielvorgaben und der dazu erforderlichen
Kosten und (vii) Entwicklung von Ideen fiir regionale Zusammenarbeit nach dem Beispiel
der OSZE-Akademie in Bischkek.

Der bulgarische Vorsitz war auch bemiiht, Synergien mit anderen bildungsrelevanten
Aktivitdaten der OSZE zu erreichen, da das Thema als dimensionsiibergreifend anzusehen ist,
und ermoglichte bildungsbezogene Aktivititen im Rahmen

— der Feldeinsétze, insbesondere die Erstellung von Lehrplédnen in Bosnien und
Herzegowina, die OSZE-Akademie in Bischkek, die in lateinischer Schrift unter-
richtenden Schulen in Moldau und das Programm ,,Jugend und Bildung* der
OSZE-Mission im Kosovo (OMIK),

— der OSZE-Konferenzen iiber Antisemitismus in Berlin (28. und 29. April) bzw.
iiber Toleranz und den Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Dis-
kriminierung in Briissel (13. und 14. September),

— des Zusitzlichen Treffens zur menschlichen Dimension des BDIMR iiber Menschen-
rechtserziehung und -ausbildung am 25. und 26. Mirz,

— des zwdlften Wirtschaftsforums, das Empfehlungen zu Bildungs-, Kapazitdtsaufbau-
und Schulungsprogrammen abgab,

— des Hohen Kommissars fiir nationale Minderheiten und
— des Beauftragten fiir Medienfreiheit.

Dariiber hinaus beauftragte der Vorsitz das Sekretariat des Konfliktverhiitungs-
zentrums, eine OSZE-weite Aufstellung aller bildungsbezogenen OSZE-Aktivititen in
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft auszuarbeiten. Daraus war abzulesen, dass der
Umfang der OSZE-Arbeit zum Thema Bildung einen weiten Bogen vom Kapazititsaufbau
fiir Bildungseinrichtungen bis zur Berufsausbildung spannt und auch Aufkliarungsarbeit und
das Eintreten fiir OSZE-Werte und -Verpflichtungen umfasst. Diese Ergebnisse bestitigten
erneut, dass die OSZE im Bildungsbereich, soweit ein Konnex mit Konfliktverhiitung
gegeben ist, eine nicht unerhebliche Rolle spielt und beachtliche Investitionen titigt.
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6. Die politisch-militarische Dimension
Das Forum fur Sicherheitskooperation

Der bulgarische Vorsitz begriifite die Bemiihungen der OSZE zur Férderung der
Bekampfung des illegalen Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen (SALW). Die
Umsetzung des 2000 verabschiedeten SALW-Dokuments nahm 2004 einen prominenten
Platz auf der Tagesordnung des FSK ein. Die Entschlossenheit des FSK, die Gefahr der
Umlenkung schultergestiitzter Luftabwehrraketensysteme (MANPADS) auf illegale Markte
zu verringern, flihrte zur Verabschiedung eines Beschlusses tiber OSZE-Prinzipien fiir die
Ausfuhrkontrolle schultergestiitzter Luftabwehrraketensysteme im Mai 2004. Des Weiteren
wurde unmittelbar vor dem Treffen des Ministerrats in Sofia ein Beschluss iiber OSZE-
Prinzipien fiir die Kontrolle iiber Vermittlungsgeschifte mit Kleinwaffen und leichten
Waffen verabschiedet. Ziel dieses Beschlusses ist eine verbesserte Kontrolle iiber Waffen-
vermittlungsgeschéfte, um so die Gefahr der Umlenkung von SALW auf illegale Markte,
unter anderem in die Hande von Terroristen und anderer krimineller Gruppen, moglichst
gering zu halten. SchlieBlich anerkannte das FSK die Notwendigkeit strengerer Ausfuhr-
kontrollen zur Verhinderung der destabilisierenden Anhidufung und unkontrollierten
Verbreitung von SALW. Daraus resultierten zwei Beschliisse iiber Standardelemente von
Endabnehmerzertifikaten bzw. Verifikationsverfahren fiir SALW-Ausfuhren. Beide
Beschliisse wurden vom Ministerratstreffen in Sofia bestétigt.

Der Vorsitz verweist auch auf die Gefahren und Herausforderungen fiir die Sicherheit
von Mensch und Umwelt, die von vorhandenen Lagerbestanden konventioneller Munition
ausgehen. Der Vorsitz begriifit die von den Teilnehmerstaaten vereinbarten Prinzipien und
Verfahren und die bereits getroffenen Maflnahmen zur Umsetzung des OSZE-Dokuments
iiber Lagerbestéinde konventioneller Munition. Daher beauftragte das Ministerratstreffen in
Sofia das FSK, dem dreizehnten Ministerratstreffen 2005 einen Bericht iiber den aktuellen
Stand der Umsetzung des Lagerbestéinde-Dokuments vorzulegen.

Der Vorsitz ist der festen Uberzeugung, dass die Umsetzung der Dokumente {iber
Kleinwaffen und leichte Waffen sowie liber Lagerbestinde konventioneller Munition die
Sicherheit im OSZE-Raum starken wird. Bei der OSZE gingen bereits mehrere Hilfe-
ersuchen von Teilnehmerstaaten ein. Zwei Staaten licBen ihre Bereitschaft erkennen,
operative Hilfe bei der Zerstéorung von SALW in Anspruch zu nehmen, und vier Staaten
ersuchten um Hilfestellung bei der Zerstérung iiberschiissiger Munition. Fiir diese MaB-
nahmen werden betrichtliche finanzielle Mittel erforderlich sein. Der Vorsitz legt den
Teilnehmerstaaten nahe, sich weiter diesem Thema zu widmen.

Die Jahrliche Sicherheitstberprufungskonferenz

Der Vorsitz begriifit die Ergebnisse der zweiten Jahrlichen Sicherheitstiber-
prifungskonferenz (ASRC). Als Termin fiir die ASRC 2004, deren Vorbereitung und
Nachbereitung vom Sekretariat tatkréftig unterstiitzt wurde, setzte der Vorsitz den 23. und
24. Juni 2004 fest. Die Veranstaltung sollte die im vorangegangenen Jahr im Sicherheits-
bereich erfolgten Aktivitdten priifen, den Informationsaustausch zu wichtigen Sicherheits-
fragen unterstiitzen und fiir das kommende Jahr Strategien erstellen und Prioritdten setzen.
Die Konferenz fand in Form von vier Sitzungen statt, die jeweils von zwei Hauptreferaten
eingeleitet wurden. An den Diskussionen nahmen Vertreter aller 55 Teilnehmerstaaten, mit
Verstiarkung aus den Hauptstédten, sowie alle zehn OSZE-Kooperationspartner und mehrere
wichtige internationale Partner der OSZE teil. Einen besonderen Schwerpunkt bildeten
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Aktivitdten in Bezug auf Terrorismus, Grenzsicherung, herkdmmliche politisch-militérische
Aktivitdten und die kiinftige Entwicklung, wobei besonders auf die OSZE-Strategie gegen
Bedrohungen der Sicherheit im einundzwanzigsten Jahrhundert und die Notwendigkeit ihrer
praktischen Umsetzung eingegangen wurde. Das Ergebnis der fruchtbaren Diskussionen
waren mehr als hundert neue Vorschlidge und Anregungen.

7. Die Wirtschafts- und Umweltdimension

Die Tagesordnung 2004 in der Wirtschafts- und Umweltdimension wurde zum
groBten Teil vom OSZE-Strategiedokument fiir die Wirtschafts- und Umweltdimension
bestimmt. Das Biiro des Koordinators fiir 6konomische und 6kologische Aktivitdten der
OSZE (OCEEA) war, unter Anleitung des Unterausschusses des Stédndigen Rates fiir
Wirtschaft und Umwelt, in diverse Aktivititen eingebunden, die der Umsetzung des
Dokuments in den Bereichen wirtschaftliche Zusammenarbeit, Good governance, KMU-
Entwicklung, Bekdmpfung des illegalen Handels, ErschlieBung des Arbeitskriftepotenzials
und nachhaltige Entwicklung dienten.

Die Verbesserung der Leistungen der OSZE in den Bereichen Frithwarnung und
Umsetzung bestehender Verpflichtungen bildete in diesem Jahr einen besonderen Schwer-
punkt. Zu diesem Zweck wurde auf dem Ministerratstreffen in Sofia eine Kooperationsver-
einbarung zwischen der OSZE und der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fiir
Europa unterzeichnet.

Das diesjéhrige Wirtschaftsforum stand unter dem Motto ,,Neue Herausforderungen
beim Aufbau institutioneller und menschlicher Kapazititen fiir wirtschaftliche Entwicklung
und Zusammenarbeit”. Der Amtierende Vorsitzende schlug vor, die Treffen des Wirtschafts-
forums kiinftig in anderer Form und in anderen Teilen des OSZE-Gebiets abzuhalten. Auf
dem Ministerratstreffen in Sofia wurde ein Beschluss iiber die Verbesserung der Effizienz
und Wirksamkeit des Wirtschaftsforums verabschiedet, und Tadschikistan und Turkmenistan
meldeten ihr Interesse an, bei kiinftigen Treffen des Wirtschaftsforums als Gastgeber zu
fungieren.

Das OCEEA evaluierte die Empfehlungen des zwolften OSZE-Wirtschaftsforums
und schlug konkrete FolgemaBBnahmen in den Bereichen KMU-Entwicklung, Investitionen,
ErschlieBung des Arbeitskriftepotenzials, wirtschaftliche Integration und Korruptions-
bekdmpfung vor. In Sofia verabschiedete der Ministerrat einen Beschluss iiber Korruptions-
bekampfung.

8. Die menschliche Dimension

In der menschlichen Dimension verfolgte der Vorsitz Aktivitidten auf mehreren
Ebenen. Einerseits bediente er sich der regelmaBigen OSZE-Treffen zur menschlichen
Dimension. Es sind dies das Implementierungstreffen zur menschlichen Dimension
(HDIM), das Seminar zur menschlichen Dimension und die drei Zusatzlichen Treffen zur
menschlichen Dimension (SHDM). Weitere Aktivitdten ergaben sich aus den Beschliissen
des elften Treffens des Ministerrats in Maastricht, darunter die OSZE-Konferenzen Uber
Antisemitismus bzw. Gber Toleranz und den Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeind-
lichkeit und Diskriminierung, die OSZE-Tagung Uber die Zusammenhénge zwischen
rassistischer, fremdenfeindlicher und antisemitischer Propaganda im Internet und
Hassdelikten sowie die Arbeit am OSZE-Aktionsplan 2004 zur Forderung der Gleich-
stellung von Frauen und Méannern.
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Die drei gemeinsam mit dem BDIMR veranstalteten SHDM waren der Menschen-
rechtserziehung und -ausbildung, Wahlstandards und -verpflichtungen bzw. den Binnen-
vertriebenen gewidmet.

Das erste dieser Treffen wurde am 25. und 26. Mirz in Wien abgehalten. Das
gewihlte Thema, ,,Menschenrechtserziehung und -ausbildung®, sollte allen interessierten
Parteien, auch internationalen Organisationen und NROs, Gelegenheit zur Konsolidierung
laufender Bemiihungen zur Férderung der Menschenrechtserziehung und -ausbildung in der
OSZE-Region geben. Die Teilnehmer tauschten Informationen iiber bewéhrte Methoden aus,
erorterten Themen wie die Aufnahme der Menschenrechtserziechung und -ausbildung in
offizielle Lehrpldne, Menschenrechtserziechung und -ausbildung fiir Staatsbeamte und
informelle Menschenrechtserziehung. Es wurden niitzliche Empfehlungen {iber M6glich-
keiten zur Verbesserung der Qualitit der Menschenrechtserziehung und -ausbildung
ausgearbeitet.

Das zweite SHDM fand am 15. und 16. Juli in Wien zum Schwerpunktthema
»Wabhlstandards und -verpflichtungen* statt und bot ein Forum fiir die Erérterung der
Umsetzung bestehender OSZE-Verpflichtungen fiir demokratische Wahlen und der Ma@3-
nahmen im Anschluss an Empfehlungen des BDIMR. Mehrere Delegationen wiesen darauf
hin, dass die Teilnehmerstaaten iiber die bestehenden Verpflichtungen hinaus die Moglichkeit
zusitzlicher Verpflichtungen ins Auge fassen sollten. Das SHDM zeigte neue Heraus-
forderungen wie elektronische Wahlverfahren, die riicklautige Tendenz der Wahlbeteiligung,
Neuwahlen nach Amtsenthebungen und Referenden auf.

Das dritte SHDM war dem Thema Binnenvertriebene gewidmet und fand am 4. und
5. November in Wien statt. Dabei sollten in erster Linie praktische Mdglichkeiten erortert
werden, wie die OSZE-Institutionen und -Teilnehmerstaaten im Bedarfsfall vorgehen
konnen, um die Not der Binnenvertriebenen im OSZE-Gebiet zu lindern. Auf dem Treffen
wurde allgemein liber die Verantwortung der Staaten gegeniiber Binnenvertriebenen und die
Grundrechte und -freiheiten von Binnenvertriebenen diskutiert, detailliert befasste man sich
mit dauerhaften Losungen einschlielich Riickkehr und Wiederansiedlung, Wiederein-
gliederung und Eigentumsriickgabe. Die Teilnehmer forderten die Teilnehmerstaaten auf,
ausfiihrliche Rechtsvorschriften und politische MaBlnahmen zum Schutz von Binnen-
vertriebenen auszuarbeiten.

In Umsetzung des Beschlusses Nr. 353 des Sténdigen Rates vom 1. Juni 2000 iiber
einen OSZE-Aktionsplan zu Fragen der Gleichberechtigung von Mann und Frau arbeiteten
die OSZE-Teilnehmerstaaten einen OSZE-Aktionsplan zur Forderung der Gleichstellung
von Frauen und Mannern aus, der die Priorititen der OSZE zur Férderung der Gleich-
stellung von Frauen und Miannern sowohl in der Organisation als auch in allen Teilnehmer-
staaten festlegen und die laufende Kontrolle seiner Umsetzung sicherstellen soll. Der
Aktionsplan wurde vom Treffen des Ministerrats in Sofia gebilligt.

Das jihrliche Seminar zur menschlichen Dimension 2004 galt dem Thema
,Demokratische Institutionen und demokratische Staatsfihrung* und fand vom 12. bis
14. Mai in Warschau statt. Das Treffen bildete den Rahmen einer neuerlichen Debatte {iber
den aktuellen Zustand und die Zukunft demokratischer Institutionen und demokratischer
Staatsfithrung. Als eine der wichtigsten Empfehlungen hob das Treffen die Dringlichkeit
hervor, ein besseres Verstiandnis fiir das Funktionieren demokratischer Prozesse zu fordern.
Ferner wurde die Notwendigkeit betont, eine Kultur der gegenseitigen Achtung zu entwickeln
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und sich aktiv fiir die Ausarbeitung wirksamer Mechanismen fiir das Zusammenwirken
zwischen Biirgerschaft und Regierungsbehorden einzusetzen, die niemanden ausschlief3en.

In Wahrnehmung eines entsprechenden Auftrags des elften Ministerratstreffens
(Beschluss Nr. 4/03 iiber Toleranz und Nichtdiskriminierung) setzte der Vorsitz die 2003
begonnene Arbeit fort und veranstaltete in Zusammenarbeit mit Gastlindern zwei OSZE-
Konferenzen zu den im Beschluss angesprochenen Fragen. Am 28. und 29. April fand in
Berlin eine Konferenz Giber Antisemitismus und am 13. und 14. September in Briissel eine
Konferenz Uber Toleranz und den Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und
Diskriminierung statt. Beide Konferenzen bekriftigten die Entschlossenheit der Teilnehmer-
staaten zur Zusammenarbeit im Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Diskrimi-
nierung und Antisemitismus. Angesichts zweier Beschliisse des Stindigen Rates, die dem
BDIMR zusitzliche Aufgaben auf dem Gebiet der Toleranz und Nichtdiskriminierung
iibertrugen, betonten die Konferenzen die Schliisselrolle des BDIMR unter anderem als
zentrale Sammelstelle fiir Informationen und forderten alle Teilnehmerstaaten, NROs und
andere nachdriicklich zu einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit dem BDIMR auf.
AbschlieBBend fasste der Amtierende Vorsitzende die Erorterungen der beiden Konferenzen
unter dem Titel ,,Berliner Erklarung® (siche Anhang 1) bzw. ,,Briisseler Erklarung® (siche
Anhang 2) zusammen.

Auf nachdriicklichen Wunsch des elften Ministerratstreffens in Maastricht organi-
sierte der Vorsitz gemeinsam mit Frankreich am 16. und 17. Juni eine Sondertagung tber
die Zusammenhange zwischen rassistischer, fremdenfeindlicher und antisemitischer
Propaganda im Internet und Hassdelikten in Paris. Die Tagung bekriftigte die Bedeutung
der uneingeschrénkten Achtung des Rechts auf Informationsfreiheit und freie Meinung-
sduflerung, erinnerte an die Verpflichtung zur Bekdmpfung von Hassdelikten und betonte,
dass die Forderung von Toleranz, gegenseitiger Achtung, Dialog und Verstindigung, auch
iiber die Medien und das Internet, eine wichtige Aufgabe sei. Zum Abschluss fasste der
Vorsitzende die Erorterungen zusammen.

Das Implementierungstreffen zur menschlichen Dimension (HDIM) fand vom
4. bis 15. Oktober in Warschau statt. Nach einer umfassenden Uberpriifung aller OSZE-
Verpflichtungen in der menschlichen Dimension in der ersten Woche folgten in der zweiten
Woche drei ausgewihlte Spezialthemen: Forderung von Toleranz und Nichtdiskriminierung,
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit und gegenseitige Ergdnzung und Zusammenarbeit
zwischen internationalen Organisationen bei der Forderung der Menschenrechte. An einem
Tag, der zur Ginze der Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit gewidmet war, stellten die
Teilnehmer fest, dass die OSZE sich auch in Zukunft fiir den Schutz von Menschenrechtsver-
fechtern einsetzen miisse. Weitere Empfehlungen betrafen unter anderem die Fortsetzung des
politischen Dialogs mit den Teilnehmerstaaten, die Aus- und Fortbildung von Regierungs-
beamten, Anderungen in der Verwaltungspraxis und die verstirkte Zusammenarbeit zwischen
internationalen Organisationen bei der Férderung der Menschenrechte.

Am 10. Mérz 2004 ernannte der Amtierende Vorsitzende Mikl6s Haraszti zum OSZE-
Beauftragten fiir Medienfreiheit, dessen Bestellung vom Ministerrat nach Ablauf einer Ein-
spruchsfrist beschlossen worden war.

Im Einklang mit Beschluss Nr. 2/03 des elften Ministerratstreffens iiber die Be-
kdmpfung des Menschenhandels bestellte der Amtierende Vorsitzende Helga Konrad zur

Sonderbeauftragten fiir die Bekampfung des Menschenhandels fiir einen Zeitraum von zwei
Jahren beginnend mit 10. Mai 2004.
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Als Teil des umfassenden Einsatzes der OSZE zur Bekdmpfung von Diskriminierung
und zur Forderung von Toleranz bestellte der Amtierende Vorsitzende am 22. Dezember
2004 drei personliche Beauftragte: die Personliche Beauftragte fiir die Bekdmpfung von
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung, Anastasia Crickley, die sich auch mit
Intoleranz und Diskriminierung gegeniiber Christen und Angehorigen anderer Religionen zu
beschéftigen haben wird, den Personlichen Beauftragten fiir die Bekdmpfung von Anti-
semitismus, Gert Weisskirchen, und den Personlichen Beauftragten fiir die Bekampfung von
Intoleranz und Diskriminierung gegeniiber Moslems, Botschafter Omur Orhun.

9. Die operative Fahigkeit der OSZE
Die OSZE-Troika

Die OSZE-Troika erwies sich wieder als ein wichtiges Instrument fiir koordiniertes
Handeln und die Halbjahresplanung. Sie trat 2004 zweimal (im Januar und im Juli) auf
AuBenministerebene zusammen, wobei auch der Generalsekretér, die Leiter der Institutionen
und der Prisident der Parlamentarischen Versammlung einbezogen wurden.

Zusammenarbeit mit der Parlamentarischen Versammlung der OSZE

Der Vorsitz setzte seine enge Zusammenarbeit mit der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE (PV), unter anderem {iber den Sonderbeauftragten der PV in Wien, fort.

Auf der Wintertagung der PV der OSZE am 19. Februar 2004 in Wien hielt der
Amtierende Vorsitzende eine Rede, in der er auf die Notwendigkeit einer verstiarkten
Zusammenarbeit zwischen der PV und den anderen OSZE-Institutionen und —Gremien
hinwies.

Er sprach auch auf der dreizehnten Jahrestagung der PV der OSZE am 5. Juli 2004 in
Edinburgh, die sich mit dem Thema ,, Zusammenarbeit und Partnerschaft bei der Bewalti-
gung neuer Bedrohungen der Sicherheit” auseinander setzte. Er bezeichnete das gewihlte
Thema als sehr zeitgemall und unterstrich die Rolle der PV als einer fiir die Forderung der
Werte der OSZE wichtigen Institution. In seiner Ansprache erlduterte er einige Vorstellun-
gen, wie die OSZE umgebaut werden konnte, um ihre Effizienz weiter zu erhohen, unter
Wahrung ihrer Fihigkeit, den Sicherheitspriorititen unserer Zeit gerecht zu werden. Diese
Empfehlungen und Vorstellungen fanden die Zustimmung der Parlamentarier und wurden in
eine EntschlieBung der PV aufgenommen.

10. Finanzielle Fragen

In Fortfiihrung der Aktivitdten der Arbeitsgruppe ,,Beitragsschliissel” des informellen
Finanzausschusses 2003 und im Sinne der beiden richtungsweisenden Beschliisse des
Stiandigen Rates aus den Jahren 2001 iiber Angelegenheiten im Zusammenhang mit dem
Beitragsschliissel (Nr. 408) und 2002 (Nr. 468) war der bulgarische Vorsitz bemiiht, eine
rasche Entscheidung in dieser Angelegenheit herbeizufiihren. Im Verlauf der Verhandlungen
wurde systematisch versucht, durch Konsultationen in verschiedenen Gremien Meinungs-
verschiedenheiten zu iiberwinden, einen annehmbaren Kompromiss herbeizufiihren und sich
dem Kriterium der ,,Zahlungsfahigkeit* anzunédhern. Von Anfang an wurde offen ausge-
sprochen, dass ein Konsens iiber den Beitragsschliissel nur méglich sein wiirde, wenn alle
Teilnehmerstaaten Kreativitét, Realitdtssinn und den deutlichen politischen Willen zum
Konsens an den Tag legen.
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Nach mehreren Chair’s Guesses legte der Vorsitz im Dezember einen endgiiltigen
Vorschlag fiir die beiden Beitragsschliissel vor, der sich an den wesentlichen Kriterien der
Beschliisse Nr. 408 und Nr. 468 des Stiandigen Rates orientierte und die von der Arbeits-
gruppe 2003 entwickelten Methoden beriicksichtigte. Der Vorschlag des Vorsitzes vermied
grofle Erh6hungen und Verringerungen der Beitragszahlungen, was durch eine Begrenzung
der Schwankungsbreite erreicht wurde. Letzten Endes schloss sich nur ein Teilnehmerstaat
dem Konsens zu diesem Vorschlag nicht an.

11. Regionale Fragen

Eine Prioritit des bulgarischen Vorsitzes der OSZE im Jahr 2004 war die Unter-
stiitzung des Demokratisierungsprozesses in Georgien, die Wiederbelebung des Dialog-
prozesses in Moldau und die Fortfithrung einer effizienten Zusammenarbeit mit allen Staaten,
in denen die OSZE Feldaktivitdten unterhélt. Im Verlauf des Jahres musste der Vorsitz rasch
auf Entwicklungen in Adscharien und Siidossetien (Georgien), das Wiederaufflammen der
Gewalt im Kosovo (Serbien und Montenegro) und Massenkundgebungen nach den
Préasidentenwahlen in der Ukraine reagieren.

Sudkaukasus

Die Forderung einer friedlichen Beilegung bestehender Konflikte und die Ver-
hinderung neuer Konflikte in der Region zé&hlte zu den Hauptanliegen des Vorsitzes im
Stidkaukasus.

Georgien erlebte 2004 einen bedeutenden politischen Umbruch, der die OSZE im
Land vor besondere Herausforderungen stellte und auch erhohte Aufmerksamkeit seitens des
OSZE-Vorsitzes verlangte.

Als Folge der von den Teilnehmerstaaten auf dem elften Treffen des OSZE-Minister-
rats in Maastricht im Dezember 2003 zugesagten Unterstiitzung richtete die Mission in
Georgien das Wahlunterstiitzungsprogramm fiir Georgien (GEAP) ein, das dem Land bei der
Durchfiihrung der auBBerordentlichen Présidenten- und Parlamentswahlen am 4. Januar und
28. Mirz 2004 Hilfestellung leisten sollte.

In der Adscharienkrise bezog der Vorsitz eine aktive Position. So begab sich der
Amtierende Vorsitzende auf dem Hohepunkt der Krise Mitte Mirz nach Poti, um fiir eine
friedliche Losung zu werben. Er fiihrte Gespriche mit Georgiens Prisident Saakaschwili und
Premierminister Schwania und sprach in einer Telefonkonferenz mit dem damaligen Fiihrer
der Autonomen Republik Adscharien, Aslan Abaschidse. Der Vorsitz unterstiitzte auch die
verstirkten, Adscharien betreffenden Aktivititen der OSZE-Mission in Georgien, insbe-
sondere im Zusammenhang mit der Entwicklung freier lokaler Medien und Menschenrechts-
organisationen.

Im Sommer 2004 flammte im Gebiet des georgisch-ossetischen Konflikts die Gewalt
erneut auf. Die OSZE appellierte wiederholt an Tiflis und Zchinwali, die Feindseligkeiten
einzustellen und sich um eine friedliche Losung des Konflikts zu bemiihen. Der Amtierende
Vorsitzende erdrterte die Lage mit Prasident Saakaschwili, Premierminister Schwania und
dem siidossetischen Fiihrer Kokoiti. Er fiihrte auch Gespriache mit dem russischen Auf3en-
minister Lawrow und US-Auf3enminister Powell {iber Fragen im Zusammenhang mit der
Beilegung des georgisch-ossetischen Konflikts. Zur Unterstiitzung der laufenden OSZE-
Bemiihungen um einen Abbau der Spannungen begab sich der Sondergesandte des
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Amtierenden Vorsitzenden, der ehemalige Prasident Bulgariens, Schelju Schelew, vom
25. bis 28. Juli nach Georgien, wo er Gesprache mit Vertretern beider Seiten fiihrte und sie
nachdriicklich zu groftmoglicher Zuriickhaltung und zur Umsetzung der im Rahmen des
Konfliktbeilegungsprozesses eingegangenen Verpflichtungen aufforderte.

Wihrend der Krise hielt die OSZE die Entwicklungen vor Ort unter aktiver Beob-
achtung und war um einen Abbau der Spannungen bemiiht. Am 6. August beschloss der
Stiandige Rat, den Mitarbeiterstab der Mission durch zwei weitere Beobachter zu verstirken.
Nachdem am 13. August eine Feuereinstellung vereinbart worden war, besuchte eine
zwanzigkopfige Gruppe bestehend aus Leitern und Mitgliedern von OSZE-Delegationen vom
5. bis 9. September in Begleitung eines Vertreters des Amtierenden Vorsitzenden Georgien,
um sich ein Bild von der Lage im Land und insbesondere von den Entwicklungen im
georgisch-ossetischen Konflikt zu machen.

Die OSZE bemiihte sich nachdriicklich um die Wiederaufnahme des Dialogs auf
hochster Ebene zwischen der Fiihrung Georgiens und Siidossetiens und begriifite diese. Am
5. November fand ein Treffen zwischen Premierminister Schwania und dem siidossetischen
Fiihrer Kokoiti statt, bei dem Ubereinstimmung in einigen Fragen erzielt werden konnte,
unter anderem {iber die schrittweise Entmilitarisierung des Konfliktgebiets und die Not-
wendigkeit, die wirtschaftliche Entwicklung zu unterstiitzen und die Freiziigigkeit des
Personen- und Giiterverkehrs in dem Gebiet sicherzustellen. Ausgehend von diesen Ent-
wicklungen machte der Vorsitz das Angebot, in Sofia ein hochrangiges Treffen zur Ermitt-
lung moglicher Konfliktlosungen auszurichten. Der Vorsitz stellte mit Befriedigung fest, dass
die Parteien die positive Rolle der OSZE im Konfliktbeilegungsprozess anerkannten, etwa
auch die durch sie erfolgte Finanzierung des Abbaus militérischer Befestigungsanlagen, ihre
Unterstiitzung flir die Einrichtung eines Sekretariats der Gemeinsamen Friedenstruppen und
ihre aktive Rolle bei der Durchfiihrung vertrauensbildender Projekte sowie ihre Hilfe beim
Wiederaufbau der Basisinfrastruktur im Konfliktgebiet.

In Bezug auf den georgisch-abchasischen Konflikt setzte die OSZE ihre Unter-
stiitzung fiir die Bemiihungen der Vereinten Nationen um eine umfassende Regelung fort und
verfolgt aufmerksam die Entwicklungen in der Region. Der Vorsitz hofft auf eine baldige
Wiederaufnahme der Verhandlungen, sobald eine Entscheidung tiber die kiinftige politische
Fiihrung Abchasiens getroffen ist. Der Vorsitz unterstiitzt die Zusammenarbeit der OSZE mit
der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Georgien (UNOMIG) in Hinblick auf die
Eroffnung einer Auflenstelle des Menschenrechtsbiiros der Vereinten Nationen in Abchasien
(Georgien) in Gali.

Der Grenzbeobachtungseinsatz der OSZE in Georgien spielte eine wichtige Rolle fiir
die Vertrauensbildung und trug damit zur Férderung der Sicherheit an den georgisch-
russischen Grenzabschnitten zu Inguschetien, Tschetschenien und Dagestan bei.

Die OSZE setzte ihre Unterstiitzung fiir den Wahl- und Verfassungsreformprozess in
Armenien fort und konzentrierte sich dabei auf die Reform der Wahlordnung und Ver-
fassungsnovellen. Dariiber hinaus forderte sie wie schon bisher die Umsetzung der OSZE-
Prinzipien und -Verpflichtungen in allen drei Dimensionen und widmete besonderes Augen-
merk der Korruptionsbekdmpfung, Medienfreiheit, Bekdmpfung des Menschenhandels,
Verhinderung und Bekdmpfung des Terrorismus, Reform der Strafanstalten und polizeilichen
Hilfe sowie Wirtschafts- und Umweltaktivitdten im Land. Und auch die Vorarbeiten fiir die
Durchfiihrung des Polizeiunterstiitzungsprogramms und des Projekts zur Beseitigung von
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Raketentreibstoffkomponenten (Mélange), einer typischen dimensionsiibergreifenden
Aktivitdt der OSZE, bildeten einen Schwerpunkt in der Tétigkeit der OSZE.

Der Vorsitz beobachtete aufmerksam die Entwicklungen rund um die Protest-
kundgebungen der Opposition im April 2004 in Eriwan. Die OSZE iibte scharfe Kritik an den
Ubergriffen gegen Anhéinger der Opposition und Journalisten im Verlauf dieser Demonstra-
tionen. Sie verwies immer wieder darauf, wie wichtig der Dialog zwischen den Behorden und
der Opposition und die Teilnahme aller Fraktionen am Gesetzgebungsprozess im Parlament
sind.

In Aserbaidschan forderte die OSZE wie zuvor die Umsetzung der OSZE-Prinzipien
und -Verpflichtungen in allen OSZE-Dimensionen unter besonderer Betonung der Rechts-
staatlichkeit, Good Governance und Medienfreiheit, unter anderem durch Projekte zur
Unterstiitzung der Polizei und zur Entwicklung von Wirtschaft und Umwelt.

Bei seinem Besuch in Aserbaidschan am 16. Mérz brachte der Amtierende Vor-
sitzende die Frage der Demokratisierung und der Achtung der Menschenrechte im Land zur
Sprache und duflerte sich auch besorgt liber das Schicksal der Personen, die bei den Unruhen
im Oktober verhaftet wurden und auf ihren Prozess warten. Der Amtierende Vorsitzende
begriiite die Entscheidung von Prisident [lham Alijew vom 17. Mirz, 129 Personen zu
begnadigen und aus der Haft zu entlassen. Die OSZE &uflerte sich besorgt iiber die Prozess-
fiihrung, einschlieBlich des Entscheids des Berufungsgerichts vom 19. November 2004, der
die gegen sieben flihrende Oppositionelle verhdngten Freiheitsstrafen bestétigte. Im Rahmen
des Prozessbeobachtungsprogramms des BDIMR verfolgte das Biiro in Baku gemeinsam mit
ortlichen Anwilten die Gerichtsverhandlungen und verfasste einen Bericht, der mit der
Regierung erdrtert wird.

Der Vorsitz schaltete sich aktiv in die Herbeifiihrung einer politischen Regelung des
Konflikts in Berg-Karabach ein. Unter bulgarischem Vorsitz wurde die enge Zusammen-
arbeit zwischen dem Vorsitz, dem Personlichen Beauftragten des Amtierenden Vorsitzenden
fiir den Konflikt, mit dem sich die Minsk-Konferenz der OSZE befasst, und den Ko-Vor-
sitzenden der Minsk-Gruppe der OSZE fortgesetzt. Bei seinen Kontakten mit den Parteien
bekriftigte der Amtierende Vorsitzende sein Engagement und das der OSZE fiir eine Kon-
fliktlosung und seine Unterstiitzung fiir die neuen Impulse, die im Laufe des Jahres von den
Treffen der Priasidenten Armeniens und Aserbaidschans unter den Auspizien der Ko-Vor-
sitzenden der Minsk-Gruppe und vom so genannten ,,Prager Prozesses* ausgingen, bei dem
die AuBBenminister beider Lénder systematisch alle Parameter fiir eine kiinftige Losung
priiften. Es ist als ermutigendes Signal zu werten, dass sich das Ministerratstreffen in Sofia
auf eine Erkldrung zum Berg-Karabach-Konflikt einigte.

Zusétzlich ersuchte der Amtierende Vorsitzende den ehemaligen Premierminister
Bulgariens, Filip Dimitrow, als sein Sondergesandter fiir den Konflikt vom 20. bis
24. September nach Armenien und Aserbaidschan zu reisen und dem Friedensprozess einen
neuen Anstof3 zu geben. In Baku und Eriwan versicherte Dimitrow seine Gespréichspartner
der Unterstiitzung des Amtierenden Vorsitzenden fiir die Bemiithungen des Ko-Vorsitzes der
Minsk-Gruppe der OSZE und seines Personlichen Beauftragten. Er appellierte dariiber hinaus
an die Prisidenten Armeniens und Aserbaidschans, die ihnen Mitte September von den Ko-
Vorsitzenden der Minsk-Gruppe in Astana unterbreiteten Rahmenbedingungen zu bertick-
sichtigen, die als Ausgangsbasis fiir eine Regelung dienen konnten. Dimitrow erhielt in Baku
und Eriwan die Zusicherung, dass beide Seiten nach wie vor am Ziel einer friedlichen
Konfliktlosung festhalten.
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Die Tétigkeit des Personlichen Beauftragten des Amtierenden Vorsitzenden fiir den
Konflikt, mit dem sich die Minsk-Konferenz der OSZE befasst, trug in grolem Mal3e dazu
bei, dass die Spannungen an der Grenze zwischen Armenien und Aserbaidschan und entlang
der Kontaktlinie abnahmen, insbesondere im Sommer, als es zu zahlreichen Verstof3en gegen
die vereinbarte Waffenruhe kam.

Nordkaukasus

Der Vorsitz setzte den Dialog iiber die Lage in der Republik Tschetschenien in der
Russischen Foderation fort, den der niederldndische Vorsitz mit der Russischen Foderation
mit dem Ziel aufgenommen hatte, ein Langzeitprogramm der OSZE fiir technische Zu-
sammenarbeit in Tschetschenien zu vereinbaren.

Sudosteuropa

2004 stellte die OSZE ihr Engagement unter Beweis, die Forderung von Frieden und
Stabilitdt in Stidosteuropa durch verstirkte regionale Zusammenarbeit, die Férderung und
Unterstiitzung von Gesetzesreformen, die Achtung der Menschen- und Minderheitenrechte
und den Aufbau von Institutionen und Kapazititen fortzusetzen. Gemeinsam mit ihren
Partnerorganisationen bemiihte sie sich um die Riickkehr der Fliichtlinge und Binnen-
vertriebenen und um die Starkung der Justiz im Land und beobachtete inléndische Kriegs-
verbrecherprozesse.

Der Amtierende Vorsitzende besuchte gemeinsam mit NATO-Generalsekretir Jaap de
Hoop Scheffer den Kosovo (Serbien und Montenegro), um sich nach den Ausschreitungen
vom Mirz ein Bild von der Lage zu machen. In PriStina bezeichnete er am 23. Mérz die
gewalttitigen Ausschreitungen als ,,unannehmbar und ,,auf dem Weg nach Europa nicht
willkommen“. Der Amtierende Vorsitzende vermittelte die Botschaft, dass die OSZE in
Zusammenarbeit mit ihren internationalen Partnern im Kosovo bereit sei, sich weiterhin fiir
die Sicherung von Frieden und Stabilitét einzusetzen. Er sagte auch die Hilfe der OSZE fiir
freie und demokratische Wahlen im Oktober 2004 zu. Im Anschluss daran begab sich der
Amtierende Vorsitzende nach Belgrad, wo er mit serbischen Fiihrungspersonlichkeiten die
Lage im Kosovo erdrterte. Auf Einladung von VN-Generalsekretir Kofi Annan nahmen der
Amtierende Vorsitzende und der Generalsekretdr der OSZE im September am Amtssitz der
Vereinten Nationen in New York an Sitzungen iiber die Zukunft des Kosovo teil, bei denen
auch die in nichster Zukunft anstehenden Aufgaben der internationalen Gemeinschaft erdrtert
wurden.

Am 29. Mirz 2004 besuchte der Amtierende Vorsitzende Bosnien und Herzegowina.
Bei diesem Besuch versicherte er seine Gesprachspartner des anhaltenden Interesses und der
Unterstiitzung der OSZE fiir die politische Stabilisierung und den laufenden Reformprozess
im Land, insbesondere in Bezug auf Verteidigung und Bildung.

Am 10. und 11. Mai 2004 stattete der Amtierende Vorsitzende Kroatien einen
Besuch ab. Zentrale Themen der Gesprache waren Fliichtlingsriickkehr, Eigentumsriickgabe,
»ersessenes Wohnrecht™ und die Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof
fiir das ehemalige Jugoslawien (ICTY). Der Amtierende Vorsitzende und der kroatische
Premierminister Ivo Sanader besuchten Zadar und andere Gemeinden, um die Lage der
Fliichtlinge und der Riickkehrerfamilien vor Ort beurteilen zu kdnnen und sich ein Bild
davon zu machen, in welchem Mafe die kroatische Regierung die Riickkehr und Wieder-
eingliederung der Fliichtlinge fordert, einschlieBlich des Wiederautbaus zerstorter Hauser,
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der Riickgabe von Eigentum, das inzwischen von anderen in Besitz genommen wurde, und
der Bereitstellung alternativer Unterkiinfte fiir bosnisch-kroatische Siedler.

Der Vorsitzende lud den Sonderkoordinator des Stabilitatspakts fir Stdosteuropa,
Dr. Erhard Busek, ein, am 20. Mai 2004 im Stiandigen Rat zu sprechen. Man war iiberein-
stimmend der Meinung, dass die Repatriierung der Fliichtlinge und Binnenvertriebenen
Vorrang haben miisse, da dies auf lange Sicht die Stabilitdt in der Region beeintrachtigen
konnte. Mit Befriedigung wurde die fortgesetzte Zusammenarbeit zwischen der OSZE und
dem Stabilitatspakt registriert, etwa zu Fragen der Stabilisierung von Bevdlkerungs-
bewegungen, der Bekimpfung des organisierten Verbrechens und des Menschenhandels
sowie des Grenzmanagements, und es wurde auch der Beitrag der OSZE zur Nachbereitung
der Ohrid-Konferenz gewiirdigt.

Vom 18. bis 21. Oktober bereiste der Amtierende Vorsitzende Siidosteuropa und
machte in Skopje, Pristina, Belgrad, Podgorica und Tirana Station. Der Hauptzweck
seines Besuchs im Kosovo war eine Einschédtzung der Lage vor Ort und der Aktivitdten der
OSZE im Vorfeld der Wahlen zur Kosovo-Versammlung am 23. Oktober. In Pristina
appellierte er an die Politiker aller Seiten, auf die Wihler einzuwirken und sie zur Teilnahme
an den Wahlen zu veranlassen. Den Kosovo-Serben legte er die Teilnahme an den Wahlen
besonders ans Herz. In Skopje erdrterte er die Konsequenzen des Referendums vom
7. November iiber die Dezentralisierung. In Belgrad und Podgorica forderte er Serbien und
Montenegro nachdriicklich auf, Reformen im Zusammenhang mit ihren OSZE-Verpflich-
tungen zu beschleunigen, um das von ihnen angestrebte Ziel der européischen und euro-
atlantischen Integration zu erreichen. Der Amtierende Vorsitzende erorterte auch konkrete
Formen der Zusammenarbeit zwischen der OSZE und den einzelnen Lindern unter Beriick-
sichtigung der jeweiligen au3enpolitischen Ziele.

Mit Nachdruck unterstiitzte der Amtierende Vorsitzende eine vom Konfliktver-
hiitungszentrum (KVZ) koordinierte Initiative zur Starkung der zwischenstaatlichen
Zusammenarbeit bei Kriegsverbrecherprozessen. Gemeinsam mit drei OSZE-Missionen
in Stidosteuropa und dem BDIMR iiberlegte das KVZ, auf welche Weise die OSZE einen
direkten, konkreten Dialog zwischen Vertretern der Rechtsberufe aus Bosnien und Herzego-
wina, Kroatien und Serbien und Montenegro ermoglichen konnte, um die zwischenstaatliche
Zusammenarbeit in Bezug auf Kriegsverbrecherprozesse zu verstirken (Ermittlung, Anklage-
erhebung und Gerichtsverfahren). ,,Betreff: Zeugen* lautete das Thema einer ersten von der
OSZE veranlassten Expertentagung am 29. und 30. November 2004 in Pali¢ in der Republik
Serbien (Serbien und Montenegro). Diese Tagung in Palié, die als Zeichen fiir die Uber-
nahme der Eigenverantwortung durch die Region zu werten war, wurde als erfolgreicher
Einstieg in den umfassenderen technischen Prozess gewiirdigt, den die OSZE in diesem
wichtigen Bereich in Gang gesetzt hat.

Zentralasien

Der bulgarische Vorsitz lenkte die Aufmerksamkeit verstérkt auf die Region
Zentralasien und bot den fiinf zentralasiatischen Teilnehmerstaaten Hilfestellung auf ihrem
Weg zu politischen, sozialen und wirtschaftlichen Reformen an. Der Vorsitz war bestrebt,
den zentralasiatischen Teilnehmerstaaten vor Augen zu fiihren, was ihnen die OSZE bieten
kann und wie ein ausgewogener Ansatz in den drei OSZE-Dimensionen den Reformprozess
unterstiitzen kann.
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Der bulgarische Vorsitz war bemiiht, die Beziechung zwischen der OSZE und den
zentralasiatischen Landern durch einen offenen und regelméfBigen Dialog zu verstirken. In
diesem Bestreben bereiste der Amtierende Vorsitzende im April 2004 alle fiinf Staaten in
Zentralasien sowie Afghanistan. Er wurde von den fiinf Staatschefs empfangen und traf mit
den jeweiligen AuBBenministern und mit Vertretern der Zivilgesellschaft zusammen.

Bei dem Besuch des Amtierenden Vorsitzenden in Usbekistan wurden als wichtigste
Themen das Bildungswesen, die Terrorismusbekdmpfung nach den Bombenanschldgen in
Taschkent vom April und die Vorbereitung der Wahlen erortert. Der Amtierende Vorsitzende
erdffnete am 5. April in Taschkent die Ministerkonferenz zum Thema ,,Bildung als Zukunfts-
investition“ und hob in seiner Ansprache die Schliisselrolle von Bildung und Ausbildung fiir
den Aufbau von Sicherheit, die Sicherstellung politischer Stabilitdt und den Kampf gegen die
Armut hervor.

In Kasachstan kam die Bewerbung des Landes um den OSZE-Vorsitz im Jahr 2009
ebenso zur Sprache wie die Bewirtschaftung der Wasserressourcen, Aktivititen zur Be-
kdmpfung des Menschenhandels und Wahlen. In Kirgisistan hob der Amtierende Vor-
sitzende die Bedeutung regionaler Initiativen wie der OSZE-Akademie hervor. Weitere
Themen waren Wahlen, Terrorismusbekdmpfung, die Strafvollzugsreform und Grenzfragen.
In Tadschikistan standen Fragen der Minenrdumung, der Steuerreform und der Migration
von Arbeitskriften, die Medien und Wahlen im Mittelpunkt der Gespréiche. Bei seinem
Besuch in Turkmenistan erorterte der Amtierende Vorsitzende die verstirkte Zusammen-
arbeit zwischen der OSZE und Turkmenistan, Medienfragen und den Kampf gegen den
Terrorismus und den illegalen Drogenhandel. Nach dem Besuch des Amtierenden Vor-
sitzenden in Zentralasien im April 2004 begab sich Junal Lutfi, der Vizeprésident der
bulgarischen Nationalversammlung, Anfang Dezember 2004 auf Ersuchen des Amtierenden
Vorsitzenden nach Turkmenistan. Dabei wurden Fragen im Zusammenhang mit den bevor-
stehenden Wahlen, der Terrorismusbekdmpfung, dem Bildungswesen, nationalen Minder-
heiten und dem Zugang des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) zu den
Gefédngnissen besprochen.

Die neuerliche Ernennung des ehemaligen Priasidenten von Finnland, Martti Ahtisaari,
zum Personlichen Gesandten fir Zentralasien war ein weiterer Beweis dafiir, wie wichtig
dem bulgarischen Vorsitz Kontinuitit und das Engagement in den fiinf zentralasiatischen
Staaten sind. Priasident Ahtisaari unterhielt in allen fiinf Staaten Kontakte auf hochster
politischer Ebene und warf erneut jene Themen auf, die beim Besuch des Amtierenden
Vorsitzenden im April erdrtert worden waren. 2004 reiste Ahtisaari zweimal nach Kirgisistan
und Turkmenistan und einmal nach Kasachstan, Usbekistan und Tadschikistan. Im Mittel-
punkt der Gespriche, die Prasident Ahtisaari fiihrte, standen insbesondere die Themen
Wabhlen, Medienfreiheit und andere Fragen im Zusammenhang mit den politischen, wirts-
chaftlichen und umweltbezogenen Entwicklungen in den einzelnen Landern.

Moldau

Der bulgarische Vorsitz bemiihte sich aktiv um Losungen fiir den transnistrischen
Konflikt. Den Anfang machten Konsultationen zwischen den Mediatoren, die im Januar nach
Sofia eingeladen wurden und deren Vorschldge vielversprechende Reaktionen sowohl von
moldauischer als auch transnistrischer Seite zeitigten, worauf im Februar in Belgrad weitere
Konsultationen zwischen den Mediatoren folgten. Diese fiihrten zu einer ersten fiinfseitigen
Verhandlungsrunde im April in Tiraspol und Chisinau. Es waren dies die ersten derartigen
Gespriche seit sechs Monaten. Im Mai fand ein Folgetreffen statt.
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Im Juni besuchte der Amtierende Vorsitzende Moldau, wo er mit allen Parteien
zusammentraf und seine Unterstiitzung fiir die von den Mediatoren als Grundlage fiir eine
politische Regelung vorgeschlagenen Dokumente erklérte und seine Besorgnis iiber den
mangelnden Fortschritt bei der Umsetzung der beim OSZE-Gipfeltreffen von Istanbul
eingegangenen Verpflichtungen in Bezug auf die russischen Streitkréfte dullerte.

Der Vorsitz verfolgte auch sorgfiltig die Entwicklungen im Zusammenhang mit der
Krise, die rund um moldauische Schulen in Transnistrien, die in lateinischer Schrift unter-
richten, entstanden war. Im Juli reiste der stellvertretende bulgarische Auenminister Petko
Draganow nach Moldau, um die OSZE-Mission in Moldau beim Abbau der zunehmenden
Spannungen zwischen den beiden Parteien in dieser Frage zu unterstiitzen.

Als die Krise weiter eskalierte, bestellte der Amtierende Vorsitzende den ehemaligen
bulgarischen Présidenten Petar Stojanow zu seinem Persénlichen Gesandten fir Moldau.
Der Besuch von Prisident Stojanow im September in Chisinau und Tiraspol unterstrich das
Engagement des Vorsitzes fiir eine angestrebte Gesamtlosung in dieser heftig umstrittenen
Frage. Trotz des unermiidlichen Einsatzes der Mediatoren und einiger positiver Entwick-
lungen waren im ersten Halbjahr keinerlei Fortschritte in Richtung einer umfassenden
politischen Regelung festzustellen.

Der Vorsitz versuchte, den festgefahrenen Verhandlungsprozess durch die Einladung
der Mediatoren zu einem Treffen in Sofia am 11. und 12. Oktober wieder in Gang zu bringen.
Im Anschluss daran kam es am 8. und 9. November zu einem Treffen in Warna (Bulgarien),
an dem die Mediatoren und Vertreter der Republik Moldau und Transnistriens teilnahmen.
Bis Jahresende wurde weiter an vertrauens- und sicherheitsbildenden Maflnahmen gearbeitet.

Bei allen seinen Kontakten appellierte der Vorsitz an die Konfliktparteien, einen
Dialog aufzunehmen und zu vertiefen, der den Weg zu einer wirksameren und dauerhafteren
Losung frei macht. Es bedarf jedenfalls weiterer Bemiihungen, um eine Formel flir eine
umfassende Regelung auf der Grundlage einer gestirkten Souverdnitit und territorialen
Integritédt der Republik Moldau zu finden, die Transnistrien gleichzeitig einen Sonderstatus
garantiert.

Belarus

Im Mirz reiste ein Vertreter des Vorsitzes zu Gespriachen iiber die Beziehungen
zwischen der OSZE und Belarus nach Minsk, bei denen auch Vorbereitungen fiir den Besuch
des Amtierenden Vorsitzenden erortert wurden. Der Amtierende Vorsitzende begab sich im
Juni nach Minsk, um im Lichte der OSZE-Verpflichtungen Mdglichkeiten fiir die Verstér-
kung der Zusammenarbeit zwischen der OSZE und dem Gastland zu erortern und sich aus
erster Hand {iber die Lage in Belarus zu informieren. Der Amtierende Vorsitzende beniitzte
die Gelegenheit auch dazu, den Standpunkt der OSZE zu einigen Besorgnis erregenden
Fragen klarzustellen, etwa zur zunehmenden Verschlechterung der Lage der Zivilgesell-
schaft, NROs, Massenmedien und politischen Parteien. Im Hinblick auf die Parlaments-
wahlen am 17. Oktober betonte der Amtierende Vorsitzende, dass diese frei und gerecht sein
miissten. Der Vorsitz unterstiitzte das OSZE-Biiro in Minsk bei der Wahrnehmung seiner
mandatsgeméBen Aktivititen, deren Ziel es ist, Belarus in Zusammenarbeit mit den Behdrden
und der Zivilgesellschaft des Landes niher an die Prinzipien und Normen der Organisation
heranzufiihren.
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Ukraine

Seit seinem Treffen mit dem ukrainischen AuBBenminister Hryschtschenko am
14. April 2004 sprach der Amtierende Vorsitzende offen von der Hilfe, die die OSZE fiir die
Wabhlen in der Ukraine schon fiir den ersten Wahlgang am 31. Oktober 2004 zur Verfiigung
stellen kdnnte. Parallel dazu war der Projektkoordinator der OSZE in der Ukraine mit der
Durchfiihrung des Projekts ,,Hilfestellung fiir die weitere Verbesserung des Wahlprozesses in
der Ukraine* in die Vorbereitungen fiir die Wahlen eingebunden.

Durch die Priasidentenwahlen in der Ukraine standen das Land und die OSZE im
Zentrum des 6ffentlichen Interesses. Das BDIMR der OSZE kritisierte offen einige Aspekte
des Wahlprozesses. Nach dem zweiten Wahlgang vom 21. November und der im Gefolge der
Wabhlen entstandenen Krise forderte der Amtierende Vorsitzende am 24. November in einer
Erklarung die ukrainischen Behorden nachdriicklich auf, ,,proaktiv und unverziiglich die
festgestellten UnregelmiBigkeiten zu untersuchen. AuBBerdem ernannte er den General-
sekretdr der OSZE, Jan Kubis, zu seinem Gesandten fiir die Diskussionsrunden, bei denen er
gemeinsam mit anderen internationalen Mediatoren ein Ende der Krise herbeifiihren sollte.

Am 4. Dezember gab der Amtierende Vorsitzende eine Erkldrung ab, in der er die
Entscheidung des ukrainischen Hochstgerichts begriifite, den zweiten Durchgang der Prési-
dentenwahlen fiir ungiiltig zu erkldren, und die uneingeschriankte Unterstiitzung der OSZE fiir
die Wahlwiederholung zusagte. Er stellte fest, dass die Entscheidung des Hochstgerichts in
Ubereinstimmung mit den Erkenntnissen der internationalen Beobachter einschlieBlich des
BDIMR der OSZE stehe und dass ,,die Entscheidung eine friedliche Losung der gegen-
wartigen politischen Krise ermdglichen® werde. Er rief die ukrainischen Behorden dazu auf,
fiir einen fairen Wahlkampf zu sorgen, und unterstrich insbesondere die Notwendigkeit einer
unvoreingenommenen Berichterstattung durch die staatlich kontrollierten Medien.

Das Thema Ukraine stand auch auf der Tagesordnung des Ministerratstreffens in
Sofia. In seiner Er6ffnungsansprache erkliarte der Amtierende Vorsitzende, dass die Gewinner
dieses Prozesses die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit gewesen seien, und betonte die
Schliisselrolle der OSZE bei der Wahlbeobachtung und als Katalysator. Er rief die Teil-
nehmerstaaten dazu auf, die internationale Wahlbeobachtung bei der Wiederholungswahl zu
unterstitzen.

Mit mehr als 1000 Beobachtern erreichte der Wahlbeobachtungseinsatz der OSZE bei
der Wiederholung des zweiten Wahlgangs in der Ukraine am 26. Dezember eine beachtliche
Stérke.

12. Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen

Die Weiterentwicklung der Beziehungen der OSZE zu Partnerorganisationen und
-institutionen war 2004 eine der Prioritéten des bulgarischen Vorsitzes.

Der Vorsitz war das ganze Jahr hindurch bestrebt, die Arbeitsbeziechungen mit den
Vereinten Nationen zu vertiefen. Im Juli 2004 nahm der Amtierende Vorsitzende aktiv an der
Sitzung des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen mit regionalen Organisationen iiber die
Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und regionalen Organisationen bei Stabi-
lisierungsprozessen teil. Auf Einladung der Vereinten Nationen wohnte der Amtierende Vor-
sitzende gemeinsam mit dem Generalsekretir und hochrangigen Vertretern der Européischen
Union und der NATO einem Treffen zum Meinungsaustausch {iber die weitere Zukunft des
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Kosovo bei. Im Oktober hielt der Stellvertretende AuBenminister Bulgariens auf der 59.
Tagung der VN-Generalversammlung eine Rede {iber die Zusammenarbeit zwischen UNO
und OSZE.

Das ganze Jahr stand im Zeichen von Bemiihungen zur Weiterentwicklung der
Beziehungen zwischen der OSZE und der Europédischen Union. Unter irischer bzw. nieder-
landischer Préasidentschaft kamen die Ministertroikas von OSZE und EU im Januar und Juli
2004 am Rande des Rates Allgemeine Angelegenheiten und Aullenbeziehungen zusammen. Im
Februar und Oktober 2004 kam es in Wien zu weiteren Treffen der Troika der OSZE und des
Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees der EU. Der Umstand, dass die Niederlande
gleichzeitig die EU-Présidentschaft innehatten und der OSZE-Troika angehdrten, erleichterte
die Kontakte. Auch der bulgarische Vorsitz unterhielt auf politischer Ebene enge Beziehungen
zur EU-Présidentschaft, zum Ratssekretariat und zur Europédischen Kommission. Ein Haupt-
anliegen des bulgarischen Vorsitzes war die Fortfiihrung des Dialogs mit den EU-Mitglied-
staaten iiber maflgebliche Entwicklungen in der OSZE und die Forderung von EU-Stellung-
nahmen zur Unterstiitzung der Politik der OSZE. Zur Erleichterung des Informationsflusses
und der Koordination hielten mehrere EU-Vertreter auf Einladung Ansprachen im Stindigen
Rat, unter ihnen der AuBBenminister der Republik Irland, der AuBenminister des Konigreichs
der Niederlande sowie der EU-Kommissar fiir AuBenbeziehungen.

Im Berichtsjahr nahmen die Beziehungen mit dem Europarat einen wichtigen Platz in
der Agenda der OSZE ein. Der Amtierende Vorsitzende der OSZE reagierte positiv auf die
Initiative des norwegischen Vorsitzes des Ministerkomitees des Europarats, die Synergien
zwischen den beiden Organisationen zu verstirken und ihre Zusammenarbeit auszubauen. Es
war dies ein Hauptthema auf der Tagesordnung des Treffens zwischen dem bulgarischen
AulBlenminister Passy und dem norwegischen AuB3enminister Petersen am 13. Oktober in
Sofia. Die Minister stellten {ibereinstimmend fest, dass Spielraum fiir ein verstérktes Zu-
sammenwirken zwischen der OSZE und dem Europarat vorhanden sei, um unnétige Arbeits-
iiberschneidungen zu vermeiden und den Erwartungen der Teilnehmerstaaten und Mitglied-
staaten gerecht zu werden. Am 2. Dezember verabschiedete der Staindige Rat der OSZE einen
Beschluss iiber die Verstiarkung der Zusammenarbeit zwischen der OSZE und dem Europarat,
aufgrund dessen unter anderem eine Koordinationsgruppe zwischen der OSZE und dem
Europarat eingerichtet werden wird.

Der Vorsitz bemiihte sich systematisch um einen regelmifligen Dialog mit der NATO.
Im Laufe des Jahres sprach der Amtierende Vorsitzende im Januar bzw. im November vor
dem Nordatlantikrat und dem Euro-atlantischen Partnerschaftsrat und brachte den Mit-
gliedern und Partnerstaaten Fragen der Zusammenarbeit zwischen OSZE und NATO zur
Kenntnis. Im Januar traf der Amtierende Vorsitzende anlésslich seiner Rede vor dem Nord-
atlantikrat mit Generalsekretir de Hoop Scheffer zu Gespriche iiber die weitere Verstirkung
der Zusammenarbeit auf allen Ebenen zwischen OSZE und NATO zusammen. Mitglieder der
OSZE-Troika wurden auch in Arbeitsgespriache zwischen dem OSZE-Sekretariat und Ver-
tretern des internationalen Stabes der NATO einbezogen.

Der Vorsitz nahm auflerdem an den regelmaBigen Dreiertreffen zwischen dem Europa-
rat, der OSZE und den VN sowie zwischen dem Generalsekretariat des EU-Rates, der Euro-
pdischen Kommission, dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz und der Internationalen
Organisation fiir Migration teil, sowie am zielorientierten erweiterten Dreiertreffen auf
Expertenebene, das von der OSZE in Wien ausgerichtet wurde. Das Dreiertreffen befasste sich
mit den Bedrohungen fiir die Sicherheit und Stabilitét im einundzwanzigsten Jahrhundert und
der Zusammenarbeit vor Ort, wiahrend auf dem zielorientierten Treffen Aktivititen der
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internationalen Partnerorganisationen im Stidkaukasus und deren Zusammenarbeit besprochen
wurden.

Der Vorsitz fiihrte eine Reihe von Konsultationen mit Partnerorganisationen iiber den
Ad-hoc-Konsultationsmechanismus. Dieser Mechanismus, der in der Maastricht-Strategie
vorgesehen ist, bildet ein von der OSZE zur Verfiigung gestelltes Instrument, das einen
flexiblen Konsultationsrahmen fiir die Kontaktaufnahme mit einschldgigen Organisationen
und Institutionen im Falle des Auftretens oder der Verschérfung einer konkreten Bedrohung
bietet.

Der Vorsitz forderte auch eine verstirkte Zusammenarbeit mit anderen regionalen
und subregionalen Organisationen. Im Mai 2004 nahm der Amtierende Vorsitzende am
Arabischen Gipfel in Tunesien teil.

13.  Kooperationspartner in Asien und im Mittelmeerraum

Durch die Beschliisse des Ministerratstreffens von Maastricht kam es 2004 zu einer
deutlichen Zunahme der Kontakte auf verschiedenen Ebenen zwischen der OSZE und ihren
Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und in Asien. Auf Grundlage der OSZE-Strategie
gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitdt im einundzwanzigsten Jahrhundert verab-
schiedeten die Teilnehmerstaaten den Beschluss PC.DEC/571, in dem sie unter anderem
vereinbarten, zusétzliche Bereiche der Kooperation und Interaktion mit den Kooperations-
partnern zu erforschen, um auf beiden Seiten die Sicherheit zu erh6hen, und die Kooperations-
partner zu veranlassen, auch als Mittel zur weiteren Interaktion mit der OSZE, freiwillig die
OSZE-Normen, -Prinzipien und -Verpflichtungen umzusetzen. In der informellen Freundes-
gruppe unter dem Vorsitz des Botschafters Finnlands wurde ein ausfiihrlicher Bericht erstellt,
der auf alle drei OSZE-Dimensionen einging. Darauthin verabschiedete das Ministerratstreffen
in Sofia einen Beschluss (MC.DEC/17/04) {iber die OSZE und ihre Kooperationspartner, in
dem auf die Bedeutung des Berichts (PC.DEL/366/04/Rev.4) verwiesen wird, der auf einem
Austausch unterschiedlicher Ansichten — unter anderem mit den Kooperationspartnern der
OSZE — beruht. In dem Beschluss werden der Stindige Rat und das Forum fiir Sicherheits-
kooperation beauftragt, die Angelegenheit weiter zu verfolgen.

Die Partnerstaaten wurden auch haufiger eingeladen, als Beobachter an Sitzungen
des Stdandigen Rates und des Forums fiir Sicherheitskooperation teilzunehmen. Sie waren bei
den regelméBiger stattfindenden Treffen der Kontaktgruppen mit den Kooperationspartnern
im Mittelmeerraum bzw. in Asien vertreten, in denen die OSZE-Teilnechmerstaaten und die
Partnerstaaten an einem Tisch sitzen.

Vertreter der Kooperationspartner nahmen an den OSZE-Veranstaltungen zur Forde-
rung des offentlichen Bewusstseins flir Toleranz und Nichtdiskriminierung, der Jahrlichen
Sicherheitsiiberpriifungskonferenz und einer Konferenz technischer Experten {liber Grenz-
management und Grenzsicherheit teil, die von der OSZE und dem Biiro der Vereinten
Nationen fiir Drogen- und Verbrechensbekdmpfung organisiert wurde.

Am 15. und 16. Mérz fand in Tokio die OSZE/Japan-Konferenz zum Thema ,,Die
Suche nach wirksamer Konfliktverhiitung unter den neuen Sicherheitsbedingungen — Euro-
paische Sicherheitsmechanismen und Sicherheit in Asien* statt, die vom japanischen Aullen-
ministerium und der OSZE gemeinsam veranstaltet wurde. Der Vorsitz war durch den Stell-
vertretenden AuBBenminister Bulgariens vertreten, der besonders darauf hinwies, dass die
Konferenz eine ausgezeichnete Gelegenheit zum Erfahrungsaustausch tiber die Durchfiihrung
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von KrisenverhiitungsmafBnahmen und zur Diskussion von Mdglichkeiten zur Forderung des
Dialogs zwischen der OSZE und ihren Kooperationspartnern in Asien {iber Sicherheits-
angelegenheiten biete. Die Teilnehmer stellten fest, dass sich beide Regionen dhnlichen
Herausforderungen gegeniiber sdhen und ein gemeinsames Interesse daran hitten, in einem
neuen Sicherheitsumfeld angemessene Reaktionen auf diese Herausforderungen zu finden.
Bei den Treffen der Kontaktgruppe mit den Kooperationspartnern in Asien wurden einige
Vorschlige fiir Folgemafinahmen gemacht und erdrtert. Unmittelbar nach der OSZE/Japan-
Konferenz fand am 16. und 17. Mérz in Tokio unter dem gemeinsamen Vorsitz Japans und
Thailands ein informelles Treffen der Konferenzteilnehmer mit Teilnehmern des Workshops
des ASEAN-Regionalforums filir vorbeugende Diplomatie statt, bei dem die Mitglieder des
ASEAN-Regionalforums iiber die Schlussfolgerungen der OSZE/Japan-Konferenz und die
Erfahrungen der OSZE mit vorbeugender Diplomatie informiert wurden.

Am 18. und 19. November 2004 fand in Sharm-el-Sheikh (Agypten) das jahrliche
OSZE-Mittelmeerseminar zum Thema ,, Bedrohungen fiir die Sicherheit und Stabilitdt im
einundzwanzigsten Jahrhundert: Zusammenarbeit zwischen der OSZE und den Kooperations-
partnern im Mittelmeerraum* statt, das gemeinsam vom agyptischen Aulenministerium und
der OSZE veranstaltet wurde. Auf diesem Treffen brachte der Amtierende Vorsitzende die
Bereitschaft der OSZE zum Ausdruck, den Mittelmeerldndern als Beitrag zur Schaffung eines
gerechten und dauerhaften Friedens in der Region ihre reiche Erfahrung mit Vertrauens-
bildung und der Férderung von Toleranz und Nichtdiskriminierung zur Verfligung zu stellen.
Es wurden zahlreiche konkrete Vorschldge unterbreitet, etwa fiir kiinftige gemeinsame Akti-
vitdten zu Fragen der Toleranz und Achtung und zur Frage der Integration von Migranten,
einschlieBlich ihrer Rechte und Pflichten und jener der Aufnahmeldnder. Mehrere Teilnehmer
schlugen vor, die OSZE mdége bei den Wahlen vom 9. Januar 2005 in den Paldstinenser-
gebieten eine Rolle iibernehmen.

Besondere Erwdhnung verdient das Engagement der OSZE 2004 in Afghanistan. Auf
Einladung der Regierung Afghanistans entsandte die OSZE ein Wahlunterstitzungsteam
der OSZE nach Afghanistan. Damit fiihrte die OSZE zum ersten Mal einen Einsatz aufer-
halb ihrer Region durch.

Die engere und intensivere Interaktion zwischen der OSZE und Partnerstaaten kam
bei den beiden Treffen der Ministertroika mit den Amtskollegen der Kooperationspartner
im Mittelmeerraum und in Asien zum Ausdruck, die am 5. Dezember unmittelbar vor dem
Ministerratstreffen in Sofia unter dem Vorsitz von AuBBenminister Passy stattfanden. Die
Teilnehmer waren der Auffassung, dass 2004 im Hinblick auf gemeinsame Aktivitdten
wesentliche Schritte gesetzt wurden und dass das dabei Erreichte eine solide Grundlage fiir
die Arbeit im nichsten Jahr darstellt.

In seiner Rede auf dem Ministerratstreffen in Sofia am 6. Dezember forderte der
Amtierende Vorsitzende seine Kollegen auf, das Wirken der OSZE nach aullen weiter zu
verstdrken, da die Organisation viel zu bieten habe.
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Anhang 1 zum Tatigkeitsbericht

ERKLARUNG DES AMTIERENDEN VORSITZENDEN
zum Abschluss der OSZE-Konferenz Giber Antisemitismus in Berlin

Verehrte Delegierte,

ich mochte die Beratungen dieser Konferenz unter der Bezeichnung ,,Berliner
Erklarung® zusammenfassen. Auf der Grundlage von Konsultationen komme ich zu
folgendem Schluss: Die OSZE-Teilnehmerstaaten —

in Bekraftigung der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte, die verkiindet, dass
jeder Anspruch auf die darin verankerten Rechte und Freiheiten hat, ohne irgendeinen Unter-
schied, etwa nach Rasse, Religion oder sonstigem Stand,

unter Hinweis auf Artikel 18 der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte und
Artikel 18 des Internationalen Paktes {iber biirgerliche und politische Rechte, die erkléren,
dass jeder Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit hat,

ferner unter Hinweis auf die Beschliisse der OSZE-Ministerratstreffen in Porto und
Maastricht sowie auf frithere Beschliisse und Dokumente, und mit unserem Bekenntnis dazu,
die Bemiihungen zur Bekdmpfung des Antisemitismus in all seinen Erscheinungsformen zu
verstirken sowie Toleranz und Nichtdiskriminierung zu férdern und zu festigen,

in der Erkenntnis, dass der Antisemitismus nach seiner verheerendsten Auspragung,
dem Holocaust, nun unter neuen Erscheinungs- und Ausdrucksformen auftritt, die gemeinsam
mit anderen Formen der Intoleranz eine Bedrohung der Demokratie, der Werte der Zivili-
sation und somit der Sicherheit insgesamt in der OSZE-Region und dariiber hinaus darstellen,

insbesondere besorgt dariiber, dass diese Feindseligkeit gegeniiber Juden — als Einzel-
personen oder in ihrer Gesamtheit — aus rassischen, sozialen und/oder religidsen Griinden sich
in verbalen und physischen Angriffen und in der Schindung von Synagogen und Friedh6fen
aullert, —

1. verurteilen vorbehaltlos alle Erscheinungsformen des Antisemitismus und alle anderen
gegen Personen oder Gemeinschaften gerichteten Handlungen von Intoleranz, Verhetzung,
Schikane oder Gewalt aufgrund ethnischer Herkunft oder religiéser Uberzeugung, wo immer
sie vorkommen,;

2. verurteilen ferner alle durch Antisemitismus oder irgendwelche anderen Formen von
Hass oder Intoleranz aus religidsen oder rassischen Griinden motivierten Angriffe, darunter
Anschlédge gegen Synagogen und andere religidse Orte, Stitten und Heiligtiimer;

3. erkldren unmissverstindlich, dass internationale Entwicklungen oder politische
Fragen, darunter auch jene in Israel oder andernorts im Nahen Osten, niemals eine Recht-
fertigung fiir Antisemitismus sind.
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Anhang 2 zum Tatigkeitsbericht

ERKLARUNG DES AMTIERENDEN VORSITZENDEN
zum Abschluss der OSZE-Konferenz tiber Toleranz und den Kampf gegen
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung in Brissel

Verehrte Delegierte,

ich mochte die Beratungen dieser Konferenz unter der Bezeichnung ,,Briisseler
Erklarung zusammenfassen. Auf der Grundlage von Konsultationen komme ich zu
folgendem Schluss: Die OSZE-Teilnehmerstaaten —

in Bekriftigung der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte, die verkiindet, dass
jeder Anspruch auf die darin verankerten Rechte und Freiheiten hat, ohne irgendeinen Unter-
schied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger
Uberzeugung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermdgen, Geburt oder sonstigem Stand,

unter Hinweis auf Artikel 18 der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte und
Artikel 18 des Internationalen Paktes iiber biirgerliche und politische Rechte, die erkliren,
dass jeder das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit hat,

unter Hinweis auf das Internationale Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Rassendiskriminierung,

unter Hinweis auf den Beschluss des OSZE-Ministerratstreffens in Maastricht tiber
Toleranz und Nichtdiskriminierung (MC.DEC/4/03) sowie auf frithere Beschliisse und
Dokumente, und mit unserem Bekenntnis dazu, die Bemiihungen zur Bekdmpfung des
Rassismus, der Fremdenfeindlichkeit, der Diskriminierung und des Antisemitismus zu
verstirken, sowie Toleranz und Nichtdiskriminierung zu férdern und zu festigen,

ferner unter Hinweis auf die OSZE-Konferenz iiber Antisemitismus vom 28. und
29. April 2004 in Berlin sowie die OSZE-Tagung iiber die Zusammenhénge zwischen
rassistischer, fremdenfeindlicher und antisemitischer Propaganda im Internet und Hass-
delikten vom 16. und 17. Juni 2004 in Paris und ihre Ergebnisse; und unter Hinweis darauf,
dass die Konferenz in Berlin ihrer Besorgnis Ausdruck verlieh und den Antisemitismus als
eine eigene, spezielle Form der Intoleranz verurteilte und operative Empfehlungen zur
Bekdmpfung des Antisemitismus entwickelte,

in dem Bewusstsein, dass Akte der Intoleranz eine Bedrohung der Demokratie, der
Werte der Zivilisation und daher der gesamten Sicherheit in der OSZE-Region und dariiber
hinaus darstellen, —

1. verurteilen vorbehaltlos alle gegen Personen oder Gemeinschaften gerichteten Formen
von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus und sonstigen Akte der Intoleranz
und Diskriminierung, einschliefSlich gegen Moslems, der Verhetzung, Schikane oder Gewalt
aufgrund der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen
oder sonstigen Uberzeugung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermogens, der
Geburt oder eines sonstigen Stands, wo immer sie vorkommen,;
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2. verurteilen Organisationen und Personen, die Hass oder rassistischen, fremdenfeind-
lichen, diskriminierenden oder durch damit verbundene Intoleranz motivierten Handlungen,
einschlieBlich gegen Moslems, sowie Antisemitismus Vorschub leisten;

3. fordern die Teilnehmerstaaten nachdriicklich auf, wirksame Mallnahmen gegen durch
Intoleranz motivierte Handlungen zu ergreifen und 6ffentlich dagegen aufzutreten;

4. priifen die Notwendigkeit einer strukturellen Nachbereitung innerhalb der OSZE, um
sicherzustellen, dass die Verpflichtungen betreffend Toleranz und Nichtdiskriminierung
umgesetzt werden;

5. lehnen es nachdriicklich ab, irgendeine Religion, Kultur, ethnischen Gruppe, Natio-
nalitit oder Rasse mit Terrorismus und Extremismus zu identifizieren;

6. erkldren unmissversténdlich, dass internationale Entwicklungen oder politische Fragen
niemals eine Rechtfertigung fiir Rassismus, Fremdenfeindlichkeit oder Diskriminierung sind.



-113 -

BERICHT DES VORSITZENDEN
DER INFORMELLEN FREUNDESGRUPPE
FUR DIE UMSETZUNG DES
BESCHLUSSES Nr. 571 DES STANDIGEN RATES

Die OSZE und ihre Kooperationspartner

1. Einleitung

Die Beziehungen mit den OSZE-Kooperationspartnern haben sich wéihrend des
gesamten KSZE-Prozesses weiterentwickelt, sowie in der Zeit danach, als die KSZE zur
Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa wurde. Einschldgige KSZE/
OSZE-Beschliisse, insbesondere auf Ebene der Gipfel- und Ministerratstreffen, trugen
malBgeblich zur Intensivierung des laufenden Dialogs und der gemeinsamen Aktivitdten bei.
Das fiithrte dazu, dass im Laufe der Jahre ein Rahmen fiir Zusammenarbeit sowie zusétzliche
Instrumente des gemeinsamen Handelns im Interesse verstirkter Beziehungen zwischen der
OSZE und den Partnerstaaten entwickelt wurden.

Die langen Beziehungen zwischen der OSZE und den Kooperationspartnern im
Mittelmeerraum — Agypten, Algerien, Israel, Jordanien, Marokko und Tunesien — gehen auf
den Beginn des Helsinki-Prozesses zuriick und beruhen auf der Uberzeugung, dass ,,die
Sicherheit in Europa im weiteren Zusammenhang der Sicherheit der Welt zu betrachten ist
und dass sie mit der Sicherheit im Mittelmeerraum in seiner Gesamtheit eng verbunden ist,
und dass dementsprechend der Prozess der Verbesserung der Sicherheit nicht auf Europa
beschrinkt sein, sondern sich auch auf andere Teile der Welt erstrecken soll, insbesondere
auf den Mittelmeerraum* (Schlussakte von Helsinki, 1975).

Die Kooperationspartner in Asien begannen Anfang der Neunzigerjahre einen
flexiblen Dialog mit der KSZE/OSZE, nachdem die Organisation eine formellere Struktur
angenommen hatte. Zu dieser Zeit befasste man sich im OSZE-Gebiet auch verstérkt mit
neuen Sicherheitsrisiken, die zu Ende des Kalten Krieges entstanden waren. Japan wurde
1992, die Republik Korea 1994 und Thailand 2000 Partner. Zuletzt wurde Afghanistan 2003
als Partnerstaat willkommen geheil3en.

Die auf dem Elften Ministerratstreffen in Maastricht 2003 verabschiedete OSZE-
Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitdt im einundzwanzigsten Jahrhundert
eroffnet der OSZE und ihren Partnerstaaten die Gelegenheit, neue Wege der Zusammenarbeit
und des gemeinsamen Handels zur Verstirkung der beiderseitigen Sicherheit zu erkunden.

— Konkret heifit es in Absatz 23 der OSZE-Strategie: ,,Da Bedrohungen, die von
benachbarten Regionen ausgehen, von zunehmender Bedeutung sind, wird die OSZE
thre Zusammenarbeit mit ihren Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und in
Asien intensivieren, indem sie beizeiten Bereiche gemeinsamer Interessen und
Anliegen und Moglichkeiten fiir ein weiteres abgestimmtes Vorgehen aufzeigt. Wir
werden sie ermutigen, freiwillig die Prinzipien und Verpflichtungen der OSZE
umzusetzen, und werden mit ihnen dabei nach Bedarf zusammenarbeiten. Als ersten
Schritt in Richtung eines verstirkten Dialogs werden wir alle unsere Kooperations-
partner einladen, ofter als bisher als Beobachter an Sitzungen des Stindigen Rates und
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des FSK teilzunehmen. Die OSZE wird ferner priifen, auf welche Weise die OSZE-
Normen, -Prinzipien, -Verpflichtungen und -Werte anderen Regionen, insbesondere
benachbarten Gebieten, vermittelt werden kdnnen. Die Kontakte zu Organisationen in
diesen Gebieten sollen weiter ausgebaut werden.

— Absatz 51 der Strategie besagt: ,,Ein Mittel zur Auseinandersetzung mit Bedrohungen
von aullerhalb der OSZE-Region besteht darin, nach Mdéglichkeiten zu suchen, die
einschldgigen, in einer Reihe von politisch-militarischen Dokumenten der OSZE
enthaltenen Prinzipien, Normen und Mallnahmen benachbarten Regionen nahe zu
bringen. Die OSZE ist ganz besonders daran interessiert, ihre Kooperationspartner
und ihre Kooperationspartner im Mittelmeerraum zu ermutigen, an mehreren
bestehenden Formen des Informationsaustauschs und anderen Projekten im Rahmen
der vertrauens- und sicherheitsbildenden Maflnahmen der OSZE teilzunehmen. Es soll
zu einem Informationsaustausch im Interesse gegenseitiger Frithwarnung angeregt
werden.*

— Auf der Grundlage der Strategie verabschiedeten die Teilnehmerstaaten PC.DEC/571,
in dem sie beschlossen:

(a) zusitzliche Bereiche fiir die Kooperation und Interaktion mit den Koopera-
tionspartnern der OSZE im Mittelmeerraum und in Asien ausfindig zu
machen, um auf beiden Seiten die Sicherheit zu erhohen;

(b) die Kooperationspartner zu veranlassen, auch als Mittel zur weiteren
Interaktion mit der OSZE freiwillig die OSZE-Normen, -Prinzipien und
-Verpflichtungen umzusetzen;

() zu erkunden, in welchem Umfang eine umfassendere Weitergabe der OSZE-
Normen, -Prinzipien und -Verpflichtungen an benachbarte Gebiete moglich
ist;

(d) seine Arbeit an Verfahren fiir zukiinftige Antrdge auf Partnerschaft fortzu-
setzen;

(e) einen Bericht iiber das Ergebnis dieser Arbeit auszuarbeiten und dem
Ministerrat der OSZE 2004 vorzulegen.

Das Forum fiir Sicherheitskooperation wurde ersucht, ,,im Rahmen seines
Zustiandigkeitsbereichs und seines Mandats und im Einklang mit Beschluss Nr. 3 des
Neunten Treffens des OSZE-Ministerrats (Bukarest 2001) tiber die Férderung der Rolle der
OSZE als politisches Dialogforum® einen eigenen Beitrag im Sinne von PC.DEC/571 zu
leisten. Der diesbeziigliche Beitrag des FSK wurde dem Vorsitz des FSK (Osterreich)
zugeleitet und ist in Teil 2 und 4 dieses Berichts enthalten.

2. Der aktuelle Stand

Im Rahmen des laufenden Dialogs und der gemeinsamen Aktivititen mit den
Kooperationspartnern gibt die OSZE ihr Fachwissen an sie weiter, gibt Einblick in aktuelle
Entwicklungen und ist offen fiir die Bereicherung, die ihre Partnerstaaten einbringen. Die
Interaktion mit den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und in Asien findet in
zahlreichen OSZE-Foren statt und betrifft verschiedene Themenbereiche, einschliellich
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Sicherheitsfragen. Die Partnerstaaten werden regelméfig zu verschiedenen Aktivitdten
eingeladen, von Gipfel- und Ministerratstreffen bis zu Uberpriifungskonferenzen und
Implementierungstreffen, sowie zu anderen Konferenzen, Seminaren und Workshops. Die
Partnerstaaten treffen auf hoher Ebene mit der OSZE-Ministertroika und dem Generalsekretér
zusammen, in der Regel unmittelbar vor dem jahrlichen Ministerratstreffen. Die Partner-
staaten werden auch zum Wirtschaftsforum und zur Jahrlichen Sicherheitsiiberpriifungs-
konferenz eingeladen. In den letzten zwei Jahren wurden die Partnerstaaten im Interesse eines
engeren Zusammenspiels hdufiger als bisher als Beobachter zu Sitzungen des Stindigen
Rates eingeladen. 2004 lud der bulgarische Vorsitz die Partnerstaaten zu den meisten
Sitzungen des Stiandigen Rates ein. Sie wohnten auch einigen Sitzungen des Forums fiir
Sicherheitskooperation bei.

Die Treffen der Kontaktgruppe mit den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und
in Asien dienen der Stirkung des laufenden Dialogs und der Zusammenarbeit zwischen den
Teilnehmerstaaten und den Kooperationspartnern sowie zwischen den Partnern selbst. Ein
Informations- und Gedankenaustausch iiber Themen von gegenseitigem Interesse mit Bezug
zum Besitzstand und zu den Aktivititen der OSZE, auch jenen mit den Partnerstaaten, sind
ein wichtiger Bestandteil dieser Treffen.

— Die Kontaktgruppe mit den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum wurde 1995 in
Ubereinstimmung mit dem Beschluss des Budapester Gipfeltreffens 1994 gegriindet,
in dem es heif3t: ,,In Wien wird im Rahmen des Stéindigen Rates eine informelle, allen
Teilnehmerstaaten offen stehende Kontaktgruppe auf Expertenebene eingerichtet.
Diese Gruppe wird regelméfBigen zusammentreten, um den Dialog mit diesen nicht-
teilnehmenden Mittelmeerstaaten zu pflegen, damit der Austausch von Informationen
von beiderseitigem Interesse und die Formulierung neuer Ideen erleichtert werden.*

— Die Kontaktgruppe mit den asiatischen Kooperationspartnern wurde 2003 in Uber-
einstimmung mit dem Beschluss Nr. 430 des Stiandigen Rates eingerichtet, wobei der
in PC.DEL/344/01/Rev.3 enthaltene Bericht zur Kenntnis genommen und begriif3t
wurde, in dem auf die Einrichtung einer ,,Informellen Kontaktgruppe mit den
asiatischen Partnern Bezug genommen wird, die es den asiatischen Partnern
ermoglichen wird, sich tiber die im OSZE-Gebiet stattfindenden Veranstaltungen und
Aktivitdten auf dem Laufenden zu halten, und in der sich die Teilnehmerstaaten {iber
die wichtigsten Fragen ihrer Region informieren kénnen.*

Es gab gemeinsame Konferenzen, Seminare und Workshops mit den Partnern im
Mittelmeerraum und in Asien. Dazu zihlten etwa die jahrlichen OSZE-Mittelmeerseminare
und die Konferenzen mit den asiatischen Partnern. 2003 fand in Agaba (Jordanien) ein
Mittelmeerseminar zum Thema ,,Das umfassende Sicherheitskonzept: die Erfahrungen der
OSZE und ihre Bedeutung fiir den Mittelmeerraum®, und in Seoul ein zweiter Workshop tiber
die Anwendbarkeit der VSBM der OSZE in Nordostasien statt. Im Mérz 2004 wurde in
Tokio eine OSZE/Japan-Konferenz zum Thema ,,Die Suche nach wirksamer Konflikt-
verhiitung unter den neuen Sicherheitsbedingungen — Europiische Sicherheitsmechanismen
und die Sicherheit in Asien* abgehalten. Am 18. und 19. November 2004 fand in Sharm-EI-
Sheikh (Agypten) das Mittelmeerseminar 2004 iiber Bedrohungen fiir die Sicherheit und
Stabilitdt im einundzwanzigsten Jahrhundert: Zusammenarbeit zwischen der OSZE und den
Kooperationspartnern im Mittelmeerraum statt.

Beide Kontaktgruppentreffen waren ebenso wie die Mittelmeerseminare und die
Konferenzen mit den asiatischen Partnern von zunehmender Interaktion und verstérktem
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Dialog geprigt. Es kam auch zu einer verstiarkten Zusammenarbeit zwischen den beiden
Kontaktgruppen. Die von den Kontaktstellen sowohl in den Teilnehmerstaaten als auch in
den Partnerstaaten getroffenen Vorbereitungen fiir die Kontaktgruppentreffen haben sich sehr
bewdhrt.

Auf operativer Ebene sind die Partnerstaaten eingeladen, Beobachter zu Wahl-
missionen des BDIMR zu entsenden und auf freiwilliger Basis Missionsmitglieder zu OSZE-
Feldmissionen abzustellen.

Die Parlamentarische Dimension

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE halt jedes Jahr eine Mittelmeer-
konferenz mit Delegationen aus den Parlamenten der Kooperationspartner ab. Auflerdem
werden in Verbindung mit dieser Konferenz Seminare zu Themen organisiert, die sowohl fiir
die Partner als auch fiir die Teilnehmerstaaten von Interesse sind. Parlamentarier aus den
Partnerstaaten werden zu den groferen Konferenzen der Parlamentarischen Versammlung
eingeladen; wéahrend der Winter- und der Jahrestagung ist dieser Zusammenarbeit eine
Nebenveranstaltung gewidmet. Parlamentarier aus den Partnerstaaten beteiligen sich auch an
Wahlbeobachtungsmissionen der Parlamentarischen Versammlung. Dariiber hinaus entsandte
die Parlamentarische Versammlung eine Beobachtermission zu den Prisidentenwahlen 2004
in Algerien.

Zuletzt wurden Parlamentarierdelegationen aus den Partnerstaaten zur Konferenz iiber
die parlamentarische Aufsicht iiber Streitkréfte, Polizei und Sicherheitskrafte im OSZE-
Gebiet eingeladen, die im Mai 2004 in Wien stattfand.

3. Identifizierung weiterer Bereiche der Zusammenarbeit und Inter-
aktion mit den OSZE-Partnern im Mittelmeerraum und in Asien zur
Erh6hung der beiderseitigen Sicherheit

Die Zusammenarbeit und Interaktion mit den Partnerstaaten sollte freiwillig bleiben
und dem Bedarf angepasst sein. Sie sollte in Form von Dialog, Aktivititen und gegebenen-
falls konkreten Projekten stattfinden. Sie konnte auf weitere Bereiche ausgeweitet werden,
etwa auf folgende:

Aktivitaten zur Bekampfung des Terrorismus

Einer der Schwerpunkte der OSZE-Antiterrorismusbemiithungen gilt der Umsetzung
der VN-Sicherheitsratsresolution 1373 (2001), einschlieBlich der Ratifikation und Umsetzung
der 12 weltweit giiltigen Ubereinkommen und Protokolle zur Bekéimpfung des Terrorismus.
Die OSZE-Gruppe Terrorismusbekdmpfung (ATU) und der Koordinator des BDIMR fiir
Fragen der Terrorismusbekdmpfung evaluieren den aktuellen Stand der Ratifikation und
Implementierung dieser Rechtsakte und leisten in Zusammenarbeit mit dem Biiro der
Vereinten Nationen fiir Drogen- und Verbrechensbekdmpfung (UNODC) Teilnehmerstaaten
auf deren Ersuchen technische Hilfe, um sie besser in die Lage zu versetzen, bestehende
Rechtsvorschriften zu liberarbeiten oder neue Rechtsvorschriften zu schaffen, die zu ihrer
Ratifikation und Umsetzung erforderlich sind.

Es konnte von Vorteil sein, Moglichkeiten des gegenseitigen Erfahrungsaustauschs
zwischen der OSZE und ihren Partnern in diesem Bereich zu priifen, sofern seitens der
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Partner Interesse besteht. Es konnte sie in ihren innerstaatlichen Bemithungen um
Ratifikation und Implementierung der 12 Antiterrorismus-Rechtsakte unterstiitzen.

Dariiber hinaus organisiert die ATU technische Workshops, durch die das
Bewusstsein fiir gegenwirtige und sich abzeichnende terroristische Bedrohungen gehoben
werden soll und diesbeziigliche Erfahrungen ausgetauscht werden kdnnen (siehe auch die
nationalen Workshops zur Bekdmpfung der Geldwische und der Finanzierung des
Terrorismus im Abschnitt {iber Aktivitdten im Wirtschafts- und Umweltbereich).

Angesichts der Wichtigkeit, Terrorakte zu verhindern, und der Bedeutung der
Solidaritdt mit den Opfern des Terrorismus, konnten die Partnerstaaten dazu ermutigt werden,
gegebenenfalls Mallnahmen zu ergreifen, wie sie in kiirzlich gefassten OSZE-Beschliissen
vorgesehen sind — etwa in den Beschliissen des Stindigen Rates Nr. 617 {iber weitere
MafBnahmen zur Unterbindung der Finanzierung des Terrorismus und Nr. 618 iiber die
Solidaritdt mit den Opfern des Terrorismus.

Grenzen

Illegale grenziiberschreitende Aktivitéten stellen eine Bedrohung fiir die Sicherheit
innerhalb und auBlerhalb des OSZE-Raums dar. Als Reaktion ist die OSZE im Begriff, ein
Konzept fiir Grenzsicherung und Grenzmanagement zu entwickeln, und widmet sich dariiber
hinaus schwerpunktmédfig damit zusammenhédngenden Fragen in Form von mehreren
Projekten und konkreten Programmen. Die Kooperationspartner konnten sich auch den von
den OSZE-Teilnehmerstaaten eingegangenen Verpflichtungen in Bezug auf Grenzsicherung
und Grenzmanagement anschlieen.

Aktivitaten im Wirtschafts- und Umweltbereich

Das jahrliche Wirtschaftsforum ist die wichtigste Veranstaltung in der Wirtschafts-
und Umweltdimension. Deshalb ist es wichtig, das Interesse der Partner am Forum selbst
sowie an den Vorbereitungstreffen zu wecken und sie verstiarkt zur Teilnahme zu ermutigen.
Das Dreizehnte Treffen des Wirtschaftsforums 2005 findet vom 23. bis 27. Mai in Prag statt.
Das Thema des Forums lautet: ,,Demographische Trends, Migration und Integration der
Angehorigen nationaler Minderheiten — Gewéhrleistung von Sicherheit und nachhaltiger
Entwicklung im OSZE-Raum®.

2004 fand am Rande des Zwolften Wirtschaftsforums erstmals eine Nebenveran-
staltung tliber die Entwicklung des Humankapitals statt, um die Mitarbeit der Mittelmeer-
partner im Wirtschafts- und Umweltbereich auszuweiten. Fiir das Forum 2005 soll eine
dhnliche Nebenveranstaltung mit den asiatischen Kooperationspartnern abgehalten werden.

Die aktive Teilnahme der Partnerstaaten am OSZE-Wirtschaftsforum und an den
Vorbereitungstreffen ist erwiinscht. Ihre Mitwirkung gibt Gelegenheit zu einem Erfahrungs-
austausch und erleichtert dadurch die Suche nach moglichen kiinftigen gemeinsamen
Aktivitéten.

Das Biiro des OSZE-Koordinators fiir 6konomische und 6kologische Aktivititen
(OCEEA) organisierte nationale Workshops, bei denen internationale Konsulenten mit
nationalen Experten die Entwicklung bzw. Stirkung einschldgiger gesetzlicher und
administrativer Instrumente erdrterten. In einigen der Linder wurden im Anschluss Runde
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Tische abgehalten, und derzeit werden den einzelnen Parlamenten Gesetzesentwiirfe zur
Bekdmpfung der Geldwiasche zugeleitet.

Ferner wiren nationale Workshops zur Bekdmpfung der Geldwésche und der
Finanzierung des Terrorismus in Erwédgung zu ziehen, fiir die die OSZE gemeinsam mit dem
Biiro der Vereinten Nationen flir Drogen- und Verbrechensbekdmpfung (UNODC) das
Konzept erarbeitet hat. Uber diese Workshops wiirde das OCEEA Rechtsberatung bereit-
stellen, die bei der Umsetzung des internationalen Ubereinkommens zur Bekiimpfung der
Finanzierung des Terrorismus hilfreich sein konnte. Diese Unterstiitzung wird mit dem
globalen Programm gegen Geldwésche des UNODC koordiniert und steht im Einklang mit
den Empfehlungen der Arbeitsgruppe Finanzielle MaBBnahmen gegen die Geldwasche und
dem VN-Mustergesetz iiber Geldwische.

lllegaler Handel jeder Art

Themen betreffend jede Art von illegalem Handel wurden zwischen den Teilnehmer-
staaten und den Partnerstaaten bei einschlagigen OSZE-Treffen erdrtert, auch in den Kontakt-
gruppen und bei anderen Veranstaltungen mit den Partnerstaaten. So heift es zum Beispiel in
der Zusammenfassung der Ko-Vorsitzenden der OSZE/Japan-Konferenz (Mirz 2004), dass
es viele OSZE-Aktivititen gibt, die als niitzliche Beispiele fiir Asien dienen konnten, da die
Lander der Region Mallnahmen zur Intensivierung der vorbeugenden Diplomatie priifen. Es
kann auch Gelegenheit zur Zusammenarbeit bei den Bemiihungen der OSZE und des
ASEAN-Regionalforums um Bewéltigung transnationaler und nichttraditioneller Sicherheits-
herausforderungen geben. Ein solcher gemeinsamer Fokus konnte eine durchaus geeignete
Grundlage fiir den Austausch zwischen den beiden Organisationen und das Lernen aus den
Erfahrungen der anderen bilden.

Vor allem ein Vorschlag, der sich auf die Fragen SALW und Menschenhandel
bezieht, verweist auf die Moglichkeit gemeinsamer Veranstaltungen zwischen interessierten
Partnern in Asien und der OSZE, da es beiden Regionen zugute kime, wenn sie derartige
grenziiberschreitende und transregionale Probleme gemeinsame aufgreifen und bekdmpfen
wiirden. Diese Veranstaltungen konnten im Rahmen des Stindigen Rates und des Forums fiir
Sicherheitskooperation in Wien unter Beteiligung der OSZE-Partnerstaaten und von
Mitgliedstaaten regionaler Organisationen auflerhalb der OSZE-Region organisiert werden.
Die Partner haben ihr ausdriickliches Interesse daran bekundet, weitere Uberlegungen in
diese Richtung anzustellen.

Treffen zur menschlichen Dimension

Alle Treffen zur menschlichen Dimension stehen den Partnerstaaten uneingeschriankt
offen (sowohl fiir Regierungsvertreter als auch fiir Vertreter der Zivilgesellschaft/NROs, wie
dies auch fiir die Teilnehmerstaaten gilt).

Die vom BDIMR jedes Jahr organisierten Treffen zur menschlichen Dimension (das
Implementierungstreffen zur menschlichen Dimension, das Seminar zur menschlichen
Dimension in Warschau und das Zusitzliche Treffen zur menschlichen Dimension in Wien)
stehen den Partnerstaaten der OSZE offen.

Die Mitwirkung von Vertretern der Zivilgesellschaft aus den Partnerstaaten an den
Treffen zur menschlichen Dimension wére von Vorteil und wiirde die Informationsweiter-
gabe und die Bildung von Partnerschaften begiinstigen. Aktivitdten unter Beteiligung des
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BDIMR, etwa Workshops mit den Partnerstaaten zum Gedankenaustausch {iber die
Abhaltung und Organisation von Wahlen, an denen Experten oder Funktionére nationaler
Wahlbehdrden teilnehmen kdnnten, wiren ebenfalls zu erwégen.

Wahlbeobachtung

Die Kooperationspartner im Mittelmeerraum und in Asien sind eingeladen, Kurzzeit-
beobachter zu den Wahlbeobachtungsmissionen des BDIMR zu entsenden.

Im April 2004 wurde erstmals auf Ersuchen des algerischen Aulenministers,
Abdelaziz Belkadem, eine Sonderdelegation der Parlamentarischen Versammlung der OSZE
zur Beobachtung der Prisidentenwahlen in Algerien entsandt.

Auf Ersuchen Afghanistans und im Einvernehmen mit den Vereinten Nationen wurde
das Know-how des BDIMR der OSZE erfolgreich dazu genutzt, den Wahlprozess im Land
durch die Entsendung eines Wahlunterstiitzungsteams im Oktober 2004 zu unterstiitzen. Die
OSZE konnte iiberlegen, diese Rolle auf Ersuchen auch in anderen Partnerstaaten zu iiber-
nehmen.

Toleranz

In den Beziehungen zwischen der OSZE und ihren Partnerstaaten ist die Forderung
der Toleranz von besonderer Bedeutung. Die Partnerstaaten leisteten einen wichtigen Beitrag
zu den drei Veranstaltungen 2004 {iber Antisemitismus (Berlin, April), iber die Zusammen-
hinge zwischen rassistischer, fremdenfeindlicher und antisemitischer Propaganda im Internet
und Hassdelikten (Paris, Juni) bzw. iiber Toleranz und den Kampf gegen Rassismus,
Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung (Briissel, September). Sie sollten auch in die
Vorbereitung weiterer Aktivitdten zum Problem der Intoleranz eingebunden werden.

Medienfreiheit

Die vom Biiro des Beauftragten fiir Medienfreiheit organisierten Treffen und
Konferenzen stehen den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und in Asien offen.

Als Beispiel sei das jahrliche OSZE-Mittelmeerseminar 2002 (in Rhodos,
Griechenland) genannt, das dem Thema ,,Die Medien und neue Technologien: Auswirkungen
auf Regierungen, internationale Organisationen und die Zivilgesellschaft* gewidmet war. Vor
dem Seminar fand in Wien ein Workshop iiber das Recht auf freie Meinungsduf3erung und
neue Technologien statt.

Die Partnerstaaten wurden auBlerdem zur Konferenz tiber die Gewéhrleistung der
Medienfreiheit im Internet im Juni 2004 in Wien eingeladen.

Bildung und Ausbildung

Die Gewihrleistung des gleichberechtigten Zugangs zu Bildung und die Férderung
von Toleranz und demokratischer Werte sind Teil der OSZE-Wertvorstellungen und
-Verpflichtungen und werden als ein langfristiges Ziel der Organisation gesehen. Die
Weitergabe von Informationen iiber diese Verpflichtungen an die Kooperationspartner konnte
die Beziechungen vertiefen. Dies konnte unter anderem auf folgendem Weg erreicht werden:
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— Bedienstete der AuBBenministerien und mit OSZE-Fragen befasste Delegations-
mitglieder der Partnerstaaten konnten eingeladen werden, auf individueller Basis am
allgemeinen Orientierungsprogramm der OSZE teilzunehmen, sofern ihre Teilnahme
mit der Abteilung Schulung abgestimmt wird und die diesbeziiglichen Kosten vom
betreffenden Partnerstaat oder von einem Sponsor unter den Teilnehmerstaaten
iibernommen werden.

— Studenten und junge Fachleute aus den Partnerstaaten (wie Afghanistan) konnten
Gelegenheit erhalten, am Master’s-Programm der OSZE-Akademie in Bischkek
teilzunehmen. Alternativ zur vollen Teilnahme am Programm k&me auch eine
Teilnahme auf Teilzeitbasis als Forscher oder in Form eines Kurzbesuchs/Austauschs
in Frage.

— Die Partner kdnnten zur Teilnahme an zukiinftigen OSZE-Veranstaltungen (Seminare,
Workshops und Konferenzen) iiber Bildung, die Férderung von Toleranz und demo-
kratischer Werte angeregt werden, und die Teilnehmerstaaten konnten eindringlich
ersucht werden, die Teilnahme von Partnerstaaten an OSZE-Aktivititen sowie an
Aktivitaten mit OSZE-Bezug zu erleichtern.

Nebenveranstaltungen von OSZE-Treffen

Zur Forderung der Zusammenarbeit mit den Partnern im Mittelmeerraum und in
Asien konnten parallel zu einigen der wichtigsten OSZE-Treffen Nebenveranstaltungen
abgehalten werden, die sich konkret mit Themen von beiderseitigem Interesse befassen. Im
Juni 2004 fand am Rande des Zwolften Wirtschaftsforums in Prag erstmals eine Nebenveran-
staltung mit den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum statt. Es sollte angesichts des
Interesses, das diese an der Wirtschafts- und Umweltdimension der OSZE erkennen lief3en,
die Zusammenarbeit mit ihnen férdern. Ebenfalls zum ersten Mal wurde parallel zum
Implementierungstreffen zur menschlichen Dimension 2004 fiir die Partner eine Neben-
veranstaltung iiber Wahlbeobachtung organisiert.

Es konnten auch Parallelveranstaltungen am Rande anderer wichtiger OSZE-Foren
wie der Jahrlichen Sicherheitsiiberpriifungskonferenz arrangiert werden.

Partnerschaftliche Aktivitaten in den Partnerstaaten und in den Teilnehmerstaaten

Partnerschaftsaktivitidten konnten sowohl in Teilnehmerstaaten als auch in
Partnerstaaten organisiert werden. Die Teilnehmerstaaten werden iiberdies ermutigt, als
Gastgeber fiir partnerschaftliche Aktivititen aufzutreten.

Auf Einladung von Partnerstaaten kdnnten in den Partnerstaaten Besuche,
Informationssitzungen und Workshops zu Themen organisiert werden, die gemeinsam von
den Teilnehmerstaaten und den Partnerstaaten festgelegt werden und in denen die OSZE oder
der veranstaltende Staat {iber grole Erfahrung verfiigt. Im Gaststaat konnten an solchen
Aktivitaten nicht nur OSZE-Experten sondern auch ortliche Amtstriager, Experten,
Parlamentarier, die Medien, wissenschaftliche Einrichtungen, die Zivilgesellschaft, NROs
usw. mitwirken, um die Erfahrungen der OSZE in konkreten Bereichen einer breiteren
Offentlichkeit zuginglich zu machen. Diese Aktivititen wiirden unter anderem die jihrlichen
Mittelmeerseminare und OSZE-Konferenzen mit den asiatischen Partnern ergéinzen. Sie
konnten gemeinsam durch Beitridge der Partnerstaaten finanziert werden, wie dies bei einigen
gemeinsam organisierten Veranstaltungen bereits der Fall war, zum Beispiel beim jéhrlichen
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Mittelmeerseminar und den gemeinsamen Konferenzen der OSZE mit ihren asiatischen
Partnern.

Aktivitdten in Partnerstaaten konnten etwa Referate von OSZE-Mitarbeitern und
Vertretern der OSZE-Institutionen {liber die wichtigsten Aktivititen der OSZE einschlieflen.
Die Teilnahme von Partnern konnte durch Teilnehmerstaaten erleichtert werden, die bereit
wiren, die entsprechenden Kosten zu tibernehmen.

Partnerstaaten haben bereits die Moglichkeit genutzt, ihre Auenminister und andere
hochrangige Vertreter zu OSZE-Treffen zu entsenden, wo diese Vortriage hielten. Zu
iiberlegen wiren auch Besuche des OSZE-Vorsitzes und von OSZE-Mitarbeitern in den
Partnerstaaten und bei einschlidgigen regionalen Organisationen. Ein allgemeiner Gedanken-
austausch tiber solche Besuche, auch iiber die zu eroérternden Themen und Inhalte, konnte
unter Beteiligung der Partnerstaaten im Stindigen Rat stattfinden. Die Vorbereitungen fiir
solche Besuche und damit verbundene Aktivititen konnten in den Treffen der Kontaktgruppe
getroffen werden.

Freiwillige Beitrage von Teilnehmerstaaten und Partnerstaaten flr gemeinsame
Projekte

Im Interesse der weiteren Entwicklung gemeinsamer Projekte wie etwa der Ver-
starkung des Grenzmanagements konnte eine Zusammenarbeit auf der Grundlage von
Beitrdgen aus Teilnehmer- und Partnerstaaten iiberlegt werden. Japan hat beispielhaft gezeigt,
welch aktive Rolle ein Partnerstaat in Form von Beitrdgen zu verschiedenen OSZE-Projekten
und -Aktivitdten spielen kann.

Dienstzuteilungen/Praktika

Dienstzuteilungen/Praktika gemal der géingigen Praxis sind ein wichtiges Mittel zur
Intensivierung der Zusammenarbeit mit unseren Partnern. Bisher entsandten zwei Partner-
staaten Missionsmitglieder. Fiir Praktikanten aus drei Partnerstaaten wurde die Verbindung
zur Abteilung Externe Zusammenarbeit hergestellt.

Junge Diplomaten oder Hochschulabsolventen aus den Partnerstaaten sollten weiter
ermutigt werden, sich um Praktika im Sekretariat oder in anderen OSZE-Institutionen und
-Feldeinsétzen zu bewerben. Zur Erlangung eines besseren Einblicks in die Erfahrungen der
OSZE sollten den Partnerstaaten Dienstzuteilungen/Praktika im Konfliktverhiitungszentrum
des OSZE-Sekretariats (insbesondere in der FSK-Unterstiitzungsgruppe und der Gruppe
Einsatzplanung, auch im Bereich der Analyse und der Forschung) nahe gelegt werden.

Kurzzeitbesuche bei Missionen (PC.DEC/233)

Die Partnerstaaten sollten auBBerdem ermutigt werden, die Moglichkeit einer
Entsendung von Vertretern zu Kurzzeitbesuchen bei OSZE-Missionen zu niitzen.

Vorbereitungen auf Botschafterebene fiir hochrangige Treffen der OSZE-Minister-
troika mit den AuBenministern der Partnerstaaten

Vor den hochrangigen Treffen der OSZE-Ministertroika mit Vertretern der Partner-
staaten, die in der Regel am Vortag eines Ministerrats- oder Gipfeltreffens stattfinden,
konnten in Wien zur besseren Planung und Vorbereitung der Ergebnisse dieser Treffen
Vorbereitungssitzungen auf Botschafterebene (OSZE-Troika, Sekretariat und Partnerstaaten)
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abgehalten werden. AuBBerdem kdnnten zur Vorbereitung der Ministerratstreffen Infor-
mationssitzungen organisiert werden.

Informationssitzungen fUr Vertreter der Partnerstaaten im OSZE-Sekretariat

Die Abteilung Externe Zusammenarbeit hat, unter anderem gemeinsam mit der
Abteilung Presse- und Offentlichkeitsarbeit, Workshops und Informationssitzungen fiir
Vertreter der Partnerstaaten iiber die Ziele, Aktivitdten und Strukturen der OSZE organisiert.
Informationsveranstaltungen konnten auch in Zusammenarbeit mit Teilnehmerstaaten
abgehalten werden. 2003 sponserte zum Beispiel Deutschland zwei Besuche offizieller
Vertreter Afghanistans zur Teilnahme an Informationsveranstaltungen im OSZE-Sekretariat.

Sporadische gemeinsame Sitzungen der Kontaktgruppen (Mittelmeerraum und Asien)

Angesichts des Interesses, das die Partnerstaaten an bereichsiibergreifenden Themen
wie illegaler Handel, Genderfragen, Terrorismusbekdmpfung und Grenzschutz bekundet
haben, konnte {liberlegt werden, gemeinsame Sitzungen der Kontaktgruppen mit den
Mittelmeerpartnern bzw. mit den asiatischen Partnern unter Mitwirkung von Experten zu
veranstalten, die iiber wichtige Themen referieren konnten.

Vertrauensbildung im Mittelmeerraum

In der auf dem Gipfeltreffen von Istanbul 1999 verabschiedeten Européischen
Sicherheitscharta wird festgestellt: ,,Wir werden den Kooperationspartnern im Mittelmeer-
raum nahe legen, sich bei der Schaffung von Strukturen und Mechanismen fiir Frithwarnung,
vorbeugende Diplomatie und Konfliktverhiitung im Mittelmeerraum unser Expertenwissen
zunutze zu machen.

Ein Beispiel fiir die Forderung der Vertrauensbildung aus jlingster Zeit war der
informelle Arbeitsbesuch der OSZE-Mittelmeerpartner im Mai 2004 auf Einladung
Sloweniens zur Erorterung ausgewihlter OSZE-VSBM in theoretischer und praktischer
Hinsicht. Dabei wurde auch ein Beurteilungsbesuch nach dem Vorbild des Wiener
Dokuments 1999 simuliert.

Auf dem Mittelmeerseminar ,,Vertrauensbildende Mallnahmen und vertrauens- und
sicherheitsbildende Maflnahmen: die Erfahrung der OSZE und deren Bedeutung fiir den
Mittelmeerraum* im Oktober 2000 in PortoroZ wurde an den Vorschlag eines moglichen
Konfliktverhiitungszentrums fiir den Mittelmeerraum erinnert. Der Vorschlag wurde auch im
Mairz 2003 vom tunesischen Auenminister im Stindigen Rat sowie von mehreren Teil-
nehmern der Mittelmeerseminare im Oktober 2003 in Agaba (Jordanien) und im November
2004 in Sharm-el-Sheikh (Agypten) zur Sprache gebracht.

Moglichkeiten zur Férderung des Dialogs und der Zusammenarbeit in der politisch-
militarischen Dimension

Folgende weitere Bereiche der Zusammenarbeit und des gemeinsamen Vorgehens zur
Stiarkung der beiderseitigen Sicherheit wurden gemeinsam mit den Kooperationspartnern der
OSZE im Mittelmeerraum und in Asien ermittelt:

— regelméBigere Teilnahme an FSK-Sitzungen. Als ersten Schritt zur Vertiefung des
Dialogs werden die Partner auf Initiative des Vorsitzes zur Teilnahme eingeladen,
sofern die Tagesordnung Fragen enthilt, die fiir sie von besonderem Interesse sein
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konnten, um die politisch-militérischen Aktivitéten einschlieBlich der Entscheidungs-
findungsmechanismen transparenter zu machen;

Schaffung einer Plattform fiir Beitrdge der Partner zum Sicherheitsdialog im FSK
(d. h. Einladung der Verteidigungsminister oder hochrangiger Vertreter von
Organisationen, Vortrige iiber Verteidigungsplanung durch die Partner);

Teilnahme an Konferenzen mit FSK-Bezug, z. B. Folgekonferenzen zu Themen wie
dem Verhaltenskodex zu politisch-militdrischen Aspekten der Sicherheit;

Organisation von Parallelveranstaltungen mit den Kooperationspartnern im
Mittelmeerraum und in Asien am Rande wichtiger Treffen und Konferenzen, zu
denen sie eingeladen sind, mit dem Ziel, die Zusammenarbeit zu fordern und die
Partner besser mit der OSZE und im Besonderen mit dem Besitzstand des FSK
vertraut zu machen;

von Kooperationspartnern ausgehende Einladungen — wie dies bereits der Fall war —
zu Besuchen, Vorfiihrungen, Seminaren und ,,Open-House**-Veranstaltungen mit
vorbereiteter Tagesordnung zum Thema Umsetzung von VSBM,;

Einladung an Kooperationspartner zur Teilnahme an Veranstaltungen nach Kapitel IV
des Wiener Dokuments (Besuche von Flugplitzen, Besuche militérischer Ein-
richtungen, Vorfiihrung neuer Typen von Hauptwaffensystemen und GrofB3gerit,
Beobachtungsbesuche);

auf der Grundlage der Erfahrungen des Biiros des Personlichen Beauftragten des
Amtierenden Vorsitzenden der OSZE fiir die Umsetzung von Anhang 1-B Artikel IV
und V des Allgemeinen Rahmeniibereinkommens fiir Frieden in Bosnien und
Herzegowina sowie jener der OSZE-Mission in Bosnien und Herzegowina kdnnte die
Moglichkeit eines Gedankenaustauschs zu der Frage gepriift werden, wie Aktivititen
im Bereich der zivil-militarischen Notfallvorsorge als vertrauens- und sicherheits-
bildende MalBBnahme dienen konnten;

Veranstaltung eines informellen SALW-Seminars nach dem Muster des zweiten
Treffens des ASEAN-Regionalforums (ARF)/Inter-Sessional Group on CSBMs 2005.
Die ARF-Mitglieder konnten zur Teilnahme eingeladen werden, was Gelegenheit
bieten wiirde, die Diskussionen der Japan/OSZE-Konferenz 2004 in Tokio weiterzu-
fiihren. Die Kooperationspartner konnten zu dieser Veranstaltung eingeladen werden;

Schaffung von Kommunikationswegen, insbesondere zwischen militdrischen
Einrichtungen und gegenseitige Besuche militdrischer Vertreter;

regelmiBige Kontakte und mogliche gemeinsame Aktivititen des FSK der OSZE mit
anderen regionalen Organisationen (Liga der Arabischen Staaten, ASEAN/AREF,
Organisation der Islamischen Konferenz, Konferenz iiber Interaktion und vertrauens-
bildende Mallnahmen in Asien, Afrikanische Union), gegenseitige Teilnahme an
offiziellen Veranstaltungen (z. B. Jéhrliche Sicherheitsiiberpriifungskonferenz,
Jéhrliches Treffen zur Beurteilung der Durchfiihrung, ASEAN-Regionalforum/Inter-
Sessional Group) und gemeinsame technische Workshops;
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— Priifung der Moglichkeit, eine eigene Homepage fiir die Partner einzurichten, um
Informationen iiber das Internet austauschen zu konnen;

— Verbreitung von Informationen tiber Fragen und Aktivititen mit FSK-Bezug, die fiir
die Partnerstaaten und umgekehrt von Interesse sind;

— auf Anfrage Priifung der Mdoglichkeit, das SALW-Dokument sowie die Praxisleit-
faden in die Sprachen der Partnerlédnder zu iibersetzen.

Gastforscherprogramm

Kandidaten aus den Partnerstaaten im Mittelmeerraum und in Asien konnen sich um
Teilnahme am Gastforscherprogramm bewerben, dessen Zweck es ist, Forschern, die sich mit
der OSZE oder OSZE-bezogenen Themen beschéftigen, Gelegenheit zu geben, in den OSZE-
Archiven in Prag Forschung zu betreiben.

Netz von Forschungsinstituten

Es wire iiberlegenswert, ein Forschungsnetz einzurichten, in das Forschungsinstitute
und strategische Zentren in den Partnerstaaten eingebunden sind. Das 2003 vorgeschlagene
asiatische Hochschulnetz konnte als Kommunikationsweg fiir den Austausch zukunfts-
weisender Gedanken zwischen Asien und Europa dienen. Im Mittelmeerraum konnte eine
Verbindung zu bestehenden Netzen wie dem EuroMeSCo' und mit anderen Instituten und
Zentren in den Mittelmeerstaaten hergestellt werden.

4, Ermutigung der Kooperationspartner zur freiwilligen Umsetzung
der OSZE-Normen, -Prinzipien und -Verpflichtungen, unter anderem als
Mittel zur weiteren Interaktion mit der OSZE

Zwecks Weiterentwicklung des OSZE-Partnerschaftskonzepts haben die Teilnehmer-
staaten beschlossen, den Partnern die freiwillige Umsetzung der OSZE-Normen, -Prinzipien
und -Verpflichtungen nahe zu legen. Gleichzeitig erkennen sie an, dass die Kooperations-
partner im Mittelmeerraum und in Asien Mitglieder der Vereinten Nationen und somit bereits
an internationale Normen und Prinzipien, die auch jene der Teilnehmerstaaten sind, gebunden
sind. Die Partnerstaaten werden jedoch ermutigt zu liberlegen, sich die in iiber drei Jahr-
zehnten der praktischen Anwendung des umfassenden Sicherheitskonzepts gewonnenen
OSZE-Erfahrungen zunutze zu machen und sich davon inspirieren zu lassen.

Die Partnerstaaten und die Teilnehmerstaaten sollten gemeinsam jene Bereiche des
OSZE-Besitzstandes identifizieren, auf die sich die Partnerstaaten anfangs konzentrieren
sollten, wobei zu beriicksichtigen sein wird, welchen Gewinn die Partnerstaaten aus der
Umsetzung der OSZE-Normen, -Prinzipien und -Verpflichtungen ziehen kénnen.

Die OSZE und die Teilnehmerstaaten kdnnten sie in ihren Bemiihungen unterstiitzen.

Die OSZE konnte liber Moglichkeiten nachdenken, wie sie die wesentlichen Inhalte
sowie Einzelheiten ihrer Normen, Prinzipien und Verpflichtungen interessierten Partner-

Seit seiner Schaffung 1996 wurde das EuroMeSCo vom Barcelona-Prozess als offizielle vertrauens-
bildende Maflnahme angenommen. Dem EuroMeSCo gehoren derzeit 39 Institute aus ganz Europa und
den Léndern des Mittelmeerraums an.
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staaten, anderen interessierten Staaten, internationalen Organisationen und anderen vermitteln
konnen. Im Rahmen eines laufenden Projekts wird 2005 anlésslich des dreiBigsten Jahrestags
der KSZE eine Broschiire iiber den OSZE-Besitzstand und seine Entwicklung herausgegeben,
aus dem die Teilnehmerstaaten und Partnerstaaten sowie andere Nutzen ziehen konnen.

Im politisch-militirischen Bereich wurden die Partnerstaaten bereits zu einigen
militdrischen Kontakten und Besuchen eingeladen (z. B. FSC.ATIAM/36/04).

Zusitzliche Bereiche der Zusammenarbeit in der politisch-militdrischen Dimension
konnten unter anderem Folgende sein:

— Das KVZ konnte sein Fachwissen fiir einen probeweisen Informationsaustausch iiber
Planungen zur Indienststellung von Hauptwaffensystemen und Grof3gerit zwischen
den Partnern im Mittelmeerraum und in Asien bereitstellen, falls die Partner daran
interessiert sind (WD 99 Kapitel I Absitze 13 und 14).

— Auf Ersuchen der Partner oder der Teilnehmerstaaten konnte daran gedacht werden,
dass die Partner ihre Verteidigungsplanungen im FSK vorstellen (WD 99 Kapitel 11
Absatz 15).

— Auf Initiative der Partner konnte ein Dialog liber Fragen der Friihwarnung und des
Krisenmanagements aufgenommen werden (WD 99 Kapitel III Absidtze 16 bis 18).

— Auf Initiative der Partner oder der Teilnehmerstaaten konnte das KVZ sein Fach-
wissen fiir die Veranstaltung einer Vorfiihrung neuer Typen von Hauptwaffen-
systemen und GroB3gerit zur Verfiigung stellen (WD 99 Kapitel IV Absétze 31
bis 35).

— Es werden sowohl die Teilnehmerstaaten als auch die Kooperationspartner ermutigt,
die im Wiener Dokument enthaltenen Maflnahmen im regionalen Zusammenhang zu
niitzen (WD 99 Kapitel X).

— Die Kooperationspartner und die Teilnehmerstaaten konnten auf der Grundlage
eigener Vereinbarungen oder in Form regionaler VSBM Mafnahmen zur Erh6hung
der Transparenz und des Vertrauens auf regionaler Ebene beitragen (wie in WD 99
Kapitel X Absatz 144 angefiihrt).

— Auf Initiative der Kooperationspartner oder der Teilnehmerstaaten konnte das KVZ
sein Fachwissen betreffend die Prinzipien der Transparenz und der Zuriickhaltung
beim Transfer konventioneller Waffen und dazugehoriger Technologie durch
Informationsaustausch zur Verfiigung stellen.

— Es konnte die Moglichkeit ins Auge gefasst werden, Hilfestellung bei der institutio-
nellen Entwicklung zu leisten, indem die Partner auf Beschluss V des Helsinki-
Dokuments 1992 aufmerksam gemacht werden, der eine ausfiithrliche Agenda enthilt
(,,In Durchfiihrung des Helsinki-Dokuments 1992 und ... darauf aufbauend®, heifit es
in den Schlussfolgerungen des Gipfeltreffens von Istanbul 1999). Die diesbeziigliche
Unterstiitzung kann bilateral (FSK-Vorsitz und Partner) oder multilateral (iiber die
Kontaktgruppe und/oder gemeinsame PC/FSK/Kooperationspartner-Sitzungen
und/oder im Rahmen des Sicherheitsdialogs) erfolgen.
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— Ferner konnte die Bereitstellung von Know-how iiberlegt werden, falls die Partner ein
regionales KVZ einrichten wollen und es fiir notwendig erachten.

5. Sondierung von Mdglichkeiten zur umfassenderen Vermittlung der
OSZE-Normen, -Prinzipien und -Verpflichtungen an benachbarte
Gebiete

Die OSZE-Erfahrungen in umfassender Sicherheit beinhalten einen Reichtum an Ideen
fiir die Behandlung von Fragen in den drei traditionellen Dimensionen der OSZE sowie von
bereichsiibergreifenden Themen. Die OSZE-Normen, -Prinzipien und -Verpflichtungen kdnnen
daher auch auf3erhalb des OSZE-Raums und durch andere als die OSZE-Kooperationspartner
angewendet werden. Viele der OSZE-Normen, -Prinzipien und -Verpflichtungen wurden
bereits von anderen iibernommen, da es sich dabei um dieselben oder dhnliche wie jene aus
Ubereinkommen und Dokumenten anderer internationalen Organisationen handelt, gleich-
giiltig, ob diese rechtlich oder politisch verbindlich sind.

Trotzdem sind groB3e Teile des OSZE-Besitzstandes einzigartig, und seine Niitzlich-
keit hat sich im OSZE-Gebiet in der Praxis erwiesen.

Die umfassendere Vermittlung der OSZE-Normen, -Prinzipien und -Verpflichtungen
an andere wird erleichtert, wenn die Normen, Prinzipien und Verpflichtungen in einer Form
und einer Klarheit weitergegeben werden kdnnen, die es ermoglicht, ihre Niitzlichkeit fiir
andere besser einzuschitzen.

So sollte die OSZE z. B. sorgfiltig darauf achten, dass ihr Handbuch stets auf dem
letzten Stand ist und dass es in benachbarten Gebieten weiter Verbreitung findet. Auch die
OSZE-Verpflichtungen in speziellen Bereichen wie der menschlichen Dimension und der
politisch-militdrischen Dimension konnten verfiigbar gemacht und erldutert werden.

Eine Broschiire iiber den OSZE-Besitzstand und seine Entwicklung, wie jene in
Vorbereitung fiir 2005, sollte einer breiten Offentlichkeit zugénglich gemacht werden.

Es sollte tiberlegt werden, OSZE-Publikationen in die géngigsten Sprachen der
Partnerlander und benachbarten Regionen zu iibersetzen und diese Ubersetzungen durch
freiwillige Beitridge zu finanzieren.

Die Moglichkeiten einer umfassenderen Vermittlung der OSZE-Normen, -Prinzipien
und -Verpflichtungen hingen von den Bemiithungen der OSZE und ihrer Teilnehmerstaaten
ab, aber auch vom Bedarf und vom Interesse anderer, sich ihrer auf der Suche nach Losungen
fiir verschiedene Fragen der umfassenden Sicherheit als wertvollem Denkansto3 zu bedienen.

Die OSZE und die Teilnehmerstaaten sollten 6fter die Chance nutzen, einschlagige
Normen, Prinzipien und Verpflichtungen zu propagieren, damit diese von anderen bei der
Behandlung von Fragen der umfassenden Sicherheit beriicksichtigt werden kdnnen.

Der Weg iiber andere regionale Organisationen ist ebenfalls ein wichtiges Mittel fiir
die OSZE, um angrenzende Gebiete zu erreichen, allerdings sollte es nicht als Alternative zu
den Beziehungen mit den Partnerstaaten angesehen werden. Zu diesen Organisationen zéhlen
die Afrikanische Union, der Verband Siidostasiatischer Nationen (ASEAN/ASEAN-Regio-
nalforum (ARF)), die Konferenz {iber Interaktion und vertrauensbildende Maflnahmen in
Asien (CICA), die Liga der Arabischen Staaten (LAS), die Organisation der Amerikanischen
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Staaten (OAS), die Organisation der Islamischen Konferenz (OIC) und die Schanghai-
Kooperationsorganisation (SCO).

Vertreter anderer regionaler Organisationen haben die OSZE besucht und an ihren
Veranstaltungen teilgenommen. Umgekehrt wurden Vertreter der OSZE zu ihren Treffen
eingeladen.

Im Rahmen bestehender Finanzierungsmoglichkeiten konnen gemeinsame Aktivititen
zwischen der OSZE und regionalen Organisationen auerhalb des OSZE-Raums organisiert
werden, etwa:

— gemeinsame Aktivititen wie technische Workshops, die unter Beteiligung von
Experten aus den OSZE-Teilnehmerstaaten und aus Mitgliedsldndern der regionalen
Organisationen von der OSZE und regionalen Organisationen auerhalb des OSZE-
Raums (wie Liga der arabischen Staaten, Organisation der Islamischen Konferenz,
Afrikanische Union und ASEAN/ARF) organisiert werden konnen;

— mogliche gemeinsame Veranstaltungen auf der Grundlage von Diskussionen
zwischen der OSZE und regionalen Organisationen im Rahmen des Stindigen Rates
oder des Forums fiir Sicherheitskooperation in Wien oder in den Amtssitzlindern der
regionalen Organisationen;

— Forderung der Teilnahme an den
(a) Jéhrlichen Sicherheitsiiberpriifungskonferenzen
(b) Jahrlichen Treffen zur Beurteilung der Durchfiihrung
() Treffen des Wirtschaftsforums und

(d) Implementierungstreffen zur menschlichen Dimension und den Zusétzlichen
Treffen zur menschlichen Dimension

6. Verfahren fur zukinftige Antrage auf Partnerschaft

Die Frage der Antrage wurde zuletzt 2001 besprochen, als der Stindige Rat vom
Bericht tiber Empfehlungen betreffend zukiinftige Antrdge auf Partnerschaft, dem so
genannten Ladsous-Bericht, Kenntnis nahm und diesen Bericht begriifite (PC.DEC/430).

Die in dem Bericht enthaltenen Empfehlungen und Feststellungen wurden weitgehend
beriicksichtigt und umgesetzt. Insbesondere

— wurde 2003 die Kontaktgruppe mit den asiatischen Partnern geschaffen,
— wurden die Partnerstaaten zunehmend in OSZE-Aktivititen eingebunden und
— wurden die Beziehungen zu anderen Regionalorganisationen weiter entwickelt, die

allerdings nicht als Alternative zu den Beziehungen mit Partnerstaaten angesehen
werden.
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In dem Bericht werden im Zusammenhang mit der moglichen Aufnahme neuer
Partner folgende Faktoren genannt:

— das Vorhandensein enger Bezichungen
— das Bekenntnis des Bewerberlandes zu den OSZE-Prinzipien, -Werten und -Zielen
— gemeinsame Sicherheitsinteressen mit der OSZE

— der Wert der Partnerschaft mit diesem Land fiir die OSZE und dessen Absicht, aktiv
in der Organisation mitzuarbeiten

In dem Bericht hei3t es dazu, dass die aufgezihlten Faktoren keinen Anspruch auf
Vollstidndigkeit erheben und dass auch nicht alle Faktoren gegeben sein miissen, sondern dass
sie lediglich den Gedanken der ,,Wahlverwandtschaft* wiedergeben, der jedem Beschluss in
dieser Frage zugrunde liegen sollte.

Als Afghanistan 2003 als Kooperationspartner willkommen geheillen wurde, wurde
im Beschluss auf diesen Bericht Bezug genommen (PC.DEC/537).

Bei der Erorterung der Verfahren, Leitlinien oder Kriterien fiir mogliche neue Antrage
auf Partnerschaft verwies die Mehrzahl der Delegationen der Teilnehmerstaaten auf die
Wichtigkeit, auch weiterhin offen und flexibel vorzugehen. Mégliche neue Antriage sollten
jeder fiir sich behandelt werden, und der Ladsous-Bericht enthalte ausreichende Leitlinien fiir
die Diskussionen.

Zwei Delegationen sprachen sich dafiir aus, formalere Kriterien oder Leitlinien
festzulegen, um die Bearbeitung moglicher Antrage durch die Teilnehmerstaaten zu
erleichtern. Die Kriterien oder Leitlinien sollten jenen des Ladsous-Berichts entsprechen.
Eine Delegation betonte, dass insbesondere die ZweckmaiBigkeit der unmittelbaren
geographischen Nachbarschaft beriicksichtigt werden sollte.
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Anhang 1 zum Bericht

ENTWICKLUNG DER ZUSAMMENARBEIT
MIT DEN KOOPERATIONSPARTNERN IM MITTELMEERRAUM
UND DEN KOOPERATIONSPARTNERN IN ASIEN -
CHRONOLOGIE IM SPIEGEL DER VERABSCHIEDETEN DOKUMENTE

Schlussakte von Helsinki (1975)
Fragen der Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeerraum

Die Teilnehmerstaaten,

Im Bewusstsein der geographischen, historischen, kulturellen, wirtschaftlichen und
politischen Aspekte ihrer Beziehungen zu den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten,

In der Uberzeugung, dass die Sicherheit in Europa im weiteren Zusammenhang der
Sicherheit der Welt zu betrachten ist und dass sie mit der Sicherheit im Mittelmeerraum in
seiner Gesamtheit eng verbunden ist, und dass dementsprechend der Prozess der Verbesserung
der Sicherheit nicht auf Europa beschriankt sein, sondern sich auch auf andere Teile der Welt
erstrecken soll, insbesondere auf den Mittelmeerraum,

In dem Glauben, dass die Festigung der Sicherheit und die Verstarkung der Zusammen-
arbeit in Europa positive Entwicklungen im Mittelmeerraum fordern wiirden, und die Absicht
ausdriickend, zum Frieden, zur Sicherheit und zur Gerechtigkeit in diesem Gebiet beizutragen,
an denen die Teilnehmerstaaten und die nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten ein gemein-
sames Interesse haben,

In der Erkenntnis der Bedeutung ihrer wirtschaftlichen Beziehungen zu den nichtteil-
nehmenden Mittelmeerstaaten, und im Bewusstsein ihres gemeinsamen Interesses an der
weiteren Entwicklung der Zusammenarbeit,

Unter Wirdigung des Interesses, das die nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten an der
Konferenz seit ihrem Beginn bekundet haben, und nach gebiihrender Beriicksichtigung ihrer
Beitrége,

Erklaren ihre Absicht

— die Entwicklung gutnachbarlicher Beziehungen mit den nichtteilnehmenden Mittel-
meerstaaten in Ubereinstimmung mit den Zielen und Grundsitzen der Charta der
Vereinten Nationen, die ihren Beziehungen zugrunde liegen und mit der Deklaration
der Vereinten Nationen tiber Grundsitze des Volkerrechts betreffend freundschaftliche
Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten zu fordern, und dement-
sprechend in diesem Zusammenhang bei der Gestaltung ihrer Beziehungen zu den
nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten vom Geiste der Prinzipien auszugehen, die in der
Erklirung iiber die Prinzipien, die die Beziehungen der Teilnehmerstaaten leiten,
festgelegt sind;
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— sich zu bemiihen, durch weitere Verbesserung ihrer Beziehungen zu den nicht-
teilnehmenden Mittelmeerstaaten das gegenseitige Vertrauen zu starken, um somit
Sicherheit und Stabilitdt im gesamten Mittelmeerraum zu fordern;

— mit den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten die Entwicklung einer beiderseitig
nutzbringenden Zusammenarbeit in den verschiedenen Bereichen der Wirtschaft,
besonders durch die Ausweitung des Handels, zu fordern, und dadurch ihren wirt-
schaftlichen Fortschritt und ihr Wohlergehen zu entwickeln; dabei gehen sie ge-
meinsam davon aus, dass Stabilitdt und Fortschritt in den Handelsbeziehungen
notwendig sind und gemeinsame wirtschaftliche Interessen und Unterschiede ihrer
wirtschaftlichen Entwicklung bestehen;

— zu einer diversifizierten Entwicklung der Volkswirtschaften der nichtteilnehmenden
Mittelmeerstaaten unter gebiihrender Beriicksichtigung ihrer nationalen Entwicklungs-
ziele beizutragen, sowie vor allem in Industrie, Wissenschaft und Technik bei ihren
Bemiihungen um eine bessere Nutzung ihrer Ressourcen mitzuwirken und dadurch eine
harmonischere Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen zu fordern;

— bilateral und multilateral ihre Bemiihungen und ihre Zusammenarbeit mit den nicht-
teilnehmenden Mittelmeerstaaten im Hinblick auf eine Verbesserung der Umwelt-
bedingungen im Mittelmeerraum zu verstirken, vor allem bei der Erhaltung der
biologischen Ressourcen und des 6kologischen Gleichgewichts des Meeres, durch
geeignete Maflnahmen, einschlieflich solcher zur Verhiitung und zur Bekdmpfung der
Meeresverschmutzung; zu diesem Zweck, auch im Hinblick auf die gegenwértige Lage,
in den kompetenten internationalen Organisationen zusammenzuarbeiten, insbesondere
im Rahmen des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP);

- weitere Kontakte und Zusammenarbeit mit den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten
in anderen einschldgigen Bereichen zu fordern.

Um die oben festgelegten Ziele zu fordern, erklaren die Teilnehmerstaaten auch ihre
Absicht, die Kontakte und den Dialog aufrechtzuerhalten und zu verstarken, wie sie durch die
KSZE mit den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten begonnen wurden, unter Einschluss aller
Staaten des Mittelmeerraums, mit der Absicht, zum Frieden, zur Verminderung von Streit-
kriften in der Region, zur Festigung der Sicherheit, zur Verringerung der Spannungen in der
Region und zur Ausweitung des Umfanges der Zusammenarbeit beizutragen, woran alle ein
gemeinsames Interesse haben, sowie auch mit der Absicht, weitere gemeinsame Ziele zu
definieren.

Die Teilnehmerstaaten werden sich bemiihen, im Rahmen ihrer multilateralen Anstren-
gungen, Fortschritt und geeignete Initiativen zu férdern und zu einem Meinungsaustausch iiber
die Erreichung der oben genannten Ziele zu schreiten.

Folgetreffen

Auf den KSZE-Folgetreffen nach Helsinki wurden die Mittelmeerstaaten eingeladen,
sich mit schriftlichen und miindlichen Berichten zu beteiligen. Ferner fand eine Reihe von
Sondertreffen zu Fragen des Mittelmeerraums statt, die meist wirtschaftliche, soziale, 6kolo-
gische, wissenschaftliche und kulturelle Fragen betrafen und zu denen die Mittelmeerstaaten
eingeladen waren (Valletta 1979, Venedig 1984, Palma de Mallorca 1990 und Valletta 1993).
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Pariser Gipfeltreffen 1990

Leitsatze fur die Zukunft
(...)

Mittelmeer

Wir sind der Ansicht, dass die grundlegenden politischen Verdnderungen, die in Europa
stattgefunden haben, eine fiir die Mittelmeerregion positive Bedeutung haben. Wir werden daher
die Bemiihungen zur Festigung von Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeerraum als
wichtigen Faktor der Stabilitit in Europa fortsetzen. Wir begriilen den Bericht des Treffens iiber
den Mittelmeerraum von Palma de Mallorca, dessen Ergebnisse wir alle unterstiitzen.

Wir sind besorgt iiber die in der Region anhaltenden Spannungen und bekunden erneut
unsere Bereitschaft, unsere Anstrengungen zu erhéhen, um mit friedlichen Mitteln gerechte,
gangbare und dauerhafte Losungen fiir entscheidende offene Fragen auf der Grundlage der
Achtung fiir die Prinzipien der Schlussakte zu finden.

Es ist unser Wunsch, giinstige Bedingungen fiir eine harmonische Entwicklung und
Diversifizierung von Beziehungen mit den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten zu fordern.
Die verstéirkte Zusammenarbeit mit diesen Staaten wird mit dem Ziel fortgesetzt, die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung zu férdern und dadurch die Stabilitit in der Region zu
erhohen. Zu diesem Zweck werden wir uns gemeinsam mit diesen Landern bemiihen, das
Wohlstandsgefille zwischen Europa und seinen Nachbarn im Mittelmeerraum wesentlich zu
verringern.

Ministerratstreffen in Prag 1992
Kapitel X: Beziehungen zu nichtteilnehmenden Staaten

45.  Der Rat ersucht das Folgetreffen von Helsinki, Empfehlungen iiber praktische Wege
zur Einrichtung eines flexiblen Dialogs zwischen der KSZE und interessierten nichtteil-
nehmenden Staaten oder Gruppen von Staaten, zum Beispiel durch Kontakte zwischen den
genannten Staaten und dem amtierenden Vorsitzenden des Rates oder des Ausschusses Hoher
Beamter, zu erarbeiten.

Dokument des Gipfeltreffens von Helsinki (1992)
Kapitel 1V: Beziehungen zu (...) nichtteilnehmenden Staaten (...) Organisationen

(1) Die neuen Aufgaben, denen die KSZE gegeniibersteht, erfordern klarer umgrenzte
Beziehungen und engere Kontakte mit internationalen Organisationen, insbesondere mit den
Vereinten Nationen und mit nichtteilnehmenden Staaten.

(..)

9) In Ubereinstimmung mit Ziffer 45 des Prager Dokuments beabsichtigen die Teil-
nehmerstaaten, ihre Zusammenarbeit zu vertiefen und gehaltvolle Beziehungen mit nicht-
teilnehmenden Staaten wie etwa Japan zu entwickeln, die sich fiir die KSZE interessieren,
ihre Prinzipien und Zielsetzungen teilen und sich in entsprechenden Organisationen aktiv an
der europdischen Zusammenarbeit beteiligen.
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(10)  Zu diesem Zweck wird Japan eingeladen, KSZE-Treffen beizuwohnen, einschlieBlich
der von Staats- und Regierungschefs, des KSZE-Rates, des Ausschusses Hoher Beamter und
anderer geeigneter Gremien, die spezifische Themen der erweiterten Konsultationen und
Zusammenarbeit erortern.

(11)  Vertreter Japans konnen, ohne an der Vorbereitung und Annahme von Beschliissen
mitzuwirken, bei solchen Treffen Beitrdge zu Themen leisten, an denen Japan direkt
interessiert ist und/oder zu denen es aktiv mit der KSZE zusammenzuarbeiten wiinscht.

(..)

(7) Unter Hinweis auf die Bestimmungen der Schlussakte und anderer KSZE-relevanter
Dokumente und im Einklang mit der gelibten Praxis werden die nichtteilnehmenden Mittel-
meerstaaten weiter eingeladen, zu KSZE-Aktivititen beizutragen.

(8) Maflnahmen zur Ausweitung des Rahmens der Zusammenarbeit mit nichtteil-
nehmenden Mittelmeerstaaten sind in Kapitel X festgelegt.

Kapitel X: Mittelmeerraum

(1) Die Teilnehmerstaaten anerkennen, dass der in Europa vor sich gegangene Wandel fiir
den Mittelmeerraum von Belang ist und dass — im Gegenzug — wirtschaftliche, soziale,
politische und sicherheitspolitische Entwicklungen in dieser Region Auswirkungen auf Europa
haben konnen. Der AHB wird sich in diesem Rahmen bemiihen, Fragen in Bezug auf die
Zusammenarbeit im Mittelmeerraum mit den Zielen des KSZE-Prozesses in Beziehung zu
setzen und gegebenenfalls praktische Modalititen fiir mogliche Beitrdge nichtteilnehmender
Mittelmeerstaaten zur KSZE priifen.

2) Der amtierende Vorsitzende des AHB wird ermutigt, Kontakte mit nichtteilnehmenden
Mittelmeerstaaten zu fordern, um einen wirksamen Informationsaustausch einzurichten.

3) Nichtteilnehmende Mittelmeerstaaten werden zu kiinftigen Uberpriifungstreffen
eingeladen, um Beitrage betreffend Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeerraum zu
leisten.

4) Ein KSZE-Seminar iiber den Mittelmeerraum wird innerhalb eines Jahres nach diesem
Folgetreffen unter der Schirmherrschaft des AHB einberufen. Es tagt hochstens fiinf Arbeits-
tage. Termin, Ort und Tagesordnung werden vom AHB beschlossen.

(5) Dem Seminar konnen nichtteilnehmende Mittelmeerstaaten beiwohnen, denen Ein-
ladungen zugesandt werden.

(6) Die Tagesordnung des Seminars kann Themen wie Umwelt, demographische Tendenzen
oder wirtschaftliche Entwicklung und andere Bereiche bilateraler und multilateraler Zusammen-
arbeit zwischen KSZE-Teilnehmerstaaten und nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten umfassen,
die den allgemeinen Rahmen der Prinzipien der Zusammenarbeit in der Mittelmeerregion wider-
spiegeln, wie in der Schlussakte und anderen KSZE-Dokumenten festgelegt. Das Seminar wird
kein Dokument mit bindenden Verpflichtungen fiir die KSZE-Teilnehmerstaaten erarbeiten.
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3. Plenarsitzung des Standigen Ausschusses (1993)

Im Dezember 1993 gab der Stindige Ausschuss einem diesbeziiglichen Ersuchen
Japans statt und beschloss, Japan einzuladen, seinen Plenarsitzungen beizuwohnen und
Beitridge zu leisten.

25. Treffen des Ausschusses Hoher Beamter (1994)

Der Ausschuss Hoher Beamter

— nach Priifung der Ersuchen von fiinf nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten (Agypten,
Algerien, Israel, Marokko und Tunesien), welche die Prinzipien und Ziele der KSZE
teilen, enger und in strukturierterer Form in die Aktivitidten der KSZE eingebunden zu
werden;

— in Anbetracht der einschldgigen Bestimmungen des Helsinki-Dokuments (Kapitel IV,
7-8, und X, 1-6), des Beschlusses des 23. AHB-Treffens (23-CSO/Journal Nr. 3,
Anhang 4) und von Kapitel IX der diesbeziiglichen Beschliisse des Ratstreffens von
Rom;

— angesichts seines Bekenntnisses zur Weiterentwicklung der Beziehungen zwischen
der KSZE und den oben genannten nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten,;

fasste folgenden Beschluss:

1. Agypten, Algerien, Israel, Marokko und Tunesien werden regelmiBig zu den
Treffen des KSZE-Ministerrats sowie zu den Uberpriifungskonferenzen ein-
geladen. An der Ausarbeitung oder Annahme von Beschliissen werden sie
nicht mitwirken, sie konnen jedoch Beitrige betreffend Sicherheit und
Zusammenarbeit im Mittelmeerraum leisten.

2. Sie werden zu regelméBigen Treffen mit der KSZE-Troika eingeladen, um
einen strukturierteren Dialog tiber Entwicklungen innerhalb der KSZE zu
ermOglichen und Fragen von gemeinsamem Interesse zu klaren und weiter-
zuentwickeln. In diesem Zusammenhang kann die Troika jeweils im Einzelfall
vorschlagen, die oben genannten Staaten zwecks Erorterung von Mittelmeer-
fragen zu Treffen der KSZE-Gremien und zur Organisation von Ad-hoc-
Seminaren einzuladen.

3. Sie konnen dartiber hinaus von Fall zu Fall zu Seminaren und anderen Ad-
hoc-Treffen Einladungen erhalten, wenn Themen behandelt werden, die fiir sie
von besonderem Interesse sind.

4. Sie haben Zugang zu allen offiziellen KSZE-Dokumenten; die diesbeziigliche
Verantwortung obliegt dem amtierenden Vorsitzenden der KSZE, der dabei
vom Generalsekretir der KSZE unterstiitzt wird.

5. Sie sind berechtigt, ihre Standpunkte zu Fragen von gegenseitigem Interesse
dem amtierenden KSZE-Vorsitzenden zur Kenntnis zu bringen, der diese
sodann an alle Teilnehmerstaaten weiterleitet.
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Der AHB wird den vorliegenden Beschluss in regelméiBigen Abstdnden unter
Beriicksichtigung der gewonnenen Erfahrungen iiberpriifen und dabei in Betracht zu ziehen
haben, in welchem Mafle die betreffenden Staaten weiterhin die Prinzipien und Ziele der
KSZE teilen.

[Jordanien wurde im Mai 1998 Kooperationspartner im Mittelmeerraum — siche unten. ]

27. Treffen des Ausschusses Hoher Beamter (1994)

Der Ausschuss Hoher Beamter

in Kenntnisnahme und Anerkennung des Schreibens des Ministers fiir auswartige
Angelegenheiten der Republik Korea an den amtierenden Vorsitzenden, in dem die Republik
Korea ihr Interesse an der Arbeit und den Erfahrungen der KSZE sowie ihren Wunsch duf3ert,
einen Beitrag zur Sache der KSZE zu leisten,

fasste den folgenden Beschluss:

1. Die Republik Korea wird zur Uberpriifungskonferenz von Budapest eingeladen, um
die Arbeit im Plenum und in den Arbeitsgruppen, an denen sie besonderes Interesse hat, als
Beobachter zu verfolgen;

2. die Republik Korea wird eingeladen, dem kommenden KSZE-Gipfel beizuwohnen
und Beitrdge zu diesem zu leisten;

3. die Republik Korea kann von Fall zu Fall zu KSZE-Seminaren und anderen Ad-hoc-
Sitzungen zu Themen, an denen sie besonderes Interesse hat, eingeladen werden;

4. der Generalsekretar der KSZE wird ersucht, Vorkehrungen fiir einen regelméfBigeren
Austausch von Informationen (worunter auch der Zugang zu offiziellen KSZE-Dokumenten
zu verstehen ist) zwischen der KSZE und der Republik Korea zu treffen.

Der Ausschuss Hoher Beamter wird diesen Beschluss ausgehend von seinen Erfah-
rungen und auf der Grundlage der diesbeziiglichen Bestimmungen des Helsinki-Dokuments
1992 (Kapitel IV Absatz 9-11) sowie anderer Kriterien priifen, die gegebenenfalls beim
kommenden KSZE-Gipfel im Zusammenhang mit den Bezichungen zu nichtteilnehmenden
Staaten erstellt werden.

28. Treffen des Ausschusses Hoher Beamter (1994)

Auf diesem Treffen wurde die organisatorischen Modalitéten des Gipfeltreffens 1994
in Budapest verabschiedet und beschlossen, die nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten, Japan
und Korea einzuladen.

Gipfeltreffen von Budapest (1994)
Kapitel X: Mittelmeerraum

1. Die nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten blicken auf langjdhrige Beziehungen zur

KSZE zuriick und haben von Anfang an grof3tes Interesse an deren Arbeit gezeigt. In Bekréfti-
gung ihrer Uberzeugung, dass die Stirkung der Sicherheit und der Zusammenarbeit im Mittel-
meerraum fiir die Stabilitdt in der KSZE-Region von Bedeutung ist, begriiBen die Teilnehmer-
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staaten die kiirzlich im Nahost-Friedensprozess geschlossenen Abkommen. Unter Hinweis auf
das Helsinki-Dokument 1992 und in Bestétigung der darauf folgenden einschlagigen Beschliisse
beschliefen die Teilnehmerstaaten, den Dialog mit den im Beschluss des 25. Treffens des
Ausschusses Hoher Beamter erwéhnten fiinf nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten zu
intensivieren.

2. Zu diesem Zweck und als Reaktion auf das von diesen nichtteilnehmenden Mittelmeer-
staaten bekundete Interesse fassen sie folgende Beschliisse:

(a) In Wien wird im Rahmen des Stindigen Rates eine informelle, allen Teilnehmerstaaten
offen stehende Kontaktgruppe auf Expertenebene eingerichtet. Diese Gruppe wird regel-
maifig zusammentreten, um einen Dialog mit diesen nichtteilnehmenden Mittelmeer-
staaten zu pflegen, damit der Austausch von Informationen von beiderseitigem Interesse
und die Formulierung neuer Ideen erleichtert werden.

(b) Aufbauend auf den in der KSZE bereits traditionellen Mittelmeerseminaren beschlielen
die Teilnehmerstaaten, 1995 ein Seminar zum Thema ,,Erfahrungen der KSZE im
Bereich vertrauensbildender Mafinahmen* abzuhalten. Die Teilnehmerstaaten
beabsichtigen dariiber hinaus, weitere Seminare zu Fragen von beiderseitigem Interesse
abzuhalten. Sie begriiBen das Angebot der Arabischen Republik Agypten, das oben
genannte Seminar zu veranstalten, und regen an, dass die anderen vier nichtteil-
nehmenden Mittelmeerstaaten dhnliche Angebote unterbreiten.

(c) Der amtierende Vorsitzende wird im Laufe seiner Amtsperiode auf hoher Ebene
Konsultationen zwischen der KSZE, vertreten durch die Troika und den Generalsekretir,
und den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten abhalten.

(d) Zur Behandlung der in der Kontaktgruppe, den Seminaren und den Konsultationen auf
hoher Ebene geduflerten Vorschliage wird der amtierende Vorsitzende im Laufe des
Jahres Vertreter dieser nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten gegebenenfalls zu allen
Sitzungen des Standigen Rates einladen, die ausschlieBlich ,,Fragen des Mittelmeer-
raums‘* gewidmet sind, oder zum Hohen Rat, wenn ,,Fragen des Mittelmeerraums* auf
der Tagesordnung stehen. Auch der Vorsitzende des Forums fiir Sicherheitskooperation
kann mit Zustimmung der Teilnehmerstaaten Vertreter dieser nichtteilnehmenden Mittel-
meerstaaten zu Sitzungen einladen, die ,,Fragen des Mittelmeerraums* gewidmet sind.

49. Plenarsitzung des Standigen Rates (1995)

Mit PC.DEC/94 vom 5. Dezember 1995 beschloss der Standige Rat, fiir Japan und die
Republik Korea den Begriff ,,Kooperationspartner* und fiir Agypten, Algerien, Israel,
Marokko und Tunesien den Begriff ,,Kooperationspartner im Mittelmeerraum* zu verwenden.

Gipfeltreffen von Lissabon 1996

Unter dem Beschluss iiber die Entwicklung der Agenda des Forums fiir Sicherheits-
kooperation wird festgestellt:

Die Teilnehmerstaaten werden (...) die Weitergabe der Erfahrungen des FSK an die
Partnerstaaten im angrenzenden Mittelmeerraum auf deren Wunsch und innerhalb verfiig-
barer Ressourcen (...) erwdgen.
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Ministerratstreffen 1997 in Kopenhagen und 1998 in Oslo

Bei beiden Treffen wurde die Bedeutung der Beziehungen zu Partnerstaaten betont.

169. Plenarsitzung des Standigen Rates (1998)

Mit der Verabschiedung des Beschlusses PC.DEC/227 vom 22. Mai 1998 hief der
Stindige Rat Jordanien als Kooperationspartner willkommen.

Gipfeltreffen von Istanbul 1999

Auf dem Gipfeltreffen von Istanbul wurde am 19. November 1999 die Europdische
Sicherheitscharta verabschiedet. Auf diesem Treffen erkldrten die Staats- und Regierungs-
chefs in Kapitel V. ,,Unsere Kooperationspartner*:

48.  Wir anerkennen die Wechselbeziehung zwischen der Sicherheit im OSZE-Gebiet und
der Sicherheit der Kooperationspartner und bekennen uns nachdriicklich zu unserer
Beziehung und dem Dialog mit ihnen. Wir verweisen ganz besonders auf die langjdhrigen
Bezichungen zu unseren Mittelmeerpartnern Agypten, Algerien, Israel, Jordanien, Marokko
und Tunesien. Wir erkennen das zunehmende Engagement unserer Kooperationspartner in
der OSZE und ihre Unterstiitzung fiir unsere Arbeit an. Aufbauend auf dieser Wechsel-
beziehung sind wir bereit, diesen Prozess weiterzuentwickeln. In Durchfithrung des Helsinki-
Dokuments 1992 und des Budapester Dokuments 1994 und darauf aufbauend werden wir mit
den Kooperationspartnern enger zusammenarbeiten, um die OSZE-Normen und -Prinzipien
zu fordern. Wir begriilen ihren Wunsch, sich fiir die Verwirklichung der Normen und Prin-
zipien der Organisation einzusetzen, darunter auch das grundlegende Prinzip der Konflikt-
beilegung durch friedliche Mittel. Mit dem Fortschreiten des Dialogs werden wir die
Kooperationspartner daher einladen, sich auf einer regelméfBigeren Basis stérker an der Arbeit
der OSZE zu beteiligen.

49.  Das Potenzial der Kontaktgruppe und der Mittelmeerseminare muss vollstindig
ausgelotet und ausgeschopft werden. Ausgehend von dem Budapester Mandat wird der
Standige Rat die Empfehlungen der Kontaktgruppe und der Mittelmeerseminare priifen. Wir
werden den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum nahe legen, sich bei der Schaffung von
Strukturen und Mechanismen fiir Frithwarnung, vorbeugende Diplomatie und Konflikt-
verhiitung im Mittelmeerraum unser Expertenwissen zunutze zu machen.

50.  Wir begriilen die verstirkte Teilnahme Japans und der Republik Korea an unserer
Arbeit. Wir begriiBen den Beitrag Japans zu den Feldaktivititen der OSZE. Wir werden
danach trachten, unsere Zusammenarbeit mit unseren Partnern in Asien zur Bewéltigung von
Herausforderungen gemeinsamen Interesses weiter zu festigen.

307. Plenarsitzung des Standigen Rates (2000)

Auf dieser Sitzung vom 9. November 200 wurden zwei Beschliisse betreffend
Partnerstaaten gefasst:

Mit Beschluss PC.DEC/378 wurde Thailand Kooperationspartnerstatus zuerkannt.
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PC.DEC/379 ,,beauftragt eine informelle Arbeitsgruppe mit offenem Teilnehmerkreis,
(...) bis Juni nachsten Jahres Empfehlungen auszuarbeiten, auf deren Grundlage zukiinftige
Antrédge auf Partnerschaft gepriift werden kdnnen.*

348. Plenarsitzung des Standigen Rates (2001)

Der Sténdige Rat nahm in seinem Beschluss PC.DEC/430 Kenntnis vom Bericht iiber
Empfehlungen betreffend zukiinftige Antrdge auf Partnerschaft (PC.DEL/344/01/Rev.3) und
begriiflte diesen Bericht.

Ministerratstreffen von Bukarest 2001

Bei diesem Treffen wurde unter anderem ein Beschluss (MC(9).DEC/1) verab-
schiedet, der den ,, Bukarester Aktionsplan zur Bekdmpfung des Terrorismus* enthélt.

28. Die Teilnehmerstaaten/das Sekretariat werden die Zusammenarbeit und den Infor-
mationsaustausch — in formeller wie auch in informeller Form — mit anderen einschldgigen
Gruppen, Organisationen und Institutionen stirken, die sich an der Bekdmpfung des Terro-
rismus beteiligen. Sie werden die Zusammenarbeit mit der Europdischen Union bei der
Analyse und Frithwarnung stirken und in Bezug auf den Stabilitédtspakt fiir Siidosteuropa und
die Zentraleuropdische Initiative in den fiir die Bekdmpfung des Terrorismus relevanten
Bereichen verstérkt Synergieeffekte nutzen. Sie werden innerhalb des OSZE-Gebiets den
Dialog iiber Fragen im Zusammenhang mit neuen Bedrohungen und Herausforderungen
fordern. Sie werden den Dialog mit Partnern auflerhalb des OSZE-Gebiets, etwa den
Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und den Kooperationspartnern in Asien, der
Schanghai-Kooperationsorganisation, der Konferenz iiber Interaktion und vertrauensbildende
Maflnahmen in Asien, der Organisation der Islamischen Konferenz, der Arabischen Liga, der
Afrikanischen Union und den an das OSZE-Gebiet angrenzenden Staaten, auf die Weitergabe
von Informationen iiber bewéhrte Praktiken und Erfahrungen bei den Bemiihungen um
Bekdmpfung des Terrorismus im Hinblick auf eine Anwendung im OSZE-Gebiet ausweiten.

Bei demselben Treffen wurde am 4. Dezember 2001 mit Beschluss MC(9).DEC/3 ein
Unterausschuss des Stindigen Rates fiir Wirtschaft und Umwelt eingerichtet, der laut diesem
Beschluss, wenn angebracht, unter anderem auch die Kooperationspartner zur Teilnahme an
seinen Sitzungen einladen kann.

445. Plenarsitzung des Standigen Rates (2003)

Mit Beschluss PC.DEC/537 vom 3. April 2003 wurde Afghanistan Kooperations-
partnerstatus zuerkannt.

Ministerratstreffen von Maastricht 2003

(MC.DOC/1/03):

(..)

23.  Da Bedrohungen, die von benachbarten Regionen ausgehen oder dort ein grof3eres
Ausmal} annehmen, von zunehmender Bedeutung sind, wird die OSZE ihre Zusammenarbeit
mit ihren Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und in Asien intensivieren, indem sie
beizeiten Bereiche gemeinsamer Interessen und Anliegen und Mdoglichkeiten fiir ein weiteres
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abgestimmtes Vorgehen aufzeigt. Wir werden sie ermutigen, freiwillig die Prinzipien und
Verpflichtungen der OSZE umzusetzen, und werden mit ihnen dabei nach Bedarf zusammen-
arbeiten. Als ersten Schritt in Richtung eines verstirkten Dialogs werden wir alle unsere
Kooperationspartner einladen, ofter als bisher als Beobachter an Sitzungen des Stindigen
Rates und des FSK teilzunehmen. Die OSZE wird ferner priifen, auf welche Weise die
OSZE-Normen, -Prinzipien, -Verpflichtungen und -Werte anderen Regionen, insbesondere
benachbarten Gebieten, vermittelt werden konnen. Die Kontakte zu Organisationen in diesen
Gebieten sollen weiter ausgebaut werden.

(..)

51. Ein Mittel zur Auseinandersetzung mit Bedrohungen von auflerhalb der OSZE-
Region besteht darin, nach Moglichkeiten zu suchen, die einschldgigen, in einer Reihe von
politisch-militdrischen Dokumenten der OSZE enthaltenen Prinzipien, Normen und
MafBnahmen benachbarten Regionen nahe zu bringen. Die OSZE ist ganz besonders daran
interessiert, ihre Kooperationspartner und ihre Kooperationspartner im Mittelmeerraum zu
ermutigen, an mehreren bestehenden Formen des Informationsaustauschs und anderen
Projekten im Rahmen der vertrauens- und sicherheitsbildenden Maflnahmen der OSZE
teilzunehmen. Es soll zu einem Informationsaustausch im Interesse gegenseitiger
Frithwarnung angeregt werden.

484. Plenarsitzung des Standigen Rates (2003)

Am 2. Dezember 2003 fasste der Stindige Rat mit PC.DEC/571 folgenden Beschluss:

(..)

— zusétzliche Bereiche fiir die Kooperation und Interaktion mit den Kooperations-
partnern der OSZE im Mittelmeerraum und in Asien ausfindig zu machen, um auf
beiden Seiten die Sicherheit zu erhéhen;

— die Kooperationspartner zu veranlassen, auch als Mittel zur weiteren Interaktion mit
der OSZE freiwillig die OSZE-Normen, -Prinzipien und -Verpflichtungen
umzusetzen,;

— zu erkunden, in welchem Umfang eine umfassendere Weitergabe der OSZE-Normen,
-Prinzipien und -Verpflichtungen an benachbarte Gebiete moglich ist;

— seine Arbeit an Verfahren fiir zukiinftige Antrége auf Partnerschaft fortzusetzen;

— einen Bericht iiber das Ergebnis dieser Arbeit auszuarbeiten und dem Ministerrat der
OSZE 2004 vorzulegen.

Ferner ersucht der Stindige Rat das Forum fiir Sicherheitskooperation, zu dieser
Arbeit einen eigenen Beitrag im Rahmen seines Zustindigkeitsbereichs und seines Mandats
und im Einklang mit Beschluss Nr. 3 des Neunten Treffens des OSZE-Ministerrats
(Bukarest 2001) iiber die Forderung der Rolle der OSZE als politisches Dialogforum zu
leisten.
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Anhang 2 zum Bericht

TEILNAHME DER KOOPERATIONSPARTNER
IM MITTELMEERRAUM UND IN ASIEN
AN OSZE-AKTIVITATEN

Die Kooperationspartner werden zu folgenden Veranstaltungen eingeladen:
Gipfeltreffen

Ministerratstreffen

Uberpriifungskonferenzen

hochrangigen Konsultationen zwischen der OSZE-Troika, dem Generalsekretdr und
den Partnern im Mittelmeerraum und in Asien

Sitzungen des Stindigen Rates und des Forums fiir Sicherheitskooperation, zu denen
die Kooperationspartner ofter als Beobachter (gemdfl Absatz 23 der 2003
verabschiedeten OSZE-Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitédt im
einundzwanzigsten Jahrhundert) eingeladen werden

Tagungen der jeweiligen Kontaktgruppe mit den Mittelmeerpartnern bzw. den
Kooperationspartnern in Asien, bei denen jeweils die designierten und scheidenden
Botschafter der OSZE-Troika den Vorsitz fithren

OSZE-Mittelmeerseminare und OSZE-Konferenzen mit asiatischen Partnern
anderen einschldgigen Konferenzen, Seminaren und Workshops

Sie werden auch zu den Tagungen betreffend die Umsetzung der drei Dimensionen

eingeladen, von denen nachstehend einige Beispiele aufgefiihrt sind:

Politisch-militarische Dimension

Jéhrliches Treffen zur Beurteilung der Durchfiihrung

Folgekonferenz tiber den Verhaltenskodex zu politisch-militdrischen Aspekten der
Sicherheit

andere vom Forum fiir Sicherheitskooperation organisierte Veranstaltungen wie der
FSK-Workshop betreffend die Sicherheitsrisiken, die Lager iiberschiissiger oder zur
Vernichtung anstehender Munition und Sprengmittel fiir konventionelle Waffen im
OSZE- Gebiet darstellen (27. und 28. Mai 2003 in Wien), der Workshop tiiber die
Umsetzung des OSZE-Dokuments iiber Kleinwaffen und leichte Waffen (Februar
2002) und das Expertentreffen zur Bekampfung des Terrorismus im Rahmen der
politisch-militdrischen Dimension der OSZE (Mai 2002) sowie das Seminar iiber
Verteidigungspolitik und Militardoktrinen (1998).
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Wirtschafts- und Umweltdimension
— Jahrliches Wirtschaftsforum

— Vorbereitungsseminare fiir das Wirtschaftsforum

Menschliche Dimension

- Implementierungstreffen zur menschlichen Dimension
— Zusitzliche Treffen zur menschlichen Dimension

- Seminare zur menschlichen Dimension

— (Die Partnerstaaten sind eingeladen, Wahlbeobachter fiir die BDIMR-
Wahlbeobachtungsmissionen zu stellen.)

Veranstaltungen der Parlamentarischen Versammlung der OSZE

Parlamentarier aus den Partnerstaaten sind zu den Winter- und Jahrestagungen
eingeladen. Parlamentarier aus den Partnerlindern im Mittelmeerraum sind unter anderem
zum jahrlichen Parlamentarischen Mittelmeerforum eingeladen.

Andere Konferenzen

2003 waren die Partnerstaaten auch zu folgenden Konferenzen eingeladen:
— Jahrliche Sicherheitsiiberpriifungskonferenz (25. und 26. Juni 2003 in Wien)
— Antisemitismuskonferenz (19. und 20. Juni 2003 in Wien)

— OSZE-Konferenz iiber Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung (4. und
5. September 2003 in Wien)

— Konferenz tiber Globalisierung (3. und 4. Juli 2003 in Wien)
2004 waren die Partnerstaaten zu folgenden Konferenzen eingeladen:
— Antisemitismuskonferenz (28. und 29. April 2004 in Berlin)

— Sondertagung iiber die Beziehung zwischen rassistischer, fremdenfeindlicher und
antisemitischer Propaganda im Internet und Hassdelikten (16. bis 17. Juni in Paris)

— Jahrliche Sicherheitsiiberpriifungskonferenz (23. und 24. Juni 2004 in Wien)

— Konferenz ,,Toleranz und der Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und
Diskriminierung® (13. und 14. September 2004 in Briissel)

— Konferenz liber Menschenrechte und Menschenhandel — Opferschutz in den
Ziellandern (23. und 24. September 2004 in Helsinki)
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Gemeinsame Veranstaltungen der OSZE und der Partnerstaaten

Die jdhrlichen Mittelmeerseminare befassen sich mit Fragen von beidseitigem
Interesse fiir die OSZE und die Mittelmeerpartner:

— ~Erfahrung der OSZE im Bereich der Vertrauensbildung® (26. bis 28. September
1995 in Kairo, Agypten)

— ,Die OSZE als Forum fiir Dialog und die Starkung von Verhaltensnormen* (2. bis
4. Juni 1996 in Tel Aviv, Israel)

— ,Das Sicherheitsmodell fiir das einundzwanzigste Jahrhundert — Auswirkungen auf
den Mittelmeerraum®.(3. bis 5. September 1997 in Kairo, Agypten)

- ,Die menschliche Dimension der Sicherheit, Forderung von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit* (19. und 20. Oktober 1998 in Valletta, Malta)

— ,Umsetzung der Verpflichtungen in der menschlichen Dimension* (6. und
7. Dezember 1999 in Amman, Jordanien)

— ,,Vertrauensbildende Maflnahmen und vertrauens- und sicherheitsbildende
MaBnahmen — Die Erfahrung der OSZE und ihre Bedeutung fiir den Mittelmeerraum*
(30. und 31. Oktober 2000 in Portoroz, Slowenien)

— ,Die Umsetzung der Verpflichtungen aus der 6konomischen und 6kologischen
Dimension der OSZE — Die Erfahrung der OSZE und deren Bedeutung fiir den
Mittelmeerraum* (30. und 31. Oktober 2001 in Dubrovnik, Kroatien)

— ,Die Medien und neue Technologien — Auswirkungen auf Regierungen, internationale
Organisationen und die Zivilgesellschaft (4. und 5. November 2002 in Rhodos,
Griechenland)

— ,Das umfassende Sicherheitskonzept — Die Erfahrung der OSZE und ihre Bedeutung
fiir den Mittelmeerraum® (20. und 21. Oktober 2003 in Agaba, Jordanien)

— ,Bedrohungen fiir die Sicherheit und Stabilitit im einundzwanzigsten Jahrhundert —
Zusammenarbeit zwischen der OSZE und den Kooperationspartnern im
Mittelmeerraum* (18. und 19. November 2004 in Sharm-El-Sheikh, Agypten)

Die OSZE-Konferenzen mit den asiatischen Kooperationspartnern befassen sich mit
Fragen von beiderseitigem Interesse in den Beziehungen zwischen der OSZE und den
asiatischen Kooperationspartnern:

— OSZE/Japan-Konferenz ,,Umfassende Sicherheit in Zentralasien — Erfahrungs-
austausch zwischen der OSZE und Asien® (11. und 12. Dezember 2000 in Tokio,
Japan)

— OSZE/Korea-Konferenz ,,Anwendbarkeit von vertrauens- und sicherheitsbildenden
MafBnahmen der OSZE in Nordostasien (19. bis 21. Mérz 2001 in Seoul, Republik
Korea)
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OSZE/Thailand-Konferenz ,,Die menschliche Dimension der Sicherheit™ (20. und
21. Juni 2002 in Bangkok, Thailand)

OSZE/Japan-Konferenz ,,.Bemiihungen zur Konfliktverhiitung unter den neuen
Sicherheitsbedingungen — Européische Sicherheitsmechanismen und Sicherheit in
Asien (15. und 16. Mérz 2004 in Tokio, Japan)

Workshops

Workshop fiir Experten der Kooperationspartner im Mittelmeerraum (17. bis 19. Juli
2000 in Wien)

Workshop fiir Experten der Kooperationspartner im Mittelmeerraum ,,Heraus-
forderungen und Chancen in der wirtschaftlichen Entwicklung® (25. und
26. Juni 2001 in Wien)

Workshop ,,Recht auf freie Meinungsduferung und neue Technologien* (7. Oktober
2002 in Wien)

Neuauflage des OSZE-IFANS/MOFAT-Workshops iiber ,,Anwendbarkeit von
vertrauens- und sicherheitsbildenden Mafinahmen der OSZE in Nordostasien®
(22. und 23. September 2003 in Seoul, Republik Korea)



- 143 -

BERICHT DES VORSITZES
DER ARBEITSGRUPPE ,,O0SZE-REFORM*
AN DEN VORSITZ DES STANDIGEN RATES

Herr Vorsitzender,

in meiner Eigenschaft als Vorsitzender der Arbeitsgruppe ,,OSZE-Reform™ erlaube
ich mir, Thnen iiber die Aktivitdten der Arbeitsgruppe im Jahr 2004 zu berichten.

Die Arbeitsgruppe ,,OSZE-Reform* trat erstmals am 28. Mai 2004 zusammen. Als
ersten Schritt leitete ich eine allgemeine Diskussion iiber die Reform der Organisation ein
und forderte die Teilnehmerstaaten und die OSZE-Institutionen auf, ihre Uberlegungen und
konkrete Vorschldge einzubringen. In der Folge ging eine Reihe schriftlicher wie auch
miindlicher Beitrige ein.

Im Zuge der Erdrterungen dieser ersten Beitrdge kristallisierten sich zwei meiner
Ansicht nach konsensfahige Themen heraus: die Rolle des Generalsekretérs der OSZE und
die Verfahrensregeln der OSZE.

Die Teilnehmer an den Diskussionen in der Arbeitsgruppe verfassten und verein-
barten ganz allgemein einen Beschlussentwurf zur Kldrung und Stirkung der Rolle des
Generalsekretérs. Ich schlug daher dessen Annahme durch den Ministerrat vor und freue
mich, dass der Beschluss auf dem Ministerratstreffen in Sofia verabschiedet wurde.

Bei den Verfahrensregeln verfolgten wir das Ziel, in einem Uberblicksdokument die
derzeitigen Gepflogenheiten der Organisation aufzuzeigen. Das Dokument, das dem Vorbe-
reitungsausschuss zur Uberpriifung vorgelegt wurde (MC.DD/18/04 vom 26. November
2004), enthielt eine genaue Beschreibung der derzeitigen Praxis und sollte allen Delegationen
als Referenzdokument dienen. Die Verabschiedung von Verfahrensregeln erfordert einen
Beschluss des Hohen Rates; ein diesbeziiglicher Beschlussentwurf wurde verteilt aber nicht
angenommen (MC.DD/22/04 vom 30. November 2004).

Ich mochte dem Sekretariat und dem Generalsekretér fiir die wertvolle Unterstiitzung
danken, die sie mir bei meiner Tatigkeit in der Arbeitsgruppe zukommen lieen.

Die Uberlegungen und Vorschlige, die in den Sitzungen der Arbeitsgruppe ,,OSZE-
Reform* vorgebracht wurden, sollten weiter verfolgt werden. Ich schlage daher vor, dass die
Arbeitsgruppe ,,OSZE-Reform* ihre Tétigkeit fortsetzt und sich dabei auf die Starkung der
Rolle der OSZE und auf Verbesserungen ihrer Funktionsweise konzentriert, um die
Organisation effizienter und fiir die Teilnehmerstaaten relevanter zu machen.

Ich mochte Thnen, Herr Vorsitzender, bei dieser Gelegenheit fiir das Vertrauen
danken, das Sie mir entgegenbrachten, als Sie mich mit dem Vorsitz in der Arbeitsgruppe
betrauten.

Hochachtungsvoll

Liviu Bota
Botschafter
Vorsitzender der Arbeitsgruppe ,,OSZE-Reform*
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BERICHT DES VORSITZES
DER INFORMELLEN OFFENEN FREUNDESGRUPPE
DES VORSITZES FUR DIE VERBESSERUNG DER
FUNKTIONSWEISE UND WIRKSAMKEIT
DER OSZE-FELDEINSATZE

In der auf dem Elften Treffen des Ministerrats der OSZE in Maastricht verab-
schiedeten OSZE-Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitdt im einund-
zwanzigsten Jahrhundert wurde festgestellt: ,,In Anerkennung der bedeutenden Beitrage der
Institutionen und Feldeinséatze zur Verwirklichung der Ziele und Prinzipien der Organisation
erwagt die OSZE Mittel und Wege zur weiteren Verbesserung der Funktionsweise und
Wirksamkeit der Feldeinsatze und bei Bedarf zur Entwicklung neuer Instrumente.*

Dariiber hinaus wurde in der dem Ministerrat in Maastricht vorgelegten Erklarung aus
der Sicht des Amtierenden Vorsitzenden begriifit, dass 2003 Erdrterungen iiber Moglich-
keiten einer weiteren Verbesserung der Funktionsweise und Effizienz der OSZE-Feldeinsétze
aufgenommen wurden, die demnach 2004 fortgesetzt werden konnten.

Vor diesem Hintergrund setzte die 2003 unter niederldndischem Vorsitz eingerichtete
informelle offene Freundesgruppe des Vorsitzes fiir die Verbesserung der Funktionsweise
und Wirksamkeit der OSZE-Feldeinsdtze im Laufe des Jahres 2004 ihre Arbeit fort.

Botschafterin Evelyn Puxley, Leiterin der kanadischen Delegation, fiihrte im ersten
Halbjahr 2004 den Vorsitz in den drei Plenarsitzungen der Gruppe. Ihr standen zwei Kovor-
sitzende zur Seite: Botschafter Erkin Kassimow, Leiter der tadschikischen Delegation, und
Botschafter Zef Mazi, Leiter der albanischen Delegation. Als Grundlage fiir die Sitzungen
diente das Diskussionspapier des Vorsitzes, das die bei den Sitzungen im Jahr 2003 zum
Ausdruck gebrachten Ansichten und Vorschlidge fiir die weitere Vorgehensweise
zusammenfasste (PC.DEL/1419/03).

Im ersten Halbjahr verfolgte die Gruppe in erster Linie das Ziel, praktische und
pragmatische Schritte zur Verbesserung der Funktionsweise und Wirksamkeit der
Feldeinsitze aufzuzeigen. Die Gruppe konzentrierte sich daher auf die Mandate der
Feldeinsdtze und forderte die Wiederherstellung des Gleichgewichts zwischen den drei
Dimensionen der Organisation in den Feldaktivitdten der OSZE, auf die personelle Besetzung
von Missionen, Vorschldge betreffend die Einrichtung ,,nichtstationdrer Missionen* und die
Art der Berichterstattung.

In mandatsbezogenen Fragen herrschte iiberwiegend die Ansicht, dass angesichts der
unterschiedlichen Verhéiltnisse in den Gebieten, in denen Feldeinsitze titig sind, eine
Vereinheitlichung der Mandate nicht sinnvoll wére. Verschiedene Teilnehmerstaaten wiesen
darauf hin, dass bei der Ausarbeitung der Mandate von Feldeinsdtzen auf die Vorstellungen
des Gastlandes eingegangen werden sollte, da dies die Einstellung der Regierung des Gast-
landes zu den OSZE-Aktivititen auf ihrem Hoheitsgebiet stark beeinflusse. Einige Teil-
nehmerstaaten unterstiitzten die Idee, die Mandate regelméBig zu iiberpriifen, allerdings war
man sich beziiglich der Form dieser Erorterungen nicht einig. Wéhrend einige Teilnehmer-
staaten dafiir eintraten, fiir diesen Zweck einen neuen Rahmen zu schaffen, zogen andere
bestehende Formate vor, insbesondere die jahrlichen Erorterungen tiber die Programm-
vorschau im Vorbereitungsausschuss. Mehrere Teilnehmerstaaten dréngten auf die Erstellung
einer klaren Ausstiegsstrategie fiir Feldeinsitze. In diesem Zusammenhang wurde festgestellt,
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dass Feldeinsétze, die nach einem Konflikt und/oder einer politischen Krise eingerichtet
wurden, eher iiber eine Ausstiegsstrategie verfiigen, wobei als Mallstab substanzielle
Ergebnisse zeitlichen Fristen vorzuziehen sind.

Meinungsunterschiede gab es zur Frage, wie sich in den Aktivititen der Feldeinsétze
das Gleichgewicht zwischen den drei Dimension der OSZE wieder herstellen ldsst. Einige
Teilnehmerstaaten schlugen vor, die Mandate der Feldeinsdtze neu zu formulieren und so ein
ausgewogenes Verhiltnis herzustellen. Andere waren der Ansicht, dass Besonderheiten und
Schwerpunkte in den Mandaten und Aktivitdten beibehalten werden sollten und weniger
Gewicht auf — wie man es nannte — kiinstliche Anstrengungen um Wiederherstellung des
Gleichgewichts zwischen den drei Dimensionen gelegt werden sollte.

Im Mittelpunkt der Erérterungen {iber die personelle Besetzung von Missionen stand
in erster Linie eine Analyse der Vor- und Nachteile des Sekundierungssystems. Mehrere
Teilnehmerstaaten hatten Vorbehalte gegen weit reichende Anderungen des gegenwiirtigen
Systems. Die Vertreter einiger Gastlédnder stellten zur Diskussion, nationalen Fachkréften
mehr Aufgaben zu libertragen. Auch die Frage der Bestellung der Leiter der Feldeinsétze
wurde erdrtert. Uberwiegend war man der Ansicht, dass das gegenwirtige System ver-
besserungsbediirftig sei. Es wurde vorgeschlagen, auf die Leiter von Feldeinsétzen ein
dhnliches Verfahren anzuwenden wie auf die Leiter der Institutionen. Einige Teilnehmer-
staaten waren allerdings der Ansicht, dass die Umsetzung dieses Verfahrens zu schwerfillig
wire.

Uneinig war man sich iiber die Notwendigkeit ,,nichtstationirer Missionen‘. Mehrere
Teilnehmerstaaten betonten, dass es verschiedene andere Instrumente wie etwa Feldeinsétze,
Sekretariat und Personliche Beauftragte gebe, weshalb die Einrichtung ,,nichtstationérer
Missionen‘ nicht notwendig sei. Andere Delegationen wiederum sprachen sich fiir solche
Missionen aus, da ihrer Ansicht nach die OSZE mit Hilfe dieses neuen Instruments besser auf
neue Entwicklungen eingehen konne. SchlieBlich sahen einige Teilnehmerstaaten einen
Zusammenhang zwischen ,,nichtstationdren Missionen und der Tétigkeit der Vertreter der
OSZE-Institutionen, die mit einem konkreten Auftrag in ein bestimmtes Gebiet entsandt
werden.

In der Frage der Berichterstattung durch die Feldeinsédtze waren im ersten Halbjahr
2004 keine groBen Fortschritte zu verzeichnen. Die Teilnehmerstaaten waren unter-
schiedlicher Ansicht {iber den Inhalt der Berichte, die Haufigkeit der Berichterstattung und
iiber die Art und Weise, wie die Leiter der Feldeinsidtze von Wien aus beziiglich der
Berichterstattung in der Praxis angeleitet werden sollen.

Am Ende ihrer Amtszeit als Vorsitzende der Gruppe erstellte Botschafterin Puxley
eine Zusammenfassung von Empfehlungen (PC.DEL/985/04) zu den wichtigsten im ersten
Halbjahr erdrterten Fragen.

Botschafterin Margit Wastfelt, Leiterin der Osterreichischen Delegation, iibernahm im
Oktober 2004 den Vorsitz in der Gruppe. Ihr standen zwei Ko-Vorsitzende, Botschafterin
Bisera Turkovi¢, Leiterin der Delegation von Bosnien und Herzegowina, und Botschafter
Rachat Alijew, Leiter der kasachischen Delegation, zur Seite. Unter dem neuen Vorsitz hielt
die Gruppe flinf Plenarsitzungen und zwei Redaktionssitzungen ab.

Seit Oktober 2004 setzt sich die Gruppe mit der wichtigen Arbeit auseinander, die
unter dem vorangegangenen Vorsitz geleistet wurde. Es wurde festgestellt, dass aus den von
Botschafterin Puxley erstellten Berichten hervorgehe, dass man die Feldeinsétze fiir eine
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groBBe Stirke der OSZE und hilfreich fiir ihre Gastldnder halte, jedoch gewisse Aspekte der
Arbeit der Feldeinsitze reformiert werden konnten. Eine der wichtigsten Fragen war in dieser
Hinsicht insbesondere die Notwendigkeit, ein ausgewogenes Verhiltnis zwischen der
Achtung der Souverénitét des Gastlandes und der Erfiillung der Mandate der Feldeinsétze zu
finden. Einige Teilnehmerstaaten waren der Ansicht, dass die wichtigste Aufgabe der
Feldeinsétze die Unterstiitzung ihres Gastlandes sei.

Die Gruppe widmete sich erneut der Frage, wie man das System der Bestellung der
Leiter von Feldeinsédtzen reformieren konne. Einige Delegationen wiesen darauf hin, dass die
Leiter der Feldeinsétze nur dann erfolgreich sein konnen, wenn sie sowohl das Vertrauen des
Vorsitzes als auch des betreffenden Gastlandes genieen. Es wurde ferner vorgeschlagen, bei
der Auswahl der Leiter von Feldeinsétzen sorgfaltiger vorzugehen, nach dem Beispiel der
Bestellung von Direktoren im Sekretariat. Es wurde auch betont, dass die Leiter der
Feldeinsdtze und ihre Stellvertreter Flihrungsqualitdten aufweisen miissen, insbesondere
angesichts der Verantwortung der Fondsmanager nach dem IRMA-System. Es wurde
festgestellt, dass die Fithrungsqualitdten der Bewerber vom Sekretariat gepriift werden sollten
und dass das Sekretariat, wenn notig, den Leitern der Feldeinsétze eine Schulung fiir
Fiihrungskréfte anbieten sollte.

Was die in der Zusammenfassung der Empfehlungen durch Botschafterin Puxley
enthaltenen Vorschlédge betrifft, insbesondere die Anregung, eine Liste von drei bis fiinf
Bewerbern zu erstellen, wurde festgestellt, dass es nur selten so viele Bewerber flir einen
bestimmten Posten gebe und dass die Schaffung eines eigenen Besetzungsausschusses das
Auswahlverfahren ldhmen konnte. Ein Teilnehmerstaat machte darauf aufmerksam, dass man
eigentlich iiber das Bestellungsverfahren fiir Leiter von Feldeinsdtzen nicht einer Meinung
sei, und wandte ein, dass das grof3te Problem die Auswahl der Bewerber nach Staats-
angehorigkeit und nicht nach Qualifikation sei.

Die Gruppe widmete sich auch der Frage, wie die Beratung der Feldeinsitze
verbessert werden konnte. In diesem Zusammenhang wurde auf die von Botschafterin Puxley
empfohlene Einrichtung von Beratungsgruppen hingewiesen. Einige Teilnehmerstaaten
hielten das fiir einen interessanten Gedanken, der weiter verfolgt werden sollte. Andere
bezweifelten den Wert derartiger Gruppen, da doch die Feldeinsidtze vom Generalsekretir
und vom Amtierenden Vorsitzenden iiber das Konfliktverhiitungszentrum angeleitet wiirden.
Auch die Idee einer zahlenmiBigen Beschrankung der Beratungsgruppen wurde hinterfragt.

Im Hinblick auf das bevorstehende Ministerratstreffen in Sofia beschloss die Gruppe,
ihren Arbeitsbereich auf die als problematisch erkannten Fragen einzuschrianken und nicht zu
versuchen, das gesamte System der OSZE-Feldeinsitze zu reformieren. Allgemein herrschte
die Auffassung, dass die Gruppe ,,Schritt fiir Schritt” vorgehen und sich dabei auf praktische
Fragen konzentrieren sollte, zu denen sich die Teilnehmerstaaten noch vor dem Ministerrat
einigen konnten. In diesem Zusammenhang wurde festgestellt, dass diese ersten einver-
nehmlichen Punkte eine solide Grundlage schaffen konnten, ehe man sich in Zukunft
schwierigeren Fragen zuwende.

Vor diesem Hintergrund beschloss die Gruppe, sich auf Fragen im Zusammenhang
mit der Berichterstattung durch Feldeinsétze zu konzentrieren. Man kam iiberein, dass die
Gruppe als ersten konkreten Schritt zur Verbesserung der Funktionsweise und Wirksamkeit
der Feldeinsédtze dem Konfliktverhiitungszentrum praktische Empfehlungen fiir die Aktuali-
sierung der bestehenden Berichterstattungsrichtlinien fiir OSZE-Feldeinsétze vorlegen
konnte. Es wurde auch vereinbart, dass die Gruppe einen Entwurf zu einem Beschluss des
Stidndigen Rates tliber Berichterstattung ausarbeiten sollte, zu dem auf dem Ministerratstreffen
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in Sofia ergéinzend eine allgemeine Erklarung iiber die von der Gruppe im Jahr 2004
geleistete Arbeit hinzukommen konnte.

Die Berichterstattungsrichtlinien vom 6. Juni 2002 (SEC.GAL/95/02) wurden mit der
Bitte um Stellungnahme erneut verteilt. Die Gruppe stellte vier Problembereiche fiir die
weitere Diskussion fest: die Freigabe von Berichten, das System der vertraulichen Berichte,
die Haufigkeit der Berichterstattung und die Frage der Weitergabe von Berichten an Partner-
organisationen. Als Ergebnis zweier Redaktionssitzungen zu diesen Themen einigte sich die
Gruppe auf Folgendes:

Freigabe von Berichten

Die Leiter der Feldeinsitze tragen die Letztverantwortung fiir die Richtigkeit,
Qualitit, Genauigkeit, Objektivitit, Vertraulichkeit und Piinktlichkeit der Berichte. Die Leiter
der Feldeinsétze stehen den Behorden ihres Gastlandes fiir regelméfige Konsultationen zu
Fragen zur Verfiigung, auf die in den Tétigkeitsberichten ihres Feldeinsatzes eingegangen
wird. Bei der Berichterstattung sollte der Leiter des Feldeinsatzes den Standpunkt des
Gastlandes beriicksichtigen. Die Meinungen anderer Beteiligter, wie etwa internationaler
Organisationen, von NROs und anderer Vertreter der Zivilgesellschaft, sollten ebenfalls
beachtet werden.

Berichte kdénnen erst dann zur Ubermittlung nach Wien freigegeben werden, wenn der
Leiter des Feldeinsatzes oder ein zum Geschéftstriger ernannter Vertreter seine Zustimmung
erteilt hat. Uber Fax versandte Berichte sollten ein Deckblatt haben, auf dem der Leiter des
Feldeinsatzes oder der Geschéftstrager mit seiner Unterschrift die Freigabe bestitigt.

Haufigkeit der Tatigkeitsberichte

Tétigkeitsberichte werden normalerweise regelméBig vierzehntégig oder monatlich
versandt. Die Haufigkeit dieser Berichte ist von der Abteilung Missionsprogramme im
Konfliktverhiitungszentrum unter Fithrung des OSZE-Vorsitzes und des Generalsekretirs
festzulegen und gegebenenfalls zu iiberpriifen.

Berichte, die innerhalb der OSZE vertraulich zu behandeln sind

Wird ein Schriftstiick oder Bericht als ,,vertraulich® eingestuft, ist damit seine
Verteilung erheblich eingeschrinkt. Sofern nicht eigens angegeben wird, dass ein ver-
traulicher Bericht nur fiir den Vorsitz und in Kopie fiir den Generalsekretir bestimmt ist,
ergeht er an den Vorsitz, den Generalsekretdr und den Direktor des Konfliktverhiitungs-
zentrums. Ein vertrauliches Schriftstiick ergeht nur dann an andere Empfanger, wenn sie der
Absender ausdriicklich angibt oder wenn dies vom Vorsitz nach Riicksprache mit dem Leiter
des betreffenden Feldeinsatzes oder einem zum Geschéftstrager ernannten Vertreter
beschlossen wird.

Fiir Berichte sollte keine zu hohe Vertraulichkeitsstufe gewéhlt werden — dies
beschrinkt oft ihren Nutzen. Berichte sollten eher selten als vertraulich eingestuft werden und
das nur in bestimmten Féllen, in denen Vertraulichkeit tatsdchlich erforderlich ist, darunter
Disziplinarangelegenheiten.

Weitergabe von Berichten an internationale Organisationen

Im Hinblick auf die Férderung der Zusammenarbeit und Koordination mit inter-
nationalen Organisationen und unter Berlicksichtigung des Reziprozititsgebots ist es bei der
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OSZE {iblich, einzelne OSZE-interne Berichte ausgewihlten internationalen Organisationen
(maBgeblichen OSZE-Partnern vor Ort) ausschlieBlich zu deren interner Information
informell zu tibermitteln. Die Liste der Empfanger ist von den Teilnehmerstaaten regelmifig
zu tiberpriifen und kann von der Abteilung Missionsprogramme im Konfliktverhiitungs-
zentrum unter Beratung durch den OSZE-Vorsitz und den Generalsekretédr abgeandert
werden.

Der Vorsitz der Gruppe erstellte einen Bericht an den Amtierenden Vorsitzenden iiber
seine Tatigkeit im Jahr 2004 und begann gleichzeitig mit der Ausarbeitung eines Beschlusses
des Stdandigen Rates iiber die Berichterstattung durch OSZE-Feldeinsitze, der zu einem
spateren Zeitpunkt verabschiedet werden soll.

Der Vorsitz der Gruppe dankt den Teilnehmerstaaten fiir ihre aktive Mitarbeit in der
Gruppe, den Ko-Vorsitzenden der Gruppe fiir ihre Hilfe und dem Konfliktverhiitungszentrum
fiir die ausgezeichnete Unterstiitzung, die es im Verlauf des gesamten Prozesses der Erorte-
rungen und der Ausarbeitung einschliagiger Dokumente geleistet hat.
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SCHREIBEN DES VORSITZES
DES FORUMS FUR SICHERHEITSKOOPERATION
AN DEN MINISTER FUR AUSWARTIGE ANGELEGENHEITEN
DER REPUBLIK BULGARIEN, DEN VORSITZENDEN
DES ZWOLFTEN TREFFENS DES MINISTERRATS DER OSZE

Exzellenz,

als Vorsitzender des Forums fiir Sicherheitskooperation (FSK) mdchte ich Sie liber
die Tatigkeit des Forums seit dem Elften Treffen des Ministerrats informieren.

Die Grundlage der Arbeit des Forums im Jahr 2004, in dem Andorra, Armenien und
Osterreich nacheinander den Vorsitz fiihrten, bildete die Verpflichtung, die Sicherheit,
Stabilitdt und Transparenz im OSZE-Raum durch die vollstindige und umfassende
Umsetzung, rechtzeitige Anpassung und Weiterentwicklung der Arbeit des FSK zu Fragen
der Riistungskontrolle, der Abriistung und der vertrauens- und sicherheitsbildenden
MaBnahmen zu verbessern.

Zur Umsetzung der beachtlichen Zahl an Dokumenten, die vom FSK verabschiedet
wurden, kamen als zusétzlicher Schwerpunkt die Aufgaben hinzu, mit denen das FSK durch
die letzten Beschliisse des Ministerrats betraut worden war. Die Umsetzung der OSZE-Doku-
mente iiber Munitionslagerbestinde und iiber Kleinwaffen und leichte Waffen erweist sich
als neue Herausforderung, da Maflnahmen zur Unterstiitzung der laufenden Bemiihungen der
Teilnehmerstaaten um Bewiltigung der Bedrohung durch gefihrliche Uberbestinde an
Munition zu erwégen sind.

Die Beurteilung des Verlaufs der Arbeit der OSZE im Sicherheitsbereich und der
Umsetzung der Verpflichtungen durch die Teilnehmerstaaten ist eine stindige Aufgabe des
FSK und an sich schon eine wesentliche vertrauensbildende Mafinahme. Sie hat sich aber
auch als Gelegenheit erwiesen, Vorschldge zur Anpassung bestehender Instrumente und
Mechanismen an neue Anforderungen auszuarbeiten.

Fiir die Weiterfithrung der Arbeit des FSK wurde durch die Verabschiedung neuer
Beschliisse und die Auseinandersetzung mit dem sich verdndernden Sicherheitsumfeld und
dessen Auswirkungen auf den Sicherheitsdialog gesorgt. Die wichtigsten Beschliisse schaffen
neue politisch bindende OSZE-Prinzipien und -Standards, die verhindern sollen, dass SALW
in die Hiande von Terroristen oder auf den illegalen Markt gelangen (eine Frage, die auch die
Abhaltung eines Seminars iiber Militdrdoktrinen im nichsten Jahr betrifft).

Es gab auch Bemiihungen zur weiteren Verbesserung der Zusammenarbeit mit
anderen Gremien und Institutionen der OSZE, um auf dimensioneniibergreifende Aspekte der
Aufgaben des FSK einzugehen und zu erreichen, dass die Kooperationspartner und die an die
OSZE angrenzenden Gebiete vom acquis des FSK Gebrauch machen.

Die Umsetzung der Beschliisse und Verpflichtungen erhielt 2004 einen neuen
Schwerpunkt durch die Beschliisse des Ministerrats von Maastricht, die sich unmittelbar auf
die Arbeit des FSK auswirkten.

Die OSZE-Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilitét im einund-
zwanzigsten Jahrhundert ist eine wichtige Richtlinie fiir die Arbeit des FSK. Sie geht auf
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viele Aspekte politisch-militdrischer Art ein und bestétigt in ihrem Absatz 19, dass das FSK
gemeinsam mit dem Stdndigen Rat in der OSZE als Forum fiir den politischen Dialog und
den Sicherheitsdialog, fiir die Festlegung einvernehmlich beschlossener und politisch
bindender Normen und Prinzipien und fiir die Férderung ihrer Umsetzung eine zentrale Rolle
spielt. Sie erteilt dem FSK auch den Auftrag, zur Umsetzung der OSZE-Strategie und zu
entsprechenden FolgemalBnahmen beizutragen — eine Aufgabe, die sich durchgingig durch
viele Aspekte der Arbeit des FSK zieht.

Ein Beispiel dafiir ist Absatz 51 der Strategie, in dem es darum geht, dass die in
politisch-militarischen Dokumenten enthaltenen Prinzipien, Normen und Ma3nahmen
benachbarten Regionen nahe gebracht und die Kooperationspartner im Rahmen der VSBM
der OSZE eingebunden werden sollen, worauf der PC-Beschluss Nr. 571 néher einging. Da
das FSK unmittelbar betroffen war, wurden alle Kooperationspartner zu einem speziellen
Sicherheitsdialog im FSK eingeladen, um konkret die Bereiche zu bewerten, in denen sie
besonders an einer Zusammenarbeit oder der freiwilligen Ubernahme politisch-militirischer
Beschliisse bzw. Verpflichtungen interessiert sind. Das FSK arbeitete ein umfangreiches
Schriftstiick mit zahlreichen Optionen fiir mogliche Formen der politisch-militirischen
Zusammenarbeit und fiir eine freiwillige Ubernahme von FSK-Instrumenten und
-Verpflichtungen aus. Dieses Schriftstiick wurde dem Vorsitz der informellen Gruppe zur
Umsetzung von PC-Beschluss Nr. 571 im Hinblick auf seine Ubernahme in den
einschldgigen Ministerratsbeschluss als konkreter Beitrag des FSK zugeleitet.

Das vom Elften Ministerrat in Maastricht gebilligte OSZE-Dokument iiber Lager-
bestinde konventioneller Munition sieht die Moglichkeit vor, dass die Teilnehmerstaaten
iiber die OSZE um Hilfestellung bei der Sicherung und Beseitigung derartiger Lagerbestéinde
ersuchen. Seit dem Ministerrat 2003 haben die Ukraine, Belarus, die Russische Foderation
und Tadschikistan entsprechende Ersuchen gestellt.

Damit begann eine neue Phase in der Arbeit des FSK und der OSZE, namlich die
Frage der Unterstiitzung von Teilnehmerstaaten, die bereit sind, bei der Umsetzung von
GroBprojekten im Bereich der Sicherung oder Vernichtung derartiger Lagerbestdnde
Hilfestellung zu leisten.

Die Ersuchen und eine eintdgige FSK-Sondersitzung am 29. September 2004 zu
dieser Frage vermittelten den Teilnehmerstaaten eine Vorstellung von der Dringlichkeit und
der GroBenordnung des Problems und des damit verbundenen Bedrohungspotenzials fiir
Menschen, Infrastruktur und Umwelt. Die bisher eingegangenen Ersuchen lassen auch
erkennen, dass zur Losung des Problems — betrdchtliche — finanzielle Mittel erforderlich sind.

Die ersten Bemiithungen zur Bewéltigung dieses Problems sind ermutigend, doch sind
deutliche Fortschritte ganz offensichtlich nur mit nachdriicklicher Unterstiitzung durch alle
interessierten Teilnehmerstaaten moglich, um das 6ffentliche Bewusstsein zu heben,
Erfahrungen mit der Abwicklung solcher Projekte zu sammeln, die Erfahrungen anderer
internationaler Gremien (VN, NATO/P{P, EU) auf diesem Gebiet zu niitzen und durch
Zusammenarbeit im Rahmen der OSZE Synergien zu schaffen. Dies liele sich durch die
Biindelung von Fachwissen und Technologie oder durch die Ausarbeitung von
Praxisleitfiden und durch die Erwidgung gemeinsamer Beratungsstrukturen fiir die Planung,
Verwaltung bzw. Finanzierung der Projekte erreichen.

Das vom Ministerrat 2000 gebilligte OSZE-Dokument iiber Kleinwaffen und leichte
Waffen (SALW) ist seither das wichtigste Instrument zur Verhinderung des unerlaubten
Handels mit SALW und wurde zu einem stindigen Arbeitsschwerpunkt des FSK. 2004 trat
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die Umsetzung des SALW-Dokuments allerdings in eine neue Phase, als die Teilnehmer-
staaten erste Schritte unternahmen, um auf die Ersuchen von Belarus und Tadschikistan um
Hilfestellung bei der Kontrolle bzw. der Beseitigung iiberschiissiger SALW laut Abschnitt V
des SALW-Dokuments einzugehen.

Bei der Behandlung beider Ersuchen wurden Fortschritte erzielt.

Im Mittelpunkt der Arbeit des FSK an der Beurteilung der Durchfiihrung standen
zwel Veranstaltungen — die Jéhrliche Sicherheitsiiberpriifungskonferenz (ASRC) und das
Jahrliche Treffen zur Beurteilung der Durchfiihrung (AIAM) — sowie der regelméfige
Austausch von Informationen iiber vertrauens- und sicherheitsbildende Maflnahmen und
einschlagiger militirischer Daten.

Die Jahrliche Sicherheitsiiberpriifungskonferenz (ASRC), die 2002 vom Ministerrat in
Porto mit dem Ziel eingerichtet wurde, einen Rahmen fiir einen verstirkten Sicherheitsdialog
und fiir die Uberpriifung der Arbeit der OSZE und ihrer Teilnehmerstaaten im Sicherheits-
bereich zu bilden, ist fiir das FSK von besonderer Bedeutung, da sie das Instrument zur
Uberpriifung der Arbeit in der ersten Dimension der OSZE, namlich der Sicherheit, ist. Dem
FSK kommt bei der Konferenz eine wichtige Rolle zu: Es sollte am Vorsitz und an der
Abgabe von Empfehlungen zu Termin, Tagesordnung und Modalititen der Konferenz
mitwirken, Beitrdge zur Konferenz leisten und — gemeinsam mit dem Stdndigen Rat —ihre
Empfehlungen umsetzen.

Im Mittelpunkt der ASRC 2004 (23./24. Juni) standen Verhiitung und Bekdmpfung
des Terrorismus, Grenzsicherung und -management und umfassende Sicherheit. Sie bot nicht
nur Gelegenheit zu einem Riickblick und zur Uberpriifung der laufenden Arbeit im Sicher-
heitsbereich sondern auch zu einem Ausblick auf die Zukunft, da iiber 30 wichtige
Vorschldge eingebracht wurden, die in den unmittelbaren Zustandigkeitsbereich des FSK
fallen. Eine Reihe von ithnen wurde bereits, untermauert durch schriftliche Denkanst63e, in
das Arbeitsprogramm des FSK aufgenommen.

Das 14. Jahrliche Treffen zur Beurteilung der Durchfiihrung (AIAM) fand am 9. und
10. Mérz 2004 in Anwesenheit hochrangiger Beamter und Experten aus den Hauptstidten
statt und bewihrte sich als wirksamstes Instrument zur Gewéhrleistung von Transparenz, da
alle Aspekte der Durchfithrung vereinbarter VSBM sowie der Verteidigungspolitik, der
militdrischen Strukturen, der Riistung, der Dislozierungen und anderer militirischer
Aktivititen der Teilnehmerstaaten erortert und die Durchfiihrung dieser Verpflichtungen
beurteilt wurden.

Erwiahnenswert ist, dass die positiven Entwicklungen seit dem letzten AIAM nicht nur
im Bereich der Inspektionen und der Uberpriifungsbesuche anhielten. Allerdings ist es noch
immer nicht soweit, dass alle OSZE-Teilnehmerstaaten sdmtliche im Wiener Dokument 1999
verlangten Informationen liefern. Der Einsatz des Mahnmechanismus und die Durchfiihrung
mehrerer Seminare und Schulungsprojekte erbrachte im Hinblick darauf positive Ergebnisse.

Auf dem Treffen wurden nicht weniger als 48 Vorschldge zur weiteren Verbesserung
der Durchfithrung der OSZE-Verpflichtungen vorgelegt, darunter einige, in denen angeregt
wurde, die Struktur des Informationsaustauschs und der Bewertung der ausgetauschten
Informationen zu tiberpriifen.

Der zukunftsorientierte Ansatz des FSK kam auch in der Ausarbeitung einiger
wichtiger neuer Dokumente und Beschliisse zum Ausdruck.
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Da SALW und Terrorismus eine Hauptsorge der OSZE sind, verwundert es nicht,
dass dem FSK die SchlieBung groBer Liicken ein besonderes Anliegen ist, durch die
Terroristen und die internationale Kriminalitit in den Besitz von SALW und insbesondere
von MANPADS gelangen konnen.

Drei wichtige Dokumente — die OSZE-Prinzipien fiir die Ausfuhrkontrolle tragbarer
Abschussgerite fiir Flugabwehrraketensysteme (MANPADS), die OSZE-Prinzipien fiir die
Kontrolle von SALW-Vermittlungsgeschiften und die Standardelemente von Endabnehmer-
zertifikaten und Verifikationsverfahren fiir SALW-Ausfuhren — wurden vom FSK ausge-
handelt und verabschiedet. Sie alle betreffen SALW und sollen einen positiven Beitrag zur
Verhinderung und Bekdmpfung des Terrorismus durch Unterbindung des Transfers von
Waffen an unrechtmifige Empfinger leisten. Es ist als beachtlicher Erfolg zu werten, dass
alle Teilnehmerstaaten diese hohen Standards akzeptieren konnten.

Im Wissen um die Notwendigkeit einer Vereinfachung des Fragebogens zu Anti-
personenminen von 1997 verabschiedete das FSK einen aktualisierten Fragebogen, in dem
die Fragen gestrafft und Uberschneidungen mit internationalen Ubereinkiinften zu Anti-
personenminen und explosiven Kampfmittelriickstdnden auf ein Mindestmal reduziert
wurden.

Es wurde ein Beschluss iiber die Modernisierung der Struktur des OSZE-Kommuni-
kationsnetzes verabschiedet. Die Umsetzung des Wiener Dokuments 1999 wurde durch zwei
sinnvolle Ergdnzungen zu diesem Dokument in Form von Erkldrungen des FSK-Vorsitzes
verbessert:

— iiber Dolmetscher als Hilfspersonal bei Verifizierungsaktivitdten und

— iiber die Zuordnung ehemaliger Hubschraubertruppenteile des Heeres zu den
Luftstreitkréften.

(Mehrfach wurde im Laufe des Jahres die Moglichkeit angesprochen — vor allem im
Zuge des AIAM und der Jahrlichen Sicherheitsiiberpriifungskonferenz (ASRC) —, dass die
OSZE auf hoher Ebene ein Militdrdoktrinenseminar abhilt. Das Wiener Dokument 1999
ermutigt in Absatz 15.7 zur Abhaltung derartiger Seminare.

Das FSK beschloss daher, im Mai 2005 in Wien ein solches Seminar abzuhalten.)

Die Weiterentwicklung der Arbeit des FSK war auch eines der Hauptanliegen des
standigen Sicherheitsdialogs im FSK.

Dieser Dialog ermdglicht es dem FSK, sich mit sicherheitsrelevanten Fragen
allgemeinerer Natur zu befassen und nicht nur neue Entwicklungen in der Verteidigungs-
politik und der Militardoktrin, sondern auch dimensioneniibergreifende Aspekte oder neue
Vorschldge fiir Initiativen bzw. auszuarbeitende Dokumente darzulegen. 2004 wurde ein
breites Spektrum von Fragen behandelt.

Die Vortrdge der Teilnehmerstaaten galten unter anderen der Verteidigungsplanung
(Frankreich, Usbekistan und Russische Foderation), der Reform der Streitkréfte
(Deutschland, Osterreich), internationalen Missionen (Osterreich), der Nichtverbreitung
(Vereinigte Staaten von Amerika), Munitionslagerbestdnden (Ukraine, Belarus, Russische
Foderation, Tadschikistan und Albanien), bilateralen VSBM (Belarus/Polen) sowie dem
Thema Menschenhandel und Streitkréfte (Vereinigte Staaten von Amerika).
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Eine grof3e Zahl von Experten aus anderen internationalen Gremien wurde
eingeladen, zu konkreten Fragen von Interesse zu sprechen, darunter folgende Themen:
Terrorismus, Massenvernichtungswaffen, SALW-Vermittlungsgeschifte und die européische
Sicherheits- und Verteidigungspolitik, die Zusammenhénge zwischen Terrorismus,
Massenvernichtungswaffen und Militdrdoktrinen, Streitkrafte und Menschenrechte,
dimensioneniibergreifende Aspekte der Sicherheit, Menschenhandel und Streitkrifte und die
Zusammenhidnge zwischen Waffenimporten und nachhaltiger Entwicklung.

Aber auch andere wichtige Aspekte der Arbeit des FSK sollen nicht unerwihnt
bleiben.

Ein besonderer Schwerpunkt war fiir das FSK die weitere Intensivierung der engen
Zusammenarbeit nicht nur mit dem Konfliktverhiitungszentrum, seinem wichtigsten Dauer-
partner, sondern auch mit anderen OSZE-Gremien und Institutionen im Hinblick auf
dimensioneniibergreifende Aspekte seiner Aufgaben.

Die Zusammenarbeit mit dem Standigen Rat ist duBerst wichtig, da viele Fragen
dimensioneniibergreifend sind oder ein gemeinsames Vorgehen erfordern, wie etwa die
Umsetzung des Lagerbestdandedokuments und des SALW-Dokuments. Fiir ausgezeichnete
Beziehungen sorgten drei gemeinsame Sitzungen der beiden Troikas des FSK und des
Standigen Rates sowie eine gemeinsame Plenarsitzung der beiden Gremien am
10. November, die der Vorbereitung des Ministerrats von Sofia und der Behandlung
gemeinsamer Interessen bei der Umsetzung des Lagerbestindedokuments und des SALW-
Dokuments gewidmet war.

Der Direktor des BDIMR und der Koordinator fiir 6konomische und 6kologische
Aktivitdten der OSZE gingen im FSK auf dimensioneniibergreifende Aspekte der Sicherheit
ein.

Da mehrere Feldmissionen in politisch-militdrische Projekte eingebunden sind,
wurden die Leiter der Missionen in Moldau, Serbien und Montenegro, Bosnien und
Herzegowina und Armenien sowie Experten aus den Missionen in Georgien und Moldau in
das FSK eingeladen, um es iiber ihre Tatigkeit zu informieren und ihre Erfahrungen fiir eine
kiinftig verbesserte Umsetzung politisch-militérischer Projekte zur Verfiigung zu stellen.

Bei Kontakten mit anderen internationalen Gremien betreffend die Durchfiihrung von
Projekten im Zusammenhang mit der Bearbeitung von Ersuchen um Hilfestellung zu den
OSZE-Dokumenten iiber Lagerbestinde und SALW ergaben sich mdgliche Kooperations-
bereiche, die weiter verfolgt werden sollten.

Das breite Aufgabenspektrum des FSK in der politisch-militdrischen Dimension und
die im Rahmen seines Mandats erzielten Fortschritte stellen erneut seine wichtige Rolle unter
Beweis und zeugen vom beachtlichen Beitrag, den das FSK geleistet hat und weiterhin leisten
wird, um die Sicherheit in der gesamten OSZE-Region zu erhéhen und dadurch zur
umfassenden Aufgabe der OSZE beizutragen.

Exzellenz, es steht Ihnen frei, diese Entwicklungen in den entsprechenden
Dokumenten des Ministerrats festzuhalten.
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SCHREIBEN DES VORSITZES DER
BERATUNGSKOMMISSION ,,OFFENER HIMMEL*
AN DEN MINISTER FUR AUSWARTIGE ANGELEGENHEITEN
DER REPUBLIK BULGARIEN, DEN VORSITZENDEN DES
ZWOLFTEN TREFFENS DES MINISTERRATS DER OSZE

Exzellenz,

als Vorsitzender der Beratungskommission ,,Offener Himmel* (OSCC) mdchte ich
Sie iiber die Téatigkeit der OSCC im Jahr 2004 informieren.

Im Berichtszeitraum, seit dem Ministerratstreffen in Maastricht, konzentrierte sich die
Arbeit der OSCC einerseits auf routinemifBige Fragen, die fiir die wirksame Umsetzung des
Vertrags wesentlich sind, und andererseits auf die Vorbereitung der ersten Uberpriifungs-
konferenz.

Die Uberpriifungskonferenz ist fiir 14. bis 16. Februar 2005 geplant und wird erstmals
Gelegenheit bieten, die ersten drei Jahre der Umsetzung der Vertragsbestimmungen nach dem
Inkrafttreten des Vertrags am 1. Januar 2002 umfassend zu beurteilen. Bisher hat die OSCC
die Regeln und Verfahren und die vorldufige Tagesordnung der Konferenz vereinbart.

Was die Routinearbeit der OSCC und ihrer informellen Arbeitsgruppen betrifft, so hat
die OSCC einen Beschluss iiber Anderungen bei Flugplitzen ,,Offener Himmel* und den
zugehorigen groBten Flugentfernungen und tiber die Zulassungspriifung fiir neue Modelle des
Luftfahrzeugs C-130 verabschiedet. Die Informelle Arbeitsgruppe ,,Regeln und Verfahren*
priift derzeit einige weitere Fragen der Umsetzung des Vertrags.

Um den Vorgang der Verteilung aktiver Quoten fiir Beobachtungsfliige zu verbessern,
verabschiedete die OSCC eine abgeénderte Fassung des diesbeziiglichen Beschlusses vom
Vorjahr. Die Verteilung aktiver Quoten fiir das Jahr 2005 wurde vorgenommen. Im Gegen-
satz zum Verteilungsvorgang im vergangenen Jahr wurde hinsichtlich der passiven Quote
eines Landes kein Konsens erzielt.

Seit dem letzten Berichtszeitraum haben die Vertragsstaaten eine betréchtliche Zahl
von Beobachtungsfliigen durchgefiihrt, deren iiberwiegende Mehrheit zugegebenermalien zur
vollen Zufriedenheit der Beobachter und der Beobachteten verlief. Die Vertragsstaaten
fiihrten auch wie bisher auf bilateraler Basis Beobachtungsfliige zu Schulungszwecken durch.
Bei einer gemeinsamen Zulassungspriifung zertifizierten Russland, Schweden und die Tiirkei
erfolgreich ihr Beobachtungsluftfahrzeug mit den Sensoranordnungen und der Sensorleistung
laut den Bestimmungen des Vertrags und einschlidgiger Dokumente.

Die Wichtigkeit und Bedeutung des Vertrags fand weitere Anerkennung durch den
Beitritt zweier OSZE-Teilnehmerstaaten — der Republik Slowenien und der Republik
Kroatien (Letztere mit Wirksamkeit ab 1. Januar 2005) —, womit sich die Gesamtzahl der
Mitglieder von anfinglich 24 auf nunmehr 32 erh6ht hat. Die OSCC setzte die notwendigen
Schritte, um zu gewéhrleisten, dass alle technischen Vorkehrungen im Hinblick auf den
Beitritt dieser Staaten getroffen wurden. Der Antrag Zyperns steht nach wie vor auf der
Tagesordnung der OSCC.
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Die erfolgreiche Umsetzung des Vertrags veranlasste die Mitglieder, sich
entsprechend der Praambel des Vertrags mit dessen gesamtem Anwendungsbereich zu
befassen. Die OSCC veranstaltete ein Seminar, das dem moglichen Einsatz des Regimes
,,Offener Himmel* fiir Umwelt- und 6kologische Zwecke gewidmet war. Es erwies sich als
gute Gelegenheit, Meinungen, Ideen und Erfahrungen aus internationaler und nationaler
Perspektive vorzustellen. Das Seminar vermittelte der OS-Gemeinschaft einen guten
Hintergrund fiir die weitere Priifung dieser Fragen im Rahmen der ordentlichen Tatigkeit der
OSCC und der bevorstehenden Uberpriifungskonferenz.

Der Vertrag iiber den Offenen Himmel bleibt ein &duflerst wichtiges Instrument der
Vertrauens- und Sicherheitsbildung im OSZE-Gebiet und beweist seine Wirksamkeit bei der
Stiarkung der Stabilitdt und der Férderung groBerer Transparenz und Offenheit zwischen den
Vertragsstaaten. Angesichts der Aussichten auf eine weitere Ausdehnung des Anwendungs-
gebiets des Vertrags und eine Verstirkung seiner Durchfiihrung werden jene Staaten, die in
der Lage und bereit sind, die Ziele des Vertrags zu erfiillen, ermutigt, die Moglichkeit eines
Beitrags zu den Zielsetzungen des Regimes ,,Offener Himmel* in Erwigung zu ziehen.

Exzellenz, es steht Ihnen frei, diese Entwicklungen in den entsprechenden
Dokumenten des Ministerrats festzuhalten.
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BERICHT DER KO-VORSITZE DER MINSK-GRUPPE
DER OSZE AN DEN MINISTERRAT DER OSZE

Nach Abschluss der Wahlgénge in Armenien und Aserbaidschan im vergangenen Jahr
kam der Verhandlungsprozess in Bewegung. Die beiden Prasidenten erkldrten sich zu einem
ersten Treffen im Dezember vergangenen Jahres in Genf bereit. [hr zweites Treffen fand im
April in Warschau statt.

Die beiden Prasidenten akzeptierten den Vorschlag der Ko-Vorsitze, eine zweite
Dialogebene einzurichten. Diese zweite Ebene sollte nicht sofort eine neue Verhandlungs-
runde aufnehmen, sondern den Zeitraum zwischen den Treffen der beiden Prisidenten iiber-
briicken und den Prozess in Gang halten. Die Prasidenten ernannten ihre Auflenminister zu
ithren personlichen Vertretern fiir diese zweite Ebene und stimmten der Abhaltung zweier
Treffen der Minister zu.

SchlieBlich fanden im Rahmen des so genannten ,,Prager Prozesses® vier Treffen statt.
Es wurde eine neue Arbeitsweise vereinbart: keine Tagesordnung, keine Verpflichtungen,
keine Verhandlungen, sondern eine offene Diskussion iiber alle von Armenien,
Aserbaidschan oder den Ko-Vorsitzen vorgeschlagenen Fragen. Dank der guten Fithrung und
Professionalitdt der beiden Minister fanden die Gespréche in einem guten Klima statt und sie
waren konstruktiv. Sie erbrachten zwei wesentliche Ergebnisse:

— alle Parameter einer kiinftigen Losung wurden systematisch untersucht, so dass wir
eine klare Vorstellung vom Standpunkt beider Parteien haben;

— der Kern des Problems wurde schrittweise ermittelt, d.h. es wurde die Basis
abgesteckt, auf der echte Verhandlungen aufgenommen werden kdnnten, was
natiirlich Kompromissbereitschaft auf beiden Seiten voraussetzt.

Wihrend ihres Besuchs in der Region im Juli legten die Ko-Vorsitze den beiden
Prisidenten eine Reihe moglicher Szenarios vor:

— keine Vereinbarung mdéglich, d.h. Aufrechterhaltung des derzeit fragilen Status quo;

— Vereinbarung zwischen den beiden Parteien, die derzeitige Situation de facto formell
einzufrieren, d.h. Verschieben einer endgiiltigen Losung der Frage des Status von
Berg-Karabach bei gleichzeitiger Normalisierung der Beziehungen zwischen den
Parteien;

— Vereinbarung dariiber, wie iiber den zukiinftige Status von Berg-Karabach
entschieden werden soll, mit einer schrittweisen Umsetzung der Bestimmungen einer
solchen Vereinbarung, einschlieBlich weiterer Elemente einer Regelung.

Die Ko-Vorsitze erwarteten von den Prisidenten keine sofortige Antwort auf diese
Szenarien. Sie empfanden die Bereitschaft der Priasidenten, den Prager Prozess fortzusetzen,
als Bestdrkung.

Nach dem vierten Prager Treffen lautete die von den Ministern geteilte Einschitzung
der Ko-Vorsitze wie folgt: Der Prager Prozess entsprach voll und ganz ihren gemeinsamen
Erwartungen und erfiillte gleichzeitig seine Zielsetzungen. Jedoch sind ohne klare Vorgaben
durch die Préasidenten keine weiteren Schritte moglich.
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Dies teilten die Ko-Vorsitze den Prisidenten auch bei ihrem Treffen in Astana Mitte
September mit. Sie erklédrten sich bereit, deren Ministern beim néchsten Prager Treffen einen
Rahmen als Grundlage fiir zukiinftige Verhandlungen vorzuschlagen. Nach mehrstiindigen
Gesprachen untereinander und danach mit Prasident Putin ersuchten die Priasidenten um eine
,Nachdenkpause* und versprachen eine baldige Antwort.

In der Zwischenzeit entsandte der Amtierende Vorsitzende der OSZE seinen
Sondergesandten, den ehemaligen bulgarischen Ministerpriasidenten Filip Dimitrow, nach
Baku und Eriwan, um den Prasidenten mit Nachdruck weitere Schritte nahe zu legen und sie
an die Besorgnisse und Erwartungen der OSZE zu erinnern.

In einem Ende Oktober abgesandten Schreiben erinnerten die Ko-Vorsitze die beiden
Prisidenten an ihre Zusage, den Vorschlag der Ko-Vorsitze, auf der durch die Prager Treffen
erarbeiteten Grundlage substanzielle Verhandlungen aufzunehmen, zu beantworten.
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JAHRESBERICHT
UBER DIE UMSETZUNG DES UBEREINKOMMENS UBER
VERTRAUENS- UND SICHERHEITSBILDENDE MASSNAHMEN IN
BOSNIEN UND HERZEGOWINA (ANHANG 1-B ARTIKEL Il DES
FRIEDENSUBEREINKOMMENS VON DAYTON) UND DES
UBEREINKOMMENS UBER SUBREGIONALE
RUSTUNGSKONTROLLE (ANHANG 1-B ARTIKEL IV DES
FRIEDENSUBEREINKOMMENS VON DAYTON)

1. Januar bis 30. November 2004

Einleitung

Stidosteuropa erlebte in diesem Jahr tief greifende und sehr positive Verdnderungen.

Erstens bringen die im Gange befindlichen Initiativen zur Verteidigungsreform in
Bosnien und Herzegowina das Land der européischen Integration und dem Programm
,,Partnerschaft fiir den Frieden® immer niher.

Zweitens haben die Parteien von Anhang 1-B Artikel II des Friedensiibereinkommens
von Dayton am 28. September beschlossen, das Ubereinkommen auBer Kraft zu setzen.

Drittens setzten die Parteien des Artikel-IV-Ubereinkommens die Umsetzung des
Riistungskontrollprozesses in der Subregion fort und zeigten sich kooperativ in Bezug auf die
beiden Inspektionen, die das gesamtstaatliche Verifikationszentrum von Bosnien und
Herzegowina organisierte und durchfiihrte.

Alle diese Prozesse vollzogen sich in einem allgemeinen Klima des Vertrauens, der
Offenheit und der Transparenz.

Abschnitt I: Umsetzung

Ubereinkommen tiber vertrauens- und sicherheitsbildende MaRnahmen in Bosnien und
Herzegowina (Anhang 1-B Artikel 11 des Friedensibereinkommens von Dayton)

Das wichtigste Ereignis im Berichtszeitraum war der auf der 44. Sitzung der Gemein-
samen Beratungskommission (JCC) am 28. September 2004 in Sarajewo von den Parteien
gefasste Beschluss, das Artikel-II-Ubereinkommen iiber vertrauens- und sicherheitsbildende
MaBnahmen in Bosnien und Herzegowina aufler Kraft zu setzen.

Dabei kamen die Parteien angesichts der Umsetzung des Verteidigungsgesetzes in
Bosnien und Herzegowina, mit dem eine einheitliche Verteidigungsstruktur geschaffen
wurde, und der formellen Beschliisse des Ministerrats von Bosnien und Herzegowina sowie
jener der Regierung der Foderation Bosnien und Herzegowina und der Regierung der
Republika Srpska iiberein, das Ubereinkommen auBer Kraft zu setzen, da seine
Bestimmungen ihres Erachtens vollinhaltlich umgesetzt wurden.
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Im Folgenden werden die vor dem AuBerkrafttreten des Ubereinkommens erzielten
Ergebnisse beschrieben.

1. Sitzungen. Die Parteien traten dieses Jahr dreimal zusammen und hielten vom 14. bis
16. Juni in Wien die fiinfte Konferenz zur Uberpriifung der Umsetzung des Ubereinkommens
ab. Dabei beschlossen die Parteien, nachdem sie festgestellt hatten, dass bei der Umsetzung
der vertrauens- und sicherheitsbildenden Maflnahmen au3erordentliche Fortschritte zu
verzeichnen waren, und in Anbetracht der erzielten Ergebnisse, die Umsetzung zahlreicher
MaBnahmen und Anhidnge von Artikel II freiwillig einzustellen. Sie vereinbarten schlief3lich,
dessen Bestimmungen nach der JCC-Sitzung vom 28. September 2004 in Sarajewo endgiiltig
auBler Kraft zu setzen.

2. Inspektionen/Besuche in Waffenproduktionseinrichtungen. Im ersten Halbjahr
wurden vier Inspektionen durchgefiihrt, zwei davon unter Leitung der OSZE. Sechs OSZE-
Staaten leisteten entweder durch die Leitung von Inspektionsteams oder durch Bereitstellung
von Experten Beitrdge. Es wurden zwei Waffenproduktionseinrichtungen besucht. Insgesamt
wurde das Inspektionsregime ordnungsgemif und professionell umgesetzt.

3. Jahrlicher Informationsaustausch. Beachtliche Verbesserungen gab es in den
Dokumenten zum jéhrlichen Informationsaustausch.

4. Freiwillige MaBBnahmen. Die Parteien beteiligten sich aktiv an freiwilligen
Programmen. Im Folgenden sind einige der wichtigsten Aktivititen des vergangenen Jahres
aufgefiihrt:

A. Verhaltenskodex. Deutschland stellte Experten zur Verfligung, die fiir Offiziere
niedriger und mittlerer Rédnge aus den beiden Teilgebieten zwei Seminare zum
Verhaltenskodex abhielten. Die Teilnehmer zeichneten sich durch eine wesentlich
regere Mitarbeit aus und legten deutlich mehr Interesse an den Tag.

B. Gemeinsame Feldiibung. Im nordlichen Teil von Bosnien und Herzegowina wurde
entlang der Grenzlinie zwischen den Teilgebieten eine erfolgreiche gemeinsame
Feldiibung abgehalten. Bei dieser Ubung sollte festgestellt werden, inwieweit die
Streitkréfte in der Lage sind, Zivilschutzbehdrden und -organisationen zur
Bewiltigung einer Krisensituation militdrische Unterstiitzung und Ausriistung zur
Verfiigung zu stellen.

Im Rahmen des Ubungsszenarios, das von einer Sonderarbeitsgruppe unter
Beteiligung lokaler und von der OSZE gestellter Experten ausgearbeitet worden war,
fanden gemeinsame Brandbekdmpfungs- und Entminungseinsétze, Such- und
Rettungsfliige sowie Fliige zur Beobachtung aus der Luft statt.

Die Ubung endete mit einem gemeinsamen Einsatz, bei dem die Streitkrifte eine
Féhre iiber den Fluss Bosna errichten mussten, um gefihrdete Zivilisten zu
evakuieren.

Die Ubung war fiir den neu ernannten bosnisch-herzegowinischen Verteidigungs-
minister Radovanovi¢ die erste Gelegenheit, die im Bereich der VSBM erzielten
Fortschritte zu demonstrieren.

C. Volkerrechtsseminar. Dieses gut besuchte Seminar fand in Miinchen (Deutschland)
statt. Der Teilnehmerkreis setzte sich aus Bataillonskommandanten, Offizieren
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mittlerer Rdnge und maBgeblichen Personlichkeiten aus den Generalstidben der beiden
Teilgebiete zusammen. Der kroatische Vizekonsul in Miinchen, General
Radovanovi¢, der die Delegation der Republik Serbien und Montenegro vertrat, und
der militirische Berater der Delegation von Bosnien und Herzegowina unterstrichen
durch ihre Teilnahme die Bedeutung des Seminars.

5. Zusammenfassung. Die Umsetzung des Verifikationsprotokolls und des Protokolls
iiber Informationsaustausch und Notifikationen ging bis zum Erléschen des Ubereinkommens
reibungslos weiter. Die erzielten Ergebnisse rechtfertigen in der Tat diesen auBBergewo6hn-
lichen Vorgang. Das AuBerkrafttreten des Ubereinkommens wird jedoch keine der Parteien
daran hindern, MaBnahmen, die zuvor im Ubereinkommen enthalten waren oder mit ihm in
Verbindung standen, freiwillig fortzusetzen.

Ubereinkommen tiber subregionale Rustungskontrolle (Anhang 1-B Artikel 1V des
Friedenstbereinkommens von Dayton)

1. Sitzungen. Die Parteien traten dieses Jahr dreimal zusammen und hielten die vierte im
Ubereinkommen vorgesehene Uberpriifungskonferenz ab. Bei dieser Konferenz wurden
grundlegende Beschliisse gefasst, durch die schlieBlich eine Reihe von Fragen betreffend
Ausnahmeregelungen unterliegende Ausriistungen gelost wurde. Die Parteien sind dazu zu
begliickwiinschen, dass sie diese wichtigen Beschliisse gefasst und die ,,Schlupflocher
beseitigt haben, die es ihnen praktisch ermoglichten, eine grole Anzahl von Ausriistungs-
gegenstinden iiber die Obergrenzen hinaus in ihren Bestdnden zu halten. Die Mitglieder der
Subregionalen Beratungskommission (SRCC) konnten im Rahmen des Ubereinkommens
iiber subregionale Riistungskontrolle Fragen l6sen, die in einem &dhnlichen Kontrollregime fiir
konventionelle Waffen ungelost bleiben.

Im Einklang mit SRCC-Beschluss 1/26 wurde eine Sondervereinbarung getroffen, der
zufolge Waffen, die fiir Forschungs- und Entwicklungszwecke von den Begrenzungen
ausgenommen sind, bis Ende 2004 in jeder der durch Artikel IV begrenzten Kategorien auf
hochstens fiinf Prozent beschriankt werden. Fortschritte gab es auch in Bezug auf Waffen in
den Bestéinden der Krifte der inneren Sicherheit.

2. Inspektionen: Alle Inspektionen liefen nach Plan ab. Die Parteien fiihrten insgesamt
13 Inspektionen durch. 28 OSZE-Staaten leisteten Beitrdge durch Bereitstellung von
Experten fiir die Inspektionen oder fiir die Begleitteams. Ich nahm persdnlich an den beiden
Inspektionen teil, die von einem Team aus Bosnien und Herzegowina in Kroatien (Juli) und
Serbien und Montenegro (September) durchgefiihrt wurden. Dabei konnte ich mich ,,vor Ort*
von der Motivation der Vertreter der Verifikationszentren der Parteien iiberzeugen. Ich bin
mit den Ergebnissen sehr zufrieden und kann den Parteien nur warmstens empfehlen,
nichstes Jahr in diesem Sinn weiterzumachen und sich bei den Inspektionen ebenso
kooperativ und transparent zu verhalten.

3. Jéhrlicher Informationsaustausch: Die Qualitit des jahrlichen Informationsaustauschs
hat ein hohes Niveau erreicht; die Parteien lieferten aufgrund des laufenden Umstrukturie-
rungsprozesses in den Streitkriaften halbjahrliche Aktualisierungen.

4. Reduzierung von Waffen: Die Republika Srpska erfiillte im Sinne der Beschliisse der
vorhergegangenen SRCC-Sitzungen ihre Reduzierungsverplichtungen durch Zertrennen
bestimmter durch das Ubereinkommen begrenzter Waffen, die als auBer Dienst gestellt und
somit als ausgenommen deklariert waren, und anderer Waffen, die unter der Kategorie
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,Forschung und Entwicklung® deklariert waren. Reduziert wurden ferner auch einige
gepanzerte Kampffahrzeuge aus den Bestinden der Kréfte der inneren Sicherheit.

5. Zusammenfassung: Das Artikel-IV-Ubereinkommen wurde einschlieBlich der
Inspektionen durch Bosnien und Herzegowina vollinhaltlich umgesetzt.

Abschnitt I1: Zukinftige Aktivitaten
Ubereinkommen uber subregionale Riistungskontrolle

Am 1. Januar 1999 {ibernahmen die Parteien den Vorsitz in der Kommission, dem
Aufsichtsorgan fiir das Ubereinkommen iiber subregionale Riistungskontrolle. Zu diesem
Zeitpunkt tibernahm die OSZE, vertreten durch den Personlichen Beauftragten, eine eher
beratende Funktion, wozu auch ,,Sekretariatsaufgaben® gehdrten. Danach beschlossen die
Parteien auf der 21. Sitzung der Kommission, Treffen in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet
abzuhalten, womit die lange Tradition von Treffen in Wien zu Ende ging.

Seither haben die Parteien in Bezug auf die Umsetzung des Ubereinkommens stete
Verbesserungen vorgenommen. Der Informationsaustausch verbesserte sich jedes Jahr in
Form und Inhalt. Das ist wirklich eine beachtliche Leistung, wenn man die vorgenommene
offensive Umstrukturierung der Streitkréfte, die Anzahl der nacheinander geschlossenen
militdrischen Einrichtungen und die groBe Anzahl von Militdrangehorigen bedenkt, die in den
Ruhestand versetzt oder entlassen wurden.

Vor diesem Hintergrund fiihre ich Konsultationen mit mehreren OSZE-Delegationen,
um eine langfristige Strategie im Einklang mit der Gesamtstrategie in der Region zu ent-
wickeln, deren Ziel es sein soll, die Verantwortung fiir diesen Prozess an die Parteien zu
iibertragen und die Rolle, die Prasenz und die Aufgaben der internationalen Gemeinschaft
schrittweise zu reduzieren. Fiir das Artikel-IV-Ubereinkommen wurde die Eigenverant-
wortung bereits voll verwirklicht. Der OSZE kommt in diesem Regime eine maf3gebliche
Rolle im Hinblick auf die Entwicklung des gesamten Prozesses zu, und als Personlicher
Beauftragter trage ich auch weiterhin die Verantwortung fiir die Umsetzungs- und Schulungs-
politik, die Koordination der Inspektionen und die Teilnahme von OSZE-Assistenten an den
Inspektionsaktivitéten.

Abschnitt 111: Schlussbemerkung

Die Parteien des Ubereinkommens iiber VSBM in Bosnien und Herzegowina haben
mit der AuBerkraftsetzung der Bestimmungen von Anhang 1-B Artikel II des Friedens-
iibereinkommens von Dayton einen beachtlichen Erfolg erzielt. Dieses Ergebnis ist ein
wichtiger Schritt in Richtung der Vollendung des Normalisierungsprozesses in der
Subregion.

Andererseits wird die kontinuierliche und erfolgreiche Umsetzung der Bestimmungen
von Artikel IV einen mafigeblichen Beitrag zum Stabilisierungs- und Normalisierungsprozess
in der Subregion leisten und die Voraussetzungen fiir die vollstindige Einbindung der Lander
in die internationale Gemeinschaft schaffen.
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Dieser Prozess wird sicherlich durch die internationale Gemeinschaft selbst bzw.
durch die weitere Bereitstellung von fachlicher Beratung und Unterstiitzung der OSZE fiir die
Parteien erleichtert werden.

In dieser Hinsicht und im Einklang mit den Aufgaben des Personlichen Beauftragten
des Amtierenden Vorsitzenden fiir Artikel IV wird mein Biiro die Parteien im Hinblick auf
die Umsetzung des Inspektionsregimes weiterhin anleiten und technisch unterstiitzen und
ihnen bei der Abwicklung des jéhrlichen Informationsaustauschs mit Analysen und Fach-
wissen zur Seite stehen.
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JAHRESBERICHT 2004
DES SONDERKOORDINATORS DES
STABILITATSPAKTS FUR SUDOSTEUROPA

Einleitung

Der Stabilititspakt diente weiterhin als politischer Koordinierungsmechanismus,
wobei als Richtlinien fiir seine Arbeit die in K6ln und Sarajewo 1999 verabschiedeten
Griindungsdokumente dienten. Ein wichtiges weiteres Gestaltungselement fiir seine
Aktivititen war die Agenda von Thessaloniki, in der das Gipfeltreffen zwischen der
Européischen Union und dem Westbalkan 2003 den Stabilititspakt aufgefordert hatte,
zusitzlich die regionale Seite der Zusammenarbeit im Stabilisierungs- und Assoziierungs-
prozess der Europdischen Union zu férdern. Das Biiro des Sonderkoordinators (in der Folge
als SP-Sekretariat bezeichnet) regte daher auch im Jahr 2004 zur regionalen Zusammenarbeit
an und setzte die Koordination internationaler und lokaler Bemiihungen zur Férderung der
politischen und wirtschaftlichen Entwicklung in Stidosteuropa fort. Schwerpunkt seiner
Aktivititen waren die weitere Stabilisierung und Demokratisierung der Region und, wo
immer mdglich, die Unterstiitzung der euroatlantischen Bemiihungen in den einzelnen
Landern.

Das Aufflammen der Gewalt im Kosovo im Mérz bedeutete einen schweren Riick-
schlag fiir die ganze Region, doch kam Siidosteuropa insgesamt mit der Ubernahme der
Eigenverantwortung fiir einige im Rahmen des Stabilititspakts begonnene Prozesse ein gutes
Stiick voran. Verschiedene politische Entwicklungen bewirkten eine Verstiarkung der Ver-
bindungen der Region mit der Européischen Union, darunter die Annahme der Bewerbung
Kroatiens um EU-Mitgliedschaft und der offizielle Antrag der ehemaligen jugoslawischen
Republik Mazedonien auf Beitritt zur EU.

Das SP-Sekretariat setzte seine Arbeit an allen drei Arbeitstischen fort, wobei
Demokratisierung und Menschenrechte, Wiederaufbau, Entwicklung und Zusammenarbeit im
Wirtschaftsbereich sowie Sicherheitsangelegenheiten den Schwerpunkt bildeten. Letztendlich
ist es das Ziel, die Region auf die vollige Eigenverantwortung fiir die vorhandenen Initiativen
vorzubereiten. Unter der Fiihrung des Sonderkoordinators Erhard Busek (im Folgenden SK
Busek genannt) verlagerte das SP-Sekretariat den Schwerpunkt von der Ermutigung der
Region zur Abgabe von Erkldrungen und zur Verabschiedung von Rechtsvorschriften hin zur
Forderung der Umsetzung fritherer Verpflichtungen.

Uberblick Uiber die Aktivitaten

Im Juni 2004 beging der Stabilititspakt wihrend der Tagung des Regionaltisches in
PortoroZ den fiinften Jahrestag seines Bestehens und bestétigte die Wirksamkeit des
regionalen Ansatzes zur Bewiltigung der Stabilisierungs- und Demokratisierungsprobleme in
der stidosteuropédischen Region. In Portoroz schloss sich die Internationale Organisation fiir
Migration dem Stabilitétspakt als teilnehmende Organisation an und der Pakt wurde auf
Zypern, Estland, Lettland, Litauen und Malta ausgedehnt. Der Tisch begriifite den Schritt,
zehn neue EU-Mitgliedstaaten in den Wissens- und Erfahrungstransfer in Richtung siid-
osteuropdische Region im Rahmen des Transformationsprozesses einzubinden.

Der Regionaltisch von Portoroz bot erstmals Gelegenheit zu einer aktiven
tischiibergreifenden Diskussion, zu der alle Arbeitstische Beitrdge leisteten. Die Teilnehmer
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begriifiten die Initiative und stellten fest, dass dieser themenbezogene Ansatz (im vorliegen-
den Fall Migration) den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen
Arbeitstischen vertiefen konnte. Der Regionaltisch von Portoroz bekréftigte das Engagement
des Stabilititspakts fiir die Einbindung des Kosovo in regionale Aktivitdten durch die
verstirkte Zusammenarbeit {iber Grenzen hinweg in Einklang mit Resolution 1244 (1999) des
VN-Sicherheitsrats. Der Tisch forderte das SP-Sekretariat auf, sich mit der Frage zu befassen,
wie der Stabilitditspakt UNMIK bei der Weiterfiihrung des Plans zur Umsetzung der
Standards unterstiitzen konnte.

Das ganze Jahr hindurch koordinierte das SP-Sekretariat laufend seine Aktivititen mit
den Institutionen der Européischen Union und den Mitgliedstaaten. Die regelmifBigen
Sitzungen des informellen Beratenden Ausschusses, an dem auch Vertreter des Vorsitzes des
Stidosteuropéischen Kooperationsprozesses (SEECP) teilnahmen, boten dem Sekretariat
wieder Gelegenheit zu Treffen mit der Europdischen Kommission und der Europédischen
Prasidentschaft. Die Arbeitsgruppe ,, Westliche Balkanstaaten® (COWEB) des Europdischen
Rates lud mehrfach Experten aus dem SP-Sekretariat ein, um die EU-Mitgliedstaaten iiber
verschiedene Aktivititen und regionale Entwicklungen zu unterrichten. Im Oktober sprach
SK Busek auch vor dem Auf3enpolitischen Ausschuss des Europdischen Parlaments.

Das SP-Sekretariat setzte seine enge Zusammenarbeit mit dem SEECP fort,
insbesondere mit den Regierungen Bosnien und Herzegowinas und Ruméniens, die im ersten
bzw. zweiten Halbjahr den Vorsitz im Prozess fiihrten. Das SP-Sekretariat setzte auch seine
fruchtbare Zusammenarbeit mit Schliisselpartnern des Stabilititspakts fort, unter ihnen
OSZE, NATO, Europarat, OECD, VN und ihre verschiedenen Sonderorganisationen, die
Internationalen Finanzinstitutionen (IFI), die EU-Mitgliedstaaten sowie die Regierungen
Japans, Norwegens, der Schweiz und der Vereinigten Staaten von Amerika. Dariiber hinaus
reiste SK Busek zweimal in die Vereinigten Staaten zu Konsultationen iiber ein Engagement
der Vereinigten Staaten in Siidosteuropa, wobei er fiir die Aktivititen des Stabilitdtspakts
uneingeschrankte Unterstiitzung erhielt.

Gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-Stiftung und dem AuBenministerium von Moldau
organisierte das SP-Sekretariat im Méarz 2004 eine grof3e internationale Konferenz unter dem
Titel ,,Die Republik Moldau im Stabilititspakt — Errungenschaften und Perspektiven®, welche
die ersten drei Jahre der Teilnahme Moldaus an den Aktivititen des Stabilitatspakts bewerten
sollte. Das ganze Jahr hindurch setzte SK Busek den Dialog mit den hdchsten Vertretern der
internationalen Gemeinschaft in Bosnien und Herzegowina und im Kosovo fort.

Zur Verbesserung der politischen Koordinierung und zur Stirkung der politischen
Unterstiitzung kam SK Busek in fast allen européischen Hauptstiddten, darunter Wien, Berlin,
Bern und Athen mit hochrangigen Beamten zusammen. Im Verlauf des Jahres fiihrte er auch
Gespriache mit dem Hohen Vertreter der EU, Javier Solana, und dem fiir Auflenbeziehungen
zustindigen EU-Kommissar Chris Patten. Im Oktober kam es zu Begegnungen mit mehreren
designierten Kommissaren, unter ithnen Olli Rehn, der kiinftige Kommissar fiir Erweiterung.
Im Mai sprach er auch vor dem Stindigen Rat der OSZE und im November nahm er an der
Parlamentarierkonferenz der OSZE in Sofia teil.

Die zentrale Botschaft von SK Busek lautete das ganze Jahr hindurch, dass die siidost-
europdischen Regierungen ihre Verpflichtungen nun strikt umsetzen miissten. Der Sonder-
koordinator verwies auch darauf, dass ein verbessertes Investitionsklima und der Aufbau
eines gemeinsamen Energiemarkts und eines liberalisierten Handelsmarkts den dringend
benotigten Zufluss ausldndischer Investitionen in die Region anregen wiirde. Neben der
Forderung dieser Priorititen betonten SK Busek und sein Biiro auch die Bedeutung des
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sozialen Zusammenhalts fiir die komplexe und schwierige Reform der Volkswirtschaften, der
Industrie und der Wohlfahrtssysteme in der Region.

SK Busek setzte seine Pflege politischer Kontakte auf hoher Ebene in der Region fort
und legte einigen Regierungen nachdriicklich nahe, den in zentralen politischen Bereichen
eingetretenen Stillstand zu beheben. Er sprach beim jahrlichen Treffen der siidosteuro-
paischen Ministerprasidenten in Salzburg und nahm an etlichen vom SEECP veranstalteten
Ministertreffen teil, darunter auch der Gipfel der Regierungschefs. Er fiihrte auch Gespriche
auf hoher Ebene mit den Regierungen Bosnien und Herzegowinas, Bulgariens, Kroatiens,
Ruméniens und Serbien und Montenegros. Abgesehen von politischen Verhandlungen nahm
SK Busek auch an zahlreichen hochrangigen politischen Diskussionsrunden und Konferenzen
teil und hielt Vortrage an verschiedenen Universitdten wie der London School of Economics,
der Universitit Sarajewo und der Georgetown University in Washington D.C.

Das SP-Sekretariat setzte seine Bemiihungen in Unterstiitzung des SEECP fort und
setzte sich dabei insbesondere fiir die gemeinsame Aktion zur Bekdmpfung von Korruption
und organisierter Kriminalitét ein, die von der ruménischen Regierung im Mai gestartet
wurde. Um Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, wurde dariiber hinaus die enge Zusammen-
arbeit mit anderen regionalen Initiativen fortgesetzt. In dem Bestreben, den Kosovo stirker in
die regionalen Prozesse einzubinden, arbeitete das SP-Sekretariat auch eng mit UNMIK und
den provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen im Kosovo zusammen. Das SP-Sekretariat
begriiite die Bestellung von Seren Jessen-Petersen zum filinften Sonderbeauftragten des VN-
Generalsekretérs im Kosovo; vor seiner Bestellung war Jessen-Petersen Vorsitzender der
SP-Regionalinitiative Migration, Asyl und Fliichtlinge (MARRI).

Sowohl die Européische Union als auch die Regierungen von Nicht-EU-Staaten
setzten ihr starkes Engagement fort. Die wichtigsten bilateralen Nicht-EU-Finanzierungs-
partner des SP-Sekretariats waren die Regierungen Kanadas, Japans, Norwegens, der
Schweiz und der Vereinigten Staaten. Die Vereinigten Staaten bekriftigten ihr Engagement
durch die Entsendung eines weiteren hochrangigen US-Diplomaten fiir die Position des
Stellvertretenden Sonderkoordinators. Michael C. Mozur trat sein Amt im August an und
16ste John Riddle ab, der nach Washington D.C. zuriickkehrte und dort die Leitung des Office
of Performance Planning im AuBenministerium tibernahm.

Arbeitstisch Demokratisierung und Menschenrechte

Arbeitstisch I konzentrierte sich wie bisher auf die beiden Kernziele Medien-
entwicklung und lokale Demokratie/grenziiberschreitende Zusammenarbeit. Weitere
Aktivitdten betrafen Fragen wie parlamentarische Zusammenarbeit, Gender und Unterrichts-
wesen. Elisabeth Rehn legte im Juni ihr Amt als Vorsitzende von Arbeitstisch I zuriick,
erklérte sich jedoch bereit, wesentliche Aufgaben bis zur Neubesetzung des Vorsitzes
fortzufithren. Im November ernannte SK Busek den ehemaligen Au3enminister von Serbien
und Montenegro, Goran Svilanovi¢, zum neuen Vorsitzenden.

Medienentwicklung (Kernziel)

In der Arbeitsgruppe Medien kommen alle Schliisselorganisationen und NROs
zusammen, die im Bereich der Demokratisierung der Medien in Siidosteuropa tétig sind. Der
Exekutivsekretér legt gemeinsam mit neun nationalen Arbeitsgruppen, die miteinander
vernetzt sind, die Prioritdten fest und koordiniert die Arbeit mit der Europdischen
Kommission, dem Europarat, verschiedenen finanzierenden Regierungen und den wichtigsten
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mit Medienentwicklung befassten internationalen NROs. Die Arbeitsgruppe koordiniert ihre
Tatigkeit auch mit den siidosteuropdischen Auflenministerien.

Im Laufe des Jahres gaben die neun nationalen Medienarbeitsgruppen Erkldrungen
und Berichte zur Medienentwicklung heraus. Die Berichte der Arbeitsgruppen wurden an ein
Netz weitergeleitet, das die innerhalb von internationalen Organisationen mit der Medien-
entwicklung in Siidosteuropa befassten Fachleute, Aulenministerien und Mitglied-
organisationen des Stabilititspakts miteinander verkniipft. In Zusammenarbeit mit den
Arbeitsgruppen erorterte der Exekutivsekretir mit den beteiligten 6rtlichen Behdrden und
internationalen Organisationen die Notwendigkeit einer Medienreform, insbesondere
hinsichtlich der Rechtslage. Bei seinen Besuchen in der Region brachte der Sonder-
koordinator gegeniiber den Regierungen von Moldau, der ehemaligen jugoslawischen
Republik Mazedonien und Kroatiens und verschiedene Fragen zur Sprache, die Anlass zur
Sorge geben.

Die Arbeitsgruppe Medien unterstiitzte weiter Projektvorschldge zur Stirkung der
regionalen Zusammenarbeit zwischen Medien, zur Verbesserung des Medienrechts, bzw. zur
Forderung der Produktion von Qualitidtsprogrammen im Fernsehen. 2004 finanzierten inter-
nationale Geldgeber im Rahmen des Stabilitatspakts 15 Projekte, darunter die Produktion von
Fernsehprogrammen und Dokumentarfilmen zu den Themen Korruption, Ausséhnung,
Jugendkultur, soziale Fragen und Trennung von Gemeinschaften nach dem Krieg. Zum
Zweck eines verstiarkten Informationsaustauschs unterstiitzte die Arbeitsgruppe Medien
dariiber hinaus den grenziibergreifenden Austausch von TV-Programmen und arbeitete eng
mit der Europdischen Kommission zusammen, um die Unterstiitzung fiir TV-Produktionen
im Rahmen des regionalen Hilfsprogramms CARDS (Wiederautbau, Entwicklung und
Stabilisierung) auszuarbeiten.

Gemeinsam mit den Arbeitsgruppen und einschlagigen Organisationen erstellte die
Arbeitsgruppe Medien 2004 einen Uberblick iiber die Medienunterstiitzung in Siidosteuropa
sowie Landerberichte zur Medienunterstiitzung. Der Exekutivsekretér hielt die monatliche
Ubersicht iiber Mediengesetze auf dem neuesten Stand. Dariiber hinaus war die Arbeits-
gruppe Medien Geldgebern durch Koordinierung, Unterstiitzung und Beratung bei ihrer
Medienunterstiitzung behilflich. Insbesondere erdrterte der Exekutivsekretdr mit mehreren
Entwicklungsagenturen und Auflenministerien kiinftige Strategien zur Medienunterstiitzung.
Die Arbeitsgruppe setzte auch ihre Zusammenarbeit im Bereich der Medienhilfe im Rahmen
des CARDS-Programms mit der Generaldirektion Auflenbeziehungen der Europdischen
Kommission und EuropeAid fort.

Sowohl auf dem Treffen der Arbeitsgruppe Medien im Mai als auch auf der Tagung
in Portoroz im Juni wurde die Rolle der Medien als Katalysator der Gewalt im Kosovo im
Mirz eingehend erortert. Das SP-Sekretariat wandte sich an die Geldgeber mit der Bitte, bei
den verschiedenen von ihnen finanzierten Vorhaben und Medien besonders auf die Schaffung
von Systemen zur Qualitdtskontrolle zu achten. Die Arbeitsgruppe beschloss, kosovarische
Journalisten zu einem verstarkten fachlichen Austausch mit Kollegen und zur eingehenderen
Auseinandersetzung mit den Mechanismen und Instrumenten zur Selbstkontrolle einzuladen,
wie sie in Stidosteuropa andernorts in Kraft sind. Der Exekutivsekretdr und das SP-Sekre-
tariat tiberlegten in diesem Jahr die Mdglichkeit, auch im Kosovo eine Arbeitsgruppe ein-
zurichten. Im Gegensatz zu anderen in Planung befindlichen Bemiihungen im Kosovo wiirde
dieser Ansatz internationale und lokale Medienfachleute an einen Tisch bringen.

Bei dem Treffen der Arbeitsgruppe Medien im Mai erdrterten die teilnehmenden
Organisationen auch die Stellung 6ffentlich rechtlicher Sender, die Reform der Gesetze
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betreffend Verleumdung und iible Nachrede sowie Strategien zur Kanalisierung der
Finanzmittel fiir Medienhilfe an die Medien in Stidosteuropa. Im November erorterte die
Arbeitsgruppe die kiinftige Medienpolitik der Europédischen Kommission in Siidosteuropa.

Trotz aller internationalen Bemiihungen ist die Medienlandschaft in der Region nach
wie vor problematisch und die Heranflihrung der Mediengesetze an westeuropéische
Standards ist nach wie vor eine schwierige Aufgabe. Umstritten ist auch noch immer die
Position der 6ffentlich rechtlichen Rundfunkanstalten in Bulgarien, Moldau und Serbien, und
in Albanien und in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien steht nach wie vor
die Reform grundlegender Rechtsvorschriften aus. In Mazedonien lédsst die Verabschiedung
der Rundfunkgesetze noch immer auf sich warten, trotz der Bemiihungen um die Bereit-
stellung von Expertise und trotz der gemeinsamen Anfragen auf hochster Ebene durch den
Generalsekretir des Europarats, den Generalsekretir des Stabilitdtspakts und den Leiter der
OSZE-,,Spillover“-Uberwachungsmission in Skopje.

Da die Finanzmittel der internationalen Geldgeber immer spérlicher flieBen bzw.
durch Kredite ersetzt werden, kommt der Koordinierung der laufenden Bemiihungen groBere
Bedeutung zu. Auf Ersuchen von Geldgebern verteilte der Exekutivsekretér im Oktober ein
Strategiedokument zum Thema ,,Medienunterstiitzung in Siidosteuropa, Strategie 2005-
2007, in dem sowohl eine Gesamtstrategie als auch spezifische Landerempfehlungen
erortert werden. Die Arbeitsgruppe Medien wird ihre Dynamik beibehalten, auch wenn die
parlamentarische Zusammenarbeit, eines der sechs Kernziele des Stabilititspakts, 2005 die
Medienentwicklung als Kernziel ablost.

Lokale Demokratie und grenzibergreifende Zusammenarbeit (Kernziel)

Die Arbeitsgruppe LODE/CBC (lokale Demokratie und grenziibergreifende
Zusammenarbeit) koordinierte weiterhin die Tatigkeit sowohl internationaler als auch lokaler
Akteure zur Unterstiitzung der regionalen Zusammenarbeit in Siidosteuropa, um die lokale
Demokratie durch eine Reform der Lokalverwaltung zu stirken. Gemeinsam mit ihren
Schliisselpartnern, dem Europarat, dem Netz der Verbidnde der Gemeinden Siidosteuropas
(NALAS), dem Verband der Agenturen fiir lokale Demokratie (ALDA) und internationalen
NROs wie dem Ost-West-Institut (www.iews.org) und dem Open Society Institute war die
Arbeitsgruppe auch bestrebt, die grenziibergreifende Zusammenarbeit, wirtschaftliche
Zusammenfiihrung, den Aufbau von Kapazititen sowie den sozialen Zusammenhalt und die
Biirgerbeteiligung zu stérken.

Die Arbeitsgruppe sorgte fiir politische Unterstiitzung bei der Entwicklung und
Umsetzung konkreter lokaler und regionaler grenziibergreifender Aktivititen im
Zusammenhang mit Handel, Wirtschaftsentwicklung und Bildungs-, Kultur-, und Sozial-
programmen und bei der Auseinandersetzung mit den politischen Haupthindernissen fiir die
grenziibergreifende Zusammenarbeit. Dariiber hinaus forderte die Arbeitsgruppe im Rahmen
von NALAS Projekte zum Aufbau von Kapazitéten sowohl auf lokaler als auch auf
nationaler Verwaltungsebene durch Aus- und Fortbildungsprogramme, Partnerschaften und
den ,,Erfahrungstransfer aus den neuen mitteleuropiischen EU-Mitgliedstaaten.

In diesem Jahr befasste sich die Arbeitsgruppe LODE/CBC mit der genauen
Koordinierung der Aktivitdten zwischen den verschiedenen internationalen Organisationen,
nationalen Entwicklungsagenturen, internationalen NROs und regionalen Partnern. Ein
wesentliches Ergebnis der Koordinierungsbemiihungen war die Verabschiedung des NALAS-
Aktionsplans 2004-2007 im Mérz und die Umwandlung von NALAS von einem Netz in
einen offiziellen Verband, die auf der elften Plenartagung des Kongresses der Gemeinden
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und Regionen Europas des Europarats im Mai beschlossen wurde. Das NALAS-Sekretariat,
das seit Mai abwechselnd von den Landern der Region betreut wird, begann mit der Vor-
bereitung fiir die Verlegung seines Standorts von Strassburg nach Siidosteuropa.

Das ganze Jahr hindurch unterstiitzte das SP-Sekretariat den Europarat bei der
Erstellung eines umfassenden schriftlichen Konzepts fiir eine regionale Ministerkonferenz
zum Thema lokale und regionale Demokratie, die im Oktober in Zagreb stattfand. Die
Konferenz wurde vom Europarat, dem Stabilitdtspakt und der Regierung Kroatiens
organisiert und bewirkte die erste gemeinsame politische Vereinbarung der Minister der
Region zur Verbesserung der lokalen Verwaltung.

In Form eines Memorandum of Understanding verpflichteten sich die Regierungen
der Region, 6ffentliche Verwaltungsverfahren zu reformieren und zu gegebener Zeit mehr
Kompetenzen an die regionale und lokale Ebene abzutreten. Sie sagten zu, umfassende
inlédndische Arbeitsprogramme, so genannte ,,Arbeitsprogramme fiir bessere Kommunal-
verwaltung®, durchzufiihren, die den Aufbau von Kapazititen, eine steuerliche Dezentralisie-
rung, die kommunale Wirtschaftsentwicklung und die Foérderung des sozialen Zusammen-
halts vorsehen. Die Konferenz bot auch Gelegenheit fiir eine Dialog zwischen Zentral-
regierungen und Vertretern von Verbdnden nationaler Gebietskdrperschaften sowie
Vertretern der Zivilgesellschaft und von NROs.

Gemeinsam mit internationalen und lokalen Partnern und insbesondere dem Ost-
West-Institut setzte das SP-Sekretariat Aktivititen zu den verschiedenen Euroregionen wie
Stidadria, Sava-Drina-Majevica und der Mikroregionen Presevo-Kumanovo-Gjilane/Gjilan
fort. Es bereitete auch die Schaffung der Mikroregion Ohrid-Prespa vor, die im Dezember
2004 oftiziell begangen werden soll. Das vom SP-Sekretariat, OSI/LGI und OECD aus-
gearbeitete Pilotprogramm fiir die Katalogisierung der Finanzierungsbeitrage zu Lokal-
verwaltungsfragen bewéhrt sich und wird weiter durchgefiihrt.

Weitere Tatigkeitsbereiche

In dem Bemiihen, die internationale und regionale Aufmerksamkeit verstarkt auf die
Rolle der Parlamente zu lenken, beauftragte das SP-Sekretariat einen leitenden Berater mit
der Ausarbeitung einer umfassenden Strategie zur stidrkeren Einbindung des Stabilitétspakts
in die parlamentarische Zusammenarbeit in Siidosteuropa. Die deutsche Regierung unter-
stiitzte den Prozess der Sammlung von Informationen iiber die Bediirfnisse der verschiedenen
Parlamente in der Region und arbeitete eine Langzeitstrategie zur Forderung und Unter-
stiitzung der parlamentarischen Zusammenarbeit durch den Stabilitétspakt aus.

Der leitende Berater und das SP-Sekretariat fiihrten Gespréache mit Partnern innerhalb
und auBlerhalb der Region, und die Pldne wurden verschiedenen hochrangigen Konferenzen
vorgelegt, darunter der Konferenz der Parlamentsprisidenten der Teilnehmerliander am
stidosteuropéischen Kooperationsprozess (SEECP) im Mirz, der Gipfel der SEECP-Staats-
und Regierungschefs im April und eine Konferenz der parlamentarischen Troika (Euro-
pdisches Parlament, OSZE, Europarat) im November.

Bei dem Treffen des Arbeitstischs in Portoroz wurden erste Ergebnisse vorgelegt, und
beim Treffen des Arbeitstischs im November in Skopje wurde der komplette Bericht vorge-
tragen. Aus dem Bericht geht hervor, dass nach wie vor grofler Bedarf an verbesserten
Leistungen der Parlamentsbiiros besteht und dass eine Stirkung der regionalen Dimension
spiirbare Verdnderungen bewirken konnte. Daher sollten die Aktivitdten der verschiedenen
internationalen Organisationen, Regierungen und NROs wie das Ost-West-Projekt fiir
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parlamentarische Praxis (www.ewppp.org) und das Ost-West-Institut koordiniert werden und
Aktivitdten regionaler Art im Vordergrund stehen.

Aufgrund dieser Ergebnisse plant das SP-Sekretariat, den Stabilitétspakt schwer-
punktmifBig auf folgende Bereiche auszurichten:

— Forderung der Angleichung der Gesetze an EU-Standards
— Verstiarkung des Informationsaustauschs iiber parlamentarische Zusammenarbeit

— Herstellung von Verbindungen zwischen den Ausschiissen verschiedener Parlamente,
die fiir 4hnliche Fragen zusténdig sind

— Institutionalisierung von Aus- und Fortbildungsprogrammen fiir neu gewéhlte
Parlamentsabgeordnete und deren Mitarbeiter

— Forderung von Partnerschaften zwischen Parlamenten (innerhalb der Region und
zwischen siidosteuropdischen und EU-Parlamenten, insbesondere in den neuen EU-
Mitgliedstaaten)

— Unterstiitzung der Vernetzung von Frauen und Jungparlamentariern

Dariiber hinaus ist auch die Einrichtung eines Website-Portals geplant, das als
zentrale Plattform fiir den Informationsaustausch zwischen Parlamenten und den an
Parlamentsprojekten teilnehmenden Partnern fungieren soll. Die Initiative fiir parlamen-
tarische Zusammenarbeit wird sich dafiir einsetzen, in die Arbeit aller Arbeitsgruppen des
Stabilitatspakts eine parlamentarische Dimension einzubringen.

Das SP-Sekretariat setzte die Koordinierung der Aktivititen der Regierungen der
Region in Verbindung mit der im Rahmen der Arbeitsgruppe Bildung und Jugend
gegriindeten siidosteuropdischen Bildungsreforminitiative (ERI SEE) fort. In diesem Jahr
widmete sich die Arbeitsgruppe vor allem der Einrichtung eines Sekretariats, das regionale
Kapazititen in den Bereichen Bildung und Ausbildung aufbauen und den siidosteuropéischen
Unterrichtsministerien bei der Verwirklichung von EU-Standards behilflich sein soll. Die
kroatische Regierung erhielt den Zuschlag als Gastland fiir das Sekretariat, und das Biiro

wurde im November in Zagreb erdffnet’.

Die Arbeitsgruppe orientiert sich in ihrer Arbeit nach wie vor am gemeinsamen
Aktionsplan vom Mai 2003, in dem die Minister der Regierung neun Bereiche als vorrangig
fiir die Bildungsentwicklung und -reform festlegten. Dazu zdhlt die Anpassung einschldgiger
Rechtsvorschriften und Lehrpldne an EU-Standards, die Dezentralisierung der Leitung und
Verwaltung des Schulwesens, die Entwicklung lebenslanger Lernstrategien sowie die
Verbreiterung des Zugangs zu qualitativ hochwertiger Ausbildung. Die Arbeitsgruppe
organisierte auch verschiedene Aktivititen zum Aufbau von Kapazititen, darunter ein
regionales Expertenseminar fiir lebenslange Lernstrategien und ein weiteres im Bereich der
Menschenrechtserziehung. Das Projekt unter OECD-Leitung mit der Bezeichnung
,Entwicklung einer Pddagogik fiir behinderte und gefahrdete Schiiler “ wurde erfolgreich
fortgesetzt und befindet sich nunmehr in der zweiten Umsetzungsphase.

1 Das Sekretariat besteht aus einem Aufsichtsgremium aus Vertretern der siidosteuropdischer Ministerien
und einem Beratungsgremium aus Vertretern des Europarats, der OECD, der EUA (Verband
Européischer Universitéten), der European Training Foundation, der Européischen Kommission, von
Geberldndern und Institutionen, die zur ERI SEE beitragen, sowie aus weiteren Bildungsexperten.
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Das SP-Sekretariat setzte ferner seine Unterstiitzung fiir die Arbeitsgruppe Gender
fort, die sich die Forderung der Gleichstellung von Frau und Mann in Siidosteuropa zum Ziel
gesetzt hat. Im Rahmen des Stabilitétspakts und des SEECP veranstalteten das Parlament der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, die Arbeitsgruppe Gender und das
Internationale Institut fiir Demokratie im Juni die dritte Parlamentarierinnen-Konferenz in
Stidosteuropa. Dank der Zusammenarbeit der Arbeitsgruppe Gender mit Norwegian People’s
Aid und den OSZE-Missionen in Serbien und Montenegro und in der ehemaligen jugo-
slawischen Republik Mazedonien stand im Mittelpunkt der Ausbildungsaktivitdten weiterhin
die Kompetenzbildung fiir Frauen in politischen Parteien und in lokalen Fithrungspositionen.
Es wurden mehrere landesweite Lobbying-Kampagnen durchgefiihrt und einige hundert
Frauen ausgebildet.

Das Projekt ,,Fraktion stidosteuropdischer Parlamentarierinnen® vernetzte
Parlamentarierinnen in Montenegro (Serbien und Montenegro), der ehemaligen jugo-
slawischen Republik Mazedonien und Bosnien und Herzegowina und wurde im Mai 2004
erfolgreich abgeschlossen. Im Januar wurde in Bosnien und Herzegowina und Montenegro
(Serbien und Montenegro) das Projekt ,,Mitgestaltungskompetenz flir Frauen in Gewerk-
schaften durch sozialen Dialog* in Angriff genommen, das Feldseminare veranstaltet und im
Juni landesweite Strategiesitzungen abhielt. Die Arbeitsgruppe wollte auch einen sozialen
Dialog iiber Genderfragen in Gang bringen und stellte im Juni die Finanzierung fiir die
Abhaltung eines regionalen Konsultationstreffens sicher, bei dem die regionale Gleich-
stellungsstrategie neu definiert werden soll. Im September begannen die Vorarbeiten zu
einem neuen Regionalprojekt fiir Romafrauen. Dariiber hinaus setzte die Arbeitsgruppe
Gender ihre Zusammenarbeit mit ihren institutionellen Partnern fort und organisierte mit
diesen gemeinsam im Laufe dieses Jahres wichtige Konferenzen und Seminare.

In Bezug auf die Ombudsmann-Initiative wurde im September eine Regional-
konferenz der stidosteuropéischen Volksanwaltschaften in Belgrad veranstaltet. Die Tagung
wurde vom SP-Sekretariat, dem Projekt Eunomia der griechischen Volksanwaltschaft, der
OSZE-Mission in Serbien und Montenegro und dem Ministerium fiir lokale Selbstverwaltung
der Republik Serbien (Serbien und Montenegro) veranstaltet und erdrterte die Verant-
wortlichkeiten und Herausforderungen fiir die Volksanwaltschaften in der siidosteuro-
pdischen Region sowie die Zukunftsaussichten fiir regionale Zusammenarbeit.

Arbeitstisch Wiederaufbau, wirtschaftliche Entwicklung und die
Zusammenarbeit im Wirtschaftsbereich

Das zentrale Ziel des Arbeitstisches II ist es, durch die Modernisierung der Infra-
struktur, insbesondere im Energie- und Verkehrsbereich, und die Liberalisierung des Handels
eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung zu fordern und die Investitionstitigkeit zu er-
leichtern. Dabei soll insbesondere sichergestellt werden, dass sowohl die Lander Siidost-
europas als auch die internationale Gemeinschaft einen regionalen strategischen Ansatz fiir
die Wirtschaftsentwicklung verfolgen, um die verfiigbaren 6ffentlichen und privaten Finanz-
mittel bestmdglich zu niitzen. Der Arbeitstisch will auch sicherstellen, dass alle Beteiligten
den sozialen Zusammenhalt entsprechend beriicksichtigen.

Energiesektor und andere regionale Infrastruktur (Kernziel)

Im Energiebereich ist der Stabilititspakt in die Entwicklung eines regionalen
Energiemarkts im Rahmen der als ECSEE (Energiegemeinschaft Siidosteuropa) bekannten
Initiative voll eingebunden. Die Europdische Kommission ist in diesem Prozess federfiithrend
und das SP-Sekretariat bemiiht sich ergiinzend, fiir regionale politische Unterstiitzung und
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Mitverantwortung zu sorgen, eine gemeinsame Strategie der Geberlidnder zu férdern und die
Privatwirtschaft zur Mitwirkung zu veranlassen, um in diesem Sektor neue Strukturen und
Investitionen zu fordern.

2004 forderte das SP-Sekretariat die Umsetzung der zwei zuvor von stidosteuro-
pdischen Regierungen unterzeichneten Athener Memoranda of Understanding und unter-
stiitzte aktiv den Beschluss des Europdischen Rates vom Juni, der Europdischen Kommission
das Mandat fiir Verhandlungen iiber eine rechtlich verbindliche Ubereinkunft mit den
teilnehmenden stidosteuropéischen Landern zu erteilen.

Im Juli wurden formelle Vertragsverhandlungen aufgenommen und die Kommission
und die teilnehmenden Regierungen hoffen, dass bis Ende 2004 eine Einigung iiber die
wichtigsten Bestimmungen erreicht und der Strom- und Gasmarkt in den niachsten Jahren
schrittweise gedffnet werden kann. Die siidosteuropdischen Regierungen werden im Verlauf
des Prozesses alle maB3geblichen Energie- und Umweltrichtlinien der EU {ibernehmen und
wollen umfassende Modernisierungsvorhaben mit der Hilfe internationaler Finanz-
institutionen und auslindischer Investoren durchfiihren. Nach der Ubernahme der EU-
Standards werden die siidosteuropdischen Lénder unabhidngig vom Stand ihrer Beitritts-
verhandlungen auch Zugang zum Binnenmarkt der EU im Energiebereich erhalten.

Vor der offiziellen Aufnahme des Verhandlungsprozesses organisierte das SP-
Sekretariat im Juli ein Treffen leitender Berater der slidosteuropédischen Ministerprasidenten,
um die zentralen politischen Themen zu besprechen, die voraussichtlich bei den Ver-
handlungen zur Diskussion stehen werden. Auf Ersuchen der Europdischen Kommission
organisierte das SP-Sekretariat auch gemeinsam mit dem ruménischen Vorsitz des SEECP
eine Konferenz fiir die Parlamentarier und Sozialpartner der Region, bei der diese iiber den
ECSEE-Prozess informiert wurden.

Auf dieser Konferenz im Oktober in Bukarest wurden die Herausforderungen erdrtert,
die sich bei der Umstrukturierung des Energiesektors ergeben werden, einschlieBlich der
Kosten und des Nutzens eines regionalen Energiemarkts nach dem Vorbild des EU-Binnen-
markts und seinen Auswirkungen auf die Tarife und den Arbeitsmarkt. Die Delegierten
setzten sich auch mit der technischen Modernisierung auseinander, die zur Sicherung der
Energieversorgung in der Region notwendig ist, und den zur Harmonisierung der Gesetze mit
dem acquis communautaire notwendigen Reformen. Uber hundert Teilnehmer aus der
Region nahmen gemeinsam mit Vertretern der internationalen Finanzinstitutionen und den
beobachtenden Regierungen der ECSEE an dieser Veranstaltung teil.

Das SP-Sekretariat trug auch in diesem Jahr zur Abfassung des ECSEE-Vertrags-
entwurfs bei und nahm an zahlreichen hochrangigen Arbeitstreffen und politischen
Veranstaltungen zur Erdrterung der Plidne teil. Dariiber hinaus unterstiitzte es zwei von der
Europédischen Kommission organisierte siidosteuropiische ,,Energiewochen®. Im Rahmen
dieser beiden Veranstaltungen, die auf Einladung der griechischen Regierung in Athen
stattfanden, gab es zahlreiche Treffen zwischen verschiedenen Lenkungs- und Koordi-
nierungsgremien, die mit den Memoranda of Understanding von Athen eingerichteten
worden waren.

Neben dem Schwerpunkt ECSEE-Prozess verfolgte das SP-Sekretariat auch
Aktivitaten zur Unterstiitzung regionaler Energiefragen, darunter ein Seminar im Mai in
Pristina (Kosovo) zu den besonderen Erfordernissen des Energiesektors.
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Die unter der Schirmherrschaft des Stabilitatspakts eingerichtete Lenkungsgruppe fiir
Infrastruktur unter dem Vorsitz der Europdischen Kommission war wie bisher das wichtigste
Koordinierungsgremium fiir die Aktivitéten der internationalen Finanzinstitutionen zur
Unterstiitzung der regionalen Infrastruktur. Auf einem hochrangigen Treffen der Lenkungs-
gruppe fiir Infrastruktur im Februar bekréftigten alle Mitglieder ihre Unterstiitzung fiir die
Gruppe und erweiterten deren Mandat auf die Umweltinfrastruktur, insbesondere im Bereich
der Wasserwirtschaft. Die Gruppe beschloss auch, neue Mittel und Wege zur Verbesserung
der Durchfithrung von Infrastrukturvorhaben in der Region zu iiberlegen, wie der Vorschlag
eines koordinierten Herangehens an Verkehrsprojekte in Albanien belegt.

Im Mai wurden etliche regionale Infrastrukturprojekte nach ihrem Abschluss von der
Liste gestrichen und fiinf neue Projekte hinzugefiigt. Ende 2004 waren insgesamt 51 Projekte
mit Gesamtkosten in Hohe von 4,1 Milliarden Euro in Gang; bei 39 davon, im Wert von 3,45
Milliarden Euro, haben die Bauarbeiten bereits begonnen. Im Oktober bestellte die
Europidische Kommission Michel Peretti zum neuen Vorsitzenden der Lenkungsgruppe fiir
Infrastruktur.

Im Bereich der Verkehrsinfrastruktur wurde im Juni 2004 von den fiinf Landern des
Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses und UNMIK/Kosovo ein Memorandum of
Understanding iiber das Kernverkehrsnetz unterzeichnet. In diesem Memorandum of
Understanding ist eine vereinbarte Regionalstrategie fiir diesen zentralen Infrastrukturbereich
zusammengefasst, die von der Lenkungsgruppe flir Infrastruktur und den siidosteuropdischen
Léandern in den vergangenen zwei Jahren ausgearbeitet wurde und die von der Europdischen
Kommission finanzierte Studie {iber die regionale Verkehrsinfrastruktur im westlichen
Balkan zur Grundlage hat.

Im Juli bildeten auf Initiative des SP-Sekretariats dessen Partner eine informelle
Arbeitsgruppe zu Partnerschaften zwischen 6ffentlichem und privatem Sektor (PPP), um sich
eine bessere Vorstellung von den notigen Voraussetzungen fiir PPP zu verschaffen und den
Einsatz von PPP in der Region zu férdern. Die Arbeitsgruppe wird sich der Forderung der
Durchfiihrung von Pilotprojekten in verschiedenen Infrastrukturbereichen und in
verschiedenen siidosteuropdischen Landern widmen. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe
kommen aus internationalen Finanzinstituten und der Wirtschaft und arbeiten derzeit an einer
Liste moglicher Projekte. Da es eine der Aufgaben des Stabilitdtspaktsmandats ist, an der
Losung von Projektdurchfiihrungsfragen mitzuwirken, nahm das SP-Sekretariat gemeinsam
mit der Europdischen Investitionsbank und der Europidischen Bank fiir Wiederaufbau und
Entwicklung an Feldmissionen teil, zuletzt im Juli in Bosnien und Herzegowina, bei denen
Durchfiihrungsprobleme anhand konkreter Infrastrukturvorhaben untersucht werden.

Handel und Investitionen (Kernziel)

Im Handelsbereich stellte die Arbeitsgruppe Handel weiterhin das zentrale Forum fiir
die Umsetzung der Regionalstrategie zur Liberalisierung des Handels im Sinne des
Memorandum of Understanding zu Handelsfragen vom Juni 2001. Die Arbeitsgruppe Handel
bietet ein Koordinierungsforum fiir die fithrende Handelspolitiker aus den Landern
Stidosteuropas, die Europédische Kommission, die Weltbank, die Welthandelsorganisation
und mehrere bilaterale Geldgeber. 2004 hielt die Arbeitsgruppe Handel drei Treffen ab — in
Budapest (Mirz), Briissel (Juli) und Belgrad (Oktober) — und priifte die Fortschritte bei der
Ratifizierung und Implementierung der 28 Freihandelsabkommen.

In diesem Jahr kam auch das von der Europdischen Kommission finanzierte
Projekt gut voran, das auf Ersuchen der Arbeitsgruppe Handel zustande kam und den



-173 -

siidosteuropéischen Léndern dabei hilft, nichttarifire Handelsschranken festzustellen und zu
beseitigen. Das gemeinsame Projekt der OECD und der schwedischen Agentur fiir inter-
nationale Entwicklungszusammenarbeit (www.sida.se) zur Forderung und Liberalisierung
des Handels von Dienstleistungen wurde im Juni abgeschlossen; fiir die Nachbereitung dieses
wichtigen Projekts wird nun ein anderes EK/CARDS-Projekt sorgen. Im Laufe des Jahres
wurden unter der Schirmherrschaft des Stabilitdtspakts eine Reihe von Workshops und
Seminaren zur Forderung von Freihandelsabkommen veranstaltet.

Im Herbst war das SP-Sekretariat federfiihrend an der Ausarbeitung der Strategie und
des Aktionsplans der Arbeitsgruppe Handel fiir 2005 beteiligt, deren erster Entwurf bei dem
Treffen in Belgrad erortert wurde. Zielrichtung des Planes ist die vollstindige Umsetzung der
Freihandelsabkommen, die Beseitigung bestimmter nichttarifarer Handelsschranken, die
Forderung des Handels im Dienstleistungsbereich und die weitere Harmonisierung der Frei-
handelsabkommen. Dariiber hinaus wird die Arbeitsgruppe Handel auch Optionen fiir die
kiinftige Leitung und Verwaltung des Handelsliberalisierungsprozesses in der Region
ausarbeiten, die bei einem Ministertreffen 2005 gepriift und gebilligt werden sollen. Eine der
ernsthaft erwogenen Optionen ist der Ubergang zu einem einheitlichen, multilateralen
Freihandelsabkommen, um auf diesem Weg die Moglichkeiten des regionalen Handels-
liberalisierungsprozesses voll ausschdpfen zu konnen. Das ganze Jahr hindurch brachte
Sonderkoordinator Busek bei Gespriachen mit mehreren siidosteuropdischen Regierungen die
Verzogerungen bei der Ratifizierung und Implementierung zur Sprache und verwies immer
wieder auf die Vorteile des Freihandelsabkommenprozesses fiir die heimische und inter-
nationale Wirtschaft.

Auf dem Gebiet der Investitionserleichterung unternahm Investment Compact (IC)
unter der Federfithrung der OECD wieder zahlreiche Aktivitdten einschlielich technischer
Hilfe, Werbeveranstaltungen und Entwicklung institutioneller Strukturen. IC kam es beson-
ders darauf an, sicherzustellen, dass die Lander die zur Verbesserung des Investitionsklimas
vereinbarten Reformen durchfiihren. Investment Compact (www.investmentcompact.org)
wurde von unabhangiger Seite evaluiert, und der im Juli veroffentlichte Schlussbericht
unterstrich die positiven Auswirkungen der Initiative auf das Investitionsklima in der Region,
einschlieBlich der Investitionsfliisse und der dadurch bewirkten Arbeitsplatzschaffung.

Die wichtigste politische Veranstaltung im Rahmen dieser Initiative war die Minister-
konferenz im Juli in Wien, auf der die siidosteuropdischen Regierungen eine politische
Erklarung zur Verbesserung des Investitionsklimas verabschiedeten. Die Regierungen der
Region sagten darin unter anderem zu, den Verwaltungsaufwand fiir die Anmeldung und
Zulassung von Unternehmen, die Berufungsverfahren und den Informationsaustausch zu
erleichtern und die institutionellen Kapazitdten auf zentraler und lokaler Regierungsebene zu
starken. Wihrend der Wiener Konferenz fand auch ein Forum der Privatwirtschaft und die
feierliche Verleihung der Preise fiir internationale Investoren des Jahres 2004 in Siidost-
europa statt. Ferner wurde der regionale IC-Vorsitz von Ruménien an Bulgarien tibergeben.

Die Einbindung der Privatwirtschaft in IC wurde durch die Aktivitidten der Gremien
fiir auslédndische Investoren verstérkt, die in allen diesen Léndern eingerichtet wurden oder
werden. Einige dieser Gremien haben ein ,,Weilbuch* iiber das Investitionsklima in ihrem
Land herausgegeben und es den Regierungen als ihren Beitrag zur Grundsatzpolitik liber-
geben. Gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-Stiftung organisierte Investment Compact ferner
im September eine Konferenz, die die Rolle der Parlamentarier fiir die Umsetzung von
Wirtschaftsreformen unterstreichen sollte. Die Notwendigkeit, Parlamentsabgeordnete und
kommunale Regierungsvertreter besser tiber Wirtschaftsentwicklungsfragen zu informieren,
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zieht sich als wichtiges Thema durch eine Reihe von SP-Initiativen und wird Anlass zu
FolgemalBnahmen geben.

Dariiber hinaus arbeiteten die Arbeitsgruppe Handel, Investment Compact und das
SP-Sekretariat eng mit dem Wirtschaftsbeirat (BAC) zusammen. Der Wirtschaftsbeirat trat
2004 viermal zusammen, in Sofia (Bulgarien), Bled (Slowenien), Istanbul (Tiirkei) und
Zagreb (Kroatien). Zur Forderung des direkten Meinungsaustauschs zwischen dem 6ffent-
lichen und dem privaten Sektor iiber das Investitionsklima in den einzelnen Léndern organi-
sierte er auch Wirtschaftsmissionen nach Chisinau (Moldau, 21. und 22. Oktober) und Tirana
(Albanien, 14. und 15. November). 2004 institutionalisierte der Wirtschaftsbeirat seine
Partnerschaft mit dem Netz der Gremien fiir ausldndische Investoren sowie mit den
SECIPRO-Ausschiissen (Gremien fiir die Forderung von Handel und Verkehr) in der Region.

Weitere Tatigkeitsbereiche

2004 wurden die Strategie und der Ansatz fiir die SP-Initiative fiir sozialen
Zusammenhalt grundlegend iiberarbeitet. Die Initiative erhielt scharfere Konturen und ihr
abgeédndertes Mandat sicht nun konkrete Ziele in ihren fiinf Tatigkeitsbereichen — Beschif-
tigung, sozialer Dialog, sozialer Schutz, Wohnungswesen und Gesundheit — vor. Fiir die
Gesamtstrategie und die allgemeine Ausrichtung der Initiative ist eine neu eingerichtete
Beratungsgruppe verantwortlich, der die Ko-Vorsitzenden, Vertreter der Leitung der
einzelnen Sektoren und das SP-Sekretariat angehoren.

Die Initiative fiir sozialen Zusammenbhalt kam in allen Sektoren voran, fiir die sie
verantwortlich ist. Unter der Fithrung des Europarats und der Internationalen Arbeits-
organisation wird die Uberpriifung der Beschiftigungspolitik der einzelnen Linder, die bei
der Konferenz der siidosteuropdischen Minister tiber Beschéftigungspolitik 2003 in Bukarest
beschlossen wurde, fortgesetzt. Einige Lander legten Berichte vor, und zu Albanien und
Kroatien findet eine eingehende Peer-Review statt. Im Gesundheitsbereich wurden Lénder-
pléne fiir Qualitdt und Sicherheit von Lebensmitteln vereinbart und in vielen Fillen be-
schlossen und die Finanzierung fiir neue Projekte konnte gesichert werden, wie z. B. fiir die
Sicherheit von Blutkonserven. Das Gesundheitsnetz begann mit detaillierten Vorbereitungen
fiir das geplante Treffen der Gesundheitsminister im Jahr 2005.

Der soziale Dialog ist in Siidosteuropa noch immer nicht sehr gefestigt, doch zeitigen
die Aktivititen der Initiative fiir sozialen Zusammenhalt in diesem Bereich erste Resultate,
wie auch die Ergebnisse der dritten gemeinsamen Tagung des Balkanforums des Euro-
paischen Gewerkschaftsbundes (www.etuc.org) und des stidosteuropédischen Arbeitgeber-
forums belegen, das im Oktober in Sofia (Bulgarien) stattfand. Die Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberorganisationen kamen zu mehreren Beratungen zusammen, die in einem gemein-
samen Forum gipfelten, um die weitere Starkung des Sozialdialogs in der Region und ins-
besondere die Beilegung von Arbeitskonflikten zu erdrtern. Auf dem Gebiet des sozialen
Schutzes beflirwortete das SP-Sekretariat die Schaffung eines von der Europdischen
Kommission finanzierten regionalen Koordinierungszentrums fiir sozialpolitische Fragen in
Skopje.

Bei einer hochrangigen Konferenz iiber informelle Siedlungen in Sitidosteuropa Ende
September in Wien wurden die Fortschritte im Rahmen des Themenkreises Wohnbau und
Stadtverwaltung (eine Hinterlassenschaft der MARRI-Initiative des Arbeitstisches III)
behandelt. Vertreter von Ministerien Albaniens, der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedoniens und Serbien und Montenegros unterzeichneten eine Erkldrung, in der sie ihre
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Verpflichtung bekriftigten, bestehende informelle Siedlungen zu legalisieren und den Zugang
zu Schulen, dem Gesundheitswesen und Infrastrukturdienstleistungen zu erméglichen.

Neben dem Ministertreffen fanden bei der Konferenz auch Workshops und Seminare
statt, an denen Regierungen, NROs sowie Vertreter aus Praxis und Wissenschaft teilnahmen;
die ausfiihrlichen Diskussionen gaben den Teilnehmern die Moglichkeit, sich iiber bewidhrte
Methoden in Wohnraumfragen in der Region auszutauschen und einige gemeinsame
Aktivitdten zu beschliefen.

In Umsetzung der Schlussfolgerungen der Plenartagung von Arbeitstisch II im
Dezember 2003 in Tirana bemiihte sich das SP-Sekretariat, Zusammenarbeit und Synergien
in ihren , klassischen* Aktivitdten auf dem Gebiet der Wirtschaftsentwicklung und des
sozialen Zusammenhalts zu fordern. Gemeinsam mit der OECD, der irischen EU-Prisident-
schaft und dem ruménischen SEECP-Vorsitz veranstaltete das SP-Sekretariat im Mai in
Bukarest eine internationale Konferenz tiber Unternehmensentwicklung und Arbeitsplatz-
schaffung. Auf der Konferenz wurden die sozialen Auswirkungen der Strukturbereinigung
des Marktes sowie die zur Verbesserung des Wirtschaftsklimas erforderlichen Maflnahmen
erortert. Dabei wurde betont, dass in Siidosteuropa spiirbare Verdanderungen notwendig seien,
wie die Schaffung einer Unternehmenskultur, die Entwicklung kleiner und mittelstdndischer
Betriebe, die mit einer Verbesserung der Arbeitsmarkt-, Bildungs- und Ausbildungspolitik
einhergehen miissten.

Eine der zentralen Schlussfolgerungen der Konferenz lautete, dass zur Férderung des
Unternehmertums und der Investitionstétigkeit in allen Regionen Siidosteuropas und zur Be-
wiltigung der durch die tief greifende industrielle Umstrukturierung verursachten Probleme
in der Region einen umfassenden horizontalen Ansatz erfordert. Die Konferenz war sich
darin einig, dass die Entwicklung eines Musterkatalogs von MaBBnahmen zur praktischen
Umsetzung regionaler Entwicklungsstrategien, einschlielich Strategien fiir die industrielle
Umstrukturierung, konstruktiv und sinnvoll wire.

Im Rahmen der Umsetzung dieser Empfehlung hielt das SP-Sekretariat in Zusammen-
arbeit mit Investment Compact, der OECD und der Regierung der ehemaligen jugoslawischen
Republik Mazedonien Anfang November ein eintdgiges Seminar {iber lokale Aspekte der
Unternehmensentwicklung und der Schaffung von Arbeitspldtzen ab. Dieses Seminar betonte
die Bedeutung und den Wert eines gemeinschaftsnahen Ansatzes in dieser Frage, insbe-
sondere dann, wenn in einer Region eine industrielle Strukturbereinigung stattfindet. Man
erorterte praktische MaBBnahmen zur Erleichterung der Durchfiihrung dieses Ansatzes und die
Organisatoren werden nunmehr versuchen, diese in einem Musterkatalog bewidhrter
Methoden zusammenzufassen, der von allen Betroffenen verwendet werden kann.

Das regionale Umweltsanierungsprogramm setzte 2004 den Prozess zur Entwicklung
und Umsetzung von Umweltgesetzen und -mafinahmen in Siidosteuropa im Einklang mit EU-
Richtlinien und -Normen fort. Das Sekretariat des Regionalen Umweltzentrums in Ungarn
bietet den verschiedenen Lindern laufend technische Unterstiitzung und hat insbesondere
einen ersten Uberblick iiber einige der im Umweltbereich in Siidosteuropa notwendigen
Investitionen erstellt.

Nach Abschluss des Ratifikationsprozesses durch die Parlamente in Bosnien und
Herzegowina, Kroatien, Serbien und Montenegro und Slowenien nahm das SP-Sekretariat im
Juni in Belgrad an der feierlichen Einsetzung der Sava-Kommission teil. Der multilaterale
Vertrag zur Griindung der Kommission mit Sitz in Zagreb (Kroatien) wurde im Dezember
2002 in Kranjska Gora (Slowenien) unterzeichnet und enthilt ein umfassendes Wasser-
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wirtschaftskonzept fiir das Sava-Becken, das den Erfordernissen der Schifffahrt, der
nachhaltigen Wasserbewirtschaftung, der Wasserkrafterzeugung und des Umweltschutzes
Rechnung trigt. Die Sava-Anrainerstaaaten unterzeichneten Urkunden, durch die die
Republik Slowenien zur Verwahrerin der Rechtsakte der Kommission bestimmt wird.

Arbeitstisch Sicherheitsfragen

Arbeitstisch I1I arbeitete 2004 weiter an seinen Kernzielen, insbesondere dem Kampf
gegen die organisierte Kriminalitdt und der Steuerung von Bevolkerungsbewegungen. Auch
seine Bemiihungen in sicherheits- und verteidigungsbezogenen Fragen (Kernaufgabenbe-
reiche) einschlieflich Riistungskonversion und Riistungskontrolle sowie Grenzmanagement
und Katastrophenschutz gingen weiter. Die Tagung des Arbeitstisches im Juni in Portoroz
(Slowenien) befasste sich mit der Bekampfung der organisierten Kriminalitit und der
Korruption sowie der Militirkonversion; zu Migrationsfragen wurde eine eigene
Diskussionsrunde abgehalten.

Bekampfung der organisierten Kriminalitat (Kernziel)

In diesem Bereich lag der Schwerpunkt des SP-Sekretariats weiterhin auf dem Aufbau
von Kapazititen, Bewusstseinsbildung und Gesetzesreformen im Rahmen der SP-Initiative
gegen organisierte Kriminalitidt (SPOC). Gemeinsam mit dem Polizeiforum setzte sich SPOC
nach wie vor fiir einen ergebnisorientierten Dialog zwischen lokalen, regionalen und inter-
nationalen Agenturen ein. SPOC bemiihte sich, die Umsetzung der 2002 verabschiedeten
Londoner Erklarung iiber die Einddmmung der organisierten Kriminalitdt in Stidosteuropa
und der damit zusammenhdngenden Schlussfolgerungen des EU-Westbalkan-Gipfeltreftens
(Thessaloniki, Griechenland, 2003) zu fordern und gab den siidosteuropédischen Regierungen
politische Riickendeckung fiir die Entwicklung einschlégiger Strategien und fiir die Verbesse-
rung der regionalen Zusammenarbeit bei der Verbrechensbekdmpfung.

Im Anschluss an die Konferenz der Justiz- und Innenminister der SEECP-Teilnehmer-
staaten im Mai in Bukarest, die auf Vorschlag des rumédnischen Vorsitzes eine gemeinsame
Kampagne gegen organisierte Kriminalitdt und Korruption beschloss, unterstiitzte das SP-
Sekretariat diese Aktion durch verstirkte Zusammenarbeit im Rahmen ihres Netzes von
Experten und Praktikern aus dem Bereichen Recht, Strafverfolgung und Justiz. Es setzte sich
unter anderem fiir eine engere Zusammenarbeit mit Europol und Eurojust ein. Inzwischen
waren die damit zusammenhédngenden SP-Initiativen bei der Planung einer Datenbank und
von Evaluierungsmethoden fiir die SEECP-Kampagne behilflich.

SK Busek dringte die Regierungen, das Ubereinkommen der Vereinten Nationen
gegen die grenziiberschreitende organisierte Kriminalitdt umzusetzen und in diesem Bereich
entsprechende MaBBnahmen zu planen. Das SP-Sekretariat setzte seine begleitende Kontrolle
der weiteren Entwicklung des Umsetzungsprozesses fort und informierte auf verschiedenen
Minister- und Arbeitstreffen innerhalb und auflerhalb der Region {iber den Stand der
Umsetzung.

In diesem Jahr setzte das Polizeiforum seine Arbeit an Fachprojekten fort, darunter
eine Reihe von Lehrgédngen fiir Fithrungskrifte der Polizei, das Projekt ,,Gestohlene Fahr-
zeuge“, das Projekt ,,Drogenbekdmpfungsnetz*, das Projekt ,,Grenziibertrittsstellen* sowie
das so genannte ,,Ausbildungsnetz zur Bekdmpfung der organisierten Kriminalitidt (OCTN).
Ziel des OCTN ist die Ausbildung von Polizisten der mittleren Ebene von Sondereinheiten
fiir die Bekdmpfung der organisierten Kriminalitét in Siidosteuropa, mit den Schwerpunkten
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Aufbau von Kapazititen und Vernetzung. Vorbereitungstreffen in Wien (Juni), Briissel (Juli)
und Zagreb (September) leiteten die erste Phase des OCTN-Projekts ein. Dabei ging man in
enger Koordination und Kooperation mit der Vereinigung europdischer Polizeiakademien
(AEPC), einem Partner bei diesem Vorhaben, und der Vereinigung der Polizeichefs in
Stidosteuropa (SEPCA) vor.

Das SP-Sekretariat setzte auch seine Unterstlitzung fiir den Dialog zwischen dem in
Bukarest angesiedeltem Zentrum fiir die Bekdmpfung der grenziiberschreitenden Kriminalitét
und anderen Strafverfolgungsbehorden, insbesondere Europol, fort, um den formellen opera-
tiven Austausch bei Ermittlungen gegen die organisierte Kriminalitit zu verstirken. Im
September begriiBte SK Busek die Evaluierung durch EU-Experten, die den Beitrag des
Zentrums zur Bekdmpfung der organisierten Kriminalitdt in der Region sowie die Verein-
barkeit mit vergleichbaren Bemiihungen bereits vorhandener EU-Mechanismen beurteilen
sollte.

Der Bericht kam zu dem Schluss, dass das Zentrum, das gemeinsame Bemiihungen
zur Bekdmpfung der grenziiberschreitenden Kriminalitdt durch Verbindungsoffiziere unter-
stiitzt, eine wichtige Rolle bei der Entwicklung der Zusammenarbeit im Bereich der Straf-
verfolgung spielte und zur Stabililisierung der Sicherheitslage in der Region beitrug. Die
unabhingige Evaluierung bescheinigte dem Zentrum ferner, dass es geeignet wére, die Rolle
eines Regionalbiiros der Europol zu tibernehmen. Zu diesem Zweck sollten die Teilnehmer-
staaten das Zentrum systematischer fiir regionale Strafverfolgungseinsitze einsetzen.

Im ersten Halbjahr beschéftigte sich die SP-Arbeitsgruppe Menschenhandel mit der
Forderung der Umsetzung der von den siidosteuropdischen Ministern in Palermo (2000),
Zagreb (2001) und (Tirana 2002) unterzeichneten Verpflichtungserkldrungen. Nach der
Bestellung der Vorsitzenden der SP-Arbeitsgruppe Menschenhandel, Helga Konrad, zur
Sonderbeauftragten der OSZE fiir die Bekdmpfung des Menschenhandels wurde die SP-
Arbeitsgruppe schrittweise aufgelost. Das SP-Sekretariat begrii3te diese Bestellung und nahm
die Zusammenarbeit mit der neuen Struktur auf und verlagerte gleichzeitig den Schwerpunkt
seiner Aktivititen auf Fragen der Strafverfolgung.

Im Mérz 2004 war das SP-Sekretariat beim Aufbau des in Sarajewo angesiedelten
Sekretariats fiir die SP-Antikorruptionsinitiative (SPAI) behilflich, das Know-how fiir die
Planung und Umsetzung nationaler Korruptionsbekampfungsstrategien bereitstellen wird.

Steuerung und Stabilisierung von Bevolkerungsbewegungen (Kernziel)

2004 wurde die SP-MARRI-Initiative (Migration, Asyl und Fliichtlingsriickkehr)
schrittweise unter die Schirmherrschaft des SEECP gestellt. Das Gesamtziel der Initiative ist
die Schaffung eines gemeinsamen Rahmens fiir umfassende und konzertierte regionale
Aktivititen der teilnehmenden Akteure aus den Regierungen und der Zivilgesellschaft und
internationaler Organisationen. Mit der Einrichtung des MARRI-Regionalforums im April
und der Unterzeichnung eines Memorandum of Understanding im Juli iibernahmen die
Regierungen Albaniens, Bosnien und Herzegowinas, Kroatiens, der ehemaligen jugo-
slawischen Republik Mazedonien und Serbien und Montenegros gemeinsam die volle
Verantwortung fiir die Umsetzung der MARRI-Ziele.

Bei der Einrichtung des Regionalsekretariats in Skopje leistete das SP-Sekretariat
Hilfestellung durch Finanzierungsbeschaffung und politische Anleitung. Am 18. November,
einen Tag vor dem Regionaltisch-Treffen in Skopje, wurde das Sekretariat erdffnet. Bei
Gespriachen von SK Busek mit der albanischen Regierung, die die Priasidentschaft des
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MARRI-Regionalforums vertrat, kam man zu dem Schluss, dass das SP-Sekretariat das
Regionalforum in wichtigen Fragen weiterhin politisch unterstiitzen sollte. Es wurde auch
beschlossen, dass das SP-Sekretariat aktiv an den Treffen der ,,Freunde des Regionalforums*
teilnehmen wiirde, die zur Ausarbeitung von Empfehlungen fiir die Arbeit des Forums
eingerichtet wurden.

3

Das SP-Sekretariat beriet das ganze Jahr hindurch die teilnehmenden Regierungen in
dringenden Fragen im Zusammenhang mit den verbleibenden Fliichtlingen und Binnen-
vertriebenen, wobei es dafiir eintrat, langsam auf einen breiten Ansatz fiir einen nicht-
diskriminierenden Zugang zu Rechten und Staatsbiirgerschaft tiberzugehen. Die Initiative
unter der Bezeichnung ,,Zugang zu Rechten® stellt fest, wo die einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften Schwéchen und Liicken aufweisen, und bemiiht sich, Konsultationsmechanismen
zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren zu schaffen. Sie tritt dafiir ein, dass die
Regierungen allen Fliichtlingen und Binnenvertriebenen ,,ungehinderten und nichtdiskrimi-
nierenden Zugang* zu ihren Eigentumsrechten und sozialen Rechten sowie zu Gesundheits-
wesen, Unterricht, Beschiftigung und Biirgerrechten gewéhren sollten. Das Biiro ermutigte
auch zur Schaffung bestandféhiger nationaler und regionaler Mechanismen fiir die
begleitende Kontrolle und Berichterstattung tiber maf3gebliche Fortschritte.

Das SP-Sekretariat arbeitete auch an der Erstellung eines Programms fiir regionalen
Informationsaustausch, das Liicken im Informationssystem und im grenziiberschreitenden
Informationsaustausch sowie im Datenschutz schlieBen soll. Dariiber hinaus begriifite SK
Busek die Initiative der Biiros von OSZE, UNHCR und EU in der Region, gemeinsam den
Regierungen von Bosnien und Herzegowina, Kroatien und Serbien und Montenegro bei der
Suche nach Losungen fiir noch offene Fliichtlingsfragen zu helfen, und versicherte, ihre
Arbeit auch in Zukunft unterstiitzen zu wollen.

Zusatzliche Tatigkeitsbereiche

2004 war das SP-Sekretariat verstirkt im Bereich der Reform des Sicherheitssektors
und insbesondere der Verteidigungskonversion aktiv. Im April nahm das SP-Sekretariat an
einer Konferenz der slidosteuropéischen Verteidigungsminister in Sarajewo teil und setzte
sich in Zusammenarbeit mit der NATO fiir die Forderung von Programmen zur Unter-
stiitzung der Umstellung von Militérstiitzpunkten auf zivile Nutzung und zur Unterstiitzung
des Einstiegs von entlassenem Militdrpersonal ins zivile Leben ein. Das SP-Sekretariat
arbeitete mit allen internationalen Partnern in diesem Bereich eng zusammen, darunter
UNDP, OSZE, die internationale Organisation fiir Migration, das Genfer Zentrum fiir die
demokratische Kontrolle der Streitkrafte (www.dcaf.ch) und das Bonn International Centre
for Conversion (www.bicc.de). Es nahm auch Gesprache mit internationalen Finanz-
institutionen iiber die kiinftige Projektfinanzierung auf. Im September erorterte SK Busek
auch die Frage der Verteidigungskonversion und des Ohrid-Grenzprozesses mit NATO-
Generalsekretér Jaap de Hoop Scheffer.

Im Berichtsjahr trat der Ohrid-Prozess fiir Grenzmanagement und Grenzsicherung in
seine Implementierungsphase, und die teilnehmenden Regierungen erstellten Lénderberichte
iiber die Heranfiihrung des Grenzmanagements an EU-Standards. Am zweiten Uberpriifungs-
treffen zu den Fortschritten bei der Entwicklung eines integrierten Grenzmanagements-
systems im Oktober in Tirana nahmen alle teilnehmenden Regierungen sowie das SP-
Sekretariat, die Europdische Kommission, die OSZE und die NATO teil. Die Entwicklungen
im Laufe des Jahres belegen, dass alle teilnehmenden Lénder 2003 auf dem vom Ohrid-
Dokument Way Forward vorgegebenen Weg gut vorankamen. Alle Lénder haben damit
begonnen, ihre innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit den in Ohrid eingegangen
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Verpflichtungen in Einklang zu bringen, insbesondere die Vorschriften betreffend zivile
Grenzbehorden und die damit zusammenhéngenden Fremden- und Asylgesetze.

Auch die Einsammlung von Kleinwaffen und leichten Waffen (SALW) stand nach
wie vor auf der Tagesordnung. Mit Unterstlitzung der Europdischen Kommission spielte die
Stidosteuropédische Clearingstelle fiir die Kontrolle von Kleinwaffen und leichten Waffen
(SEESAC) (www.seesac.org) nach wie vor eine wichtige Rolle fiir die Arbeit des Stabilitéts-
pakts zu SALW-Fragen. Laut einer gemeinsamen Einschidtzung von SP/UNDP und Geld-
gebern war SEESAC nach wie vor federfiihrend bei der Bekdmpfung der von unkontrollier-
ten SALW-Uberschiissen in der Region ausgehenden Bedrohung. Parallel dazu konzentrier-
ten sich die Aktivititen des Regionalen Verifikations- und Unterstiitzungszentrums zur
Implementierung von Riistungskontrollabkommen (RACVIAC) darauf, eine regionale
Plattform fiir umfassendere politisch-militarische Fragen anzubieten und entlassenes
Militarpersonal umzuschulen.

Die Initiative fiir Katastrophenvorsorge und Katastrophenschutz (DPPI) unterstiitzte
nach wie vor die Kooperation und Koordination zwischen den Regierungen in der Region
und den teilnehmenden Organisationen wie der Internationalen Foderation der Rotkreuz- und
Rothalbmond-Gesellschaften (www.ifrc.org), dem Biiro der VN fiir die Koordinierung
humanitédrer Angelegenheit (http://ochaonline.un.org), dem Biiro des Hohen Reprédsentanten
in Bosnien und Herzegowina, UNDP, NATO, OSZE, dem Européischen seismologischen
Zentrum fiir den Mittelmeerraum und dem Ost-West-Institut. Zu Kernthemen der DPPI
wurden mehrere Schulungsveranstaltungen abgehalten, ebenso wie eine gemeinsame
Feuerwehriibung im Mai, an der Bosnien und Herzegowina, Kroatien und Serbien und
Montenegro teilnahmen. DPPI unterstiitzte auch weiterhin die Lander bei der Schaffung eines
Rechtsrahmens flir Grenziibertritte, damit rasche Katastrophen- und humanitédre Hilfe im
Notfall sichergestellt wird.
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VEREINBARUNG ZWISCHEN DEM SEKRETARIAT
DER ORGANISATION FUR SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT
IN EUROPA UND DEM SEKRETARIAT DER WIRTSCHAFTS-
KOMMISSION DER VEREINTEN NATIONEN FUR EUROPA

Das Sekretariat der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE) und das Sekretariat der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fiir Europa
(UNECE) —

in Anbetracht gemeinsamer Interessengebiete sowie unter Hinweis auf die
erfolgreiche Zusammenarbeit in der Vergangenheit, unter anderem bei der Uberpriifung der
OSZE-Verpflichtungen in der Wirtschafts- und Umweltdimension der Sicherheit und im
Rahmen der Dreiparteientreffen und der zielorientierten Treffen der VN, der OSZE und des
Europarats,

unter Hinweis auf das auf dem Elften Treffen des Ministerrats der OSZE im
Dezember 2003 in Maastricht verabschiedete OSZE-Strategiedokument fiir die Wirtschafts-
und Umweltdimension, in dem unter anderem der Generalsekretir der OSZE ersucht wurde,
eine Vereinbarung mit der UNECE zu treffen, die die Grundlage fiir die zukiinftige
Uberwachung und Uberpriifung der wirtschaftlichen und umweltbezogenen Lage im OSZE-
Gebiet bilden soll, sowie auf die einschlidgigen Beschliisse der Jahrestagung 2004 der
UNECE,

in Anerkennung der Rolle der OSZE als regionale Sicherheitsorganisation im Sinne
von Kapitel VIII der Charta der Vereinten Nationen und der wesentlichen Rolle der
Wirtschafts- und Umweltdimension der OSZE in den Bereichen Frithwarnung, Konflikt-
verhiitung, Krisenmanagement und Konfliktnachsorge,

in Anerkennung der fithrenden Rolle der VN-Regionalkommissionen innerhalb der
Vereinten Nationen, in ihren Zustdndigkeitsbereichen und in der Wechselbeziehung mit
regionalen Organisationen,

eingedenk der Besonderheiten ihrer jeweiligen Mandate,

in dem Wunsch, bei der Verfolgung ihrer Ziele groBtmdgliche Synergie und
Komplementaritét zu erzielen,

in dem Bestreben, den Sinn fiir eine praktische, pragmatische und ergebnisorientierte
enge Zusammenarbeit zu fordern —

sind wie folgt tibereingekommen:

1. Zwischen dem Generalsekretiar der OSZE und dem Exekutivsekretir der UNECE
werden regelmédfige Sitzungen abgehalten.

2. Wenn angebracht, werden weitere Konsultationen zu Fragen von gemeinsamem
Interesse abgehalten.
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3. Es wird eine gemeinsame Arbeitsgruppe fiir die Zusammenarbeit zwischen allen
Beteiligten eingerichtet und es werden gegebenenfalls Ansprechpartner zur Pflege regel-
méfBiger Kontakte benannt.

4. Es wird danach getrachtet, die wechselseitige Teilnahme an Treffen und Konferenzen
zu Themen, die fiir alle Beteiligten von Bedeutung sind, im Einklang mit ihren jeweiligen
Regeln zu gewéhrleisten, insbesondere auch durch Bereitstellung von Vortragenden,
Moderatoren und Experten.

5. Beide Seiten erhalten weiterhin Zugang zu Dokumenten, statistischen Daten und
Berichten, die fiir ihre Zusammenarbeit und die Tétigkeit der anderen Partei von Bedeutung
sind.

6. Die Teilnehmerstaaten der OSZE und die Mitgliedstaaten der UNECE werden
regelmifig durch die Plenarsitzungen und andere Foren iiber die laufende Zusammenarbeit
informiert.

7. Hinsichtlich der Uberpriifung der OSZE-Verpflichtungen wird die UNECE weiterhin
bei der Uberpriifung der Umsetzung der OSZE-Verpflichtungen in der Wirtschafts- und
Umweltdimension mitwirken.

8. Die Verpflichtungen werden auf dem jahrlichen Wirtschaftsforum der OSZE anhand
folgender Themenbereiche iiberpriift:

— Umwelt, Energie, nachhaltige Entwicklung

— Integration, Handel und Verkehr

— Investitionsklima

— Armut, soziale Ausgrenzung und Bildungswesen
— Staats- und Unternehmensfiihrung

0. Die UNECE wird bei der Vorbereitung der Uberpriifung der Themenbereiche
,Umwelt, Energie, nachhaltige Entwicklung®, ,,Integration, Handel und Verkehr und
,Investitionsklima* federfiihrend sein. Die UNECE wird zur Uberpriifung der Themen-
bereiche ,,Armut, soziale Ausgrenzung und Bildung* und ,,Staats- und
Unternehmensfiihrung* sowie zur umfassenden Uberpriifung nach MaBgabe ihrer
Fachkompetenz und der verfiigbaren Ressourcen beitragen.

10.  Die Uberpriifungstagung sollte sich jedes Jahr auf einen oder zwei konkrete
Themenbereiche konzentrieren oder eine umfassende Uberpriifung aller Themenbereiche
vornehmen. Die OSZE und die UNECE beabsichtigen, zusammen an einer Verbesserung der
Uberpriifungstagungen und ihrer FolgemaBnahmen zu arbeiten.

11.  Die OSZE und die UNECE sollten die Uberpriifungsarbeit auf der Grundlage ihrer
jeweiligen Ressourcen durchfiihren.

12. Die OSZE wird der UNECE so friih wie moglich bekanntgeben, welches Thema sie
fiir die bevorstehende Uberpriifungstagung gewdhlt hat, um der UNECE geniigend Zeit fiir
eine ausreichende Vorbereitung ihres Beitrags zu geben.

13.  Wie im Strategiedokument (Absatz 3.2.4) vorgesehen, beabsichtigt das Biiro des
Koordinators fiir 6konomische und 6kologische Aktivititen der OSZE die Fortsetzung der
Zusammenarbeit mit der UNECE und anderen Partnerorganisationen betreffend die
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Entwicklung von Frithwarnmechanismen und Indikatoren fiir die Beurteilung der Umsetzung
der Verpflichtungen vorbehaltlich weiterer Beschliisse des Standigen Rates der OSZE.

14, Die UNECE wird voraussichtlich in den Unterausschuss fiir Wirtschaft und Umwelt,
der die auf dem Wirtschaftsforum vorgenommene Uberpriifung der Umsetzung der
Verpflichtungen weiterzuverfolgen beabsichtigt, sowie zu Erorterungen anderer fiir die
Zusammenarbeit zwischen der OSZE und der UNECE wichtiger Themen eingeladen. Die
UNECE kann auch von sich aus vorschlagen, dem Unterausschuss fiir Wirtschaft und
Umwelt weitere Berichte zur Erwédgung vorzulegen.

15.  Beide Sekretariate beabsichtigen, ihre Koordination und Zusammenarbeit bei der
Durchfithrung gemeinsamer Projekte in Mitgliedstaaten weiter zu verstérken, einschlieBlich
der gemeinsamen Geldbeschaffung fiir Projekte, die sie zusammen durchfiihren wollen.

16. Diese Vereinbarung tritt mit der Unterzeichnung durch beide Parteien in Kraft. Die
Vereinbarung zieht fiir keine der beiden Parteien finanzielle Verpflichtungen nach sich. Sie
kann in beiderseitigem, schriftlich niedergelegtem Einvernehmen abgedndert werden. Jede
der beiden Parteien kann diese Vereinbarung unter Einhaltung einer zweimonatigen Frist
durch eine schriftliche Mitteilung an die andere Partei kiindigen.

Pt E
e Wby

W

Jan Kubi$ Brigita Schmognerova
Generalsekretér Exekutivsekretérin

Organisation fiir Sicherheit und Zusammen- Wirtschaftskommission der Vereinten
arbeit in Europa Nationen fiir Europa

Sofia, 6. Dezember 2004



	II. ERKLÄRUNG DES MINISTERRATS
	ZUM SECHZIGSTEN JAHRESTAG
	DES ENDES DES ZWEITEN WELTKRIEGS
	III. ERKLÄRUNG DES MINISTERRATS�ZUM BERG-KARABACH-KONFLIKT
	IV. BESCHLÜSSE DES MINISTERRATS
	BESCHLUSS Nr. 3/04
	BEKÄMPFUNG DER NUTZUNG DES INTERNETS�ZU TERRORISTISCHEN ZWEC
	(MC.DEC/3/04 vom 7. Dzember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 4/04
	MELDUNG VERLORENER/GESTOHLENER REISEPÄSSE AN DAS
	AUTOMATISIERTE FAHNDUNGSSYSTEM/DIE DATENBANK�FÜR GESTOHLENE 
	(MC.DEC/4/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 5/04
	WEITERE UMSETZUNG DES OSZE-DOKUMENTS�ÜBER LAGERBESTÄNDE KONV
	MUNITION
	(MC.DEC/5/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 6/04
	OSZE-STANDARDELEMENTE VON
	ENDABNEHMERZERTIFIKATEN UND�OSZE-VERIFIKATIONSVERFAHREN FÜR�
	(MC.DEC/6/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 7/04
	OSZE-PRINZIPIEN FÜR DIE KONTROLLE ÜBER
	VERMITTLUNGSGESCHÄFTE MIT�KLEINWAFFEN UND LEICHTEN WAFFEN
	(MC.DEC/7/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 8/04
	OSZE-PRINZIPIEN FÜR DIE AUSFUHRKONTROLLE�SCHULTERGESTÜTZTER 
	(MC.DEC/8/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 9/04
	ERHÖHUNG DER CONTAINERSICHERHEIT
	(MC.DEC/9/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 10/04
	VERBESSERUNG DER EFFIZIENZ UND�WIRKSAMKEIT DES WIRTSCHAFTSFO
	(MC.DEC/10/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 11/04
	BEKÄMPFUNG DER KORRUPTION
	(MC.DEC/11/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 12/04
	TOLERANZ UND NICHTDISKRIMINIERUNG
	(MC.DEC/12/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 13/04
	DIE BESONDERE SCHUTZ- UND�HILFSBEDÜRFTIGKEIT VON KINDERN�ALS
	(MC.DEC/13/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 14/04
	OSZE-AKTIONSPLAN 2004
	ZUR FÖRDERUNG DER GLEICHSTELLUNG
	VON FRAUEN UND MÄNNERN
	(MC.DEC/14/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 15/04
	DIE ROLLE DES GENERALSEKRETÄRS DER OSZE
	(MC.DEC/15/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 16/04
	SCHAFFUNG EINES WEISENRATS ZUR�STÄRKUNG DER WIRKSAMKEIT DER 
	(MC.DEC/16/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 17/04
	DIE OSZE UND IHRE KOOPERATIONSPARTNER
	(MC.DEC/17/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 18/04
	OSZE-VORSITZ IM JAHR 2007
	(MC.DEC/18/04 vom 7. Dezember 2004)
	BESCHLUSS Nr. 19/04
	DATUM UND ORT DES NÄCHSTEN TREFFENS�DES MINISTERRATS DER OSZ
	(MC.DEC/19/04 vom 7. Dezember 2004)
	V. ERKLÄRUNG DES VORSITZES UND�ERKLÄRUNGEN VON DELEGATIONEN
	ERKLÄRUNG DER EUROPÄISCHEN UNION
	ERKLÄRUNG DER DELEGATION
	GRIECHENLANDS
	ERKLÄRUNG DER DELEGATION MOLDAUS
	ERKLÄRUNG DER DELEGATION NORWEGENS
	ERKLÄRUNG DER DELEGATION�DER RUSSISCHEN FÖDERATION
	ERKLÄRUNG DER DELEGATION KANADAS
	ERKLÄRUNG DER DELEGATION GEORGIENS
	VI. BERICHTE AN DAS�MINISTERRATSTREFFEN VON SOFIA
	TÄTIGKEITSBERICHT DES�AMTIERENDEN VORSITZENDEN FÜR 2004
	BERICHT DES VORSITZENDEN�DER INFORMELLEN FREUNDESGRUPPE�FÜR 
	BERICHT DES VORSITZES�DER ARBEITSGRUPPE „OSZE-REFORM“�AN DEN
	BERICHT DES VORSITZES�DER INFORMELLEN OFFENEN FREUNDESGRUPPE
	BERICHT DER KO-VORSITZE DER MINSK-GRUPPE�DER OSZE AN DEN MIN
	VII. VEREINBARUNG�ZWISCHEN DEM SEKRETARIAT DER�OSZE UND DEM 


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts false
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 100
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 2.40
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 150
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 2.40
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 100
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /Unknown

  /Description <<
    /JPN <FEFF3053306e8a2d5b9a306f300130d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f3092884c308f305a3001753b50cf89e350cf5ea6308267004f4e9650306b62913048305f00200050004400460020658766f830924f5c62103059308b3068304d306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103057305f00200050004400460020658766f8306f0020004100630072006f0062006100740020304a30883073002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d30678868793a3067304d307e30593002>
    /FRA <>
    /DEU <>
    /PTB <>
    /DAN <>
    /NLD <>
    /ESP <>
    /SUO <>
    /ITA <>
    /NOR <>
    /SVE <>







    /HEB (Use these settings to create PDF documents with minimum image resolution and no font embedding. The PDF documents can be opened with Acrobat and Reader 5.0 and later.)
    /ENU <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [72 72]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


